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ſoweit Menſchenwille und Wenſchenkraft dies vermochten. 


Vorwort. 


Der letzte Verwaltungsbericht der Stadt Danzig erſchien im Oktober 1922; er erſtreckte 
ſich auf die Zeit des Krieges und das erſte Jahr nach dem Kriege bis zum 10. Januar 1920, 
dem Tage des Inkrafttretens des Vertrages von Verſailles, durch den Danzig und ſein Gebiet 
vom Preußiſchen Staate und Deutſchen Reiche abgetrennt wurde. 


Der Aufbau der neuen Freiſtadtverwaltung bedingte auch eine weitgehende Umſtellung 
der Verwaltung der Stadtgemeinde Danzig und ſtellte die Behörden vor eine Fülle ſchwierigſter 
Aufgaben, die die Arbeit von Jahren erforderten. Es erſchien daher untunlich, dem Berichte 
über die Kriegszeit die früher üblichen Berichte über die einzelnen Rechnungsjahre folgen zu 
laſſen, vielmehr war es angezeigt zu warten, bis ein gewiſſer Abſchluß der Überleitung in die 
neuen Verhältniſſe eingetreten war. 

Der vorliegende Bericht, der ſich auf die Haushaltsjahre 1920/21 bis 1924/25 bezieht, 
behandelt demgemäß im weſentlichen die Zeit des Um- und Neubaues der Stadtverwaltung im 
erſten Jahrfünft der Freien Stadt. 

Die den früheren Berichten beigegebene Stadtchronik iſt fortgelaſſen, weil die Stadtchronik 
von der Staatschronik nicht mehr zu trennen iſt, und weil ferner eine auch nur kurze Auf⸗ 


zeichnung der Stadt und Staat berührenden zeitgeſchichtlichen Ereigniſſe den Umfang des 


Verwaltungsberichts ſelbſt überſchritten haben würde. Doch iſt geplant, die Chronik der Freien 
Stadt Danzig, die beim Statiſtiſchen Landesamte geführt wird, in abſehbarer Zeit als Sonder— 
druck erſcheinen zu laſſen. 


Unter der Geldnot, die durch den Krieg herbeigeführt wurde, unter dem beiſpielloſen 
Niedergange des Wirtſchaftslebens, der darauf gefolgt iſt, litt und leidet Danzig, losgetrennt 
vom Mutterlande und gänzlich auf eigene Füße geſtellt, ebenſo wie andere deutſche Städte. 
Dennoch iſt die Verwaltung der Stadt der daraus erwachſenden Schwierigkeiten Herr geworden, 
Im Verlaufe feiner fiebenhundert- 
jährigen Geſchichte hat Danzig wiederholt Zeiten harter Not, auch ſchwerſter wirtſchaftlicher 
Bedrängnis durchgemacht. Unſere Altvordern haben fie mit männlichem Mute und zäher Tat⸗ 
kraft, erfüllt von hanſiſchem Geiſte überwunden. Auch für das Danzig der Gegenwart werden 
wieder beſſere Zeiten anbrechen, wenn alle ſeine Bürger den alten hanſiſchen Spruch beherzigen, 
an den der Herr Präſident des Senats der Freien Stadt in feinem der Schweſterſtadt Lübeck 
bei ihrer Jubelfeier gewidmeten Glückwunſch erinnerte: 

Discat posteritas majorum fortia facta 

Sectari, patriae ne cadat urbis honor. 
Wöchten die Enkel doch lernen, der Väter tüchtiges Wirken 
Fortzuſetzen mit Kraft, wahrend der Vaterſtadt Ehr'! 


Danzig, im Juni 1926. 


I. Bericht 


der Präſidialabteilung des Senats über die 
Rechnungsjahre 1920 bis 1924 


Die Verwaltung der Stadtgemeinde Danzig wurde nach der am 10. Januar 1920 in Kraft 
geſetzten Lostrennung vom Deutſchen Reiche noch bis zum 30. April 1921 wie früher nach den Beſtimmungen 
der Städteordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen Preußens vom 30. Mai 1853 durch den Magiftrat 
in Verbindung mit der Stadtverordnetenverſammlung geführt. Die am 15. November 1920 in Kraft ge- 
ſetzte Verfaſſung der Freien Stadt Danzig beſtimmt, daß die Gemeindeangelegenheiten der Stadt Danzig als 
Angelegenheiten des Staates zu gelten haben und vom Senat und Volkstag zu leiten ſind. Letzterer 
ſollte zur Beſchlußfaſſung über Gemeindeangelegenheiten der Stadt Danzig aus ſeiner Witte und aus 
anderen Angehörigen der Stadt Danzig eine Stadtbürgerſchaft wählen, deren Zuſtändigkeit durch ein be— 
ſonderes Geſetz zu regeln war. In Ausführung dieſer Beſtimmungen der Verfaſſung der Freien Stadt 
Danzig übernahm der Senat mit dem 1. Mai 1921 anſtelle des Magiſtrats die laufenden Verwaltungs- 
geſchäfte der Stadtgemeinde Danzig. Der Senat führte die ſtädtiſchen Geſchäfte zunächſt noch mit der 
alten Stadtverordnetenverſammlung weiter, bis die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der Stadt— 
gemeinde Danzig durch das Geſetz vom 9. Oktober 1923 neu geregelt war und die auf Grund dieſes 
Geſetzes in der Sitzung des Volkstages vom 6. Februar 1924 gewählte, aus 51 Mitgliedern beſtehende 
Stadtbürgerſchaft am 12. Februar 1924 zu ihrer erſten Sitzung zuſammentrat und von nun an die Stadt— 
verordnetenverſammlung erſetzte. 

Im Magiſtratskollegium haben ſich in der Zeit vom 1. April 1920 bis zu deſſen Auflöſung 
folgende Veränderungen vollzogen: 

Mit dem 31. Mai 1920 ſchied Stadtrat Köhler aus, um in die Privatwirtſchaft überzutreten. 
Am 6. Dezember 1920 wurden vom Volkstag Oberbürgermeiſter Sahm zum Präſidenten des Senats 
der Freien Stadt Danzig, ſowie Stadtrat Dr. Schwartz und Stadtſchulrat Dr. Strunk zu haupt- 
amtlichen Senatoren gewählt. Die Geſchäfte des Oberbürgermeiſters gingen auf Bürgermeiſter 
Dr. Bail, die Geſchäfte des Bürgermeiſters auf Stadtrat Toop über. Am 7. Dezember 1920 
wurden vom Volkstag die unbeſoldeten Stadträte Karow, Fuchs I, Fuchs I und Krauſe zu 
Senatoren im Nebenamt gewählt. Am 27. April 1921 wurde vom Volkstag Stadtrat Runge zum 
hauptamtlichen Senator gewählt. 

Mit dem 30. April 1921 wurde das Wagiſtratskollegium aufgelöſt, da deſſen Geſchäfte auf 
den Senat übergingen. Dem Magiſtratskollegium gehörten am genannten Tage folgende Herren an: 

Beſoldete Magiſtratsmitglieder: Bürgermeiſter Dr. Bail, Stadtrat Toop, Stadtbaurat 
Fehlhaber, Stadtrat Dr. Mayer, Stadtbaurat Stobbe, Stadträte Dr. Evert, Dumont, 
Dr. Hellwig, Dr. Grünſpan; 

unbeſoldete Magiſtratsmitglieder: Stadträte Knochenhauer, Ernſt, Gronau, Neumann, 
Lenz, Nagrotzki, Woelk, Plettner, Raube, Dr. Redmer, 

Bürgermeiſter Dr. Bail trat mit dem 1. Mai 1921 in den Ruheſtand. Stadtrat Dr, Mayer 

wurde mit genanntem Tage in den Staatsdienſt übernommen. 

Der Senat, der am 1. Mai 1921 die Geſchäfte des bisherigen Magiſtratskollegiums übernahm, 
ſetzte ſich zu dieſem Zeitpunkt folgendermaßen zuſammen: 

Witglieder im Hauptamt: Präſident des Senats Sahm, Senatoren Dr. Frank, Dr. Schwartz, 
Dr. Strunk, Dr. Leske, Schümmer, Dr. Volkmann, Runge; 
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Mitglieder im Nebenamt: Stellv. Präſident des Senats Dr. Ziehm, Senatoren Dr. Eſchert, 
Förſter, Fuchs (Guſtav), Fuchs (Karl), Jewelowski, Karow, Kette, Krauſe, Pertus, 
Sawatzki, Senftleben, Ziehm-Ließau. 
Am 27. Mai 1921 wurde Stadtverordneter Janſſon zum Senator im Nebenamt gewählt als 
Erſatz für den vorher ausgeſchiedenen Senator Bennecke. 

Alsbald nach Zuſammentritt des zweiten Volkstages fand am 16. Januar 1924 und 23. Januar 1924 
die Neuwahl der Senatoren im Nebenamt (parlamentariſchen Senatoren) ſtatt. Es wurden wieder— 
gewählt: Stellv. Präſident des Senats Dr. Ziehm, die Senatoren Fuchs (Karl), Karow, Kette, 
Krauſe, Pertus, Sawatzki, Senftleben, Ziehm-Ließau, neu gewählt: Direktor Briechle, Schiffs— 
reeder Boſſelmann, Profeſſor an der Techniſchen Hochſchule Geh. Regierungsrat F. W. Otto Schulze, 
Fabrikbeſitzer Dr. Unger, Stadtrat Dr. Wiercinski. 

Im Berichtsjahr 1924 ſind im Senat folgende Anderungen eingetreten: 
Am 2. Juni 1924 legte Senator Briechle, am 15. Oktober Senator Dr. Unger ſein Amt nieder. 

Da verfaſſungsgemäß die Amtsperiode der hauptamtlichen Senatsmitglieder mit dem 31. De— 
zember 1924 ablief, vollzog der Volkstag am 10. November 1924, die Neuwahl. Es wurden wieder— 
gewählt: Präſident des Senats Dr. Sahm, die bisherigen Senatoren Dr. Frank, Dr. Schwartz, 
Dr. Strunk, Dr. Leske, Dr. Volkmann, Runge; neugewählt wurde als Senator im Hauptamt der 
bisherige Senator im Nebenamt Stadtrat in Zoppot Dr. Wiercinski. Die Amtsperiode der Neu— 
gewählten begann mit dem 1. Januar 1925. Senator Schümmer trat mit dem 1. Januar 1925 wegen 
andauernder Krankheit in den Ruheſtand. 
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Zum Geſchäftsbereich der Präſidialabteilung gehören folgende ſtädtiſchen Angelegenheiten: 
Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten, Perſonalangelegenheiten ſämtlicher Beamten und Angeſtellten, 
Angelegenheiten des Stadtarchivs, Haftpflicht- und Tumultſachen. 

Aber die Perſonalverhältniſſe in der ſtädtiſchen Verwaltung iſt folgendes zu berichten: 

Die durch die Kriegs⸗ und Nachkriegszeit geſchaffenen Verhältniſſe mit der durch fie bedingten 
Zwangswirtſchaft hatten die Einrichtung einer Reihe neuer Ämter und damit eine erhebliche Vermehrung 
der Zahl der ſtädtiſchen Beamten und Angeſtellten zur Folge. Wit dem ſpäter beginnenden allmählichen 
Abbau der Zwangswirtſchaft und mit dem Abergang zu einer eigenen Danziger Feſtwährung im Jahre 1923 
wurden vom Senat Maßnahmen zu einem erheblichen Abbau von Beamten und Angeſtellten getroffen. 
Die Wirkungen der vom Senat angeordneten Abbaumaßnahmen ergeben ſich aus folgenden Zahlen: 

Es waren vorhanden an etatsmäßigen Stellen für Beamte und Angeſtellte 

im Jahre 1923, als die Inflation ihren Höhepunkt erreicht hatte, 
E TE TE, 18187, 

Der Abbau betrug mithin mit Ablauf des Berichtsjahres . . 239 Stellen 
von denen 120 auf die Beamten und 119 auf die Angeſtellten entfallen. Der Abbau bei der ſtädtiſchen 
Verwaltung beträgt mithin vom Jahre 1923 bis zum Ablauf des Berichtsjahres 14,44 %. 

Unter Außerachtlaſſung der Städtiſchen Sparkaſſe, die ihren Betrieb ſtark ausgebaut hatte und 
daher zu erheblichen Perſonaleinſtellungen genötigt war, ergibt ſich ein günſtigeres Bild, indem einer 
Geſamtzahl von 

1586 etatsmäßigen Beamten und Angeſtelltenſtellen im Rechnungsjahre 1923 insgeſamt 

1315 etatsmäßige n 9 5 > 5 1925 
gegenüberftehen, mithin mit Ablauf des Berichtsjahres 1924 eine Erſparnis von 271 Stellen erzielt iſt. 
Der Abbau beträgt dann 17,08 %. 

Die Beſoldungen der ſtädtiſchen Beamten, die ſich auf Grund geſetzlicher Verpflichtung denen 
der Staatsbeamten anpaſſen müſſen, wurden im Berichtsjahr neu geregelt durch Beſchluß der ſtädtiſchen 


Körperſchaften vom 2. Mar 1924 mit rückwirkender Kraft vom 1. Januar 1924 ab und durch Beſchluß 


1655 Stellen 
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vom 25. November 1924 mit Wirkung vom 1. September 1924 ab. Die Erhöhung der Bezüge der 
. hatte eine entſprechende Erhöhung der Bezüge der Angeſtellten zur Folge. Durch die am 
N 1924 beſchloſſene Beſoldungserhöhung erhöhten ſich im Nechnungsjahre 1924 die Aufwendungen 
für Beſoldung der Beamten und Angeſtellten um 2420 200,.— G, durch die am 25. November 1924 
beſchloſſene Beſoldungserhöhung für den Reit des Rechnungsjahres um rund 1450 000, — G. 

Die beim früheren Magiſtrat für die ſtädtiſchen Behörden und Dienſtſtellen errichtete Schreibſtoff— 
verwaltung iſt im Jahre 1921 nach Abernahme der Geſchäfte des Magiſtrats durch den Senat derart 
ausgebaut worden, daß von dieſer Stelle — Beſchaffungsſtelle — ſämtliche ſtaatlichen Behörden und 
Dienſtſtellen, ſowie die Dienſtſtellen der Stadtgemeinde Danzig mit Schreibſtoffen aller Art beliefert werden. 

Dieſe Einrichtung liegt im wirtſchaftlichen Intereſſe der Freien Stadt Danzig und bietet den 
einzelnen Behörden und Dienſtſtellen durch den geſchloſſenen Einkauf der Schreibſtoffe für einen längeren 
Zeitraum nicht unweſentliche Vorteile. 


5 Gegen den Voranſchlag des Haushaltsplanes der Allgemeinen Verwaltung für das Rechnungs- 
jahr 1924 betrugen die Einnahmen und Ausgaben mehr (+) oder weniger (— . 


Einnahmen: | Übertrag + 816 842,55 G 
Gebühren und Ordnungsſtrafen -+ 481,50 G Verſorgungsleiſtungen an Ange⸗ 
Beſoldungserſtattungen . + 274951,79 „ ſtellte und Hinterbliebene von 
Erſtattung von Ruhegehältern und Angeſtell en ＋ 3144,13 
Hinterbliebenenbezügen . + 23 539,28, 5 Der 
Handwerfäfammerbeiträge . . . — 15000,— „ | Reiſekoſten⸗Fahrkoſtem Aufwand 
Standesämter + 5636,20 „ Aisch dieungen e, „ 
C + 4899,56 „ ¾ S.Verſicherungs beiträge — 38532 „ 
Verſchiedenes + 7836,66, Lohnſummenſteuer + 5686,60 „ 
zufammen + 302 344,99 G Bauliche Unterhaltung der ftädt. 
Umisgebaude” ... + 20 619,88 „ 
Ausgaben: Sächliche Ausgaben Hr 5820,32 „ 
Beamtenbeſoldungen + 156 386,72 G Vereins beiträge ur 75.— 
Beſoldungserſtattungen an den Zuſchüſſe an nichtſtädt. Unter⸗ Er: 
1. 2 u + 137 280,7 , nehmungen und dergl.. 15 382,.—, 
Verſorgungsleiſtungen an Beamte 5 i 
und Hinterbliebene von Beamten + 206 170,20, Verfügungsbeſtand . . . z 625,— , 
Vergütungen, Löhne und Ent- | Standesäm tr + 22 141,06 „ 
ſchädigungen + 29 025,36, Kirchenverwaltunnnnng — 12,23 „ 
Unterftüßungen und Notſtands⸗ Verſchiedenes + 8987,19, 
n — 11 920,.— , | Einmalige Ausgaben + 4378,30 „ 


|| 
zu übertragen 816 842,55 G | zuſammen 883 905,26 G 


Der Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung ausſchl. Reftverwaltung ſchloß mithin im ganzen 
gegen den Voranſchlag ungünſtiger ab um 581 560,27 G. Die Wehrausgaben find in der Hauptſache auf 
Beſoldungsaufbeſſerungen zurückzuführen. 


Geſchäftsverteilung. 


Nachdem bereits am 1. April 1921 die ſtädtiſchen Dienſtſtellen Wahlamt, Preſſeamt, Statiſtiſches 
Amt und Chemiſches Anterſuchungsamt auf den Freiſtaat übergegangen waren, wurden am 1. Mai 1921 
gemäß Artikel 69 der Verfaſſung die geſamten Angelegenheiten der Verwaltung der Stadtgemeinde Danzig 
von dem Senat der Freien Stadt Danzig übernommen und verteilt wie folgt: 
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Sust. 


Geſchäftsbereich der Präſidialabteilung des Senats: 


Allgemeine Verwaltungs angelegenheiten 8 | 

Allgemeine Beamten- und Perſonalangelegenheiten | Präſident var 5 5 W 
San a a ee Stellv. Präſident Dr. Ziehm 
Haftpflicht⸗ und Tumultſachenmda 


\ < 
Juſtitiarſachen der Allgemeinen Verwaltung. | Senator Dr. Frank 
Geſchäftsbereich der Senatsabteilung des Innern: 

Polizeikoſtenangelegenheiten einſchließlich inwohner⸗ 

11111)0 ĩͤ bbb 3 
dss ee 8 Senator Schümmer 
Bürgerrechts- und Ehrenbürgerrechtsſachen . f 
Eingemeindungsſachee n 


Geſchäftsbereich der Senatsabteilung für Betriebe, Verkehr und Arbeit: 
Gas⸗, Waſſer⸗ und Elektrizitätswerntrte - 
Eiſenbahn⸗ und Straßenbahnangelegenheiten | 
c ER 3 
DIISWAHDETEL AG N N 
De ee a: 2a 
rbetsunbrasieit nieRainistisit.. 0. 


Senator Runge 


Geſchäftsbereich der Finanzabteilung des Senats: 
Allgemeine Finanzangelegen heiten 


Steneraängelsgenhene n ne Senator Dr. Volkmann 
Stadt⸗Sparkaſſe in finanztechniſcher Hinſicht .. | 


Geſchäftsbereich der Abteilung für Handel und Gewerbe: 
Handelswirtſchaftliche Angelegenheiten. 


0 . Senator Jewelowski 
Private Verſicherungsunternemeen 


\ zunächſt kurze Zeit Senator Senft— 


Ernährung sam nnn 1! t leben, ſpaͤter Senator Janſſon 
Gewerbe- und Kaufmannsgerichetett Senator Pertus 

Gewerbe- und Innungsſachttt n \ 

Feuerbeftattungsangelegenheiten  . » » Senator Rarow 
Se 2 30 2220 075 0 een ne | 


Geſchäftsbereich der Juſtizabteilung des Senats: 


Stadtausſchuß (Vorſitz)))⸗h 0. e — 1 
Rechtsauskunftsſtelll e. n Senator Dr. Frank 


Geſchäftsbereich der Senatsabteilung für öffentliche Arbeiten: 

Grund beſitzverwaltunnln sss 
Sämtliche Bauangelegenheiten (Tief-, Hoch-, Kanal-, 
Straßen-, Hafen- und Gartenbau- Angelegenheiten) 
MNIelentigittgaammen a ee a ee Re ED 
ok Brit er ee Ft 
Siedlungs ant anime ned, 
Sn 
Vermeffüngs amt „„ TON SS 


Senator Dr. Leske 


| 
\ 
| 
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Geſchäftsbereich der Senatsabteilung für foziale, kirchliche und geſundheitliche Angelegenheiten: 

Sämtliche Angelegenheiten des Wohlfahrtsweſens 
einſchließlich Erwerbsloſenfürſorge 

Jugendamt 
Weſicherung samt 3 
Geſundheitsa nt ee Senator Dr. Schwartz 
Städtiſches Krankenhaus 
Wandung nnn rn Bea sn s 
Schiedsmannsſachen 
Kirchenweſen 


%% 


Geſchäftsbereich der Senatsabteilung für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 
Schulverwaltung 
Stadttheater 
Sledtmſennn ee ie 
Uphagengag gs en ef 
e ne De aan m Semen Dre Sen 
Mis . 
Handels⸗ und Gewerbeſchullle 
Handels- und höhere Handelsſchulle ... 


r VER E Var t 


Außerhalb der Senatsabteilungen ſtehend: 


c But Bee Eee \ Senator Fuchs ! 
lr. 
ee | 

Arbeitss und Siechenhäuns Senator Krauſe 
Seebageese m¶))““ .. ĩͤ | 
Schankkonzeſſionen 


Verwaltung der Straßenreinigung und Wüllbeſeitigung 


5 59 
e Senator Janſſon 


Städtiſche Güter-, Forjt- und Dünen verwaltung. | “ Senator Fuchs Il 
Feuerwehr einſchließlich Lebensrettungsſachen . 0 Su 


Bis zum 31. März 1924 traten folgende Anderungen ein: 
Den Geſchäftsbereich der Senatsabteilung des Innern übernahm infolge Erkrankung des 
Senators Schümmer vertretungsweiſe Senator Dr. Schwartz (Januar 1924). 


Der Geſchäftsbereich der Senatsabteilung für Handel und Gewerbe (abgeſehen von den 


Feuerbeſtattungsangelegenheiten und dem Schlacht- und Viehhof) ging vorläufig auf Senator Dr. Frank 
über (Januar 1924). 


Die Feuerbeſtattungsangelegenheiten gingen von der Senatsabteilung für Handel und Gewerbe 
auf die Abteilung für ſoziale, kirchliche und geſundheitliche Angelegenheiten über (Januar 1923). 

Der Schlacht- und Viehhof wurde Senator Krauſe unterſtellt (Januar 1923). 

Die Rechtsauskunftsſtelle wurde von der Juſtizabteilung abgetrennt und der Abteilung für 
ſoziale, kirchliche und geſundheitliche Angelegenheiten angegliedert (November 1921). 

Zum Vorſitzenden des Stadtausſchuſſes wurde Senator Sawatzki beſtellt (September 1923). 

Die Stadtſparkaſſe übernahm Senator Fuchs II (Januar 1923). 


Die Verwaltung der Straßenreinigung und Wüllbeſeitigung wurde auf die Abteilung für öffent⸗ 
liche Arbeiten übernommen (Januar 1924). 
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Es wurden aufgelöft: Wanderungsamt (Juli 1922), Brennſtoffamt (Juli 1922), Leihamt (März 1923), 
Auswandererlager (September 1923), Meſſeamt (Februar 1924). Das Gewerbe- und Kaufmannsgericht 
wurde im Juli 1921 auf den Freiſtaat übernommen. 

Um eine beſſere Überfichtlichfeit der Geſchäftsverteilung des Senats einſchließlich der Verwaltung 
der Stadtgemeinde Danzig zu erreichen, wurden bis zum 31. März 1924 die außerhalb der Senatsabteilungen 
ſtehenden Angelegenheiten verſchiedenen Senatsabteilungen büromäßig zugeteilt; am vorgenannten Zeit— 
punkte war die Geſchäftsverteilung wie folgt: 


Geſchäftsbereich der Präſidial abteilung... 
Büromäßig zugeteilt: 


Haftpflicht und Tumultſacheenn 3 
Juſtitiarſachen der Allgemeinen Verwaltung . | Senator Dr. Frank 


Geſchäftsbereich der Abteilung des Innern. 


Präſident Sahm und 
Stellv. Präſident Dr. Ziehm 


Sen. Dr. Schwartz (vertretungsw.) 
Büromäßig zugeteilt: 
rf... 8 


Geſchäftsbereich der Abteilung für Betriebe, Verkehr | 
Fh eh 5 ] 


Geſchäftsbereich der Abteilung für Handel und \ Senator Dr. Frank (bis auf 


Senator Fuchs (Karl) 


Senator Runge 


.... AAA ) weiteres) 
Büromäßig zugeteilt: 
Schlacht und Wihh ß en et 
ee FFC Senator Krauſe 


Geſchäftsbereich der Juſtiz abteilung. Senator Dr. Frank 


Büromäßig zugeteilt: 


Schänklonzeſſionsſachea2sꝛasnn | Senator Krauſe 
Städtausſchuß (Vorst z; an rn Senator Sawatzki 
Geſchäftsbereich der Abteil ür öffentliche 
A , 
Büromäßig zugeteilt: 
r LE 
Geſchäftsſtelle Ulle (ſtädtiſche Güter-, Forſt- und Senator Fuchs (Karl) 
Duerver waltung 
Geſchäftsbereich der Abteilung für ſoziale, kirchliche : 
und gefundheitlihe Angelegenheiten. | Senator Dr. Schwartz 
Büromäßig zugeteilt. 
Arbeits⸗ und Siechenhauns g= 
Seebäderverwaltunn . Senator Krauſe 
Geſchäftsbereich der Abteilung für Wiſſenſchaft, Kunſt | 
ind lr 3 | Senator Dr. Strunk 


Neben den vorſtehend aufgeführten Senatsabteilungen beſteht noch die Abteilung für Land— 
wirtſchaft, Domänen und Forſten (Senator Ziehm), bei der jedoch nur freiſtaatliche Angelegenheiten 
bearbeitet wurden. 

In der Zeit vom 1. April 1924 bis zum 31. März 1925 traten in der Geſchäftsverteilung 
folgende Anderungen ein: 


| 
| 
| 


RR; 

Senator Dr. Schwartz übernahm endgültig die Senatsabteilung des Innern und behielt 
die Bearbeitung der kirchlichen Angelegenheiten bei, die der Abteilung des Innern angegliedert 
wurden (Januar 1925). 

Die Abteilung für ſoziale und geſundheitliche Angelegenheiten ging auf Senator Dr. Wiercinski 
über (Januar 1925). 

Die Leitung der Abteilung für Handel und Gewerbe übernahm endgültig Senator Dr. Frank, 
der einſtweilen auch die Leitung der Juſtizabteilung beibehalten hat (Januar 1925). 

Die ſtädtiſche Einwohnerwehr wurde auf den Freiſtaat übernommen (April 1924). 


Preſſeſtelle. 


Auf Grund der Bekanntmachung des Senats vom 30. April 1921 (Staatsanzeiger Seite 145/1921), 
durch die gemäß Artikel 68 und 116 der Verfaſſung die Geſchäfte des Magiſtrats auf den Senat der 
Freien Stadt Danzig übergingen, wurde die inzwiſchen errichtete Preſſeſtelle des Senats zugleich mit der 
Abernahme der Geſchäfte des bisherigen Städtiſchen Preſſeamts beauftragt. 

Die Aufgaben der Preſſeſtelle beſtehen im weſentlichen in dem Verkehr mit der Danziger Tages 
preſſe, der täglichen Zuleitung von Bekanntmachungen und Nachrichten aus den Dienſtſtellen der einzelnen 
Behörden an die Zeitungen, Entnahme von Nachrichten aus der Preſſe und Weitergabe dieſer Ausſchnitte 
an die intereſſierten Senatsabteilungen. 

Um die Preſſe über größere Verwaltungsmaßnahmen der Stadtgemeinde Danzig zu unterrichten, 
werden von Zeit zu Zeit Preſſebeſprechungen abgehalten; zu dem gleichen Zwecke werden Beſichtigungen 
der von der Stadt Danzig geſchaffenen Anſtalten, Betriebe und Werke vorgenommen. 

Der Preſſeſtelle iſt die Verwaltung des Fonds zur Hebung des Fremdenverkehrs übertragen. 
Auf Veranlaſſung der Preſſeſtelle iſt die Danziger Verkehrszentrale E. V., die aus Mangel an Mitteln 
ihre Tätigkeit einſtellen mußte, wieder ins Leben gerufen und hat ihre Tätigkeit, die der Hebung des 
Fremdenverkehrs und der Verkehrswerbung dient, wieder aufgenommen. 


Die Stadtbürgerſchaft. 


Nachdem am 29. Januar 1924 die Stadtverordnetenverſammlung der Stadt Danzig ihre letzte 
Sitzung abgehalten hatte, wurde in der Sitzung des Volkstages am 6. Februar 1925 auf Grund des 
Artikels 69 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 6 des Geſetzes über die Verwaltung 
der Gemeindeangelegenheiten der Stadtgemeinde Danzig vom 9. Oktober 19235). die Stadtbürger⸗ 
ſchaft gebildet. 


Es wurden gewählt: 


Deutſchnationale Volkspartei: 11. Fahr, Theodor, Oberlehrer 
1. Brunzen I, Ernſt, Direktor 12. Boelke, Kurt, Innungsobermeiſter 
2. Scheller, Guſtav, Kaufmann 13. Riechert, Franz, Baugewerksmeiſter 
3. von Kortzfleiſch, Hedwig, Handelsſchulober— 14. Froeſe, Walter, Syndikus 

lehrerin 15. Brunzen II, Julius, Kaufmann 

A. Meinke, Gotthard, Finanzamtsrat 
5. Wanfried, Gerhard, Fabrikbeſitzer Vereinigte Sozialdemokratiſche Partei: 
6. Lange, Ferdinand, Rentier 1. Grünhagen, Fritz, Geſchäftsführer 
7. Bronitzki, Max, Friſeurmeiſter 2. Kunze, Willi, Angeſtellter 
8. Dr. Funck, Walter, Landesrat a. D. 3. Leu, Käthe, Ehefrau 
9. Beuſter, Emil, Kalkulator 4, Lehmann, Artur, Lehrer 
10 5. Warner, Emil, Waſchinenſchloſſermeiſter 


Müller, Paul, Studienrat 


) Der Volkstag wählt die 51 Mitglieder der Stadtbürgerſchaft auf Grund von Wahlvorſchlägen nach den Grund— 
ſätzen der Verhältniswahl aus ſeiner Mitte oder aus anderen wählbaren Perſonen. Die zu Wählenden müſſen ſeit mindeſtens 
ſechs Monaten ihren Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt im Stadtkreiſe Danzig haben. Die Wahl erfolgt für die Amts. 
dauer des wählenden Volkstages (vier Jahre). 


6. Stawicki, Simon, Invalide Kommuniſtiſche Partei: 
7. Prillwitz, Gertrud, Ehefrau 1. Klinger, Leo, Tiſchler 

8. Sierke, Paul, Schiffszimmerer 2. Töpfer, Karl, Schriftſetzer 

9. Omankowski, Willibald, Schriftſteller 3. von Walachinski, Paul, Angeſtellter 
10. Artus, Artur, Steindrucker A. Bemowski, Bernhard, Arbeiter 

11. Behrendt, Max, Angeſtellter 


12. Weber, Fritz, Redakteur 
13. Marquard, Friedrich, Dreher 


Zentrumspartei: 


Deutſch⸗Soziale Partei: 


1. Bergmann, Johannes, Pfarrer a. D. 


. Mar, Hans, Dentiſt 
Kaſtlan, Willy, Schmied 


1. Evert, Bernhard, Senatsangeſtellter 
2. Dr. Thun, Max, Arzt Deutſch⸗Danziger Volkspartei: 
3. Fabian, Guſtav, Kaufmann 1. Dinklage, Hermann, Kaufmann 
A. Dr. Semrau, Waria, Studienrat 2. Werner, Wilhelm, Baumeiſter 
5. Cierotzki, Joſeph, Gewerkſchaftsbeamter 3. Steinhoff, Albrecht, Polizeioberſekretär 
6. Wiſchker, Franz, Schmiedemeiſter 
Polniſche Partei: 
Deutſche Partei für Fortſchritt und 1. Dunſt, Auguſt, Arbeiter 

6 Wirtſchaft: 2. Grobelski, Theodor, Fabrikant 
1. Heinrich, Hermann, Monteur 
2. Dr. Herrmann, Balduin, Chefredakteur Freie Vereinigung der Beamten, Angeſtellten 
3. Caskel, Max, Kaufmann und Arbeiter: 


A. Winter, Erich, Prokuriſt 


1. 


Groß, Ernſt, Direktor beim Volkstag 


Die erſte Sitzung der Stadtbürgerſchaft fand am 12. Februar 1924 ftatt. In dieſer Sitzung wurde 


der Vorſtand wie folgt gewählt: 


Vorſitzender: Brunzen I (D.-Nat.) 
J. Stellvertreter: Grünhagen (Soz.), II. Stellvertreter: Dr. Thun (Zent.) 
Schriftführer: Winter (D. P. f Fortſchr. und W.), Bemowski (Komm.), Steinhoff (D.-Danz. Volksp.), 
Mar (D.⸗Soz.) 

Die Geſchäfte der Stadtbürgerſchaft wurden zunächſt auf Grund der Geſchäftsordnung der alten 
Stadtverordnetenverſammlung weitergeführt. Inzwiſchen wurde eine Geſchäftsordnung für die Stadt— 
bürgerſchaft ausgearbeitet, die am 18. November 1924 beſchloſſen wurde und ſofort in Kraft trat. Auf 
Grund dieſer Geſchäftsordnung führt der Vorſitzende der Stadtbürgerſchaft die Bezeichnung „Vorſteher“, 
die Witglieder der Stadtbürgerſchaft führen die Bezeichnung „Stadtverordnete“. 

Im Geſchäftsjahre traten in der Beſetzung der Stadtbürgerſchaft folgende Anderungen ein: 

Ausgeſchieden: Bemowski (Komm.) Erſatz: Weber, Artur, Steindrucker 
Frau Leu (Soz.) Zink, Alfred, Schloſſermeiſter 
Riechert (D.-Nat.) Fuhrmann, Ella, Fräulein 
Bis zum Schluſſe des Geſchäftsjahres 1924 (31. Dezember 1924) fanden 22 Sitzungen ſtatt. 
Für das Geſchäftsjahr 1925 wurde der Vorſtand wie folgt gewählt: 
Vorſteher: Brunzen I (D.-Nat.) 
J. Stellvertreter: Grünhagen (Soz.), II. Stellvertreter: Dr. Thun, (Zentr.) 
Schriftführer: Winter (D. L.), Werner (D.-Danz. Volksp.), Beuſter (D.⸗Nat.) 

Ab Februar 1925 führt die Fraktion der Deutſchen Partei für Fortſchritt und Wirtſchaft die 
Bezeichnung „Deutſchliberale Fraktion“. 

Als ordentliches Witglied iſt der Stadtverordnete Groß dieſer Fraktion beigetreten. 

In der Beſetzung der Stadtbürgerſchaft traten bis zum 31. März 1925 folgende Anderungen ein: 

Ausgeſchieden: Töpfer (Komm.) Erſatz: Cloß, Waldemar, Dreher 
5 Klinger (Komm.) „ Kuckelkorn, Joſef, Arbeiter 
Bis zum vorgenannten Zeitpunkt tagte die Stadtbürgerſchaft zwölfmal. 


9 


II. Betriebe, Verkehr und Arbeit. 


Der Senatsabteilung für Betriebe, Verkehr und Arbeit ſind nachgeordnet folgende Dienſtſtellen, 
die mit der Erledigung ſtädtiſcher Arbeiten befaßt ſind: 
Staatliches Amt für Elektrizitäts- und Wärmewirtſchaft, 
Bauabteilung Radaunewerf, 
Staatliches Verkehrsamt, 
Städtiſches Arbeitsamt, 
Städtiſches Arbeiterdezernat, 
Städtiſches Gaswerk, 
Städtiſches Waſſerwerk, 
Städtiſches Elektrizitätswerk. 
Während der Berichtszeit ſind ausgeſchieden: 
Dr.⸗Ing. Doeinck, Leiter des Lohnamtes, im November 1921 als Stadtbaurat nach Zoppot. 
Dipl.⸗Ing. Fuchs, Direktor der ſtädtiſchen Gas-, Waſſer- und Elektrizitätswerke, am 1. April 1922 
in gleicher Eigenſchaft nach Bremerhaven. 
Folgende Dienſtſtellen ſind aufgelöſt worden: 


Kraftverkehrsamt am 30. Juni 1923, Brennſtoffamt am 31. Auguſt 1923, Auswandererlager am 
30. September 1923. 


Staatliches Amt für Elektrizitäts⸗ und Wärmewirtſchaft. 


Das Amt wurde im Jahre 1921 errichtet und erfüllt zur Zeit vorwiegend ſtädtiſche Aufgaben. 
An wichtigen, den Verwaltungszweig berührenden Ereigniſſen iſt das Geſetz betr. die Elektrizitäts- 
wirtſchaft im Gebiete der Freien Stadt Danzig vom 21. Januar 1921 und das Geſetz betr. die Errichtung 
einer Elektrizitätswirtſchaftsſtelle für die Freie Stadt Danzig vom 21. Januar 1921 zu nennen. 0 
Das Amt führte für die Stadtgemeinde Danzig folgende Arbeiten aus: 
Bau des Waſſerkraftwerks Prauſt (Januar 1921 bis März 1922). 
Ausbau der Stauſtufen Fidlin und Lappin zu elektriſchen Kraftwerken (Februar 1921 bis März 1922). 
Hochſpannungsleitung Danzig-Langfuhr⸗Zoppot mit Transformatorenſtation Hochſtrieß (Mai 1922 
bis November 1924). 
Hochſpannungsleitung Langfuhr-Neufahrwaſſer (Mai 1924 bis April 1925). 
Hochſpannungsleitung Danzig-Bölkau (ſeit Februar 1924). 
Projektierung und Beſtellung der maſchinellen und elektriſchen Anlagen des Kraftwerks Bölkau (feit 
November 1923). 
Betrieb von Hilfskraftwerken, Projektierung verſchiedener Waſſerkraftwerke und eines Hallenſchwimm— 
bades und Projektierung der Elektrizitätsverſorgung des Freiſtaates. 


Bauabteilung Radaunewerf. 


Nach eingehenden Vorarbeiten konnte Ende September 1923 an den Ausbau des Radaunekraft⸗ 
werkes Kahlbude-Bölkau herangegangen werden. Die Bauarbeiten wurden der Danziger Siemensgeſellſchaft 
(Siemens Bauunion, Berlin) übertragen. Die Firma richtete ſofort Werkplätze ein und traf weitere Vor⸗ 
bereitungen für die Inangriffnahme des Wehrbaues. 

Im Oktober 1923 wurde die Bauabteilung Nadaunewerk errichtet, der die Leitung der Bau— 
arbeiten und die Bearbeitung der mit dem Bau zuſammenhängenden Arbeiten übertragen wurde. Zum 
Leiter der Bauabteilung wurde Dr.-Ing. Beger beſtellt. j 

Am 10. Oktober erhielt die Stadtgemeinde im Verleihungsverfahren durch Spruch des Bezirks- 
ausſchuſſes das Recht, mit den Bauarbeiten im Waſſerlauf zu beginnen, ſodaß der Ausführung des 
Wehres bei Ober-Kahlbude nichts mehr im Wege ſtand. Um dieſelbe Zeit wurde das Enteignungsverfahren 
eingeleitet, das der Stadtgemeinde die für die Bauten außerhalb des Waſſerlaufes erforderlichen Grund— 
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ſtücke verſchaffen ſollte. Gegen den Spruch des Bezirksausſchuſſes hatte die Firma Schichau beim 
Oberverwaltungsgericht Beſchwerde eingelegt, worüber im Laufe des Jahres 1924 in einer Reihe von 
Sitzungen verhandelt wurde. Bis Ende 1923 wurde der Bau des Wehres ſoweit gefördert, daß dieſes 
dem zu erwartenden Frühjahrshochwaſſer Stand halten konnte. Auch wurde an einer Stelle außerhalb 
des Flußlaufes mit geringen Erdarbeiten begonnen und der Bau der Straßenbrücke über den Kanal bei 
Kahlbude durchgeführt. Infolge des ſtrengen Winters kamen die Arbeiten im Anfang des Jahres 1924 
faſt völlig zum Stillſtand. Auch nach Eintritt der wärmeren Jahreszeit konnten fie nicht im ge⸗ 
wünſchten Zeitmaß fortgeführt werden, weil das Enteignungsverfahren und das Verfahren vor dem Ober- 
gerwaltungsgericht nicht ſchnell genug durchgeführt werden konnten. Ebenſo hinderten einige Zivilprozeſſe 
mit der Firma Schichau den Fortgang der Bauarbeiten. Im Juli 1924, kurz vor Beendigung des Wehr- 
baues, fällte das Oberverwaltungsgericht einen Spruch, der ſämtliche Bauarbeiten bis auf einige Sicher⸗ 
heitsmaßnahmen zunächſt ſtill legte und ein neues Verleihungsverfahren notwendig machte. 

Erſt im November 1924, als das Enteignungsverfahren und das neue Verleihungs verfahren 
beendet waren, konnte in vollem Umfange die Bautätigkeit wieder aufgenommen werden. Der außer- 
ordentlich milde Winter 1924/25 begünſtigte den Fortſchritt der Arbeiten in hohem Waße, ſodaß die ver— 
lorene Zeit zum Teil wieder eingeholt wurde. 

Mitte Februar 1925 räumte ein Vergleich, den die Stadtgemeinde mit der Firma Schichau ſchloß, 
die letzten Hinderniſſe für die Bauausführuug aus dem Wege. Seit dieſer Zeit ſind die Bauarbeiten 
in raſcher Folge ohne jede Unterbrechung vorwärts gegangen, ſodaß die Inbetriebnahme des Werkes im 
Herbſt erfolgen konnte. 


Verkehrsamt. 


Die vom Staatlichen Verkehrsamt zu erledigenden Arbeiten für die Stadtgemeinde Danzig umfaſſen 
etwa ein Siebentel der Geſamttätigkeit. 

Nach der im Sommer 1921 erfolgten Gründung des Staatlichen Verkehrsamtes galt es zunächſt, 
das geſamte Prahm- und Bootsmaterial ſowie die Anlegebrücken und das übrige Fährgerät gründlich 
auszubeſſern und zum Teil zu erneuern. Um den Verkehr zwiſchen Milchpeter-Troyl-Raiferhafen-Holm 
zu verbeſſern, iſt ein Fährdampfer gebaut und in Betrieb geſetzt worden. Ein Fährdampfer für die 
Strecke Neufahrwaſſer-Weichſelmünde befindet ſich im Bau und wird im Laufe des Sommers in Betrieb 
genommen werden. Eine dritte Dampffähre Schellmühl-Vordſpitze Holm-Raiferhafen ift von der Gtadt- 
verordnetenverſammlung genehmigt worden. Für den Verkehr über die Tote Weichſel bei Bohnſack ift 
der Plan einer Motorfähre fertig geſtellt, da die zur Zeit beſtehende Prahmfähre den ſtarken Fuhrwerks⸗ 
verkehr nicht bewältigen kann. 

Seit etwa einem Jahr hat das Staatliche Verkehrsamt die Aufſicht und Verwaltung der ſtädtiſchen 
Anlegebrücken vom Tiefbauamt übernommen. 

Während der Inflationszeit mußten die Fährtarife in kurzen Abſtänden, zuletzt wöchentlich, ge⸗ 
ändert und veröffentlicht werden. Seit Einführung der Danziger Währung iſt in dieſer Beziehung ein 
erfreulicher Wandel eingetreten. Es wird mit allen Witteln angeſtrebt, die ſich ans den ſtädtiſchen 
Fähren ergebenden Einnahmen ſo zu geſtalten, das durch ſie die Ausgaben gedeckt werden. Ob dieſes 
Ziel erreicht werden kann, erſcheint allerdings bei dem zur Zeit herrſchenden geringen Hafenverkehr zweifelhaft. 

Wie alle anderen Verkehrsunternehmungen hatte auch die Danziger Straßenbahn in der In⸗ 
flationszeit die größten Schwierigkeiten zu überwinden, den Betrieb ordnungsmäßig durchzuführen. Durch 
zahlreiche Stadtverordnetenbeſchlüſſe wurde erwirkt, daß der Tarif der Straßenbahn ſich möglichſt ſchnell 
der fortſchreitenden Geldentwertung anpaßte. Auf dieſe Weiſe gelang es, den Straßenbahnbetrieb, wenn 
auch mit gewiſſen Verkehrseinſchränkungen, ſtändig durchzuführen. Nur die Fiſchmarktlinie wurde wegen 
ihrer vollkommenen Unrentabilität ſtillgelegt. 

Etwa 20 neu eingerichtetete Autobuslinien ſorgen für eine beſſere Verbindung zwiſchen Stadt 
und Land. Der Flugverkehr unterſteht ſtaatlicher Regelung. 
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Die Abernahme der Staatsbetriebe zu treuen Händen der Stadt Danzig fand wie folgt ſtatt: 
a) Reichswerft am 13. Oktober 1919. i f 
b) Gewehrfabrik am 14. Okober 1919. 
c) Artillerie-Werkſtatt am 14. Oktober 1919. 
Dieſe letztere wurde am 11. März 1922 an die Induſtrie-Werke A. G. verkauft. Die Gewehr⸗ 
fabrik ging am 10. Januar 1920 in ſtaatliche Verwaltung über, während die Reichswerft 1922 in der 
„The International shipbuilding and engeneering Co. Ltd.“ aufging. (Vgl. Geſetzblatt 1923, S. 11). 


Städtiſches Arbeitsamt. 


Auf Grund eines Magiſtratsbeſchluſſes von Ende Oktober 1918 wurde der beſtehende Arbeits— 
nachweis zu einem neuzeitlichen Arbeitsamt ausgebaut. Seine Tätigkeit iſt von Jahr zu Jahr gewachſen 
Folgende Aberſicht gibt hierüber näheren Aufſchluß: 

1919: 30 445 männliche, 9333 weibliche, zuſammen — 39 778 Arbeitſuchende 


) 


1920: 320 ! 9006 „ er: 

1921: 28828 9285 nn a 
1922: 310000 118868 „ f 42 895 s 
1923: 31 862 14312 „ Be) : 
1924: 41718 13 7409 — 55.467 5 


Die Arbeitnehmer fordern immer nachdrücklicher daß die Arbeitsvermittl . i 
1 5 8 . . ) ung durch einen 8 
teiiſch geleiteten, öffentlichen Nachweis vorgenommen wird. Auch die Inanſpruchnahme Bu die 3 
geber iſt von Jahr zu Jahr gewachſen. Beim Arbeitsamt der Stadt Danzig waren offene Stellen gemeldet: 
1919: 17367 für männliche, 7452 für weibliche Arbeitſuchende, zuſammen 24819 offene Stellen f 


1920: 21209 „ 10283 „ 2 3 

1931: 1750. 9083 1 g 2 75 N 
1922: 29235 . a „ 
1923: 23888 13272 „ „ : dr 
1924: 27 914 i 12518 ne Fu 


* 


Auch das Vermittlungsergebnis des Atbeitsamtes ift immer beffer j eword ie ü i 

2 9 en. Die überwiegende 
Mehrzahl der gemeldeten offenen Stellen konnte durch Arbeitſuchende be etzt werden. Es wurden ver 
mittelt in den Jahren: d je 1 ; 


1919: 14764 männliche, 4 650 weibliche, zuſammen — 19414 Arbeitſuchende 


1920: 20 561 78600 . 28 491 

1921: 17 137 7533 „ — 24.670 
1922: 2665 11035 „ „ 37 680 ; 
1993: 22 337 10246 „ „ 232583 1 
1921: 26375 9738 „ 


» 


Nach den verfloſſenen Jahren, die im Zeichen der Geldentwer i 
ſchaftsverhältniſſen geſtanden hatten, ftellte das . 1924/25 mit 3 N 
amt ganz beſonders hohe Anforderungen. Das Aberangebot an Arbeitskräften und die geringe Nachfra : 
nach ſolchen machten es unmöglich, auch nur annähernd einen Ausgleich zu ſchaffen. Infolge der Wirte 
ſchaftskriſe waren Handel, Induſtrie und Gewerbe nicht fähig, den ſtarken Aberſchuß ei Arbeitskräften 
aufzunehmen. Dieſe waren gezwungen, öffentliche Wittel in Geſtalt der Erwerbsloſenunterſtützung hä — 
auf . Zeit bis zur Unterbringung in Arbeit in Anſpruch zu nehmen. = 

Beraten wurde das Arbeitsamt der Stadt Danzig von feinem Verw 
dem Senator Runge als Vorſitzenden und je acht Aude er 120 Ape bee, = 
die Fachabteilungen find paritätiſch zuſammengeſetzte Fachausſchüſſe gebildet worden, von denen 92 Zei 
3 ze 9 ge den Handel, für das Bau- und Holzgewerbe, für das Gaftiiviögewerbe für 

ik, zur Verwaltung der Vermittl ü ü ü 
a Se ebe Pal ungsſtelle für Erwerbsbeſchränkte, für das Metallgewerbe. Außerdem 
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Im Jahre 1920 wurde das Arbeitsamt, deſſen Abteilungen ſich bisher in den Grundſtücken 
Töpfergaſſe 1/3, Eliſabethwall 2 und Gr. Scharmachergaſſe 5/6 befunden hatten, in das jetzige Dienſtge— 
bäude am Altſtädtiſchen Graben 51/52 verlegt. Wegen Abtretung des Nordflügels des Gebäudes an die 
Republik Polen erfolgte eine Umlegung einzelner Abteilungen in den der Freien Stadt Danzig ver— 
bliebenen Weſtflügel. 

Im Jahre 1924/25 beſtanden 13 Vermittlungsſtellen, die infolge der großen Arbeitsloſigkeit alle 
ſtark in Anſpruch genommen wurden. Zur Entlaſtung des Dienſtbetriebes im Hauptgebäude und zur 
Erleichterung der Kontrolle wurden in den Vororten Neufahrwaſſer, Bröſen, Weichſelmünde, Lauental, 
Schellmühl, Langfuhr, Brentau, Hochſtrieß Arbeitsvermittlungsſtellen eingerichtet. 

An Perſonal waren am Schluſſe des Rechnungsjahres 1924 beim Arbeitsamt tätig: 
Regierungs⸗ und Volkswirtſchaftsrat Dr. Krentz als Leiter, Regierungsinſpektor Ziegert als 
Geſchäftsſtellenvorſteher, Stadtſekretäre Bluhm, Wilke, Wiſchke, Laska, Regierungsſekretär 
Ediger, Kanzleiaſſiſtent Mattern, 3 auf Privatdienſtvertrag Angeſtellte, 9 auf Tarifvertrag An— 
geſtellte, 3 Zivilanwärter, 2 Verwalter der auswärtigen Arbeitsvermittlungsſtellen, 1 Hauswart, 
3 Reinmachefrauen. 

Mit den Aufgaben des Arbeitsamtes waren die des Demobilmachungsausſchuſſes verbunden. 

Die für dieſen entſtehenden Aufwendungen wurden zu zwei Dritteln dem Arbeitsamt aus Staatsmitteln 
zurückerſtattet. 

Der Haushaltsplan des Arbeitsamtes für das Rechnungsjahr 1924 ſchloß in der Einnahme mit 
47 000 G, in der Ausgabe mit 86 420 G ab, ſodaß ein Zuſchuß von 39420 G erfoderlich wurde. 


Städtiſches Arbeiterdezernat. 


Das Städtiſche Arbeiterdezernat ſchloß mit den Vertretern der Gemeindearbeiter, um die Lohne 
und Arbeitsbedingungen der Arbeiter einheitlich zu regeln, den erſten Manteltarif am 25. Juni 1919 ab. 
Leiter dieſer Abteilung, die dem Städtiſchen Betriebsamt angegliedert war, war der damalige Direktor 
des Betriebsamtes, Dipl.⸗Ing. Fuchs, nebenamtlich. 

Die Geltung des abgeſchloſſenen Tarifs war zunächſt bis zum 31. März 1920 feſtgelegt. Da ſich 
ergab, daß er verbeſſerungsbedürftig war, wurde unter dem 22. März 1920 ein neuer Wanteltarif ab- 
geſchloſſen. Dieſer hat auch zur Zeit noch Geltung. Nur einige Paragraphen dieſes Vertrages, die ſich 
mit der Regelung der Arbeitszeit, der Lohnzuſchläge für Aberſtunden und Sonntagsarbeit befaſſen, ſind 
im November 1923 (als Zwiſchenregelung) neu vereinbart worden. 

Die Berichtsjahre waren ausgefüllt mit der Behandlung regelmäßig wiederkehrender Lohnbewegungen, 
die, je mehr die Entwertung der Papiermark fortſchritt, um ſo häufiger wurden. 

Abgeſehen von der Teilnahme an den allgemeinen Arbeitsniederlegungen im Auguſt 1921 und 
Auguſt 1923 und von den Streiks der Gemeinde- und Staatsarbeiter im Februar 1920 und im Mai 1924 
wurden ſämtliche Lohnbewegungen unter Witwirkung der tariflich vorgeſehenen Schlichtungsinſtanzen durch 
entſprechende Vereinbarungen beigelegt. Ebenſo muß anerkannt werden, daß die Vertreter der vertrag— 
ſchließenden Gewerkſchaften ſich bemühten, bei den Lohnverhandlungen ſachlichen Geſichtspunkten Rechnung 
zu tragen. Verſchiedene wilde Streiks, die von den Arbeitern des Gaswerks hervorgerufen wurden, 
brachen immer nach ganz kurzer Zeit zuſammen, da auch die Gewerkſchaften dieſe Einzelſtreiks nicht billigten 
und den betreffenden Arbeitern ihre Unterſtützung verſagten. 

Im November 1922 gingen die Aufgaben des Städtiſchen Arbeiterdezernats auf das Staatliche 
Lohnamtüber, deſſen Leitung ſeit 1. November 1921 Regierungs- und Volkswirtſchaftsrat Dr. Krentz führt. 
Während vor dieſem Zeitpunkt die Leitung der Lohnverhandlungen für ſtädtiſche und ſtaatliche Arbeiter 
bereits in Händen des Lohnamtes lag, wurden von jetzt ab ſämtliche Lohn- und Arbeitsbedingungen 
ſowie alle Einzelregelungen für Gemeinde- und Staatsarbeiter gemeinſam bearbeitet, wenn auch noch für 
Gemeinde- und Staatsarbeiter verſchiedenartige Lohn- und Wanteltarife beſtanden. Im Auguſt 1923 
konnte dann ein für Gemeinde- und Staatsarbeiter gemeinſamer Lohntarif vereinbart werden, dem 
im November 1923 der erſte Guldenlohntarif folgte. Der Abſchluß eines neuen, ebenfalls gemeinſamen 
Manteltarifs iſt im Oktober 1925 getätigt. 
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Die Lohnbewegungen haben von Witte 1924 ab bedeutend abgenommen. Im Jahre 1925 haben 
bisher zwei Lohnregelungen ſtattgefunden. Es wurde eine Lohnvereinbarung zunächſt für vier Monate, 
ſodann bis zum 31. Dezember 1925 abgeſchloſſen, und es ſteht zu erwarten, daß eine weitere Verlang— 
ſamung der Lohnbewegungen und damit eine gewiſſe Stetigkeit der Löhne künftig eintreten wird. 

Nach Abſchluß des neuen Wanteltarifs ſind für dieſes Jahr noch größere Aufgaben durchzuführen, 
ſo der Erlaß einer Arbeitsordnung für ſämtliche ſtädtiſchen und ſtaatlichen Betriebe, ſowie der Abſchluß 
einer Ruhelohnordnung. Daneben laufen periodiſch wiederkehrende Arbeiten, insbeſondere Statiſtiken und 
die Durchführung verwaltungsſeitig zu treffender Maßnahmen, wie Erlaß von Richtlinien für die Ge— 


währung von Altersunterſtützungen an nicht-ruhelohnberechtigte Arbeiter ſowie eine Fülle von Einzel— 
regelungen. 


Durch die Bearbeitung ſämtlicher Lohnfragen und Arbeitsbedingungen für Gemeinde- und Staats- 
arbeiter durch das Staatliche Lohnamt iſt erreicht worden, daß die Auslegung der vereinbarten Tarif— 
beſtimmungen einheitlich erfolgt. Während früher ſowohl bei der Zuſtändigkeit zweier Inſtanzen (Städtiſches 
Arbeiterdezernat, Staatliches Lohnamt) als auch bei dem Beſtehen verſchiedenartiger Tarifverträge von 
den Dienſtſtellen die Arbeitsbedingungen für Gemeinde- und Staatsarbeiter verſchiedenartig geregelt wurden, 
iſt durch die Zuſammenfaſſung im Lohnamt eine Stelle geſchaffen worden, die einerſeits die Entſcheidung 
von einheitlichen Geſichtspunkten vornimmt und andererſeits in der Behandlung von Geſamtſtreitigkeiten 
die Belange ſämtlicher ſtädtiſchen und ſtaatlichen Dienſtſtellen vertritt. 


Städtiſches Gaswerk. 


In den Jahren nach dem Kriege wurden zunächſt die beſtehenden Anlagen einer durchgreifenden 
Inſtandſetzung oder Erneuerung unterzogen. So wurden im Jahre 1919 die ſechs Ofen der im Jahre 1912 
erbauten Vertikal-Ofenanlage II erneuert, die maſchinellen Anlagen vollkommen überholt, während von der 
im Jahre 1914 erbauten Vertikal⸗Ofenanlage I vier Ofen im Jahre 1920 und die übrigen vier Ofen im 
Jahre 1922 erneuert und die maſchinellen Anlagen überholt wurden. Gleichzeitig wurde im Jahre 1919 
mit dem Bau des erſten Viertels der für die ſpätere Erweiterung vorgeſehenen Ofenanlage III begonnen 
und im Jahre 1920 fertig geſtellt. Die Anlage beſteht aus vier Deſſauer Vertikalkammeröfen mit je 
12 Kammern. Die Beheizung erfolgte wie bei der Ofenanlage I und Il zunächſt noch durch Einzelgene- 
ratoren, läßt ſich aber jederzeit dadurch, daß anſtelle des Generators ein Gasrekuperator tritt, auf zentrale 
Beheizung umſtellen. Da bei der fortſchreitenden Erweiterung des Werkes die aus drei Zweiflammrohr— 
keſſeln von je 60 qm Heizfläche beſtehende Dampfkeſſelanlage nicht mehr ausreichte, wurde gleichzeitig ein 
Waſſerrohrkeſſel von 160 qm Heizfläche ſowie eine Speiſewaſſer-Reinigungsanlage für die geſamte Dampf— 
keſſelanlage aufgeſtellt. Ferner wurden zwei der vorhandenen Keſſel mit Evaporator-Unterwindfeuerung 
verſehen, ſodaß nunmehr die Möglichkeit beſtand, nicht nur in dem neu aufgeſtellten Dampfkeſſel, ſondern 
auch in den beiden vorhandenen minderwertige Brennſtoffe, wie Schlackenkoks, Koksbriketts uſw. zu verfeuern. 

Die durch die Abtrennung Danzigs vom Reiche zunächſt verurſachte Unſicherheit des Kohlenbezuges 
ſowie auch die ſteigende Gasabgabe machte die Erweiterung des beſtehenden Kohlenlagers, einſchl. der 
Transportanlage, erforderlich. Die in dem Kohlenſchuppen beſtehende Kranfahrbahn und Hängebahn der 
Schiffsentladeanlage wurde im Jahre 1923 um 90 m verlängert und dadurch ein Kohlenfreilager für 
etwa 8000 t Kohlen bei 5 m Schütthöhe geſchaffen, ſodaß die geſamte Lagermöglichkeit nunmehr auf 
etwa 15000 t erhöht wurde. Gleichzeitig mit der Vergrößerung des Kohlenlagers wurde auch die ein— 
fachſte Bekohlung der vier Ofen der neu erbauten Ofenanlage III mittels eines Quertransports geſchaffen. 
Während bis zum Jahre 1920 an Nebenprodukten nur Koks, Teer und Ammoniak, letzteres entweder in 
Form von ſchwefelſaurem Ammoniak oder konzentriertem Gaswaſſer, gewonnen wurde, war es inzwiſchen 
erwünſcht, unter Anlehnung an die während der Kriegsjahre anderweit geſammelten Erfahrungen auch die 
im Gaſe enthaltenen Benzol-Kohlenwaſſerſtoffe in Form von Wotorbenzol nutzbar zu machen. Eine ſolche 
Anlage wurde 1920 erbaut. Sie ſtellt eine der erſten größeren Anlagen dieſer Art dar. Während die 
beiden für eine Tagesleiſtung von 125000 cbm ausreichenden Wäſcher zwiſchen Apparate- und Reiniger: 
anlage angeordnet werden mußten, iſt der Deſtillationsraum in einem vorhandenen Anbau der derzeitigen 
Apparaten⸗-Anlage untergebracht. Um hinſichtlich der Qualität des erzeugten Motorbenzols den weiteſt⸗ 
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gehenden Anſprüchen zu genügen, wurde die Benzolgewinnungsanlage 1922 noch durch eine Benzol— 
reinigungsanlage ergänzt. 

Zur Wiedergewinnung der ſowohl in den Generator- als auch Keſſelſchlacken enthaltenen brenn— 
baren Beſtandteile wurde 1921 noch eine Schlacken-Sortieranlage nach dem magnetiſchen Verfahren der 
Krupp⸗Gruſon⸗Werke in Magdeburg⸗Buckau erbaut. Sie ſortiert die Anfallſchlacken in ein Material von 
drei verſchiedenen Formgrößen, das der privaten Schlackenſteinfabrikation dient. Während die brennbaren 
Beſtandteile von einer Korngröße über 30 mm an die Bevölkerung billig abgegeben werden, können die 
brennbaren Beſtandteile unter 30 mm Korngröße in einer gleichzeitig errichteten Brikettierungsanlage 
unter Pechzuſatz brikettiert werden und ebenfalls als Eierbriketts verkauft oder im Werk ſelbſt verheizt werden. 

Gleichzeitig mit dem Ausbau des Werkes wurden ein den erhöhten Anforderungen genügendes 
Gaswerkslaboratorium eingerichtet und für die Arbeiter geſunde Aufenthaltsräume ſowie Waſch- und 
Baderäume geſchaffen. 

Aber den Verbrauch von Kohlen und die Erzeugung von Gas und Nebenprodukten geben nach— 
ſtehende Tabellen für die Jahre 1921/22 bis 1924/25 Aufſchluß. Die Ergebniſſe der Jahre 1919/20 
und 1920/21 ſind in den bereits herausgegebenen Geſchäftsberichten enthalten. 

Der Gaspreis betrug im Geſchäftsjahre 1924/25 je cbm 23 P ohne Meſſermiete. Der Durchſchnittserlös 
ſtellte ſich auf 22,39 P für 1 ebm nutzbar abgegebenes Gas, gegen 17,76 P im letzten Vorkriegsjahr. Die 
Koſten für Erzeugung, Fortleitung und Verwaltung — ohne Anrechnung der Ausgaben für Werkerhaltung 
und nach Abzug des Erlöſes aus den Nebenerzeugniſſen — betrugen 13,93 P, gegen 6,87 P in 1913. 

Der Rechnungsabſchluß ergab einen NReinertrag für den ſtädtiſchen Haushalt von 504 878,15 G, 
das find 8,4% der Geſamteinnahmen oder 2,57 P für je 1 ebm nutzbar abgegebenes Gas. 

Nähere Angaben über das Betriebs- und Wirtſchaftsergebnis enthält der gedruckt vorliegende 
Bericht des Städtiſchen Betriebsamtes für 1924/25. 


Betriebs⸗Ergebniſſe der Berichtsjahre 1921/22 bis 1924/25. 
J. Gaserzeugung. 


Die Gaserzeugung in den Vertikal 1921/22 1922/23 1923/2 1924/25 
Retortenöfen betrug . . . . 18307090 ebm 19977690 ebm 17826750 ebm 21 458 560 ebm 
Dazu Gasvorräte am Jahresanfang 47800 „ 53000 „ 40500 „ 43900 „ 


Zufammen 18354890 cbm 20030690 cbm 17867250 cbm 21502460 cbm 
Hiervon ab Gasvorräte am Jahres- 


W 53000 „ 40 500 „ 43900 „ 42600 „ 
Demnach Gasabgabe . 18301890 ebm 19 990 190 cbm 17823350 ebm 21459 860 ebm 
Gasabgabe im Vorjahre 17469410 „ 18301890 „ 19 990 190 „ 17823350 „ 


Zu⸗ bezw. Abnahme in 


der Gasabgabe 832480 ebm 1 688 300 ebm 2166840 ebm 3 636 510 ebm 


= ＋ 4,77 % — ＋ 9,22 % = — 10,84 % — 20,40 20 
II. Gasabgabe. 
1921/22 1922/23 
Bezahlte Gasmenge 16 718557 ebm = 91,35 % 18259096 cbm — 91,34% o| 3 2 
Offentliche Beleuchtung s 440670 „ —= 2,41% 513953 „ 2557 % S 
Selbſtverbrauch des Gaswerks . 136064 „ 0,7 % 124737 „ = 0,63 „1 
Folglich nutzbare Gasabgabbe .. 17295291 cbm — 94,50 % 18 897 786 ebm = 94,54 9% 
Gasverluſt 1006559 „ 5, 50 % 1092400 „ = 5,46 % 
1923/24 1924/25 
Bezahlte GasmenRFgge 14880 486 ebm = 83,49 % 18056491 cbm = 84,14 %| 38 
Offentliche Beleuchtunnnkcn g. 728139 „ = 4,09 % 1488330 „ = 6,94% S 5 
Selbſtverbrauch des Gaswerks . 126933 „ 0, 71% 120260 377 056.152 


Folglich nutzbare Gasabgabe . . . . 15735558 ebm — 88,29 % 19665081 ebm = 91,64 % 
Gasverluſte 2087792 „ 11, 71% 1794779 


| 
[6 
2 
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III. Beſchaffenheit des Gaſes. 
Das erzeugte Gas hatte im Wittel folgende Zuſammenſetzung: 


1921/22 1922/23 1923/24 1924/25 
227277 2 TE 6,4 5,6 51 4,1 
me. er A 1,8 15 1,8 2,3 
Tr 0,2 0,1 0,2 0,1 
F n 16,7 15,7 14,9 
Hz.. „ N Ze 56,6 92,2 53,7 54,4 
G Hase ̃ —˙— A r 12,7 14,6 15,0 
NE . ͤ 9„ 11,9 8,9 9,2 

Der obere Heizwert des trockenen Gaſes betrug bei 0° und 760 mm Barometerſtand im 
Jahresmittel 1921/22 1922/23 1923/24 1924/25 
4458 W.-E. 4193 W.-E. 4430 W.-E. 42410 W.-E. 

Das ſpez. Gewicht betrug 0,497 0,529 0,496 0,484 


IV. Gasausbeute. 
An Gas wurde im Durchſchnitt erzeugt aus 1 t Kohlen: 


1921/22 1922/23 1923/24 1924/25 
374,8 cbm 400,2 cbm 397,2 cbm 387,5 cbm 
V. Gaskohlen. 
1921/22 1922/23 1923/24 1924/25 
Kohlenvorrat am Jahresanfang .. 5280,0 t 2 921,0 t 9 947,0 t 10 142,0 t 
J 11 47 135,9 t 58 946,5 t 47 850,0 t 51 962,0 t 
Zuſammen 52 415,9 t 61 867,5 t 57 797,0 t 62 104,0 t 
Hiervon ab Kohlenvorrat am Jahresſchluß 2921/0 t 9 947,0 t 10 142,0 t 5 827,0 t 
Demnach Kohlenverbrauch 49 494,9 t 51 920,5 t 47 655,0 t 56 277,0 t 
Der Geſamtkohlenverbrauch verteilt ſich auf die einzelnen Kohlenmarken: 
1921/22 1922/23 1923/24 1924/25 
Oberfjchlefiihe . 33 227,4 t - 67,13 % 48833,0 t = 94,05 % 31 606,0 t = 66,32% 29 294,5 t 52,05 % 
Engliſche .. 10 680,5 t = 21,58% 3 087,5 t 5,95% 16 09,0 t = 33,68 %% 26 982,5 t = 17,95% 
Weſtfäliſche. 5587,0t= 11,29 % — — R — 
VI. Nebenerzeugniſſe. 
a) Koks 
1921/22 1922,23 | 1923/24 
Vorrat am Jahresſchluß: 1756,00 t 5574, t 7 073,0 t 
Verkauf: 
Grobkoks: 20 252,71 t | 15 058,0 t 16 885,0 t 
Nußkoks: er 165,0 t 3 609,0 t 
Koksgrus: 15,00 t 20 267,71 t — 16 523,0 t 401 2193/0 t 
Selbſtverbrauch: | | 
Grobkoks: 15 850,87 t | 9 536,0 t 8 226,0 t 
Nußkoks: — 3 363,0 t A 935,0 t 


f 
Koksgrus: 498,65 t 16 349,52 t 36617,23t 1471,0 t 143700 t 30 893,0 t 144,0 t 13 305,0 t 35 239,0 t 


Zuſammen 38373, 23 t Zuſammen 364670 t Zuſammen 42 312,0 t 
Davon ab Vorrat am Jahresanfang: 1276,00 t 1756,00 5 574,0 t 
Demnach Erzeugung: 37 097, 3t Erzeugung: 34 711,0 t Erzeugung: 36 758,0 t 
— 75,94% | 69,53% | = 81,85% 
der vergaſten Kohlen. 


. 
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1924/25 
Votrat am yore RER N FE ee Fe 6 703,00 t 
Verkauf: 
obne Eee 14 816,97 t 
r 7 496,99 t 
Kosgr us 3199,56 t 2513,52 k 
Selbſtverbrauch: 
n 10 392,94 t 
—A 5 252,62 t 
8 C 8,00 t 15 653,56 t 41 167,08 t 
Zufammen 17 870,08 t 
Davon ab Vorrat am Jahresanfang 5 f 7073,00 t 
Demnach Erzeugung. 40 797,08 t 
der vergaſten Kohlen. Sn 
b) Teer. 
1921/22 1922/23 1923/24 1924/25 
Erzeugung: 2 373,293 t = 4,86% 2628 t = 3,26 % 2 489,0 t 5,55% 2668,945 t — 4,82 96 
der vergaſten Kohlen der vergaſten Kohlen der vergaſten Kohlen der vergaſten Kohlen 
c) Benzol. 
1921/22 1922/23 1923/24 1924/25 
Erzeugung. 269 805 kg 325 965 kg 309 890 kg 405 300 kg 
d) Schwefelſaures Ammoniak. 
1921/22 1922/23 1923/24 1924/25 
Erzeugung: — 297,3 t = 73,431 t NH 337,9 t 82,1 t Ns 546,9 t — 136,776 NH; 


Verdichtetes Ammoniakwaſſer. 
1921/22 1922/23 1923/24 1924/25 
mit durchſchnittl. 16,43 9% NH3 24,30 % NH; 28,37 % NH; = 


Erzeugung: . .. 349,765 t - 57,466 Nis 150 t - 38,01 t NH; 26,6t = 7.5 t NH; — 
Ammoniakausbeute aus 1 t Kohlen 
1,18 kg NH; 2,23 kg NH3 2,00 kg NH3 2,47 kg NH3 
e) Ausgebrauchte Gasreinigungsmaſſe. 
1921/22 1922/23 1923/24 1924/25 
ung YORE - 2950 K 180,0 t 210, _ 473,0 t 


mit durchſchnittlich 50% Schwefel. 


Städtiſches Waſſerwerk. 


Der Geſamtwaſſerverbrauch von Danzig während der Zeit vom 1. April 1921 bis 31. März 1924 
betrug für jedes der innerhalb dieſes Zeitraumes liegenden 3 Betriebsjahre: 


Betriebsjahr cbm 
1921/22 6 418 076 
1922/23 6610 615 
1923/24 6 519 877 


| 
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Dieſe Jahresmengen ſchließen ein den Eigenbedarf des Städtiſchen Krankenhauſes, den Verbrauch des 
bis zum Dezember 1923 vom Krankenhauſe aus ſeinem Tiefbrunnen verſorgten, in der Nähe des 
Krankenhauſes gelegenen Stadtteiles, ſowie den Verbrauch der ſeit dem Januar 1923 an die Danziger 
Waſſerleitung angeſchloſſenen Gemeinde Ohra. Nachdem der Tiefbrunnen des Krankenhauſes wegen 
Schadhaftwerdens ſeiner Filter hat ſtillgelegt werden müſſen, übernahmen die Städtiſchen Waſſerwerke die 
Verſorgung des Krankenhauſes und des bisher von ihm geſpeiſten Stadtteiles. 


Trotz der innerhalb des Berichts-Zeitraumes für die Städtiſchen Waſſerwerke eingetretenen 
WMehrbelaſtung iſt eine regelmäßige jährliche Bedarfszunahme, die in der Vorkriegszeit im Mittel 4, 25% 
betrug, während der drei Betriebsjahre nicht feſtſtellbar. Die nähere Unterſuchung des Zahlenmaterials 
zeigt u. a., daß der Geſamtwaſſerbedarf im Sommer 1923 geringer war als der des vorhergehenden und 
nachfolgenden Winters, während normalerweiſe der Sommerverbrauch den Winterverbrauch ſtets, und 
zwar bis zu 10% des Winterbedarfs, überwiegt. Dieſe ganz ungewöhnliche Erſcheinung berechtigt zu der 
Annahme, daß die Inflation mit ihren nominell ſtändig ſteigenden Waſſerpreiſen in zunehmendem Maße 
eine einſchränkende Wirkung auf den Waſſerverbrauch ausgeübt hat. Iſt die Geringfügigkeit der Ver— 
brauchszunahme vom Jahre 1921/22 zum Jahre 1922/23 wahrſcheinlich ſchon als Folge der Inflation 
anzuſehen, ſo iſt die verbrauchsbeſchränkende Wirkung derſelben im Sommer 1923, als die Reichsmark 
ihren tiefſten Stand erreicht hatte, unverkennbar. Im Winter 1923/24, nach Einführung der neuen 
Währung, ſtieg der Geſamtwaſſerverbrauch wieder an und zwar, wie bereits erwähnt, über den Verbrauch 
des vorhergehenden Sommers hinaus. Außerhalb des Rahmens dieſes Berichts ſoll erwähnt werden, 
daß es nach den für den Sommer 1924 vorliegenden Daten den Anſchein hat, als ob der Waſſerverbrauch, 
ledig der ihm durch die Inflation angelegten Feſſel, wieder die Bahn ſeiner Vorkriegsentwicklung einſchlägt. 


Entſprechend den unverändert gebliebenen Anforderungen an die Waſſerwerks-Betriebe haben 
Erweiterungen derſelben während der Berichtszeit nicht ſtattgefunden. 


Da der im Anſchluß an das Waſſerleitungsrohrnetz in Neufahrwaſſer ſeinerzeit zur Verſorgung 
der Weſterplatte durch den Hafenkanal verlegte Düker im Sommer 1921 ſchadhaft geworden, wurde, in 
dem Beſtreben, die Waſſerverſorgung der Bewohner der Weſterplatte ſchnellſtens zu ſichern, auf der 
Weſterplatte ein Tiefbrunnen erbohrt, aus dem eine ſich dem Bedarf automatiſch anpaſſende Pumpen⸗ 
anlage von 6 cbm ſtündlicher Leiſtungsfähigkeit das Waſſer entnimmt, um es in das Rohrnetz zu 
drücken. Die Anlage kam im Dezember 1921 in Betrieb. f 


Das im bereits gedruckt vorliegenden Betriebsbericht der Waſſerwerke für das Jahr 1920/21 
beſchriebene Zuſatz-Waſſerwerk auf dem Gelände des Städtiſchen Elektrizitätswerks wurde im Februar 1922 
in Betrieb genommen. 

Im Sommer 1923 wurde im Werk Königstal die dort befindliche, wenig leiſtungsfähige und 
unwirtſchaftlich arbeitende Dupler-Dampfpumpe ausgebaut und durch die vor Jahren zu Reſervezwecken 
beſchaffte Hochdruck-Kreiſelpumpe mit elektriſchem Antrieb erſetzt. Dieſer Austauſch bedeutet neben der 
wirtſchaftlicheren Geſtaltung des Betriebes und der Erhöhung der Leiſtungsfähigkeit des Werkes Königs⸗ 
tal eine Vergrößerung ſeiner Betriebsbereitſchaft infolge Fortfalls der Notwendigkeit, vor Inbetriebnahme 
der Pumpe erſt den erforderlichen Dampfdruck erzeugen zu müſſen. 

Die durch dieſen Umbau im Werk Königstal vermehrte Leiſtungsfähigkeit der Station geſtattete, 
das Unterwerf von Pelonken, die Station Friedensſchluß, vom Sommer 1923 ab für normale Zeiten des 
Waſſerbedarfs ſtillzuſetzen. Den dadurch für die Witteldruck⸗ (Pelonkener) Zone bewirkten Ausfall an 
Waſſer iſt Königstal für gewöhnlich zu decken in der Lage. Durch dieſe Maßnahme iſt eine Herabſetzung 
der Betriebskoſten erreicht worden. Nur in Zeiten größten Waſſerbedarfs braucht auf das Werk Friedens⸗ 
ſchluß zurückgegriffen zu werden. 

In den Berichtsjahren haben in beſchränktem Maße Rohrneg-Erweiterungen ſtattgefunden und 
zwar faſt nur gelegentlich des zu Siedlungszwecken erfolgten Ausbaues von Straßen, ſo in Zigankenberg, 
An der Kurve, Am Heitzkeberg und Heeresanger. 

Die Danziger Wäſſer waren in der Berichtszeit in jeder Hinſicht ſtets von einwandfreier 
Beſchaffenheit. 
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Aus dem Betriebsjahr 1924/25 


iſt zu erwähnen, daß das Stadtrohrnetz um rund 5,6 km erweitert worden iſt. 

Die Geſamtförderung betrug 7 101 158 bm. Abgegeben wurden an vertragsmäßige Abnehmer 
4601 706 cbm, an ſtädtiſche Grundſtücke und zu öffentlichen ſtädtiſchen Zwecken 877 543 cbm, durch Nohr- 
ſchäden, Spülen des Rohrnetzes uſw. gingen verloren 1612317 ebm. 

Die größte Geſamttagesabgabe wurde mit 23352 cbm verzeichnet am 24. Januar 1925, die 
kleinſte (ausſchl. der Sonn- und Feiertage) mit 17864 cbm am 1. Mai 1924. Der mittlere Tages- 
verbrauch betrug 19453 cbm. Bei einer mittleren Bevölkerungszahl des Verſorgungsgebietes von 
207 120 entfielen auf den Kopf der Bevölkerung und den Tag 93,9 Liter. 

Der Waſſerpreis betrug während des Geſchäftsjahres 25 P je ebm, der Durchſchnittserlös für 
1 ebm nutzbar abgegebenes Waſſer 23,24 P, gegen 26,57 P im letzten Vorkriegsjahr. Die Koſten für 
Waſſerförderung, Fortleitung, Verwaltung und Werkerhaltung ſtellten ſich auf 19,30 P, gegen 9,72 P im 
Jahre 1913. Der Ertrag für den ſtädtiſchen Haushalt bezifferte ſich auf 198 782,38 G. (Einzelheiten 
über Betriebs⸗ und Wirtſchaftsergebniſſe ſind aus dem im Druck vorliegenden Bericht des Städtiſchen 
Betriebsamtes 1924/25 zu erſehen.) 


Städtiſches Elektrizitätswerk. 


A. Betriebsmittel. 

Innerhalb der letzten fünf Jahre ſind folgende Anderungen zu verzeichnen geweſen: 

Zu den beſtehenden zehn Keſſeln wurden zwei neue Hochleiſtungskeſſel (XI und XII), Fabrikat 
Steinmüller⸗ Gummersbach, von je 410 qm Heizfläche angeſchafft und in Betrieb genommen. Die drei 
älteſten Keſſel (I bis III) wurden, weil fie modernen Anſprüchen nicht mehr genügten, abgebrochen und 
an die Firma Winkelhauſen⸗Pr. Stargard verkauſt, die fie mit etwas geringerem Dampfdruck weiter ver— 
wendete. Die Keſſel IV- VI, die bis dahin in einem Block zuſammengebaut waren, wurden inſofern 
moderniſiert, als der mittlere Keſſel (V) abgebaut und die beiden Seitenkeſſel nach neuzeitlichen Grund— 
ſätzen umgebaut wurden. Bei allen Keſſeln wurden zur beſſeren Ausnutzung des Brennſtoffes pendelnde 
Feuerbrücken, Syſtem Steinmüller, eingebaut und der Betriebsdruck nach nur geringfügigen Anderungen 
mit Zuſtimmung des Dampfkeſſel-Aberwachungsvereins von 12 auf 12,5 Atm. erhöht. Aus Rückſicht für 
die Kolbendampfmaſchinen konnte die Aberhitzung in den Rohrleitungen nicht auf ihrer vollen wirtſchaft— 
lichen Höhe gehalten werden. Um dieſen Abelſtand zu beſeitigen, wurden in die Abzweigleitungen zu 
den Kolbenmaſchinen Dampfumformer, Syſtem Spuhr, eingebaut. Dadurch iſt es möglich geworden, in 
den übrigen Rohrleitungen dauernd 330 bis 360 Grad Aberhitzung zu halten. Zwiſchen dem Hoch— 
bunker und den Fülltrichtern der Keſſel find bewegliche Schüttrohre, Bauart Henckelmann, angebracht 
worden. Durch dieſe Maßnahmen iſt einerſeits eine günſtigere Verbrennung in den Keſſeln, andererſeits 
ein günſtigerer Dampfverbrauch in den Dampfturbinen erreicht. Um die in dem Kohlenabbrand vor— 
handenen brennbaren Beſtandteile zurückzugewinnen, wurde ein magnetiſcher Schlackenſcheider, Fabrikat 
des Gruſonwerks, eingebaut. Die Speiſewaſſerförderung wurde durch den Einbau einer elektriſch betrie— 
benen Zentrifugalpumpe um 60 cbm / Std. vermehrt. Die Kohlentransportanlage, beſtehend aus Kohlen— 
entlader, Kohlenbrecher und Becherwerk, wurde auf 40 t / Std. Förderleiſtung, d. i. das Doppelte der bis— 
herigen Leiſtungsfähigkeit, ausgebaut. 

Von der Danziger Werft wurde im Jahre 1920 ein Dampf-Turbogenerator, Bauart B. B. C., 
von 1250 kW Leiſtung erworben. Bei dem älteren B. B. C.-Turbogenerator von 560 kW Leiftungs- 
fähigkeit wurde der Dampfteil gegen einen ſolchen neuerer Konſtruktion ausgewechſelt. Der 400 KW. 
A. E. G.⸗Turbogenerator wurde, weil er inzwiſchen zu klein geworden war, überdies auch hohen Dampf— 
verbrauch auswies, nach Dirſchau verkauft, wo er in dem dortigen Elektrizitätswerk aufgeſtellt worden iſt. 
Der während des Krieges dem Elektrizitätswerk überwieſene 1500 kW-Einankerumformer franzöſiſcher 
Herkunft wurde von der Waffenſtillſtandskommiſſion nach Belgien zurückberufen. An ſeiner Stelle wurde 
im Jahre 1920 ein 1000- und im Jahre 1922 ein 1600-kW=Einanferumformer beſchafft. Der kleinſte 
der Motorgeneratoren von 130 kW Leiſtungsfähigkeit wurde, weil für den Umformbetrieb nicht mehr zu⸗ 


—— 
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reichend, abgebaut. Der Motor iſt verkauft, der Generator im Waſſerkraftwerk Fidlin aufgeſtellt worden. 
Die ältere, in Bleigefäßen untergebrachte Akkumulatorenbatterie wurde, weil das Plattenmaterial bereits 
ſtark verbraucht war, im Jahre 1921 auf die Hälfte ihrer Leiſtungsfähigkeit herabgeſetzt und im Jahre 
1924 ganz ausgebaut. An ihre Stelle iſt im letzten Jahre eine Batterie in Glasgefäßen beſchafft und 
aufgeſtellt, die mit 125 kW Leiſtungsfähigkeit lediglich für den Eigenverbrauch des Elektrizitätswerks im 
Falle von Betriebsſtörungen bemeſſen iſt. 

Die Schaltanlage iſt, beſonders in der Hochſpannungsabteilung, weſentlich erweitert worden. 
Grund hierfür waren einerſeits neu hinzukommende größere Abnehmer mit Hochſpannungsanſchluß, an⸗ 
dererſeits der Wunſch, mit der Aberlandzentrale Straſchin-Prangſchin eine leiſtungsfähigere Verbindung 
herzuſtellen. Aus letzterem Grunde wurde die Abertragungsſpannung zwiſchen den beiden Zentralen von 
8000 auf 15000 Volt heraufgeſetzt und dadurch eine direkte Parallelſchaltung mit gegenſeitigem Strom- 
austauſch ermöglicht (November 1920). Dieſe Verkoppelung ſowie weitere größere Elektrizitäts⸗Ver⸗ 
ſorgungspläne bedingten mit der Zeit einen erheblich geräumigeren Hochſpannungsraum; hierfür wurde 
der durch den Abbau der drei Keſſel freigewordene Teil des Keſſelhauſes hergerichtet. Im oberen Naum 
find die Sammelſchienen für 3000 und 15000 Volt, im unteren die dazu gehörigen Stations⸗Trans⸗ 
formatoren untergebracht. Die Steuerung der Apparate geſchieht von einem in der Mafchinenhalle auf— 
geſtellten Schaltpult aus. Beſonders wertvoll iſt dieſe Erweiterung für den Ausbau der Strecke Danzig- 
Zoppot geworden, die als Freileitung an Eiſenbetonmaſten für 15000 Volt Spannung erbaut und bis 
zu einem Schalthaus in Langfuhr im Herbit 1923 in Betrieb gekommen iſt; dieſes Schalthaus bildet, 
unter Vermittelung von 15000/3000 Volt-Transformatoren, einen Stützpunkt für das geſamte Langfuhrer 
Leitungsnetz. Gleichzeitig wird dort ſeit September 1924 eine Gleichrichteranlage von 550 kW Leiſtung 
für die Straßenbahn geſpeiſt. Drei Monate ſpäter war die Fortführung der Leitungen bis Zoppot be— 
endet, ſodaß von dieſem Zeitpunkt an das Elektrizitätswerk Zoppot ſeinen Strom von der Stadt Danzig 
bezieht. Eine Abzweigung von dieſer Leitung nach Neufahrwaſſer iſt im Bau und bis zu einer Station 
in Schellmühl auch bereits in Betrieb. Für die Straßenbahn iſt eine zweite Stromabgabeſtelle auf dem 
Krebsmarkt eingerichtet; hier hat die Straßenbahn ihre Waſchinen ſtillgeſetzt und bezieht Strom vom 
Elektrizitätswerk bis zu 1650 kW Leiftung aus beſonderen, durch die Hopfen- und Hundegafje dorthin 
verlegten 3000 Volt-Kabeln. Die Inbetriebnahme dieſer Anlage erfolgte im März 1925. Infolge der 
beträchtlich geſtiegenen Stromabgabe, insbeſondere während der Wintermonate, ſind einige Teile des 
Kabelnetzes bis zur Grenze ihrer Belaſtungsfähigkeit und darüber hinaus in Anſpruch genommen geweſen. 
In Langfuhr wird dieſem Uebelſtand durch Erhöhung der Verbrauchsſpannung von 120 auf 220 Volt 
abgeholfen. Die Umſchaltungen ſind in Angriff genommen und bis zum Schluß des Berichtsjahres zu 
etwa zwei Dritteln durchgeführt. In der inneren Stadt ſoll die Erweiterung der Leiſtungsfähigkeit da⸗ 
durch bewirkt werden, daß neben das vorhandene Gleichſtromnetz ein Drehſtromnetz verlegt und dieſes 
aus neu zu errichtenden Transformatorſtationen geſpeiſt wird. 

Der während des Krieges wiederholt aufgetretene Kohlenmangel veranlaßte die Verwaltung, auf 
die Ausnutzung der in der Umgegend Danzigs befindlichen Waſſerkräfte zur Stromerzeugung Bedacht 
zu nehmen. So wurden zunächſt an drei bereits ausgebauten Gefällſtufen der Radaune Stromerzeuger 
aufgeſtellt, und zwar in Prauſt ein Aſynchron-Generator von 100 kW, der im März 1922 in Betrieb 
kam, im Wai desſelben Jahres in Lappin ein Synchron-Generator von rd. 100 kW und in Fidlin der 
vorher ſchon genannte Synchron-Generator von rd. 130 kW. Im Ausbau befindlich iſt außerdem ein 
größeres Kraftwerk mit Stauweiher in Bölkau, welches gleichzeitig den Bau eines neuen Schalthauſes 
auf dem Grundſtück des Dampfkraftwerks in Danzig zur Folge hat. Die Abertragungsſpannung ſoll 
35000 Volt betragen. Dieſe Anlagen werden im Laufe des Sommers 1925 vorausſichtlich fertig⸗ 
geſtellt ſein. 

Die Lagerräume des Werks, die ſich bisher im Obergeſchoß des Bürogebäudes befunden hatten, 
wurden aus dieſem heraus verlegt und gleichzeitig weſentlich erweitert. Im Jahre 1921 übernahm das 
Elektrizitätswerk das Gebäude der ehemaligen Gemüſetrocknerei. Hier ſind das Betriebslager ſowie die 
Arbeiter-Aufenthalts- und Wohlfahrtsräume untergebracht. Für die Lagerung der Transformatoren, 
Kabel und Inſtallations materialien iſt ſeit April 1921 der neben dem Werk befindliche ſogenannte „Königs⸗ 
ſpeicher“ von der Grundbeſitzverwaltung gepachtet und entſprechend eingerichtet worden. 
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Die Anſchlußbewegung und Stromabgabe wird durch die im folgenden Abſchnitt aufgeftellten 
Tabellen gekennzeichnet. Trotz der aus dieſen Tabellen hervorgehenden ſtarken Zunahme der Anſchlüſſe, 
womit auch ein beträchtliches Mehr an Verwaltungsarbeit verbunden iſt, liegt die Zahl der Beamten und 
Angeſtellten in den Büros unverändert. Im Betriebe iſt ein Wärmeingenieur eingeſtellt, ein Betriebs 
inſpektor an eine andere Verwaltung (Eichamt) abgegeben worden. Im übrigen wurde eine größere Zahl 
von Arbeiterſtellen in Beamten- und Angeſtellten-Stellen umgewandelt. Dieſe Maßnahme hat ſich durch- 
aus als zweckmäßig erwieſen, weil dadurch einerſeits für das Beſetzthalten der wichtigeren Poſten eine 
größere Stetigkeit erreicht wird, andererſeits die Unterbrechung der lebenswichtigen Elektrizitäts-Verſorgung 
durch Arbeiterſtreiks kaum mehr befürchtet zu werden braucht. Die Techniſche Nothilfe, deren Witwirkung 
durchaus nicht unterſchätzt wird, würde bei der Kompliziertheit des Betriebes zur Einarbeitung doch immer 
eine geraume Zeit benötigen, ſodaß Unterbrechungen unvermeidlich wären. 

Die Strompreiſe einſchl. Zählermiete betrugen im Jahre 1924/25 für Lichtſtrom 65 P, für Kraft⸗ 
ſtrom 45 P, ab 1. November 35 P. Der Durchſchnittserlös für je eine nutzbar abgegebene kWh ſtellte 
ſich auf 31,79 P, gegen 26,81 P im letzten Vorkriegsjahre. Die Koſten für Stromerzeugung, Fortleitung 
und Verwaltung betrugen ohne Anrechnung der Aufwendungen für Werkerhaltung ufw. 13,93 P je kWh, 
gegen 9,25 P in 1913; mit Anrechnung der Ausgaben für Werkerhaltung uſw. 26,88 P, gegen 16,25 in 1913. 

Der Rechnungsabſchluß ergibt einen bilanzmäßigen Neinertrag für den Stadthaushalt von 
922 119,22 Gulden. 

Weiteren Aufſchluß über die Betriebs- und Wirtſchaftsentwickelung des Elektrizitätswerks gibt 
der gedruckt vorliegende Bericht des Städtiſchen Betriebsamts 1924/25. 


B. Betriebs⸗Ergebniſſe. 


am 1. April 1919 1925 Zunahme 
Angeſchloſſene Grund ſtücnʒñfñʒne 3 529 Stück 5227 Stück 48% 
5 Abnehmer 9141 „ 18347 „ 100% 
5 Zähler. l eee ee 9 166 „ 18338 „ 100% 
F Netz⸗Transformatoren . 18 „ 134 „ 77% 
Anſchlußwerte nach Lichtſtrom- Tarif. 6833 kW 11872 kW 
5 „ Kraftſtrom⸗Tarif . 4762 „ 12781 
5 „ Sonder⸗ Tarifen 9571 „ 7009 „ 
5 für Gtraßenbeleudtung . . 307%, 17995 
A „ Eigenverbrauch d. Werks 52 548 „ 
21 248 W 31838 kW 50% 
Nutzbar abgegeben wurden: im Jahre 1919 1924 Zunahme 
nach Lihtitrom- Tarif . - » 222... 2 201 126 kWh 4553805 kWh 
„ aßſram tiff 2130532 1706 553 „ 
Sonder Jariſen na 5285 978 9876 170 „ 
für Straßen beleuchtung 16385 „ 25 858 „ 
„ Eigenverbrauch des Werks. 59 137 10161 54 
9 643 158 Wb 16 264 000 kWh 69% 
Erzeugt und bezogen wurden: 
im Dampfkraftwerk erzeuge 9005 460 „ 16 315 480 „ 
von eigenen Waſſerkraftwerken bezogen — 5 1458871 „ 
von fremden Werken bezogen .. 2233 20 1827 868 
11 240 700 kWh 19300219 kWh 7270 
Anteil der bezogenen elektriſchen Arbeit . . 19,9% 15,59% 
Die Höchſtleiſtung des Werks betrug. . . 3 755 kW 7142 kW 90% 
Kohlenverbrauch für die Stromerzeugung . 16381 t 18556 t 
je erzeugte kWh bezogen auf 7000 kcal. 1,60 kg 1,10 kg 
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Städtiſches Wohlfahrtsamt. 


Auch auf dem Gebiet der öffentlichen Wohlfahrtspflege haben ſich die Folgen des Krieges für 
die Bevölkerung der Stadtgemeinde Danzig in hohem Maße bemerkbar gemacht. 

Weite Kreiſe der Danziger Bevölkerung, die früher ihr gutes Auskommen hatten, wurden von 
Armut und Not betroffen. Wie ſehr die Not in der Bevölkerung gegenüber den Jahren vor dem Kriege 
geſtiegen iſt, ergibt ſich deutlich aus nachſtehenden Zahlen. 

Die geſamte Ausgabe der allgemeinen Armenverwaltung im Jahre 191 betrug nach dem Etat 
88 160 M = rd. 1105200 G. 


Die Ausgabe des Haushaltsplans des Wohlfahrtsamtes für 1924 wies einen Betrag von 
3485080 G auf. Dazu treten aber noch die Ausgaben für das Jugendamt mit rd. 970000 G und des 
Geſundheitsamts mit rd. 150 000 G, die früher im Etat des Wohlfahrtsamtes mit enthalten waren, ſodaß 
ſich die Geſamtausgabe für 1924 auf rd. 3 485 000 + 970000 150 000 G = 4 605 000 Gk ſtellte; fie 
mußte aber noch um rd. 917000 G überfchritten werden und belief ſich alſo auf rd. 51/2 Millionen G. 
Die Aufwendungen für Wohlfahrtspflege haben ſich alſo in zehn Jahren verfünffacht. 

Den ſo geſteigerten Anforderungen konnte das Wohlfahrtsamt in ſeiner früheren Geſtalt natürlich 
nicht mehr genügen. Es mußten im Laufe der Zeit ganze Geſchäftszweige abgetrennt werden. Hierher 
gehört insbeſondere das am 1. Oktober 1917 ins Leben gerufene Jugendamt und das am 1. Juli 1920 
begründete Geſundheitsamt. 

Des weiteren wurden für verſchiedene Geſchäftszweige beſondere Unterabteilungen eingerichtet, 
wie insbeſondere die Abteilung für Naturalverſorgung (Wirtſchafts-Abteilung), die Kriegshinterbliebenen— 
Fürſorgeſtelle, die Kriegsbeſchädigten-Fürſorgeſtelle, die Erwerbsloſen-Fürſorgeſtelle, die Trinkerfürſorgeſtelle, 
die Städt. Rechtsauskunftsſtelle, die Wohlfahrtsfürſorge-Zentrale mit der Zentralkartothek und der Sozialen 
Krankenhausfürſorge, die Werkſtätten für erwerbsbeſchränkte Leute, die Abteilung für Kleingartenweſen, 
das Altersheim Pelonken. 


Aber die verſchiedenen Abteilungen iſt im Einzelnen folgendes zu berichten: 


I. Allgemeines. 


Zum Zwecke der öffentlichen Wohlfahrtspflege war die Stadt im Rechnungsjahre 1919 in 52 Bezirke 
mit 37 Wohlfahrts-Kommiſſionen und 391 ehrenamtlich tätigen Perſonen aufgeteilt. Im Rechnungs— 
jahre 1924 iſt die Zahl der Bezirke auf 54, die der Wohlfahrts-Kommiſſionen auf 41, die Zahl der ehren— 
amtlich tätigen Perſonen auf 394 geſtiegen. 

Im Jahre 1914 waren demgegenüber 35 Kommiſſionen mit 528 ehrenamtlich tätigen Witgliedern 
in Wirkſamkeit. Die Zahl der Kommiſſionen hat ſich alſo gegenüber der Vorkriegszeit um 6 vermehrt, 
während die Zahl der ehrenamtlich tätigen Perſonen ſich um 134 vermindert hat. 

Dieſer Rückgang iſt auf die ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe in der Kriegs- und Nach— 
kriegszeit zurückzuführen, die dazu geführt haben, daß zahlreiche, früher ehrenamtlich tätige Perſonen genötigt 
waren, ſich einen Erwerb zu ſuchen und zu einer ehrenamtlichen Betätigung nicht mehr in der Lage waren. 

Neben den ehrenamtlich tätigen Perſonen waren in der öffentlichen Wohlfahrtspflege eine große 
Zahl beſoldeter Kräfte tätig. Während die Zahl derſelben im Jahre 1914 im ganzen nur 31 betrug, ſtieg 
ſie während der Inflationszeit (1923) bis zu 45 Beamten, 126 Angeſtellten und 47 Arbeitern, zuſammen 
218 beſoldeten Kräften an. Dazu traten noch 46 beſoldete Kräfte beim Jugendamt und 10 beim Geſund— 
heitsamt, ſodaß gegenüber dem Jahre 191% eine Geſamtvermehrung der beſoldeten Kräfte auf 272 ſtatt— 
gefunden hatte (mehr 243). 

Nach Aberwindung der Inflation und Einführung einer feſten Währung im November 1923 konnte 
ein uhr blichen Abbau des Beamten- und Angeſtellten-Apparates erfolgen. 5 
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Die Naturalunterſtützung wurde allmählich eingeſchränkt und mit Schluß des Rechnungsjahres 1924 

ganz aufgehoben. An ihre Stelle trat wieder die früher übliche Barunterſtützung. Die Zahl der beſoldeten 

Kräfte ſank beim Wohlfahrtsamt auf 149; fie mußte freilich infolge zahlreicher anderer neu hinzutretender 
Aufgaben ſpäter bis auf 166 wieder erhöht werden. 

Dem Städtiſchen Wohlfahrtsamt liegt die Unterſtützung aller Hilfsbedürftigen im Gebiet der 
Stadtgemeinde Danzig ob. Die Ausübung der Wohlfahrtspflege erfolgt grundſätzlich auch heute noch, wie 
ſeit Jahren, nach dem Elberfelder Syſtem, d. h. bezirksweiſe durch ehrenamtliche Kräfte. Dieſes Syſtem 
hat freilich im Laufe der Jahre inſofern eine gewiſſe Abänderung erfahren, als die Tätigkeit der ehren⸗ 
amtlich ' tätigen Kräfte in ſtändig zunehmendem Maße ergänzt iſt durch beſoldete Kräfte. 

Während noch im Rechnungsjahre 1912 zur Unterſtützung der ehrenamtlichen Kommiſſions-Wit⸗ 
glieder nur 1 beſoldeter Ermittlungsbeamter beſchäftigt wurde, waren im Rechnungsjahr 1923 beim Wohl— 
fahrtsamt 21 Kräfte im Ermittlungsdienſt tätig und zwar 10 männliche und 11 weibliche. Im Rechnungs- 
jahr 1924 beſchäftigte die Ermittlungs-Zentrale 22 Perſonen (11 männliche, 11 weibliche). 

Zu erwähnen iſt noch, daß während anfänglch die während des Krieges und nach Beendigung 
desſelben eingerichteten beſonderen Fürſorgeſtellen (Kiriegsfamilienfürſorge, ſpäter Kriegsbeſchädigten⸗ und 
Kriegshinterbliebenenfürſorge Erwerbsloſenfürſorge uſw.) jede ihr beſonderes Ermittlungsperſonal hatte, 
das geſamte Ermittlungsperſonal zu Beginn des Jahres 1923 zu einer Zentrale für den Ermittlungs⸗ 
dienſt vereinigt wurde. 

Dadurch wurde eine erhebliche Erſparnis an Zeit und Kraft erzielt, weil nun jeder Ermittler ſeinen 
beſtimmten Bezirk zugewieſen erhielt, während früher jeder Ermittler für ſein beſonderes Fachgebiet den 
Umkreis der ganzen Stadt zu verſorgen hatte, wobei er oft zu zeitraubenden, weiten Wegen gezwungen 
war. Dieſe Zentraliſation brachte auch das Gute mit ſich, daß jeder Ermittler die Familien ſeines Bezirks 
genauer kennen lernte, und daß die einzelnen Familien, die der Fürſorge in den verſchiedenen Zweigen 
der Fürſorgetätigkeit bedurften, nicht mehrfach von immer neuen Ermittlern aufgeſucht zu werden brauchten. 
Die Durchführung dieſes Prinzips ſetzte freilich voraus, daß eine Ausbildung der Ermittler für die 
verſchiedenen Fürſorgezweige vorausging, weil ſachgemäße Ermittlungen in dieſen gewiſſe Spezialkenntniſſe 
der geſetzlichen Beſtimmungen und der beſonderen, gerade für dieſes Spezialgebiet in Betracht kommenden 
Geſichtspunkte erfordern, die nicht jedem Ermittler ohne weiteres zu eigen ſind. 

Dieſe Vereinheitlichung des Ermittlungsweſens ſoll mit der Zeit dadurch noch weiter ausgebaut 
werden, daß auch die vom Jugendamt durch beſondere Schulpflegerinnen ausgeübte Jugendfürſorge und 
die vom Geſundheitsamt durch Tuberkuloſefürſorge-Schweſtern ausgeübte Geſundheitsfürſorge miteinbezogen 
und zu einer einheitlichen Familienfürſorge ausgeſtaltet wird. Die einleitenden Schritte hierzu ſind 
bereits getan, und es iſt zunächſt in zwei Bezirken, denen demnächſt drei weitere folgen ſollen, die ein— 
heitliche Familienfürſorge zur Einführung gelangt. Wie notwendig eine ſolche Konzentration angeſichts 
der gewaltig angewachſenen Fürſorgetätigkeit auf den verſchiedenſten Gebieten iſt, ergibt ſich daraus, daß 
von der Ermittlungszentrale im Jahre 

1919 25430 Aufträge, 1920 26 410 Aufträge, 1921 30 340 Aufträge, 
1922 46 520 1923 64410 1924 75 846 5 
bearbeitet und erledigt wurden. 

Während es vor dem Kriege in der Hauptſache nur eine Art der Unterſtützung gab, nämlich die 
allgemeine bare Armenunterſtützung und daneben nur noch die Krankenfürſorge (teils durch Gewährung freier 
ärztlicher Verſorgung und freier Arznei, teils durch geſchloſſene Anſtaltspflege) und in ganz beſchränktem 
Umfange noch eine gewiſſe Naturalverforgung mit Milch, Suppe und Bekleidungsſtücken, bildete ſich in 
der Nachkriegszeit im Anſchluß an die beſondere Fürſorge für die Kriegerfamilien während der Kriegs— 
zeit für die verſchiedenen Kreiſe der Hilfsbedürftigen eine Sonderfürſorge heraus, für welche die Höhe 
und Art der Unterſtützung durch beſondere Vorſchriften und Grundſätze geregelt waren, und die zum Teil 
auch geſchäftsmäßig in beſonders dafür eingerichteten Stellen von beſonderen Beamten ausgeübt 
wurde. Dahin gehören die Kriegsbeſchädigten- und Kriegshinterbliebenen-Fürſorge, die Erwerb3lojen- 
Fürſorge ſowie die Sozialrentner- und Kleinrentner-Fürſorge. 

Es erwies ſich ferner als notwendig, für die verſchiedenartigen Bedürfniſſe der zu Unter⸗ 
ſtützenden beſondere Wittel bereitzuſtellen und Sonderunterſtützungen zu gewähren, da die bisher üblichen 
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allgemeinen Unterſtützungsſätze hierfür nicht ausreichten. Hierher gehören u a. Mietbeihilfen, Gasbeihilfen, 
Wirtſchaftsbeihilfen, Winterbeihilfen und Begräbnisbeihilfen. Die Wietbeihilfen und Gasbeihilfen ſind 
inzwiſchen wieder in Fortfall gekommen und mit der allgemeinen Unterſtützung vereinigt, um nicht eine zu 
große Zerſplitterung in verſchiedene Arten von Unterſtützung eintreten zu laſſen, da eine einheitliche 
Unterſtützung ſowohl aus erzieheriſchen als aus wirtſchaftlichen Gründen den Vorzug verdient vor einer, 
die für jedes einzelne Bedürfnis beſonders bemeſſen wird. 

Endlich mußte beſonders während der Inflationszeit die gewährte Barunterſtützung in ſtändig 


ſteigendem Maße durch Naturalunterſtützung ergänzt bezw. erſetzt werden. Dieſe nahm allmählich einen 


ſolchen Umfang an, daß das Wohlfahrtsamt ſich genötigt ſah, im Jahre 1921 dafür eine beſondere 
Wirtſchaftsabteilung einzurichten. 

Mit Nüdfiht darauf, daß die Zahlen in den Jahren 1919/1923 Inflationszahlen find und keine 
Vergleichungsmöglichkeiten ergeben, wird von einer Aufführung der in den Jahren 1919/23 vom Städti⸗ 
ſchen Wohlfahrtsamt gewährten Unterſtützungen abgeſehen, dagegen werden die im Jahre 1924 gewährten 
Unterſtützungen aufgeführt und in Vergleich geſtellt zu denen des Jahres 1914. 


Die vom Städtiſchen Wohlfahrtsamt im Nechnungsjahre 1924 gewährten Unterſtützungen im 
Vergleich zu denen vom Jahre 1914. 


3 Gegen⸗ 


im Nechnungsj 
im Rechnungsjahre Zu⸗ füber 1914 


Es ſind gewährt 25 ſammen nach dem 
an | im Gejamt- Etat 
Perſonen TE von 0 0 
auf Jähresßk a d ee — 155 995 150 000 
auf beſondere Bewilligung (in der Regel für 3 Monate) . — 275 658760 486 795 41 250 
auf beſondere Bewilligung (in Einzelfällen) ). 861 55 142 
Ferner 
Mietbeihilfen gemäß Stadtv.-Beſchluß vom 8. 5. 23 und 
29. 1. 24, Senatsbeſchluß vom 18. 12. 2332 84.796 — 
Winterbeihilfen gemäß Beſchluß der Stadtbürgerſchaft vom 
12. 8. 24, Senatsbeſchluß vom 23. 9. 24 
a) Kartoffelbeihilfen an Perſoneen 117170 257 336 9 
b) Heizbeihilfen an Haushaltungen 6 065 | 
Offene Kränttenpflegels! vad d allakelapdn, SELL In, 255 520 92 807 
Geſchloſſene Krankenpflege im Städtiſchen Krankenhaus 336 086 1 416035 | 272 800 
Für Verpflegungskoſten: 
a) in anderen Heil- und Pflegeanſt alten 347 550 214 687 
b) in der Staatlichen Frauenklinik. 716 43 488 — 
Für Beerdigungs- und Begräbnisbeihilfen. 212 22346 4500 
gelieferte Mi[flcg e ner 14143 5 000 
eeente Suppe... . 81 770 1250 


Daneben wurden gewährt: 


Kleinrentnerunterſtützungen (gemäß Geſetz vom 23. 2. 23 
— 80% auf Koſten des Staates, 20% auf Koſten der 


Stadtgemeinde Danzig —) 99) 1085 298 > 5 — 
Einmalige Wirtſchaftsbeihilfen (gemäß Geſetz vom 2. 12. 24 733 056 
auf Noſten des Süme ss ee an En 7971 434 870 — 


782 294 


zuſ. 2 635 886 


4 


Das ſtändige Anſteigen der wirtſchaftlichen Not während des Jahres 1924 ergibt ſich aus 
folgender Aberſicht: 


Die in den einzelnen Monaten des Jahres 1924/25 geleiſteten Unterſtützungen. 


Anzahl der Fälle: | Gefamt- Geldunterſtützung in Gulden wurde gezahlt: 
Monat Außer- Auf zahl der | Außer- Im Auf Im 
ordentliche Jahres- Fälle ordentliche Durchſchnitt! Jahres- Durchſchnitt h 
Anterftüß. | farte Unterſtütz. je Fall karte je Fall 
April id 1193 552 1745 10 913, — 9,20 4 318, — 7,80 
1 1224 591 1815 13 776, — 11,20 5861, — 9,90 
SOHLE nu a Pe S 17 054,— 13,20 7051|. 11,0 
IE ee a Be 1250 7 e 1958 18 588,— 14,80 9281.— 13,— 
üg 1308 | 752 20585 20 160,— 15,47 | 10894, — 14,50 
Septembens 18 1352 805 712197 21 804,.— 16,10 12 476,.— 15,45 
c 1497 857 2354 23 179,.— 16,15 |14080,— | 16,40 
November F 1529 888 2417 26 148, — 17,10 15 348,.— | 17,28 
r 1525 950 2475 26 464, — 17,35 17 049, — 17,90 
Slanugr 2 3 1616 | 977 2593 29 236, — 17,90 18 166,.— 18,60 
. amor 1796 10240 2836 |32936,—| 18,03 |19894,— | 19,— 
Maß 3 1902 1094 2996 34 400, — 19,— 121292,— | 19,46 
Die offene Krankenpflege erforderte, wie obige Zuſammenſtellung ergibt, im ganzen 
JJ a a G 92807 
1 „ 1911 —-?‚çw „ 255 520 


Erwähnt ſei hierbei, daß mit dem 1. Mai 1921 die freie Arztewahl auch für Unterſtützungsempfänger 
eingeführt wurde. Daß die direkten Koſten für ärztliche Behandlung und Heilmittel eine erhebliche 
Steigerung erfahren würden, war vorauszuſehen. Die tatſächliche Steigerung überſtieg aber noch alle 
Erwartung. Immerhin wird man vielleicht annehmen können, daß bei dieſer Art ärztlicher Verſorgung, 
bei der jeder den Arzt ſeines Vertrauens aufſuchen darf, beſſere Heilerfolge erzielt werden und daß ſo 
indirekt wenigſtens dadurch ein gewiſſer Gewinn an Volkskraft und eine Erſparnis an Unterftügung und 
Krankenhauskoſten erzielt wird, die gegenüber den vermehrten Arzt- und Heilmittelfoften einen gewiſſen 
Ausgleich bedeuten, wenngleich dieſer ſich zahlenmäßig nicht nachweiſen läßt. 

Um eine beſſere Zahnkrankenpflege zu ermöglichen, wurde auch ein beſonderes Abkommen mit 
den praktizierenden Zahnärzten am 25. Auguſt 1922 abgeſchloſſen, welches den bedürftigen Zahnkranken 
ermöglichte, ſich bei einem Zahnarzt ihrer Wahl behandeln zu laſſen, während bis dahin eine beſondere 
zahnärztliche Verſorgung der bedürftigen Kreiſe überhaupt nicht ſtattgefunden hatte. 

Die Windeſtunterſtützung betrug 5 G monatlich je Fall. 

Die Unterſtützungen erreichten 

in 265 Fällen die Höhe von 5.— G 


V 
% 80000 „ a 
ID c es 
E nn 
ee ͤ 
186 = „ 100,— „ 


Anträge beim Stadtausſchuß auf Verurteilung zur Zahlung der Unterhaltsbeiträge von 
unterhalts verpflichteten Angehörigen ($ 65 A. G. zum Reichsgeſetz betr. U. W.) wurden in der Zeit vom 
1. April 1924 bis 31. März 1925 in 6 Fällen geſtellt, denen auch entſprochen wurde. 

Auf Unterbringung eines ſäumigen Nährpflichtigen im Arbeitshaus wurde im Rechnungsjahr 1924 
nur ein Antrag geſtellt, dem auch entſprochen wurde. 
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Um wenigſtens einen ungefähren Anhalt über den Umfang der Tätigkeit der Wirtſchaftsabteilung 
des Wohlfahrtsamts zu geben, ſeien kurz folgende Zahlen angeführt: i 
Es wurden insgeſamt, teils unentgeltlich, teils zum verbilligten Preiſe verausgabt: 


Lebensmittel Brennſtoffe 


1922 5579 Pakete 21 632 Ztr. Kohlen, 57315 Ztr. Torf, 
enthaltend verſchiedene Lebensmittel wie | 4749 rm Holz, 2069 Ztr. Stubbenholz, 
Mehl, Gries, Erbſen, Bohnen, uſw. 13 722 Ltr. Petroleum. 
1923 | 3634 Ztr. Lebensmittel 31 898 Ztr. Kohlen, 
42 294 „ Kartoffeln 39 512 Kiepen Kleinholz a ½ rm 
21 875 Ztr. Torf, 
6118 Ltr. Petroleum. 


10844 Ztr. Kohlen, 
1791 rm Holz. 


An Bekleidungsſtücken (Ober- und Unterfleidung für Männer, Frauen und Kinder, ferner 
Schuhe und Bettwäſche) wurden geliefert: 


1924 | 255 Pakete 


Zahl der gelieferten Meter 


Kleidungsſtücke Stoff 
1922 39 008 118 080 
1923 25 940 17 873 
1924 23 200 | 31999 


Sobald mit Einführung der Guldenwährung im Herbſt 1923 die Gründe, die zur Einführung 
der Naturalverforgung geführt hatten, in Fortfall gekommen waren, wurde allmählich die Naturalver- 
ſorgung immer mehr eingeſchränkt und bis auf die Gewährung von Wilch und Suppe ſchließlich ganz 
eingeſtellt, ſodaß die Wirtſchaftsabteilung, nachdem ſie inzwiſchen bereits ſtark verkleinert war, mit dem 
31. März 1925 gänzlich aufgelöſt werden konnte. 


Aber die Verſorgung der minderbemittelten Bevölkerung mit Wilch iſt zu erwähnen: Wilch wird 
bewilligt in allen Fällen, in denen ſie zur Ernährung kleiner Kinder oder alter Leute oder nach ärztlichen 
Zeugniſſen zur Wiederherſtellung der Geſundheit notwendig iſt. Es wurden im Jahre 1924 38 000 Liter 
im Betrage von 14143 G geliefert. 


Zur Verſorgung der minderbemittelten Bevölkerung mit warmem Mittagefjen find vom Städtiſchen 
Wohlfahrtsamt Suppenküchen eingerichtet, in denen den Winderbemittelten gegen geringen Entgelt oder 
Bedürftigen auf Anweiſung des Wohlfahrtsamts unentgeltlich kräftiges, ſchmackhaftes Wittageſſen verabfolgt 
wird. Das Eſſen kann entweder abgeholt oder in einem dazu beſtimmten Raume an Ort und Stelle ver— 
zehrt werden. Der Preis beträgt 35 P für das Liter. 


Im Jahre 1924 beſtanden 3 ſolcher Suppenküchen. Davon war eine in der Schule Schwarzes 
Meer, eine unter der Bezeichnung „Danziger Speiſehalle“ in der Kaſerne Hohe Seigen und eine in der 
Knabenſchule Langfuhr untergebracht. Die vierte Küche, die früher unter ehrenamtlicher Leitung in der Schule 
Niedere Seigen beſtand, wurde, weil die Räume und der Zugang auf die Dauer ſich als unzulänglich 
erwieſen, im Februar 1923 geſchloſſen und mit der in der Nähe gelegenen Danziger Speiſehalle vereinigt. 
Die Unterbringung der Küchen in den Kellerräumen von Volksſchulgebäuden bringt für den Schulbetrieb 
mancherlei Unzuträglichkeiten mit ſich. Die Schulverwaltung verlangt deshalb die anderweitige Unterbringung, 
auch weil ſie die bisher dafür freigegebenen Räume für ihre eigenen Zwecke braucht. Die Suppenküche 
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Langfuhr hat deshalb mit Ende 1924 nach einem eigens für dieſen Zweck errichteten Gebäude in der 
verlängerten Luiſenſtraße verlegt werden müſſen. Auch für die Suppenküche Schwarzes Meer werden andere 
Räume beſchafft werden müſſen. 

Die ſtärkſte Inanſpruchnahme weiſt die Küche in den Danziger Speiſehallen auf. In ihr wurden 1924 
99 670 Liter Suppe ausgegeben, dagegen in der Suppenküche Schwarzes Meer 86451, in der Suppenküche 
Langfuhr nur 9 180, zuſammen 195 301 Liter. 

Daneben beſtand eine von der Altershilfe unterhaltene Mittelſtandsküche. Sie iſt eine aus 
freiwilligen Liebesgaben unterhaltene Wohltätigkeitseinrichtung, die aber vom Wohlfahrtsamt durch 
Hergabe von Räumen und dadurch unterſtützt wird, daß das Wohlfahrtsamt für Arme, die das Eſſen 
nicht ſelbſt bezahlen können, der MWittelſtandsküche den Preis erſtattet, zu dem die Volksküche ihr Eſſen 
abgibt (3. Zt. 35 P je Liter). Die Wittelſtandsküche unterhält 2 Speiſeräume, einen in Danzig in der 
Wiebenkaſerne, einen anderen in Langfuhr am Hochſchulweg. 

Die Stiftungsabteilung, deren rd. 400 Stiftungen im Rechnungsjahr 1918 noch über einen 
Zinsertrag von über 50000 M verfügten, der zur Verteilung in kleineren Spenden an Arme, Stipendien 
an Studirende, Beihilfen an gemeinnützige Vereine und Unterſtützungen an verſchämte Arme aller Art 
diente, mußte im Laufe der Jahre 1919/23 ihre Tätigkeit allmählich einſtellen, da durch die Auswirkungen 
der Inflation das Stiftungsvermögen größtenteils verloren ging. Wie weit auf Grund der im Gange 
befindlichen Aufwertung die Gewährung von Spenden und Stipendien ſpäter wieder möglich werden 
wird, läßt ſich zur Zeit noch nicht überſehen. 


II. Kriegshinterbliebenen⸗Fürſorge. 


Gemäß Verordnung der Reichsregierung vom 8. Februar 1919 über die ſoziale Kriegsbeſchädigten— 
und Kriegshinterbliebenen-Fürſorge iſt beim Städtiſchen Wohlfahrtsamt eine Fürſorgeſtelle für Kriegs⸗ 
hinterbliebene eingerichtet. Sie hat ſämtliche Anträge der Hinterbliebenen, ſoweit ſie nicht zur Haupt— 
fürſorgeſtelle oder zum Verſorgungsamt gehören, aufzunehmen und zu bearbeiten. Aber die Bewilligung 
von Unterſtützungen entſcheidet ein Beirat, der aus Vertretern der Organiſationen der Arbeitnehmer, 
der Arbeitgeber und der Kriegshinterbliebenen beſteht. Beſchwerden gegen Maßnahmen der Fürſorgeſtelle 
und des Beirats werden von der Hauptfürſorgeſtelle erledigt. 

Die Danziger Kriegshinterbliebenen erhielten früher zu den laufenden Gebührniſſen Teuerungs⸗ 
zuſchüſſe, um die Hinterbliebenen mit denen im Deutſchen Reiche gleichzuſtellen. Die Höhe der Teuerungs⸗ 
zuſchüſſe richtete ſich nach den im Deutſchen Reiche gezahlten Sätzen. Vom 1. Juli 1923 ab ſind an Stelle 
der Teuerungszuſchüſſe Zuſatzrenten getreten. Die Zuſatzrenten werden an rentenberechtigte Hinterbliebene, 
jedoch nur im Falle des Bedürfniſſes und ſoweit ein beſtimmtes Alter und gewiſſe Einkommensgrenzen 
nicht erreicht ſind, gezahlt. 

Im Rechnungsjahr 1923 wurde durchſchnittlich an 600 Witwen, 1850 vaterloſe Waiſen, 110 elternloſe 
Waiſen, 275 Elternteile, 45 Elternpaare, 20 Witwenbeihilfenempfänger, 10 Waiſenbeihilfenempfänger 
Unterſtützungen gezahlt. 

Zur Erledigung der Arbeiten wurden in den Jahren 1919 bis 1924 durchſchnittlich 9 Kräfte 
gebraucht. Die Hinterbliebenenfürſorgeſtelle hat im Rechnungsjahre 1924/25 Zuſatzrenten gezahlt an 
7198 Witwen, an 23 190 Halbwaiſen, an 1295 Vollwaiſen, an 3 186 Elternteile, an 520 Elternpaare, 
an 147 Witwenbeihilfenempfänger, an 79 Waiſenbeihilfenempfänger im Geſamtbetrage von 635 962 G. 

Die Zuſatzrenten hatten eine Höhe von 13,05 G mtl. für eine Witwe, 14,35 G für eine vaterloſe 
Waiſe, 21,55 G für eine elternloſe Waiſe, 17,95 G für einen Elternteil, 28,70 G für ein Elternpaar, 
28,70 G für einen Empfänger der Witwenbeihilfe, 12, — G für einen Empfänger der Waiſenbeihilfe. 

Neben den Renten wurden Unterſtützungen gezahlt in 1619 Fällen in einer Geſamthöhe von 71786 8. 

In 1527 Fällen wurden Erziehungs- und Ausbildungsbeihilfen gezahlt, die eine Höhe von 
33 168 G erreichten. g 

Ferner wurden einmalige Wirtſchaftsbeihilfen gemäß Beſchluß des Vokstages vom 11. April 1925 
an Verſorgungsberechtigte gezahlt, die am 1. April 1924 einen Anſpruch auf Zahlung der Zuſatzrenten 
hatten, und zwar in 2897 Fällen in einer Geſamthöhe von 87040 G. 
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Winterbeihilfen, und zwar Heizbeihilfe, erhielten 986 Haushalte im Geſamtbetrage von 20 569 G, 
Kartoffelbeihilfe 2 763 Perſonen im Geſamtbetrage von 26 952 6. i 3 
A 955 Mittel zur Durchführung der ſozialen Fürſorge der Hinterbliebenen-Fürſorgeſtelle werden von 
der Freien Stadt Danzig aufgebracht. Von den ausgezahlten Renten und Zuſatzrenten Ant das 
Deutſche Reich 40%. Die Arbeiten in der Hinterbliebenen-Fürſorgeſtelle wurden im Rechnungsjahr 1924 
von 7 Kräften erledigt. 


III. Kriegsbeſchädigten⸗Fürſorge. 


Am 1. Juni 1919 wurde gemäß Verordnung der Deutſchen Reichsregierung vom 8. Februar 7 
der früher bei der „Kriegshilfe“ gebildete e eee eee e Stadt Danzig als 
Nriegsbeſchädigten-Fürſorgeſtelle übernommen und dem Wohlfahrtsamt angegli ; SE 
a en hat auf Grund des Reichs verſorgungsgeſetzes vom 12. 7 1920, 
das durch Geſetz am 26. Januar 1923 für die Freie Stadt Danzig in Kraft geſetzt iſt, an die u 
beſchädigten neben der Rente, die fie auf Grund des Geſetzes beziehen und ihnen vom Staatlichen x 
ſorgungsamt gezahlt wird, Unterſtützungen im Falle der Bedürftigkeit auf Antrag aus Mitteln zu 5 en, 
die der Fürſorgeſtelle vom Staat durch die für den ganzen Freiſtaat beſtehende Hauptfürſorgeſtelle zu 
i überwieſen werden. 

* 3 zahlt aus den ihr überwieſenen Witteln einmalige Beihilfen (Einſegnungs⸗ 

beihilfen, Beerdigungsbeihilfen, Fahrkoſtenbeihilfen uſw.); laufende Beihilfen werden nur im Jun von 

Berufsausbildung gezahlt. In dringenden Fällen werden auch ſofortige Beihilfen gewährt. Beſondere 

einmalige Winterbeihilfen werden nach Maßgabe der „ Erwerbsminderung von dem 
i orgungsamt bei der Rentenüberweiſung gezahlt. 

„ d. h. über 50% Behinderte, erhalten, wenn ihr Einkommen eine gewiſſe Grenze 

nicht überſteigt, auf Antrag eine Zuſatzrente, worüber gleichfalls die Fürſorgeſtelle befindet. 

Aber die Bewilligung der Beihilfen und der Zuſatzrenten beſchließt der für dieſen Zweck beſtehende 
Anterſtützungsausſchuß, der ſich aus 3 Vertretern der hier vorhandenen Kriegsbeſchädigten⸗Organiſationen 
und dem Leiter der Fürſorgeſtelle als Vorſitzenden zuſammenſetzt und in der Regel wöchentlich einmal tagt. 
Der daneben beſtehende Beirat der Fürſorgeſtelle, der 10 Mitglieder zählt und ſich aus 4 Vertretern der 
Kriegsbeſchädigten⸗Organiſationen, 2 Vertretern der Gewerkſchaften, 1 Vertreter der Handelskammer, 1 ver 
treter der Handwerkskammer, einer auf dem Gebiete der jozialen Fürſorge erfahrenen Perſönlichkeit un 
dem Leiter der Kriegsbeſchädigten-Fürſorgeſtelle als Vorſitzenden zuſammenſetzt, beſchließt nur im allge⸗ 
meinen Fragen von grundſätzlicher Bedeutung. Aber Anträge auf Gewährung von Fahrpreisermäßigung bei 
Fahrten auf Eiſenbahnen, auf Erteilung von Ausweiſen zur bevorzugten Abfertigung, auf bevorzugte 
Arbeitsvermittlung uſw. entſcheidet der Leiter der Fürſorgeſtelle ſelbſtändig. 1 

Für die Berufsberatung der Kriegsbeſchädigten im Freiſtaat beſteht bei der Fürſorgeſtelle eine 
beſondere Kommiſſion, die aus dem Vorſitzenden, einem 9 et und einer Anzahl von Sach— 

rſtändigen zuſammengeſetzt iſt. Die Kommiſſion tagt je na edarf. 
er m in 1. Inſtanz die Hauptfürſorgeſtelle, in 2. Inſtanz der Beirat der 
ürſorgeſtelle. 
F für die Zuſatzrente und Unterſtützung der Kriegsbeſchädigten werden aus Staats- 
mitteln, die Ausgaben für das Büroperſonal aus ſtädtiſchen Mitteln bezahlt. 


Eine Aberſicht über die Zahl der Kriegsbeſchädigten gibt die nachſtehende Tabelle: 
Zahl und Erwerbsminderung der Kriegsbeſchädigten. 


Zahl der Durch Abfindung Grad der Erwerbsminderung: 
J Kriegs- in Fortfall 2 5 
b beschädigten gekommen 20 30 | 40| 50 60 | 70 | 80 90 100 % 
| | | 
31. März 1924 3534 1420 1420 847 | 350 351 19 17 63 10 124 
31. März 1925 2062 = — 787 338 367 197 170 63 12 128 
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Die Höhe der Zuſatzrenten 


betrug monatlich: 
r — —— — —u——— ũů1ä—ͤr — ͤ ʒ—rãꝛr᷑ʃꝛ —½—— 4 — 


Bei Erwerbs⸗ Bei Erwerbs⸗ 


4 ; 1 minderung 50-60% minderung 70-80% 805 
Für die Zeit ab: 80 für 75 Io 7755 I Be 

unter 18 Jahren | Hausgeldempfänger ” 
1. April OO 9,90 G 29,40 G 48,60 G 
1. Mai POT ARE 1925 30,40 „ 50,20 „ 
1. Juni 1922. 1155 34,30 „ 8670 
1. Auguſt TOR le 1218 36,45 „ 60,75 „ 
1. November 1922 1265 „ 37,95 „ 63,20 „ 
1. Jana 1928 14,.— „ 41,95 „ 69,90 „ 
1. März 195 14,.— „ 41,95 „ 69,90 „ 


Die im Rechnungsjahr 1924 an Kriegsbeſchädigte und Altrentner gewährten Zuſatzrenten und 
Beihilfen ergeben ſich aus der nachſtehenden Aberſicht: 


Zuſatzrenten und Beihilfen für Kriegsbeſchädigte und Altrentner. 


Zahl der Summe der | Zahl der Summe der 


Monat ae Zuſatzrenten Beihilfen⸗] Beihilfen 8 
empfänger empfänger G G 
April 1922 139 6873,45 75 999, — 
ares 141 9 178,65 108 2 061,56 
Hue e e !ipsit ; 136 8473,05 85 2045, — 
Ran Sun. e an, 135 9025,70 155 3 255,58 
Auguſt 136 10 454, 15 174 4174, — 
September 141 11 211,— 243 6 526,25 
DHObeR ID . Fast? 175 11 727,70 202 4 620,43 
November 168 10 379,20 197 3508,55 
Dezember 165 12 265,10 255 4 691,22 
Januar 1925. [175 11 750,45 311 5 787,98 
Jena 180 12 120,20 256 4 691,35 
Mäfß, aid Duir 182 11 812,75 191 5 036,40 172 668,72 
Ferner wurden gewährt: 
Einmalige Wirtſchaftsbeihilfen in 150 Fällen . . 15680,— G 
Einſegnungsbeihilfen in 32 Fällen:. 1320, — „ 
Winterbeihilfen (aus ſtädtiſchen Mitteln) 8201,30 „ 


Zuſammen 197 870,02 G 


IV. Erwerbsloſenfürſorge. 


Die Fürſorge für die arbeitsloſe Bevölkerung nahm in der Nachkriegszeit eine beſondere Stellung 
in dem ſozialen Arbeitsgebiet der Stadt Danzig ein. 

Ihre erſte Grundlage hatte ſie in der Verordnung über Erwerbsloſenfürſorge vom 13. November 
1918 (RGBl. S. 1305), die aber im Laufe des Jahres 1919 vielfach geändert wurde und ihre vorläufig 
abgeſchloſſene Faſſung in der Reichsverordnung über Erwerbsloſen-Fürſorge vom 26. Januar 1920 (RGBl. 
Nr. 17 f. 1920) fand. 
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Dieſe Reichsverordnung wurde von der Freien Stadt Danzig nach Abtrennung vom Deutſchen 
Reiche übernommen und im Laufe der Zeit vielfach geändert, bis eine Neuregelung durch das Geſetz 
betr. Erwerbsloſen-Fürſorge vom 28. März 1922 (Gef. Bl. für die Freie Stadt Danzig Nr. 19 f. 1922) 
erfolgte. Die Erledigung der danach der Stadt auf dem Gebiete der Fürſorge für die arbeitsloſe Bevölke— 
rung zufallenden Aufgaben wurde einer beſonderen Fürſorgeſtelle, die dem Städtiſchen Wohlfahrtsamt 
angegliedert iſt, übertragen. Sie hat ortsanſäſſige, arbeitsfähige und arbeitswillige Perſonen, die ohne 
ihre Schuld infolge Erwerbsloſigkeit in eine bedürftige Lage geraten ſind, nach den im Geſetze dafür feſt— 
geſtellten Sätzen zu unterſtützen. Die Erwerbsloſen-Fürſorgeſtelle hat aber auch die Weiterverſicherung 
der Erwerbsloſen in den Krankenkaſſen zu bewirken. Ihr größtes Augenmerk hat ſie auf die Beendigung 
der Erwerbsloſigkeit durch Arbeitsaufnahme zu richten, und ſteht zu dieſem Zweck in ſtändiger Verbindung 
mit dem Städtiſchen Arbeitsamt, bei dem die Arbeitsloſen, die Unterſtützung beantragen wollen, ſich täg— 
lich ein⸗ bis zweimal zum Zweck der Stempelkontrolle melden müſſen. Die Erwerbsloſenfürſorge zahlt zu 
den Koſten des Arbeitsamts einen Zuſchuß, der 50% der Geſamtkoſten beträgt und ſich im Jahre 1924 
auf 25802 G belief. Um die Zahl der erwerbsloſen Unterſtützungsempfänger nach Möglichkeit einzu— 
ſchränken, wurden Fortbildungs- und Umbildungskurſe für männliche und weibliche Unterſtützungs— 
empfänger eingerichtet, die dieſe in die Lage verſetzen ſollten, eine andere als die von ihnen bisher erlernte 
oder ausgeführte Arbeit zu verrichten. So wurden u. a. 9 erwerbsloſe Kontoriſtinnen zu Weißzeug— 
näherinnen und 10 erwerbsloſe Fachleute (Schloſſer uſw.) zu Kraftwagenführern ausgebildet. Die Aufwendungen 
hierfür betrugen rund 2500 G. Auch wurden bei der Abteilung für öffentliche Arbeiten Notſtands⸗ 
arbeiten beantragt. Als ſolche wurden im Jahre 1924 neben den etatsmäßig auszuführenden Arbeiten 
die Eindeckung der Wilitärſchießſtände am Wichaelsweg und der Abbruch einer Mauer am Hagelsberg 
durchgeführt, was die Beſchäftigung von ein bis zwei Prozent der Empfänger von Erwerbsloſenunterſtützung 
ermöglichte. Die Höhe der gezahlten Unterſtützungsſätze iſt aus der nachſtehenden Tabelle zu erſehen 


Von der Erwerbsloſenfürſorge gezahlte Unterſtützungsſätze. 


Unterſtützungen 


vom 24. 10. 23 vom 1. 2. 24 vom 19. 12. 24 
männlich weiblich | männlich | weiblich männlich u. weiblich 


Für Perſomen; 


a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haus 
halt eines anderen leben. 1,40 1,20 1,55 1,35 1,95 
b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt 
eines anderen leben 1,20 0,85 1.35 0,95 1,70 
unter 2 äh??? er 0,85. 0,70 0,95 0,80 1,25 
Die Familienzuſchläge betrugen: 
für den Ehegatten ! nr 0,40 0,45 0,60 
für Kinder und ſonſtige unterhaltsberechtigte 
Familienangehörign ee 0,30 0,35 0,45 


Die Höchſtunterſtützungsſätze betrugen: 
für männliche Perſonen mit zuſchlagsberechtigten 
Familienangehörigen täglich 2,80 3,10 3,90 
weibliche Perſo nen 2,40 2,70 


Dieſer Höchſtunterſtützungsſatz von 3,90 G wurde durch Verordnung des Senats vom 15. März 1925 
auf 4,50 G erhöht. | | 


Eine Aberfiht über den Stand der Erwerbsloſigkeit in den Jahren 1919—1924 und über die im 
Rechnungsjahr 1924 gezahlte laufende Erwerbsloſenunterſtützung ergibt ſich aus der nachſtehenden Tabelle: 


Stand der Erwerbsloſigkeit in der Stadtgemeinde Danzig von April 1919 bis März 1925 
und die 1924/25 gezahlten Unterſtützungen. 


Zahl der Unterſtützten Erwerbsloſen-Unterſtützungen wurden 


Zeit gezahlt: 
männlich weiblich zuſammen im Monat Sulden 
n te 1113 181 1592 
IE ene. eden 663 015. 1278 
Wzember enen BR 4615 1585 6200 
RR TS ISUTSEPEN | 4015 1666 5681 
n enn nu pen: 2520 1160 3680 
R 783 159 942 
Ban eee A eee 911 35 946 
r 926 40 966 
e e 98080 22 1082 
„ 665 95 760 
n 650 92 742 
. 9 ER 11 
Arenen 71 — 71 
m e eee ne 17 Ren 18 
A 743 N 720 
r 1758 5 FC 60 148 
C 7229. 15 744 FP 24 725 
. ns 290 6 296 V 11455 
e a er 295 | 3 298 D Nr 17 086 
1 Agua! PH HNRHN, 580 4 584 üg ee 36 985 
1. September 736 9 7315 [September 32 237 
Deb dme e b 608 647 14 661 2 Pr 31 561 
Reber — 516 198 20 Nebenberr >: 23 233 
—A V Ka 507 9 516 Dezember! 27 188 
ee. ur. 849 7 856 Jamnar dds seen DR 97 165 
——Aͤͤ Ä 1939 18 1957 [ Februar 140 946 
IM red.. 2645 24 | . 2669 Magz aa em 217 180 
Ferner wurden im Jahre 1924 gezahlt: zuſammen 719 909 
Einmalige Wirtſchaftsbeihilfen an 556 Perſonen in Höhe von ... 28 035,.— 8 
Winterbeigilfen m e een 36 329, — „ 
e s r 20 000,— „ 
Krankenkaſſenbeiträge in Höhe von 59 783, — „ 
Kurzarbeiterunterſtützung in Höhe vo nden 9573,.— „ 153 720 
im ganzen 873 629 


Die einmalige Wirtſchaftsbeihilfe wurde gewährt auf Grund des Geſetzes vom 19. Dezember 1924 
(Geſ.⸗Bl. Nr. 57). Sie wurde gezahlt für ſolche Erwerbsloſe, die in der Zeit vom 15. Oktober bis 
19. Dezember oder in der Zeit vom 1. Juli bis 15. Oktober an mindeſtens 30 Arbeitstagen Erwerbälofen - 
Unterſtützungen bezogen hatten, nach folgenden Sätzen: 

a) für Verheiratete (für Ehefrauen kein Zuſchlansg- ))) 60,— G 

b) für jedes unterhaltsberechtigte Rind . : : 2: 2. mm nn 10,.— „ 

e) für Unverheiratete, ſoweit fie Familienangehörige zu ernähren hatten. 40, — 


— — ͤ öN— nn nom 
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Die Winterbeihilfe wurde auf Grund des $ 18 des Erwerbsloſen⸗Fürſorge⸗Geſetzes vom 28. März 
1922 (Geſ.⸗Bl. f. d. Freie Stadt Danzig Nr. 19) und vom 3. Oktober 1924 (Geſ.⸗Bl. für die Freie Stadt 
Danzig Nr. 45) gewährt. 

Außerdem wurden gemäß Senatsbeſchluß vom 30. Januar 1925 (S. 313/25) 20 000 G für 
beſondere Bewilligungen bereitgeſtellt. 

Die Höhe der von der Erwerbsloſen-Fürſorgeſtelle im Rechnungsjahr 1924 gezahlten laufenden 
Unterſtützungen, Zulagen und Beihilfen beträgt, wie aus vorſtehender Aberſicht hervorgeht, im ganzen 
873 629 G. Hiervon zahlte der Staat /, die Stadtgemeinde Danzig "/s. 

Außerdem wurden gemäß Senatsbeſchluß vom 3. Februar 1925 aus Witteln der Stadtgemeinde 
Danzig noch 53 000 G als Hafenarbeiterunterſtützung an arbeitsloſe Hafenarbeiter gezahlt, die keine Erwerbs⸗ 
loſen⸗Unterſtützung auf Grund des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes beziehen, weil fie die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen formell nicht erfüllen können. (Nachweis feſter Arbeit während der vorhergegangenen Zeit). 

Neben den laufenden Unterſtützungen, die nur zur Beſtreitung der täglichen Unterhaltskoſten 
(Miete und Nahrungsmittel) ausreichten, nicht aber zu beſonderen Beſchaffungen, insbeſondere von Klei⸗ 
dung, wurden in zahlreichen Fällen den Erwerbsloſen auf Erſuchen der Fürſorgeſtelle vom Wohlfahrts- 
amt entweder Bekleidungsſtücke in Natura oder Beihilfen zur Beſchaffung derſelben aus allgemeinen 
Wohlfahrtsmitteln gewährt. 

Krankenkaſſenbeiträge für die Erwerbsloſen wurden, wie in der vorſtehenden Aberſicht aufgeführt, 
im. Rechnungsjahre 1924 in einer Geſamthöhe von 59783 G gezahlt. Als Lohnausgleich wurden an 
Arbeiter, die infolge vorübergehender Kurzarbeit einiger induſtrieller Betriebe einen größeren Lohnausfall 
hatten, im März 1925 9573 G Kurzarbeiterunterſtützung gewährt. 

Perſonen, die aus irgendwelchen Gründen keine Erwerbsloſenunterſtützung erhalten konnten, 
wurden an das Städt. Wohlfahrtsamt verwieſen und von dieſem nach allgemeinen Grundſätzen unterſtützt. 


V. Bekämpfung des Alkoholismus. 


Seit dem 1. Januar 1921 beſteht bei dem Städtiſchen Wohlfahrtsamt eine beſondere Trinker⸗ 
fürſorgeſtelle. Sie wurde früher (und zwar bereits ſeit dem Jahre 1910) von der hieſigen Stadtmiſſion 
unterhalten, konnte aber von dieſer finanziell nicht mehr gehalten werden. Sie wurde deshalb zu dem 
angegebenen Zeitpunkt in die ſtädtiſche Verwaltung übernommen und dem Städtiſchen Wohlfahrtsamt 
angegliedert. 

Ihre Tätigkeit beſteht hauptſächlich in der Fürſorge für die dem Trunke ergebenen Perſonen und 
deren Familien. Die Fürſorgeſtelle arbeitet eng zuſammen mit den Abſtinenzvereinen. Iſt eine Beſſerung 
nicht zu erreichen, ſo wird als letztes Mittel der Antrag auf Entmündigung geſtellt. Die Vormundſchaft 
über die Entmündigten wird in der Regel einer Angeſtellten der Fürſorgeſtelle übertragen. Iſt Aufnahme 
in einer Trinkerheilanſtalt wünſchenswert, ſo wird verſucht, die Trunkſüchtigen einer ſolchen Anſtalt zuzu⸗ 
führen. In geeigneten Fällen werden ſie auch dem Städt. Arbeitshaus zugeführt. Die Familienfürſorge 
erſtreckt ſich auch auf Jugendliche und Kinder von alkoholgefährdeten Familien. Sie wird von zwei 
abſtinenten Kräften (einer männlichen und einer weiblichen) ausgeübt. Bis Oktober 1924 war nur eine 
weibliche Kraft beſchäftigt, doch konnte fie die ſtändig ſteigenden Arbeiten allein nicht mehr bewältigen. 
In der Geſchäftsſtelle des Wohlfahrtsamtes finden regelmäßig Sprechſtunden und zwar zweimal in der 
Woche ſtatt. Im Laufe des Rechnungsjahres 1923 haben 1719 Perſonen dieſe Sprechſtunden aufgeſucht. 
Im Rechnungsjahr 1924 find 1833 Fälle bearbeitet worden. Im gleichen Zeitraum wurden 52 Entmün⸗ 
digungsanträge beim hieſigen Amtsgericht geſtellt. In 29 Fällen wurde dem Antrage ſtattgegeben, in 
1 Fällen der Antrag zurückgezogen; 19 Anträge ſchwebten am Schluß des Berichtsjahres noch. Entmün⸗ 
digt wurden ſeit 1921 insgeſamt 98 Perſonen. Im Rechnungsjahr 1924 wurden 23 Perſonen im Städt. 
Krankenhaus wegen Alkoholismus untergebracht. 25 entmündigte Perſonen wurden zwangsweiſe dem 
Arbeitshaus zugeführt, 4 Entmündigte in anderen Anſtalten untergebracht. Hausbeſuche wurden in 1543 
Fällen gemacht. 

Die in der Nachkriegszeit wieder bedenklich geſtiegene Zahl der Fälle von Alkoholismus und der 
dadurch herbeigeführten Unglücksfälle und Mißſtände ſowie die erhöhte Bedeutung, die die Gefahren des 
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Alkoholismus und ſeiner Folgeerſcheinungen für unſere durch Krieg und Revolution ſtark geſchwächte 
Volkskraft gewonnen hatten, führte dazu, beim Wohlfahrtsamt einen beſonderen Ausſchuß zur Bekämp⸗ 
fung des Alkoholismus zu bilden. Derſelbe zählt 25 Witglieder und ſetzt ſich außer aus Vertretern 
der zuſtändigen amtlichen Stellen (Geſundheitsverwaltung, Jugendamt, Wohlfahrtsamt, Schule, Polizei, 
Kirche uſw.) aus Vertretern der Vereine und Verbände zuſammen, die die Bekämpfung des Alkoholismus 
ſich zur Aufgabe gemacht haben. Er hat über alle Maßnahmen zu beraten und zu beſchließen, die von 
Behörden oder Vereinen zur Einſchränkung des Alkoholismus ergriffen werden können. Er ſoll durch 
Vorträge und andere Veranſtaltungen aufklärend auf die Bevölkerung einwirken, und bei den Behörden 
die nach feiner Meinung erforderlichen Maßnahmen (Neuregelung des Schankkonzeſſionsweſens, Nüchtern— 
heitsunterricht an den Schulen uſw.) beantragen. Er hält ſeine Sitzungen nach Bedarf ab und beſchließt 
auch über die Beihilfen, die aus den ihm zur Verfügung ſtehenden Mitteln den Vereinen zur Bekämpfung 
des Alkoholismus gegeben werden ſollen. 
Von den Angelegenheiten, mit denen der Ausſchuß zur Bekämpfung des Alkoholismus ſich im 

Rechnungsjahr 1924 hauptſächlich zu beſchäftigen hatte, ſind zu erwähnen: 

1. Einſchränkung des Verkaufs von Schokoladenflaſchen und Konfitüren, die mit Alkohol gefüllt ſind, 

durch Konfitürengeſchäfte, die keinen Konſens zum Alkoholausſchank haben. 
2. Kontrolle von Schanflofalen und Konfitürengeſchäften durch beſonders Beauftragte der alkohol— 
gegneriſchen Vereine und Anzeige bei Verſtoß gegen die Polizeivorſchriften. 
. Mitwirfung bei Schankkonſenserteilungen. 
Bekämpfung der Reklame für den Alkohol bei öffentlichen Verkehrsunternehmungen. 
Errichtung und Bewirtſchaftung von alkoholfreien Unterkunftshallen für Hafenarbeiter. 
. Stellungnahme zu dem Entwurf eines Geſetzes gegen den Mißbrauch des Alkohols (Schankſtätten— 
gefeß) und insbeſondere zu der Frage der Einführung des Gemeinde-Beſtimmungsrechts. 

7. Aufklärendes Wirken durch Vorträge und Verbreitung alkoholgegneriſcher Schriften. 
8. Weiterer Ausbau der Trinkerfürſorgeſtelle. 


VI. Städtiſche Rechtsauskunftsſtelle. 

Die Städt. Vechtsauskunftsſtelle iſt durch einen Beſchluß der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
15. Dezember 1908 am 1. Juli 1909 ins Leben gerufen worden und wurde bis zum Jahre 1922 nach 
einem eigenen Haushaltsplan, deſſen Endſummen im Haushaltsplane des Städt. Wohlfahrtsamts erſchienen, 
geführt. Seit 1923 iſt ein eigener Haushaltsplan nicht mehr aufgeſtellt worden. Bei Aufſtellung des 
Haushaltsplanes des Städt. Wohlfahrtsamts für 1924 wurde aus Erſparnisgründen in Erwägung gezogen, 
die Rechtsauskunftsſtelle aufzuheben, weil man meinte, daß ein dringendes Bedürfnis hierfür nicht mehr 
beſtehe. Jedoch erſchien der vollſtändige Fortfall der Stelle bedenklich und entſprach auch nicht den Wün— 
ſchen der Stadtbürgerſchaft. Am 8. April 1924 beſchloß die Stadtbürgerſchaft, die Rechtsauskunftsſtelle 
beſtehen zu laſſen und ſprach ſich auf Grund einer eingebrachten Refolution ſogar dahin aus, fie nach 
Möglichkeit noch weiter auszubauen. Infolgedeſſen beſchloß der Senat, die Stelle weiter beſtehen zu 
laſſen, fie fortan aber nicht mehr wie bisher nebenamtlich durch einen Rechtsanwalt, ſondern durch einen 
ſtädtiſchen Beamten verwalten zu laſſen. 

Die Verwaltung wurde Herrn Amtsrat Adamheid, dem zeitigen Leiter der Gerichtsſchreiberei 
des Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichts, der ſchon früher bei der Rechtsauskunftsſtelle tätig geweſen war, 
übertragen, unter Abernahme von ½ ſeines Gehalts auf den Etat des Wohlfahrtsamtes. 

Aber den Umfang der Geſchäftstätigkeit gibt die nachſtehende Aberſicht Aufſchluß: 


Tätigkeit der Städtiſchen Rechtsauskunftsſtelle in den Jahren 1922—1924 


= 8 


Rech⸗ Geſamtzahl der] Bürgerliches Gewerbe., Wee Gemeinde- und Sonftige 
nungs⸗ erteilten 8 8 Soßen ts der Reichs Staats- Angelegen⸗ 
jahr Rechtsauskünfte angelegenheiten ſverſich.-Ordnung angelegenheiten heiten 


1992 3132 2786 8 207 104 35 
1923 2918 2345 363 101 FF 
1924 4550 3233 838 198 113 168 
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Die Auskünfte wurden in den Sprechſtunden, die täglich in der Regel von 10—12 Uhr ſtatt⸗ 
fanden, erteilt. Im allgemeinen erhielt der Hilfe- und NRatfuchende eine mündliche Auskunft; in ſchwie⸗ 
rigeren Fällen wurden auch Schriftſätze angefertigt. 


VII. Wohlfahrtsfürſorge⸗Zentrale. 


Die im Oktober 1919 ins Leben gerufene Wohlfahrtsfürſorge-Zentrale hat die Aufgabe, einmal 
den Behörden, Vereinen und Privatperſonen, die Unterſtützungen gewähren wollen, Auskunft über die 
perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Hilfsbedürftigen zu erteilen, dann aber auch den Hilfs— 
bedürftigen, die nicht wiſſen, an welche Stelle ſie ſich wenden ſollen, oder die nicht die nötige Gewandtheit 
und Energie beſitzen, um an dieſe Stelle direkt heranzutreten, mit Rat und Tat zur Seite zu ſtehen und 
ihnen zu ihrem Rechte zu verhelfen. 

Daneben hat ſie die beſondere Aufgabe, aufklärend und erzieheriſch auf die Bevölkerung und auf 
die Vereine durch Verbreitung richtiger Anſchauungen über das Weſen und die Aufgaben der Wohl— 
fahrtspflege zu wirken und evtl. auch Anregungen zur Schaffung neuer notwendiger Wohlfahrtsein— 
richtungen zu geben. 

Zum Zwecke der Auskunftserteilung unterhält fie eine Zentralkartothek, die am Schluß des 
RNechnungsjahres 1920 bereits 25000 und im Jahre 1924 32 000 Karten umfaßte, die Auskunft geben 
über die Verhältniſſe der darauf Verzeichneten, insbeſondere über die von ihnen bezogenen Unterſtützungen, 
Penſionen, Renten uſw. 

Im Jahre 1924 wurden 7321 mündliche und 293 ſchriftliche Auskünfte an Behörden, Vereine 
und Privatperſonen erteilt. Rat und Hilfe wurde in 3221 Fällen erteilt. Ferner wurde wiederholt die 
Verteilung ausländiſcher Liebesgaben von der Fürſorge-Zentrale organiſiert und geregelt. Für die 
Verteilung der Liebesgaben wurde ein beſonderer Ausſchuß beſtellt. 

Zum Zweck der Aufklärung wurde in Verbindung mit der Volkshochſchule Danzig vom A. Februar 
bis 22. April 1921 ein Kurſus zur Einführung in ſoziale Fürſorgebeſtrebungen gehalten. Es wurden 
18 Vorträge von Fachleuten über wirtſchaftliche Fürſorge, Geſundheits- und Jugendfürſorge gehalten und 
im Anſchluß hieran Wohlfahrtsanſtalten beſichtigt. Hierzu wurden nahezu 300 Karten koſtenlos an 
Perſönlichkeiten, die beruflich oder ehrenamtlich in der ſozialen Arbeit ſtanden, ſowie an Volks- und 
Gemeindevertreter abgegeben. 

Außerdem hielt auf Aufforderung verſchiedener Vereine und Wohlfahrtsorganiſationen die Leiterin 
der Wohlfahrtsfürſorge⸗Zentrale vielfach Vorträge über Fragen der Wohlfahrtspflege und Jugendfürſorge, 
teils öffentlich, teils in geſchloſſenem Kreiſe. 

Zu erwähnen iſt ferner, daß die Wohlfahrtsfürſorge-Zentrale die örtliche Organiſation der im 
Juni 1923 von dem Verein für öffentliche und private Fürſorge in Deutſchland, der Reichsgemeinſchaft 
von Hauptverbänden der freien Wohlfahtspflege und dem Archiv deutſcher Berufsvormünder gemeinſam 
veranſtalteten Tagung über Fragen der Wohlfahrtspflege in Danzig übernahm. 

Auch die Geſchäftsführung des im Jahre 1921 gegründeten Danziger Komitees zur Bekämpfung 
des Frauen- und Kinderhandels hat die Fürſorgezentrale übernommen. Das Komitee hat die Auf⸗ 
gabe, alleinſtehende Frauen und Wädchen vor wirtſchaftlichen und ſittlichen Gefahren, die ihnen auf Reifen 
ins Ausland erwachſen können, zu bewahren. Auch hat es durchreiſenden ausländiſchen Frauen und 
Kindern mit Rat und Hilfe zur Seite zu ſtehen. 

Es hat dieſe Aufgaben in weiteſtem Maße erfüllen können und viele Erfolge erzielt. Ihm iſt 
es gelungen, viele Auswanderungsluſtige von ihrem Vorhaben dadurch abzubringen, daß ihnen genaue 
Auskünfte über ihr Reiſeziel ſowie über die auswärtigen Lebens- und Arbeitsverhältniſſe gegeben werden 
konnten. Auch viele unklar liegende Einzelfälle konnten geklärt werden. 

Das Danziger Komitee ſteht mit dem Internationalen Büro in ſtändiger Fühlung und unterhält 
regelmäßigen Schriftwechſel mit dem deutſchen, däniſchen, engliſchen, amerikaniſchen und ägyptiſchen National- 
komitee. Außer den einzelnen Fürſorgefällen bearbeitet das Komitee vor allem auch grundſätzliche An— 
gelegenheiten, Anfragen anderer Komitees, Fragebogen des Internationalen Komitees und des Völkerbundes. 
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Das Komitee zur Bekämpfung des Frauen- und Kinderhandels war im Juni 1921 in Genf, im 
Oktober 1921 in Warſchau bei der Internationalen Konferenz zur Bekämpfung des Frauen- und Kinder⸗ 
handels, bei einer vorbereitenden Beſprechung im Oktober 1923 in London ſowie auf dem Internationalen 
Kongreß zur Bekämpfung des Frauen- und Kinderhandels, der im Herbſt 1924 in Graz tagte, vertreten. 

Ferner iſt im Jahre 1294 auf Anregung der Wohlfahrtsfürſorge-Zentrale beim hieſigen Polizei- 
Präſidium zunächſt verſuchsweiſe die weibliche Mitarbeit bei der Sittenpolizei eingeführt worden. 
Die Akten der Sittenpolizei wurden, ſoweit es ſich um gefährdete Kinder und aufgegriffene jugendliche 
weibliche Perſonen handelte, die ſich unter Sittenkontrolle ſtellen oder daraus ausſcheiden wollten, der 
Leiterin der Wohlfahrtsfürſorge-Zentrale zur Kenntnis und Begutachtung vorgelegt, ob und wie weit 
fürſorgeriſche Maßnahmen in Frage kommen. Die Zuſammenarbeit mit den zuſtändigen Polizeiorganen 
ging dabei völlig glatt und reibungslos vor ſich. In der Zeit von Januar bis April 1925 wurden der 
Zentrale 100 Fälle von der Polizei übergeben. Der weitere Ausbau dieſer Einrichtung iſt geplant, doch 
ſind zur Zeit noch gewiſſe Schwierigkeiten zu beſeitigen. 

Die Leiterin der Fürſorge⸗Zentrale verſieht gleichzeitig auch die ſoziale Krankenhausfürſorge. Dieſe 
wurde im Jahre 1922 eingerichtet. Sie hat den Zweck, hilfsbedürftigen Kranken ſchon während des Auf- 
enthalts im Krankenhauſe eine ſchnelle und einfache Verbindung mit den privaten Wohlfahrts-Organi— 
ſationen und mit der öffentlichen Wohlfahrtspflege zu ermöglichen. Sie hat aber auch andere Angelegen— 
heiten der hilfsbedürftigen Kranken in die Hand zu nehmen, z. B. Beſchaffung von Papieren, Päſſen 
und Renten, Vermittlung von Arbeit, Wohnung, Pflegeſtellen, Betreuung unbeaufſichtigter, zurückgelaſſener 
Kinder, Beſchaffung von künſtlichen Gliedern, Kleidungsſtücken und Unterſtützungen, Auskünfte in Rechts⸗ 
angelegenheiten, auch Nachkuren in Geneſungsheimen oder Erholungsſtätten, kurz: ſie bezweckt, die Kranken 
nach Möglichkeit von den Sorgen zu befreien, die ihnen ihre häuslichen und familiären Angelegenheiten 
während ihrer Abweſenheit von Hauſe und der Gedanke an das bereitet, was ihrer nach beendigter Kur 
und Entlaſſung aus dem Krankenhauſe harrt. Das trägt naturgemäß zur Beruhigung der Kranken erheblich 
bei und beſſert ganz weſentlich die Ausſicht auf Heilerfolg. Gleichzeitig ſoll die Krankenhausfürſorge 
auch erzieheriſch auf die hilfsbedürftigen Kranken inſofern einwirken, als fie in ihnen durch perſönliche Nüd- 


ſprachen das Vertrauen zu ſich ſelber ſtärkt. Das gilt insbeſondere von ſolchen Kranken, die infolge 


wirtſchaftlicher Sorgen, Schulden, Mangel an Unterkunft u. a. m. das Vertrauen zu ſich ſelbſt verloren 
haben, Selbſtmordverſuche verübten und auch ſonſt der körperlichen und ſittlichen Verwahrloſung anheim— 
zufallen drohen. 

Die ſoziale Krankenhausfürſorge arbeitet ſelbſtverſtändlich in engſtem Zuſammenhang mit den Ärzten. 
Im Rechnungsjahr 1922/1923 wurden im ganzen 441, im Jahre 1924 325 Fälle erledigt. Die Sprech- 
ſtunden im Krankenhaus fanden regelmäßig an zwei Nachmittagen in der Woche ſtatt. Es wurden im 
Jahre 1924 im ganzen 1091 Beſuche auf den Stationen gemacht, wobei Rückſprachen mit den Patienten, 
Arzten und Schweſtern ſtattfanden. 


VIII. Werkſtätten für erwerbsbeſchränkte Leute. 


In den der Stadt gehörigen Baracken am Jakobswall, die während der Kriegszeit als Lazarett 
gedient hatten und ſpäter als Unterkunft für Flüchtlingsfamilien Verwendung fanden, ſind vom Wohl— 
fahrtsamt in beſcheidenem Umfange (nach Maßgabe des dafür zur Verfügung ſtehenden Raumes) Werk— 
ſtätten für erwerbsbeſchränkte Leute eingerichtet worden. 

Während hier anfänglich in der Hauptſache alte Sachen inſtand geſetzt wurden, die in einer 
Brockenſammlung zuſammenkamen, und daneben alte Konſervenbüchſen wieder gebrauchsfähig gemacht 
wurden, erhielt ſpäter, als nicht mehr genügend alte Sachen eingingen, einen Teil der Räume der Verein 
der Zivilblinden zur Herſtellung von Korbwaren überwieſen, während in den übrigen Räumen in eigener 
Regie eine Schuhreparaturwerkſtatt für Bedürftige eingerichtet wurde und eine Tiſchlerei, in der 
hauptſächlich einfache, aber gewiſſen Mindeftanforderungen entſprechende Särge, die nicht das Ausſehen 
von Armenſärgen haben, hergeſtellt werden. Daneben werden einfache Wöbelſtücke hauptſächlich für den 
eigenen Bedarf in den ſtädtiſchen Geſchäftsſtellen und Holzpantoffeln angefertigt. Es iſt geplant, die 
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Werkſtätten, ſoweit die Raumverhältniſſe dies zulaſſen, durch Aufnahme eines Holzzerkleinerungsbetriebes 
(für Lieferung von Brennholz) zu erweitern. Die nötigen Holzvorräte und das dazu erforderliche Werk— 
zeug ſind beſchafft. 
Der Betrieb wird ſo geführt, daß er keine ſtädtiſchen Zuſchüſſe erfordert, ſondern ſich ſelber trägt. 


IX. Laubenkolonien. 


Durch die nach Beendigung des Krieges ausgebrochene und vorausſichtlich noch für lange Jahre 
bleibende Wohnungsnot, die nicht ſelten kinderreiche Familien in ganz unzulänglichen und ungeſunden 
Wohnungen zuſammenpferchte, haben Laubenkolonien und Kleingärten erhöhte Bedeutung gewonnen. Da 
außer den geſundheitlichen Vorteilen, die ſich hieraus ergaben, Kleingärten auch wirtſchaftlich für 
Minderbemittelte ſich als nutzbringend erweiſen, inſofern fie ihnen zu billigem Gemüſe und Kartoffeln 
verhelfen, und weiter ein großer volkserzieheriſcher Wert ihnen beigemeſſen werden muß, da ſie das 
Familienleben ſtärken und die Männer vom Kneipenleben abhalten, jo glaubt das Wohlfahrtsamt allen 
Anlaß zu haben, das Kleingartenweſen nach jeder Richtung hin zu unterſtützen. 

Es hat deshalb auch unbedenklich die geſchäftliche Leitung und Verwaltung der Laubenkolonien 
bald nach Ausbruch des Krieges in die Hand genommen, da der dafür vom Verein für öffentliche Geſund— 
heitspflege beſtellte Unterausſchuß bei dem ſtändigen Anwachſen der Geſchäfte nicht mehr imſtande war. 
Die bisher teils auf ſtädtiſchem Grund und Boden, teils auf privatem Pachtgelände untergebrachten 
Kolonien ſchweben faſt alle in Gefahr, von ihren Stellen verdrängt zu werden, haben zum Teil ſchon jetzt 
der vorrückenden Bebauung weichen müſſen, da ſie meiſt an großen, mit Rohrleitungen bereits verſehenen 
Verkehrsſtraßen liegen. Es ſind dies drei Kolonien in Schidlitz (an der Karthäuſerſtraße, und am Wege 
nach Stolzenberg), zwei in Altſchottland und drei in Langfuhr (am Bärenweg, am Poſadowskyweg und 
am Wichaelsweg). 

Für dieſe muß unbedingt Erſatz geſchaffen werden. Das neue Gelände darf nicht zu weit vom 
Innern der Stadt entfernt und möglichſt verſtreut in den verſchiedenen Stadtgegenden liegen, damit die 
Koloniſten nicht von ihrer Stadtwohnung zu weite Wege dahin haben. Auch muß der Boden einiger— 
maßen ertragreich ſein und die Möglichkeit von Waſſeranſchluß beſtehen. Ferner müſſen die Koloniſten 
die Sicherheit haben, auf dem gewählten Lande, wenn nicht für immer, ſo doch wenigſtens längere Zeit 
(mindeſtens 10 Jahre) bleiben zu dürfen. Dies iſt am beſten zu erreichen, wenn das dafür vorgeſehene 
Gelände planmäßig von der Bebauung ausgeſchloſſen iſt, ſodaß die Kleingärten wie grüne Inſeln in dem 
bebauten Gelände ausgeſpart bleiben. Das läßt ſich wohl mindeſtens ebenſo rechtfertigen, wie die Frei⸗ 
laſſung von Parks und Grünanlagen. Das Städtiſche Siedlungsamt hat erfreulicherweiſe grundſätzlich 
dieſer Auffaſſung zugeſtimmt. Im Jahre 1920 mußte die Kolonie in Langfuhr am Bärenweg eingehen. 
Dagegen konnte im Jahre 1922 eine neue Kolonie mit 225 Parzellen, 1924 eine mit 49 Parzellen neu ge— 
ſchaffen werden. Es beſtehen zur Zeit 12 Laubenkolonien, nämlich 4 in Schidlitz (2 an der Rarthäufer- 
ſtraße, 1 an der Oberſtraße, 1 am Wege nach Stolzenberg), 2 in Altſchottland, 3 in Langfuhr (1 am 
Bärenweg, 1 am Poſadowskyweg, 1 in Saspe), 1 in Neufahrwaſſer, 2 in Kl. Walddorf. 


X. Rotes Kreuz der Freien Stadt Danzig. 


Im Städtiſchen Wohlfahrtsamt werden auch die Geſchäfte für das Rote Kreuz der Freien Stadt 
Danzig geführt, das über ſeine Tätigkeit beſondere Berichte veröffentlicht. 
Dem Städtiſchen Wohlfahrtsamt unterſtellt iſt endlich 


XI. das Altersheim Pelonken. 


Das Altersheim Pelonken iſt eine auf einem ſtädtiſchen Grundſtück betriebene Anſtalt. Sie 
wird verwaltet von vier ehrenamtlichen, von der Stadtbürgerſachft gewählten Vorſtehern und gewährt 
in, Danzig ortsbehörigen, hilfsbedürftigen alten oder gebrechlichen Leuten beiderlei Geſchlechts, die allein 
ſtehen und nicht mehr in der Lage ſind, ihren Lebensunterhalt ſich ſelbſt zu verdienen, unentgeltlich Wohnung 
und vollſtändigen Unterhalt. 
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Es können rund 220 Männer und 70 Frauen Aufnahme finden. Verbunden iſt mit der Anſtalt 
eine Siechen-Abteilung für weibliche Perſonen, in der 90 Pfleglinge aufgenommen werden können. 
Da die Einkünfte der Anſtalt aus ihrem Vermögen durch die Geldentwertung faſt ganz in Fort— 
fall gekommen ſind — es ſind nur wenige Einnahmen aus der von der Anſtalt betriebenen Wald- und 
Landwirtſchaft vorhanden — müſſen faſt die geſamten Unkoſten des Betriebes aus ſtädtiſchen Mitteln 
beſtritten werden. 

Der Zuſchuß der Stadtgemeinde Danzig für das Rechnungsjahr 1924 betrug rd. 143 000 Gulden. 


Aufnahme fanden im Jahre: 


Männer Frauen Sieche Zuſammen 
1919 92 96 64 252 
1920 91 89 74 254 
1921 116 94 82 292 
1922 130 114 80 324 
1923 110 130 87 357 
1924 133 123 85 341 


Die reinen Verpflegungskoſten betrugen im Rechnungsjahr 1924 je Tag und Pflegling 0,73 G, 
das iſt je Jahr und Pflegling etwa 266 G; bei 375 Pfleglingen insgeſamt rd. 99 000 G. 

Das Verwaltungsperſonal beſtand aus 1 Verwaltungsdirektor, 1 Inſpektor, 17 Angeſtellten und 
2 Arbeitern. 


Städtiſches Jugendamt. 


1. Allgemeines. 


Die letzten fünf Jahre haben den Beweis erbracht, daß die Einrichtung des Jugendamtes einem 
dringenden Bedürfnis entſprach und ſeine Organiſation auf richtiger Grundlage ruht und zweckmäßig aufge— 
baut iſt. Der gewaltige wirtſchaftliche Abſtieg unſeres Volkes, die raſende Geldentwertung und ihre Wir— 
kungen und Begleiterſcheinungen drohten alle ſchönen Triebe ſozialen Denkens und Schaffens zu vernichten. 
Die Kinderhorte ſchrumpften bis auf eine kleine Zahl zuſammen. Zwei Vereine, die ſich mit der Gründung 
und Erhaltung von Kindergärten zum Zeil bereits viele Jahrzehnte beſchäftigten, mußten aus Mangel an 
Geldmitteln ihre Tätigkeit einſtellen. Verzweifelt waren die Notſchreie der Waiſenhäuſer und Kinderheime, 
die kaum noch ihre Zöglinge ſättigen konnten, garnicht zu denken an Kleidung, Wäſche und die übrigen 
Bedürfniſſe der Anſtalten. Mit der äußeren Verwahrloſung hielt die ſeeliſche gleichen Schritt. Die Aber— 
weifung von Knaben und Mädchen in Fürſorgeerziehung ſtieg von Jahr zu Jahr, der Mangel an Sauber— 
keit und Ordnung in den Familien trat bei der Schulpflegearbeit immer kraſſer zu Tage; der allgemeine 
ſittliche Tiefſtand mußte alle Einſichtigen und Wohlmeinenden mit Trauer und ernſteſter Beſorgnis erfüllen. 

Gott ſei Dank iſt die Wendung zum Beſſern im Jahre 1924 eingetreten. In allen Zweigen der 
Arbeit für die Wohlfahrt unſerer Jugend beginnt wieder neues Leben und erſtarkt im einzelnen fichtlich in 
einem erfreulichen Umfange. Wit der wachſenden Zahl der Kindergärten — ſie ſtieg wieder auf 11 und 
wird in abſehbarer Zeit 15 betragen — wendet ſich das allgemeine Intereſſe wieder der beſonderen Pflege 
des Kleinkindes zu. Das iſt überaus wichtig für die Zukunft unſeres Volkes. Die Kinderhorte ver— 
doppelten ſich in kurzer Zeit von 6 auf 12. Ein Beſuch ſämtlicher Waiſenhäuſer und Heime (Kinder- 
heime, Säuglingsheime, Krüppelheime) zeigte, daß ſich überall geſunde Verhältniſſe wieder anbahnten, in 
beſonderen Notfällen griff das Jugendamt aufmunternd und helfend ein. Die Ernährung der Kinder in 
den Familien hat ſich etwas gebeſſert. Die Nachhilfe durch öffentliche Beſpeiſung durfte ſich auf eine 
kleinere Kinderzahl beſchränken. Die Stadt wandte im letzten Jahre 33 000 G für Verabreichung von 
Milch und Butterbrötchen auf. Für Beſchaffung von Unterkleidung und Wäſche wurden von der Frauen- 
gruppe des Voten Kreuzes, auch von Einzelſpendern Mittel aufgewandt und damit bei ſorgfältigſter Aus- 


wahl der Kinder die allergrößten Notſtände gemildert. Mit dieſen Hilfsmaßnahmen und Hand in Hand 
mit umſichtiger perſönlicher Arbeit der Fürſorgerinnen im Außendienſt hat ſich der Grad der Sauberkeit 
und Ordnung wieder etwas gehoben. Es geht wieder vorwärts. a 

Auch in den Berichten der wohltätigen Vereine wird der Beginn einer Beſſerung der Verhältniſſe 
feſtgeſtellt. So darf die Hoffnung ausgeſprochen werden, daß die Bevölkerung der Stadt Danzig ſich aus 
dem ſozialen Tiefſtand wieder emporarbeiten wird. 

Der Haushaltsplan des Jugendamtes für 1924/25 weiſt folgenden Abſchluß auf: 


Sollbetrag Iſtbetrag 
Sahm en 397 624 353 471 G 
NMüisga hee ee 980 624 1045519 „ 
Sich, ae. DEI 692 048 G 


2. Fürſorge für Schwangere. 

Am 23. April 1920 wurde die Beratungsſtelle für Schwangere im Städtiſchen Arbeitshauſe, 
Sandgrube 9/15, eröffnet und damit einmal die letzte Lücke in der Jugendfürſorge der Stadt Danzig 
geſchloſſen, gleichzeitig aber auch eine für Geſundheit und Arbeitskraft der Frau ſehr wichtige Einrichtung 
geſchaffen. 

Die Fürſorge für Schwangere iſt in erſter Linie dazu berufen, einen geſunden Nachwuchs zu 
erzielen; die geſundheitliche Beratung iſt alfo ihr wichtigſter Teil. Bevor den Schwangeren eine wirtſchaft— 
liche Unterſtützung zuteil wird, müſſen ſie der ärztlichen Beratung zuteil geworden ſein. 

Die Beratung wurde im Jahre 1920 von dem Frauenarzt, Herrn Dr. Kownatzki, nach deſſen 
Weggange — 20. Mai 1921 — von dem Oberarzt der Staatlichen Frauenklinik Danzig-Langfuhr, Herrn, 
Dr. Sieber, abgehalten. Rechtlicher Rat im einzelnen wird von dem ſtädtiſchen Berufsvormund erteilt. 
Wirtſchaftliche Unterſtützung wird durch das Jugendamt vermittelt. Diejenigen Schwangeren, die damit 
einverſtanden find, werden von der Säuglingsfürſorgerin des Bezirks im Hauſe beſucht. 

Die Schwangerenberatung findet an jedem Freitag von 5—7 Uhr nachmittags ſtatt. Sie wurde 
in Anſpruch genommen: 

1920 1921 1922 1923 1924 
von 737 710 489 811 305 Frauen, 
davon waren ledig 129 — 63 54 66 

In den früheren Jahren führte am häufigſten die Schwangeren zur Beratungsſtelle das Verlangen 
der Beſcheinigung zur Erlangung der Wilchzuſatzkarten und des Vorzugsſcheines beim Einkauf. Dieſer 
Grund iſt vollkommen weggefallen, wodurch die erheblich niedrigere Frequenzzahl erklärt wird. 

Vom 5. Februar 1925 ab werden auf Anordnung der Geſundheitsverwaltung auch in der polikli— 
niſchen Sprechſtunde der Staatlichen Frauenklinik, die werktäglich von 11—12 Uhr vormittags ſtattfindet, 
unentgeltliche Unterſuchungen und Beratungen Schwangerer von den Ärzten der Klinik abgehalten. Dieſe 
Beratungsſtelle wurde von genanntem Zeitpunkt ab von 101 Schwangeren aufgeſucht, und zwar von 
81 verheirateten und 20 ledigen. Zählt man dieſe der Beſucherzahl von 305 in der ſtädtiſchen Beratungs— 
ſtelle für 1924 hinzu (305 ＋ 101 = 406), fo iſt im Jahre 1924 immer noch ein Rückgang von 50% gegen- 
über dem Jahre 1923 zu verzeichnen. 

Durch öffentliche Bekanntmachungen ſind die beteiligten Bevölkerungskreiſe wiederholt auf das 
Beſtehen dieſer ſozialen Einrichtung hingewieſen worden. Jede Schwangere, die die Beratungsſtelle beſucht, 
erhält ein Merkblatt mit den für fie wiſſenswerten geſundheitlichen, wirtſchaftlichen und rechtlichen Rat— 
ſchlägen; außerdem noch ein zweites Merkblatt: „Wie ſchützt ſich die Wöchnerin vor Kindbettfieber?“ 


3. Generalvormundſchaft und Waiſenpflege. 


Der Waiſenoberinſpektor Petereit iſt mit dem 1. Januar 1925 in den Ruheſtand getreten. Er 
hat 23 Jahre ſeine verantwortungsvolle Dienſtſtellung inne gehabt. Es ſei ihm auch hier der Dank für 
ſeine aufopferungsvolle, ſegensreiche Tätigkeit ausgeſprochen. Zu ſeinem Nachfolger iſt Stadtinſpektor 
Hempler ernannt worden. 
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In Kommunalpflege befand ſich zu Beginn der Berichts⸗ 
jahre (1. April) folgende Kinderzahl: 1920 1921 1922 1923 192 
1. In Danzig und feinen Vororten untergebracht.. 385 487 603 652 629 
2, Auf dem Lande untergebracht 89 97 98 99 95 
Summen Se 474 584 701 751 724 


Hiervon find im Laufe der Berichtsjahre unter Aufhebung 
der Kommunalpflege 


a) als Lehrlinge und in Dienſtſtellen untergebracht . . . 73 46 93 63 68 
b) von den Müttern oder ihren Angehörigen in eigene Für— a 
oe ee 68 78 109 98 107 
e) bei kinderloſen Eheleuten an Kindesſtatt untergebracht . 11 16 14 11 18 
d) dem Kinder- und Waiſenhaus Pelonken und anderen 
Muftalten überwieſen mne, , 3 5 4 5 
e) durch den Tod ausgeſchieden ne 5 18 13 14 
ine 165 150 237 189 209 
Es verblieben in Kommunal pflege 309 434 464 562 515 
Neu aufgenommen find im Laufe der Berichtsjahre . . . 275 267 287 162 243 
Mithin Beſtand am Schluß der Berichtsjahre . . 584 701 751 724 758 


Von dem Beſtand am Schluß des Berichtsjahres 1924 waren in der Stadt 420, auf dem Lande 75 
und in Waiſenhäuſern 263 Kinder in Pflege untergebracht. 


Unter Generalvormundſchaft ſtanden am 31. März 1925 — 1369 Kinder. 

Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr werden grundſätzlich in der Stadt in Privatpflege gegeben, 
die älteren Kinder dagegen in den Waiſenhäuſern und auf dem Lande untergebracht. 

Die Unterbringung der Säuglinge und Kleinkinder in geeigneten ſtädtiſchen Pflegeſtellen bereitet 
angeſichts der Wohnungsnot, die ſich geradezu zu einem Wohnungselend ausgewachſen hat, weiterhin 
große Schwierigkeiten. Eine Reihe von Kindern mußte aus ungeeigneten Pflegeſtellen entfernt und in 
beſſere untergebracht werden. Um dieſen Schwierigkeiten einigermaßen zu begegnen, iſt zur Aufnahme von 
Säuglingen im Spend- und Waiſenhaus Danzig-Langfuhr und in der Staatlichen Frauenklinik in Danzig— 
Langfuhr im Berichtsjahr 1923 je eine Kinderſtation mit 12 Betten eingerichtet und außerdem die Anzahl 
der Plätze im Städtiſchen Säuglingsheim in Langfuhr-Königstal auf 50 vermehrt worden. 

Dagegen wurden ſchulpflichtige Kinder von ländlichen Pflegeeltern aus dem Gebiet der Freien 
Stadt Danzig in ſo großer Zahl angefordert, daß nicht allen Anträgen entſprochen werden konnte. 

Die in Pommerellen untergebrachten ſchulpflichtigen Kinder mußten herausgezogen werden, weil 
dieſen Kindern lediglich Unterricht in polniſcher Sprache erteilt wurde. 

Die Unterbringung der ſchulentlaſſenen Knaben in Lehrſtellen wird von Jahr zu Jahr ſchwieriger, 
weil die Handwerksmeiſter immer weniger geneigt ſind, Lehrlinge auf ihre Koſten aufzunehmen, insbeſondere 
ſträuben ſie ſich, die Lehrlinge einzukleiden. Es iſt in einigen Fällen der Verſuch gemacht worden, die 
Lehrlinge von der Waiſenabteilung mit Kleidung zu verſehen, dabei wurde aber die Erfahrung gemacht, 
daß die Anſprüche der Lehrmeiſter im allgemeinen über das Maß des Notwendigen hinausgingen. Nach 
Möglichkeit werden die Knaben auf dem Lande und in kleinen Landſtädten untergebracht, da die dort 
anſäſſigen Handwerksmeiſter noch eher ſich bereit finden laſſen, Lehrlinge auf ihre Koſten in die Lehre zu nehmen. 

Auch für die ſchulentlaſſenen Mädchen iſt es außerordentlich ſchwierig, ſie einem geeigneten Beruf 
zuzuführen. Es bleibt daher in den meiſten Fällen nur übrig, für ſie eine Stellung als Hausmädchen, 
ſei es in der Stadt oder auf dem Lande, zu beſchaffen. 

Am Schluß des Berichtsjahres 1924 beſtanden für 179 Mündel Sparkonten bei der Kämmerei⸗ 
hauptkaſſe im Geſamtbetrage von rund 30 000 G. 
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4. Städtiſche Berufsvormundſchaft. 


Während der Pflichtenkreis des Berufsvormundes bisher derart abgegrenzt war, daß dem Waiſen— 
oberinſpektor Petereit die Sorge für die Perſon des Mündels oblag, dem Stadtamtsrat Hecke dagegen 
diejenige für das Vermögen, ſind infolge der Penſionierung des Herrn Petereit vom 1. Januar 1925 
ab dem Stadtamtsrat Hecke die geſamten Rechte eines Vormundes übertragen worden. 


Zur Ausführung der perſönlichen Fürſorgetätigkeit bedient der Berufsvormund ſich wie bisher der 
Mitwirkung der Waiſenabteilung und der dieſer zugeteilten 12 Ziehkinderfürſorgerinnen. 


Wenn auch die ſeit dem Jahre 1902 hier beſtehende Ziehkinderorganiſation ſich durchaus bewährt 
hat, fo ſoll doch, nach dem Beiſpiel verſchiedener deutſcher Großſtädte, verſucht werden, die Bezirks⸗ 
fürſorge einzuführen. Es bricht ſich immer mehr die Erkenntnis Bahn, daß es zweckmäßiger iſt, die 
geſamte Fürſorgetätigkeit in eine Hand zu legen. Bei dem bisherigen Syſtem hat ein unehelich geborener 
Säugling unter Umſtänden das Glück, von fünf verſchiedenen Seiten beaufſichtigt zu werden (Vormund, 
Waiſenrat, Ziehkinderfürſorge, Wohlfahrtspfleger, Jugendgerichtshilfe). Bei dieſem Wirrwar und ſolcher 
Zuſammenhangsloſigkeit können Fälle eintreten, in denen die Kinder trotz vorhandener Kräfte und genügender 
Wittel der Verwahrloſung verfallen, weil ſich niemand der Erziehung der Kinder einheitlich annimmt. 
Zunächſt ſind hier zwei Verſuchsbezirke auf der Altſtadt und in Langfuhr Gigankenberg) eingerichtet worden. 


Berufsvormundſchaften unehelicher Kinder in den Jahren 1920 bis 1924. 
1920 1921 1922 1923 1924 


Es gingen Geburtsanzeigen einn. 987 831 736 681 824 
Die Berufsvormundſchaft konnte nicht eintreten in Fällen 436 345 311 239 315 
Alſo vom Berufsvormund übernommene neue Vor— 
mundſchaften En ee 551 485 425 442 509 
Infolge Abgabe von Vormundſchaften durch Einzelvor- 
münder ufw. wurden übernommen . 17 28 12 21 30 
Within zuſammen Be, 568 515 437 467 539 


Im Laufe des Jahres erledigten ſich von dieſen Vor— 


mundſchaften durch Tod des Mündelss » 92 94 57 36 57 
durch Legitimation des Mündels 0 26 33 15 17 19 
g.. Fre Pe 33 33 18 18 29 
durch Abgabe an Einzelvormünde - 1 — 2 3 — 
durch Übernahme in Kommunalpflegge . 13 31 15 13 24 

165 191 107 87 129 


FFP CC 


Unter Hinzurechnung der aus den Jahren 1912 bis 1919 
beſtehenden Vormundſchaften betrug der Beſtand 
an Vormundſchaften am Schluſſe des Berichtsjahres 1643 1747 2 128 2013 2141 


Seit dem Beſtehen der Berufsvormundſchaft — 1. Oktober 1912 — hat der Berufsvormund bis 
zum 31. März 1925 übernommen 5605 Vormundſchaften. 


Während die Geburtsziffer im Berichtsjahr 1923 gegenüber 1920 um 31%, 1921 um 18% und 
1922 um 7% geſunken iſt, iſt fie im Berichtsjahr 1924 wieder geſtiegen, und zwar im Verhältnis zum 
Berichtsjahr 1922 um 8%, zu 1923 um 18%. 

Wegen der Sterblichkeit wird auf den Abſchnitt 5 Siehkinderweſen) verwieſen. 
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Alter, Religion und Beruf der Mütter der unter Berufsvormundſchaft ſtehenden Kinder. Von ee Prozeſſen endigten: 25 
Das Alter der Mütter 3. Zt. der Geburt der erſtmalig bevormundeten Kinder bewegt ſich zwiſchen: „ Abweiſung der Klage 41 
1920 1921 1922 1923 1924 Anerledigt blieben ee e f 295*% 
E 1 2 6 10 12 Mütter Das Verfahren zur Anerkennung der Vaterſchaft ſchwebt noch in.. .. 195 Fällen 
17-18 ö e 5 11 10 19 13 26 ft In nicht weniger HB Er 306 „ 2850: 5 
18—19 ; 5 25 21 17 21 26 5 war die Mutter außerſtande, den Erzeuger anzugeben“ “). 
19 20 W 35 38 43 35 59 5 In mae, an Vier nee 57 Fällen 
20—21 ee We 70 53 af 51 83 7 wollten die Mütter den Erzeuger nicht nennenf). 
FE TE EEE 234 202 146 184 166 5 Vevor die Erzeuger zur Zahlung von Unterhaltsbeiträgen herangezogen werden konnten, 
P 99 118 112 110 98 1 abe an rene 175 Mündel 
P 87 67 33 40 65 5 111 ͤ]ðͥ§UW]àq . d  , r y Fpe une 89 8 3 
N 1 6 2 4 3 4 2 000% . ¼mͥNq̃⅛⅛ũꝛw! ; = xx Wie 
n 568 513 137 467 539 Mütter traten in Kommunalpflege des Ortsarmenverbandes Danzig über. . : er 29 5 
Der Erzeuger ſtarb kurz nach der Geburt des Kindes nuꝓnun l. 11 Fällen 
Are Zuſammen 2526 
Ihrer st 85 Er 111 185 215 2775 Mütter In 1314 Fällen gelang es dem Berufsvormund, die Unterhaltsanſprüche feiner Mündel durch 
re ET 973 901 918 216 259 Heranziehung des Vaters zu laufenden Zahlungen zu regeln. 
moſaiſch Bi re . 1 RE 2 1 2 2 5 In 68 Fällen haben die Erzeuger die Vaterſchaft zwar anerkannt, ſich aber zur Zahlung von 
ere 9 unk effisn 5 ö 2 3 M 1 ; Unterhaltsbeiträgen nicht verpflichtet. Klage wurde einſtweilen nicht erhoben, weil die Erzeuger für den 


Unterhalt der Kinder ſorgen und die Eheſchließung der Kindeseltern beabſichtigt iſt. 


Die Unterhaltsſätze wurden mit Einführung der Guldenwährung — 1. November 1923 — 
Ihrem Beruf nach waren: auf 25—30 Gulden monatlich feſtgeſetzt, für die in Deutſchland wohnenden Väter auf 20—30 Rentenmark, 


Dienſtmädchen RN a 184 196 144 158 170 für diejenigen in Polen auf 20—30 Zloty. 
Jabrikarbeiterinnen — 107 un 120 113 Im Laufe des Berichtsjahres 1924 mußte infolge der eingetretenen Verteuerung ſämtlicher Lebens⸗ 
Verkäuferinnn 22 18 21 35 4 haltungskoſten der Unterhaltsbeitrag von monatlich 25 Gulden auf 40 Gulden für Danzig, von 20 bis 
Haus hälterinnen = 37 30 37 27 32 30 Rentenmark auf 30—35 Reichsmark für die in Deutſchland wohnenden Kindesväter, von 20—30 Zloty 
Plätterinnen und Wäſche⸗ B auf 30—40 Zloty für die in Polen anfäffigen Väter erhöht werden. In den Fällen, in denen die 
n 10 9 I 1 8 Kindesväter ſich weigerten, dieſen erhöhten Beitrag zu zahlen, mußte die Erhöhungsklage gegen ſie 
Schneiderinnen 36 25 13 = 8 erhoben werden. Für den Bereich des Amtsgerichtsbezirks Danzig ſind ſämtliche Unterhaltsprozeſſe vom 
1 8 30 15 18 = 24 Herrn Gerichtspräſidenten der Zivilprozeßabteilung 2 zur Aburteilung überwieſen. Der Berufsvormund 
Kaſſiererinnn 3 h 4 = hat bei dieſer vollſtändiges Verſtändnis für feine auf ſtatiſtiſcher Berechnung beruhende Unterhalts- 
ee eek 3 5 1 forderung gefunden. 
— 5 a 5 i n 2 2 2 2 Mehrfach haben die erkennenden Gerichte in Deutſchland die geforderten Unterhaltsſätze für zu 
Wer 14 13 6 - 14 hoch befunden. Sie begründen ihre Anficht damit, daß der Lebenshaltungsſtand ganz allgemein, in allen 
e 8 8 Ständen, ganz beträchtlich geſunken iſt, und daß auch dieſen Umſtand die unehelichen Kinder gegen ſich 
andere Be rue 26 16 34 35 2 
ohne Beruf 70 75 54 66 gelten laſſen müſſen. f N 
Kontrollmädchen 2 1 M 3 2 Die polniſchen Gerichte erkannten vielfach auf Zahlung einer monatlichen Unterhaltsrente von 


10 Zloty. In der Berufungsinſtanz jedoch wurde im allgemeinen der eingeflagte Unterhaltsbeitrag, in 
der Regel 30 Zloty monatlich, zugebilligt. 
Ihrem Familienſtand nach waren: 8 


ledi 14 176 399 1411 309 N *) Außerdem mußte gegen eine große Anzahl von Vätern klagbar vorgegangen werden, weil ſie ſich weigerten, 
| g re EEE EL Eu 8 die den jeweiligen Teuerungsverhältniſſen angepaßten Unterhaltsbeiträge zu zahlen. Die geſetzliche Handhabe hierfür findet 
| CC 49 30 29 19 20 ihre Stütze im § 323 ZPO. 

geſchiedene Ehefrauen. 5 7 9 7 10 ) Die hohe Zahl der Mütter, welche den Erzeuger nicht anzugeben vermögen, iſt einzig und allein auf den in 


Danzig ſeit der Loslöſung vom Deutſchen Reich vorherrſchenden internationalen Verkehr zurückzuführen. 
1) Es iſt zu bedauern, daß immer noch einige Mütter die Benennung des unehelichen Vaters beharrlich ver- 


tell r Vat un 33 3 weigern. Meiſt handelt es ſich um Mütter, die von den Erzeugern ihrer Kinder dahin beeinflußt ſind, daß für die Kinder 

Feſtſ ellung de V erſchaft der ter Berufs vormundſchaſt ſtehenden Mündel jederzeit ausreichend geſorgt werde. Sie müſſen aber bald erkennen, daß ſie ſich durch falſche Verſprechungen haben 

Die Vaterſchaft erkannten während der ganzen Berichtszeit freiwillig an die Erzeuger von 907 Mündeln verleiten laſſen, und machen nach Verlauf einiger Zeit, namentlich ſobald der Erzeuger die Unterhaltsgewährung einſtellt, 
Im Klagewege mußte vorgegangen werden gegen die Erzeuger von 756 des naehe Laie nem haft 


» 


Die Aberweiſung der Geldbeträge aus Pommerellen bereitet nach wie vor erhebliche Schwierig⸗ 
keiten, weil der Poſtanweiſungsverkehr zwiſchen Polen und Danzig uoch immer nicht zugelaſſen iſt. Auch 
der im Januar 1925 zwiſchen den beiden Staaten eingetretene Poſtkonflikt hat nachteilig auf den Schrift⸗ 
verkehr mit den polniſchen Behörden und den in Polen wohnenden Kindesvätern, ſowie auf die Beitreibung 
der Unterhaltsgelder eingewirkt. 

Es wurden Abfindungs verträge geſchloſſen 1920: 19, 1921: 13, 1922: 1, 1923: —, 1924: 1. 

Die noch nicht hinreichend geklärte wirtſchaftliche Lage läßt es noch immer ratſam erſcheinen, vom 
Abſchluß von Abfindungsverträgen möglichſt abzuſehen. Es iſt hierbei auch doppelte Vorſicht geboten, 
nachdem ſich das Reichsgericht und das hieſige Obergericht endgültig dahin ausgeſprochen haben, daß 
eine Abänderung der für uneheliche Kinder geſchloſſenen Abfindungsverträge auf Grund der veränderten 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe aus rechtlichen Gründen nicht zuläſſig iſt. Es iſt daher unvermeidlich, daß 
die ſ. Zt. mit Goldmark abgefundenen Kinder z. T. der öffentlichen Wohlfahrtspflege anheim fallen, ſofern 
nicht die Kindesväter ſich bereit erklären, eine laufende Zuſatzrente für das Kind zu zahlen. Erfreulich 
iſt die Tatſache, daß ſich eine große Anzahl von Vätern hierzu ohne weiteres bereit gefunden hat. 

Von den 131 Erzeugern, die die Vaterſchaft anerkannt haben, ſind ihrem Berufe nach: 
Arbeiter Seeleute, Heizer 
Hausdiener, Kutſcher Sonſtige Berufe 
Handwerksgeſellen Studierende 
Handlungsgehilfen Händler. 

Landwirte, Beſitzerſöhne Selbſt. Gewerbetreibende 
Gaſtwirte und Gehilfen Muſiker, Artiſten 
Wilitärperſonen Beamte, Lehrer 
Kaufleute, Privatbeamte Schiffbauer 


An Unterhalt3beiträgen gingen ein: . 
Vom 1. November 1923 bis 31. März 1924 48 963,16 Gulden 
Im Berichtsjahre 1924 203 651,40 € 

Das geſamte Reichsmarkſparguthaben betrug am 31. Oktober 1923 28 975 787 248,46 Wark. 
Gemäß $ 9 des Geſetzes über den Ausgleich der Geldentwertung vom 7. April 1925 ift für Guthaben 
bei öffentlichen Sparkaſſen ein Ausgleich nur zu leiſten, wenn ſie vor dem 1. Januar 1919 begründet 
worden ſind und ſoweit ſie aus der Zeit vor dem 1. Januar 1919 noch beſtehen. Die Anmeldung des 
Anſpruchs auf Ausgleich iſt bei der Sparkaſſe der Stadt Danzig erfolgt. 

Am 31. März 1925 wurden für 46 Mündel Sparbücher im Geſamtbetrage von 9 997,49 Gulden 
aufbewahrt. 

Ein Sparzwang wird nicht ausgeübt, weil die Unterhaltsſätze 3. Zt. unter Berückſichtigung der 
allgemein notwendigen Einſchränkung der Lebenshaltung ſo bemeſſen ſind, daß ſie nur zur Beſtreitung 
der unbedingt erforderlichen Lebenshaltungskoſten ausreichen. 

Von den eingegangenen Unterhaltsbeiträgen ſind vom 1. November 1923 bis 31. März 1925 an 
die Wohlfahrtsmaſſe abgeführt 14 174,95 Gulden. 

Durch Lohnpfändung wurden beigetrieben während der angegebenen Zeit 29 997,83 Gulden. 

Auf Antrag werdender Mütter werden vom Berufsvormund auch die Anſprüche derſelben auf 
Grund der $$ 1715/16 BGB. durchgeführt und nötigenfalls der Erlaß einſtweiliger Verfügungen ſowie 
die Durchführung der Zwangsvollſtreckung veranlaßt. Die Schwangerenberatungsſtelle weiſt in der Regel 
die ſich dort meldenden Schwangeren dem Berufsvormund zur rechtlichen Beratung zu. 

Die vorſtehenden Darſtellungen über die Tätigkeit der Berufsvormundſchaft laſſen einwandfrei 
erkennen, daß die Berufsvormundſchaft auch nach den anderorts gemachten Erfahrungen durch ihre Arbeit 
nicht nur die Selbſtkoſten deckt, ſondern die Mittel, die fie durch frühzeitige Heranziehung des unehelichen 
Vaters gewinnt, überſteigen die Verwaltungskoſten und entlaſten den Haushaltsplan für Wohlfahrts⸗ 


pflege recht erheblich. 


Sobald für die Freie Stadt Danzig das in Bearbeitung befindliche Jugendwohlfahrtsgeſetz, wie 
es im Deutſchen Reich bereits am 1. April 1924 in Wirkſamkeit getreten ift, zum Geſetz erhoben ſein wird, 
wird ſich der Kreis der zu bevormundenden Kinder nicht unweſentlich erweitern. 

Die in Danzig ſeit längerer Zeit herrſchende Wirtſchaftskriſis hat ſich auch für die Berufs⸗ 
vormundſchaft nachteilig ausgewirkt. Die große Arbeitsloſigkeit macht einen großen Teil der den Arbeiter— 
kreiſen angehörenden Kindesväter zahlungsunfähig. Nicht immer iſt es möglich, die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung für die Kinder arbeitsloſer Väter zu erhalten, weil die geſetzlichen Vorausſetzungen für die 
Gewährung der Erwerbsloſenunterſtützung nicht gegeben ſind. Es muß anerkannt werden, daß auch die 
Erwerbsloſenfürſorgeſtellen im Deutſchen Reich ohne weiteres den Anträgen des Berufsvormundes auf 
Gewährung des Kinderzuſchlags für in Deutſchland aufhaltſame arbeitslofe Kindesväter ſtattgeben. 

Große Schwierigkeiten bereitet die wirkſame Heranziehung derjenigen Erzeuger, die ſogenannte 
Gelegenheitsarbeiter (Stauer) und z. T. auch ſelbſtändige Gewerbetreibende ſind. 

Erfreulicherweiſe ſoll feſtgeſtellt werden, daß auch die hieſigen Strafgerichte, nachdem das Preußiſche 
Kammergericht ſeinen früheren gegenteiligen Standpunkt fallen gelaſſen hat, die Beſtrafung unehelicher 
Väter wegen Verletzung der Unterhalspflicht ($ 361, 10 R. St. G. B.) für zuläſſig halten. In einer 
Anzahl von Fällen iſt die beantragte Beſtrafung zwar erfolgt, jedoch läßt die Durchführung der Straf⸗ 
vollſtreckung zu wünſchen übrig, weil die Strafgefängniſſe zumeiſt überfüllt ſind. Immerhin haben ſich 
durch dieſe Strafmaßnahme eine Anzahl von ſäumigen Kindesvätern bereit gefunden, ihrer Unterhalts⸗ 
pflicht nunmehr nachzukommen. Es ſteht auch zu hoffen, daß für das Gebiet der Freien Stadt Danzig 
die Beſtimmung in $ 20 der Deutſchen Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924, nach 
der auch der Vater eines unehelichen Kindes, wenn er, obwohl arbeitsfähig, infolge ſeines ſittlichen Ver— 
ſchuldens das Kind der öffentlichen Fürſorge anheimfallen läßt, bzw. wenn er Arbeit beharrlich ablehnt 
oder ſich der Unterhaltspflicht beharrlich entzieht, in einer Anſtalt zur Arbeit untergebracht werden kann, 
in nicht allzuferner Zeit in Kraft geſetzt werden wird. Erſt dann darf erwartet werden, daß die Zahl der 
ſäumigen Unterhaltspflichtigen eine beträchtliche Verminderung erfährt. 

In den Tagen des 12. bis 14. Oktober 1922 fand in Thale eine Tagung des ſtändigen Aus⸗ 
ſchuſſes des Archivs Deutſcher Berufsvormünder ſtatt, an der der Berufsvormund in ſeiner Eigenſchaft 
als Witglied des Ausſchuſſes teilnahm. 

In der Zeit vom 26. bis 28. Juni 1923 trat das Archiv Deutſcher Berufsvormünder in Gemein— 
ſchaft mit dem Verein für öffentliche und private Fürſorge und der Reichsgemeinſchaft von Hauptverbänden 
der freien Wohlfahrtspflege zu einer Konferenz in Danzig zuſammen. Es ſtanden hauptſächlich Zeit- 
fragen der Wohlfahrts- und Jugendfürſorge zur Beratung. 

Zum Schluß wird noch bemerkt, daß auf Anregung des Herrn Gerichtspräſidenten der Berufs⸗ 
vormund im Jahre 1923 die Vertretung in Unterhaltsprozeſſen derjenigen außerhalb Danzigs wohnen- 
den unehelichen Kinder übernommen hat, die von ihren Vormündern beim hieſigen Amtsgericht gegen die 
im Amtsgerichtsbezirk Danzig ſich aufhaltenden Erzeuger anhängig gemacht werden. 

Der Berufsvormund iſt im Jahre 1923 in 221 Prozeſſen, im Jahre 1924 in 157 Prozeſſen als 
Vertreter vor dem hieſigen Amtsgericht aufgetreten und hat in dieſen Prozeſſen 281 und 206 Termine 
wahrgenommen. 


5. Ziehkinderweſen. 


Aber die Tätigkeit des Ziehkinderarztes können für das Jahr 1920 ſtatiſtiſche Angaben nicht ge— 
macht werden, da infolge Wechſels des Arztes ſolche nicht zu erlangen waren. 
Die Zahl der der Aufſicht unterworfenen Kinder iſt ſtändigen Schwankungen unterworfen. Sie 
betrug im Berichtsjahr 1923: 1573, 1924: 1759 uneheliche Kinder. 
Im erſten Lebensjahr ſtarben 1921 176 das find 20,07 % der Geburtenzahl 
, 5 
1128 * 
„ 16,06 % 
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Die Erhöhung der Sterblichkeitsziffer im Jahre 1924 gegenüber dem Vorjahr findet teilweiſe 
Erklärung durch den höheren Gipfel der Sommerſterblichkeit. 

Die Wohnungsnot — und in ihrem Gefolge das Wohnungselend — hemmt auch weiterhin die 
fürſorgeriſchen Erfolge. 

Es wurden Pflegeſtellen als ungeeignet feſtgeſtellt: 1922: 12, 1923: 12, 1924: 10. 

In 9 Fällen wurden Kinder aus Pflegeſtellen, in denen Tuberkuloſe-Erkrankungen bei Pflegeeltern 
oder deren Angehörigen beſtanden, entfernt; 
in 93 Fällen wurde die Tuberkuloſenfürſorge wegen verdächtiger Erkrankungen in der Umgebung der Kinder 


benachrichtigt, 
„ A, die Trennung der Kinder von den tuberkulöſen Müttern durchgeführt, 
„ 5 „ die Trinkerfürſorge benachrichtigt, 
„ 56 „ die Wohnungsfürſorge auf Wohnungsmängel aufmerkſam gemacht. 


Die gemachten Beobachtungen haben die Tatſache erwieſen, daß die Mehrzahl der Kinder nur 
in den erſten Wochen die natürliche Nahrung erhalten. Denn ſelbſt dann, wenn Mutter und Kind in 
einem Haushalt beiſammenbleiben, iſt die Mutter gezwungen, frühzeitig einer Berufsarbeit nachzugehen. 

Gelegentlich wurde von den Fürſorgerinnen über ſittliche Gefährdung größerer Kinder geklagt, 
beſonders da, wo in den Familien noch Fremde eingemietet ſind. 


6. Beratung ehelicher Mütter der minderbemittelten Bevölkerungskreiſe. 

Schon vor dem Kriege gehörte es zu den wichtigſten Pflichten ſozialer Fürſorge, die beſonders 
in den Großſtädten ſtark angewachſene Kinderſterblichkeit nach Möglichkeit herabzumindern. Das ſtändige 
Abnehmen der Geburtenzahl und die ungeheuren der deutſchen Volkskraft durch den Krieg zugefügten 
Verluſte haben dieſe Verpflichtung noch weſentlich verſchärft. 

In Ergänzung der bereits ſeit dem Jahre 1902 beſtehenden Organiſation des Ziehkinderweſens 
wurden bald nach Ausbruch des Krieges für Kriegerfrauen und ihre neugeborenen Kinder ſog. „Mütter— 
beratungsſtellen“ geſchaffen. Von den ſtädtiſchen Körperſchaften wurden die erforderlichen Mittel zur Ver— 
fügung geſtellt. Die Beratung wurde auf die Mütter aller ehelichen Kinder der minderbemittelten Be— 

völkerungskreiſe erweitert. Den Müttern werden durch die Arzte Natfchläge für die Pflege ihrer Säug— 
linge erteilt. Eine ärztliche Behandlung findet nicht ſtatt. Vielmehr werden die Mütter mit ihren kränklichen 
Kindern an die Säuglingspoliklinik oder an einen Krankenkaſſenarzt oder an einen frei praktizierenden 
Arzt gewieſen. 

Die Mütterberatungsſtellen haben ſegensreich wirken können und mancher unerfahrenen Frau 
Hilfe geleiſtet. Stillprämien an Mütter, die ihre Kinder ſelbſt nährten, wurden bereitwillig gewährt. Die 
hierfür ausgeworfenen Gelder geſtatteten die Verabfolgung bis zu einem Liter Milch je Tag. Die Für- 
ſorge wird bezirksweiſe ausgeübt. Die Bezirke decken ſich mit den 11 Ziehkinderbezirken. 

Der Beſuch der Beratungstermine iſt im allgemeinen als regelmäßig zu bezeichnen, jedoch iſt er 
im Winter geringer. In einigen Stadtteilen wird von den Fürſorgerinnen geklagt, daß der Beſuch der 
Beratungstermine auch im Sommer gering ſei. Das Fehlen entſchuldigen die Mütter beſonders in den 
eutlegenen Stadtteilen damit, daß die Wege zu weit und im Winter das Wetter und die Wege zu ſchlecht 
ſeien. In den Wintermonaten bleiben viele Mütter mit den Kindern auch deshalb fern, weil ſie die 
Kleinen keiner Erkältung ausſetzen wollen. Leider gibt es aber immer noch Mütter, bei denen die eben 
angegebenen Gründe nicht vorliegen, und die trotz eingehender Aufklärung und öfterer Aufmunterung 
durch die Fürſorgerin nicht zu bewegen ſind, die Beratungstermine zu beſuchen. Vielfach erklären ſie den 
Fürſorgerinnen, daß der Arzt in den Beratungsterminen doch nichts verſchreibe und der Vat allein, den 
ſie erhalten, ihnen nichts nütze. Auch werden die Räume, in denen die Beſichtigungen ſtattfinden — es 
find Schulräume — von den Müttern oft bemängelt. Neben der Stillprämie erhalten die Mütter 
Säuglingskörbe leihweiſe und verbilligte Wäſche. 


Von den Fürſorgerinnen wurden beſucht: 
1920 13605 Mütter, 1923 10319 Mütter, 


1921 13 139 5 1924 10 889 5 
1922 11 466 7 


7. Unterſtützung hilfsbedürftiger Kinder. 


Der Aufgabenkreis des Jugendamts iſt vom 1. Dezember 1920 ab dahin erweitert worden, daß 
ihm die Unterſtützung hilfsbedürftiger Jugendlicher bis zum 18. Lebensjahr, die ſich nicht bei ihren unter⸗ 
haltspflichtigen Angehörigen befinden, übertragen wurde. Die für dieſen Zweck eingerichtete beſondere 
Abteilung bearbeitet die Unterſtützungsangelegenheiten für Kinder in der gleichen Weiſe, wie dies von 
den Sonderabteilungen des Wohlfahrtsamtes für Erwachſene geſchieht. 

Das unmittelbare Zuſammenarbeiten der Unterſtützungsabteilung mit den Abteilungen der General- 
und Berufsvormundſchaft hat ſich als ſehr vorteilhaft erwieſen. Das zu zahlende Pflegegeld wird vom 
Jugendamt zunächſt für einen Zeitraum von 3 Monaten feſtgeſetzt. Die Folge der wachſenden Arbeits⸗ 
loſigkeit war ein Steigen der Unterſtützungsfälle von Jahr zu Jahr. 

Es wurden Pflegegelder gewährt: 


1921 1922 1923 1924 
für Kinder im Alter von 1—6 Jahren 281 358 364 421 
6-14 „ 26 38 50 52 


5 „ * * * 


Infolge der ſchlechten Wirtſchaftslage und der Arbeitsloſigkeit konnten nur von einem geringen 
Teil der Unterhaltspflichtigen mäßige Unterhaltsbeiträge eingezogen werden. Bei Verweigerung der 


Zahlung wurden die geſetzlichen Zwangsmaßnahmen angewendet. 8 2 
Anträge beim Stadtausſchuß auf Unterbringung von ſäumigen Nährpflichtigen im Arbeitshaus 


ſind geſtellt worden: 


1921 1922 1923 192 
gegen e in. ae > — — — 2 Fällen 
„ ien ee 1 1 — 1 
„ uneheliche Mütter in 2 1 3 88 


In 12 Fällen erfolgte Unterbringung im Arbeitshaus, in 4 Fällen konnte die Unterbringung nicht erfolgen, 
da der Aufenthalt des Verurteilten nicht zu ermitteln war. In 3 Fällen wurde das Verfahren ausgeſetzt. 

Anträge beim Stadtausſchuß auf Verpflichtung zur Zahlung eines monatlichen Anterhalts⸗ 
beitrages auf Grund des § 65 des Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz 


wurden geſtellt: 
1921 1922 1923 1924 


gegen Männer 1 — 2 5 
rr — — — — 
„ uneheliche Mütter 4 6 3 20 


Gegen Erzeuger, die ihrer Unterhaltspflicht trotz wiederholter Aufforderung nicht nachkamen, 
ſo daß die öffentliche Wohlfahrtspflege für das betr. Kind eintreten mußte, wurde Strafantrag wegen 
Abertretung des § 361, 10 R. St. G. B. geſtellt, und zwar in den 4 Berichtsjahren in 23 Fällen. Davon 
erfolgte in 21 Fällen Verurteilung zu Geld- bzw. Haftſtrafen, in 2 Fällen Freiſprechung. e 

Für die Unterbringung kranker Säuglinge ſteht dem Jugendamt das dem Verein für Säuglings- 
hilfe gehörende Säuglings-Krankenheim, Schwarzes Meer 7a, zur Verfügung. In dieſem Heim wurden 
auf Koſten des Jugendamts im Durchſchnitt monatlich 40 Kinder behandelt und verpflegt. 2 

Vorübergehende Aufnahme finden Säuglinge, für welche eine Pflegeſtelle nicht ſogleich ausfindig 
gemacht werden kann, im Städtiſchen Säuglings- und Mütterheim, Langfuhr, Königstal. a 

Eine recht erhebliche finanzielle Belaſtung hat die Unterſtützung von etwa 140 Kindern deutſcher Reichs⸗ 
oder polniſcher Staatsangehöriger im Gefolge, zumal die entſtehenden Koſten nicht wie früher von den 
endgültig verpflichteten Ortsarmenverbänden zur Erſtattung angefordert werden können. Die Verhandlungen 
wegen Regelung der armenrechtlichen Beziehungen zwiſchen der Freien Stadt Danzig und Deutſchland 
bzw. Polen ſind noch nicht abgeſchloſſen. Es muß darauf Bedacht genommen werden, die für dieſe Kinder 
zu machenden Aufwendungen auf ein Windeſtmaß zu beſchränken. Der einzig gangbare Weg ift die nach 
§ 55 U. W. G. zuläſſige Ausweiſung dieſer hilfsbedürftigen Kinder aus dem Gebiet der Freien Stadt. 
Von dieſer Maßnahme muß, wenn auch unter möglichſter Vermeidung von Härten, mehr und mehr Gebrauch 
gemacht werden. 
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8. Städtiſches Säuglings⸗ und Mütterheim in Langfuhr, Königstal. 


Die während des Krieges aus Spenden der „Kriegshilfe für Danzig“ eingerichtete Krippe am 
Olivaer Tor Nr. 5, die es ſich zur Aufgabe machte, die infolge der Wohnungsnot und der Beſchäftigung 
vieler Mütter außer dem Hauſe gefährdeten Säuglinge und jungen Kleinkinder unter Aufſicht eines Fach— 
arztes ſachgemäß zu pflegen, wurde von der ſtädtiſchen Verwaltung bereits mit dem 1. April 1920 vom 
Jugendamt übernommen und beſondere Wittel in den Haushaltsplan des Jugendamts eingeſetzt. Sie 
erhielt den Namen „Städtiſches Säuglings- und Mütterheim“ und diente in der Folge vorwiegend 
unehelichen Kindern. 

Es fanden Aufnahme: 1921 1922 1923 1924 

80 85 145 187 Rinder 
von dieſen verſtarben . — 1 7 1 

Die durchſchnittliche Belegziffer betrug 1921 — 25 Kinder, 1922 bis 1924 — 40 bis 45 Kinder. 

Die Kinder werden von geſchulten Säuglingsſchweſtern betreut. Auch Ammen werden eingeſtellt, 
die außer ihren eigenen Kindern noch andere ſtillen können. Die 10 Betten des Wütterheims waren faſt 
durchweg voll belegt. 


9. Unterbringung in Fürſorge⸗Erziehung. 


In den Berichtsjahren wurden nachſtehende Fürſorge-Erziehungsanträge geſtellt: 
1920 1921 1922 1923 1924 


Vom Polizeipräſidium und von Gerichtswegen - 148 176 177 90 87 
vom Jugendamt und von den Schulpflegerinnen . . . . 15 21 24 D7 50 
aus dem Vorjahre ſchwebende Fälllle 109 32 38 42 65 
Zuſammen 272 229 239 159 202 

In Fürſorge-Erziehungsanſtalten wurden untergebracht: 1920 1921 1922 1923 1924 
haben unter IIS ðᷣ na arrene 9 17 34 34 16 

5 über 14 „ „„ 21 39 46 41 23 
r a RT U 12 17 13 15 

P 22 ͤ w 13 31 31 33 29 
Zuſammen 47 99 128 121 83 


Die weiteren Fälle erledigten ſich, ſoweit ſie nicht am Jahresſchluß noch ſchwebten, durch Aus— 
ſetzung auf 6 bis 12 Monate oder Einſtellung des Verfahrens bei vollendetem 18. Lebensjahr, ferner 
dadurch, daß die Anträge zurückgewieſen oder zurückgezogen wurden. 

Die hohe Zahl der Fürſorgezöglinge in den Jahren 1921, 1922 und 1923 iſt auf die allgemeine 
wirtſchaftliche Not, insbeſondere die Wohnungsnot, vor allem aber auf die Entartung der Begriffe von 
Sitte und Ordnung zurückzuführen. Familienväter ergaben ſich mehr als bis dahin dem Trunke und 
kümmerten ſich nicht um die Erziehung ihrer Kinder. Schule ſchwänzen, Betteln, ſittliche Verwahrloſung, 
Einbruch- und ſonſtige Diebſtähle waren die Folgen, die dann zur Anordnung der Fürſorgeerziehung 
führten. Die weiter ausgebaute Familienfürſorge und Schulpflege fand hier ein reiches Tätigkeitsfeld. 
Sie hat an der Beſſerung der Verhältniſſe im Jahre 1924 erkennbaren Anteil. Es darf der Hoffnung 
Ausdruck gegeben werden, daß eine weitere ſittliche Geſundung der Kreiſe, die bisher die meiſten Fürſorge— 
zöglinge ſtellten, eintreten wird. 


10. Landaufenthalt der Stadtkinder. 


Ein ſehr wichtiger Zweig der Fürſorge für unſere ſchulpflichtige und jüngere ſchulentlaſſene Jugend 
iſt der Landaufenthalt, der alljährlich vom Jugendamt organiſiert wird. 

Die weſentlich anderen Verhältniſſe auf dem Lande, der Aufenthalt in freier Landluft und die 
kräftige Landkoſt wirken oft Wunder bei unſerer teilweiſe ſchwer erziehbaren, wie auch bei der erholungs— 
bedürftigen Jugend. Die traurigen Wohnungsverhältniſſe und die allgemeine Not mußten die augen- 
fälligſten Schäden hervorrufen. Bei manchem Jungen und bei manchem Wädchen konnte infolge des 
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Landaufenthalts mit ſeinen günſtigen Einwirkungen von der Erziehung in einer Anſtalt abgeſehen werden. 
Aber auch manche Nahrungsſorge iſt Familienvätern und Müttern, namentlich in der Nachkriegs- und 
Inflationszeit, durch die Unterbringung von 1, 2, ja bis zu 3 Kindern in Landpflegeſtellen genommen worden. 
Daß die Verbindung zwiſchen Danzig und unſerm Mutterlande durch den Landaufenthalt unſerer Kinder 
eine weſentliche Kräftigung erfahren hat, verdient beſonders hervorgehoben zu werden. 

Vom Verein Landaufenthalt für Stadtkinder E. V. in Berlin ſind Danzig die Kreiſe Deutſch Krone 
und Voſenberg als Unterkunftsbezirke zugewieſen worden. 1922 kamen noch Einzelpflegeſtellen in Sachſen 
hinzu, auch Dänemark nahm Danziger Kinder auf. Im Sommer 1924 wurden vom Jugendamt außerdem 
noch 155 Kinder in verſchiedenen Heimen und bei Verwandten untergebracht. 

Die Unterbringungsziffern haben betragen: 1920 1921 1922 1923 1924 


Neis Deuiſch Kone 225 306 314 300 281 
Kreis Noſenberd duale ie REM DERIR PER? 90 75 146 135 50 
Shen! „4 m., RE | — — 10 14 10 
Demand .- 19°. SEITE enen — 30 21 20 25 
in verſchiedenen Heimen und bei Verwandten . — — — — 155 

Zuſammen 315 411 491 469 521 


Bis auf die 1924 in Heimen untergebrachten Kinder find die Kinder faſt durchweg in Einzelpflege⸗ 
ſtellen gewieſen worden. Vertrauensperſonen des Jugendamtes beaufſichtigen fie. Die Kinder kehrten munter, 
friſch und geſtärkt an Leib und Seele heim. Immer mehr und mehr bahnten ſich zwiſchen Pflegeeltern 
und Kindern herzliche Beziehungen, die häufig zu Einladungen für das nächſte Jahr führten. Im Kreiſe 
Deutſch Krone wurden die Kinder größtenteils zur häuslichen ländlichen Arbeit, beſonders zum Hüten, 
herangezogen. Beſchäftigung iſt nützlich und heilſam und deshalb erzieheriſch notwendig. Aberlaſtungen 
wurde ſeitens des Jugendamtes kräftig entgegengewirkt. 

Gegen Unfälle und Krankheiten waren die Kinder bei der Frankfurter Unfall⸗Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft verſichert, die aber nur in wenigen Fällen in Anſpruch genommen zu werden brauchte. 


11. Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung. 

Dieſe Abteilung wurde bei Begründung des Städtiſchen Jugendamts am 1. Dezember 1917 ins 
Leben gerufen und begann ihre praktiſche Tätigkeit im Januar 1918 mit der Beratung der männlichen 
Jugend. Für die weibliche Berufsberatung war im Jahre 1907 vom Verein „Frauenwohl“ eine Beratungs— 
ſtelle gegründet worden, die im Jahre 1917 vom „Nationalen Frauendienſt“ weiter ausgebaut und im 
Jahre 1919 von der Stadt übernommen wurde. 

Zweimal jährlich halten die Berufsberater mit den zur Entlaſſung kommenden Kindern berufs— 
kundliche Beſprechungen ab. Danach füllen die Schüler unter Anleitung der Lehrer Perſonalkarten mit 
Fragen über den zu ergreifenden Beruf und die perſönlichen Verhältniſſe aus. Der Lehrer gibt ein allgemeines 
Urteil über den Berufsanwärter. Darauf werden ſämtliche Schulabgänger der Volksſchulen vom Schularzt 
unterſucht, der in ſeinem Befunde ſich über Geſundheits- und Entwicklungszuſtand, Körperbau uſw. äußert 
und als Arzt zum Berufswunſch Stellung nimmt. Das Ergebnis des Befundes faßt er in einem Urteil 
zuſammen, das angibt, welche Art der Beſchäftigung zu meiden iſt. 

Die Beratung der Beſucher aller Schülerarten fordert neben der pſychologiſchen Beurteilung, der 
Kenntnis der pſychotechniſchen Arbeitsanforderungen und der ſo wichtigen Berufsausſichten (Beobachtung 
der Arbeitslage) eine weitgehende Zuſammenarbeit mit den verſchiedenſten behördlichen und privaten Stellen 
(Fortbildungsſchule, Innungen, Handwerks- und Handelskammer, Gewerkſchaften, Arbeitsamt, Wohlfahrts- 
amt, Jugendfürſorgeverband, Tuberkuloſe-Fürſorgeſtelle, Pſychologiſches Inſtitut der Hochſchule). Fach- 
beiräte unterſtützen die Arbeit der Berufsberater und ſtellen die Verbindung zwiſchen Amt, Schule und 
Handwerk bzw. Handel und Hauswirtſchaft her. 

Entwicklung der Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung in den einzelnen Berichtsjahren: 

1920 1921 1922 1923 1924 


Zahl der Beſucher - 6290 7321 5533 6257 6282 
Vermittelte Lehrſtellen » 476 567 617 501 469 
Lehrſtellenangebo·te 740 954 1073 697 655 


\ 
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12. Schulpflege. 


Die Tätigkeit der Schulpflegerinnen hat ſich als ſehr wichtig erwieſen. Oft ſchon wirkte ihr 
perſönlicher Zuſpruch aufmunternd auf die Eltern, beſonders auf die Mütter und ſtärkte deren Pflicht- 
und Verantwortungsgefühl. Sehr wichtig aber iſt es, daß fie in den letzten Jahren des ſtürzenden Un— 
glücks bei ihrer Außenarbeit an die ſchlimmſten Herde körperlicher und ſeeliſcher Not herankamen, oft auch 
die vergiftenden Quellen dieſer Not aufſpüren konnten und dann mit Hilfe öffentlicher oder privater Mittel, 
mit Hilfe des Amtes oder privater Organiſationen die traurigſten Notſtände beſeitigen konnten. Es bricht 
ſich allmählich die Erkenntnis Bahn, daß die beſſere Hilfe die ſchnelle, vor allem die vorbeugende iſt. Wenn 
ſich ein körperliches und ſeeliſches Leiden erſt bis zu den letzten Stadien entwickelt hat, dann iſt die Hilfe 
oft vergebens und nutzlos. 

Zwei Schulpflegerinnen ſind wegen Verheiratung ausgeſchieden. Ihr Abgang fiel in die Zeit des 
ftärfften Beamtenabbaus; die Stellen find darum nicht wieder beſetzt worden. Die z. Z. verſorgten 
Schulen find: Rähm, Schidlitz, Hakelwerk, Weidengaſſe und Langgarten, Schwarzes Meer, Althof, Neu— 
fahrwaſſer und Hilfsſchule. Eine Schulpflegerin hat im letzten Jahre für einen enger abgegrenzten Bezirk 
in der Altſtadt die Familienfürſorge übernommen, ſie kommt für ihren bisherigen Schulbezirk am Rähm 
nur für einen kleinen Teil in Frage. Wit dieſer Kraft ſind im ganzen 8 Schulpflegerinnen tätig. 

Gegen Unſauberkeit und Unordnung im Haushalt hatten die Schulpflegerinnen einen ſchweren 
Kampf zu führen. An einer Schule brach eine ſchnell um ſich greifende Hautkrankheit aus, die erfreulicher— 
weiſe bei ſorgfältiger Behandlung einen gutartigen Verlauf nahm. Sehr häufig mußten Mädchen im 
Arbeitshaus von Läuſen gereinigt werden. 

Die Quelle der häuslichen Mißſtände war oft der große Mangel an Wäſche, beſonders Bettwäſche. 
Den direkten Bemühungen der Schulpflegerinnen war es möglich, Gaben herbeizuſchaffen. Beſonders 
aber wirkten ihre nachdrücklichen Hinweiſe und Vorſtellungen auf das Amt. Es gelang dieſem, beim Wohl— 
fahrtsamt beachtliche Mittel für die Linderung der ſchlimmſten Notſtände frei zu machen. Die Kleidungs— 
ſtücke wurden den meiſten Hilfsbedürftigen von den Schulpflegerinnen überbracht und mit freudiger 
Dankbarkeit angenommen. Die Sachen wurden durchweg geſchenkt. 

Die Zahl der Fürſorgezöglinge iſt geſunken. Leider find kleine Schulmädchen mit Geſchlechts⸗ 
krankheit behaftet noch in jedem Jahre gezählt worden. Dem Schularzt leiſteten die Schulpflegerinnen 
umfaſſende Hilfe. Es darf als ein erfreuliches Zeichen feſtgeſtellt werden, daß infolge des engen Zus 
ſammenarbeitens aller an der Jugendwohlfahrt tätigen Kräfte der größte Tiefſtand überwunden iſt. 


Inanſpruchnahme der Schulpflegerinnen im Jahre 1924. 


Besuche n ß .ů̃9y . ³ ³Ä· m ͥ re er 4260 
1 bei Behörben.,. % sein aaa a Te  RRRTEEREN Sinn ti 93 ce 1422 
5 n. Schlen n ß 8 1724 
1 IM. Bid 0000 ee ee ee Ka 913 


In Fürforge ſtehen 1994 Familien mit 3381 Kindern. 
Urſache der Fürſorge: 


Krankheit, ärztliche Behandlung 1617 
/ rpmrstl,, 458 
Grandoje ds U. e.. TEERS UEDITIRI DIT, 9 
FFF Di 82 
VE EN . Fr Lt .. Keen 674 
Unterbringung im Krantenhaus . .-. „mann. Vf 83 

% % le 8 10 

x NETT RE a eie 20 
F . rn a U 
Entſendung zum Landauf enthalt „7m ln: 421 


Beſpeiſung in der Schule ENT EN TIIT RT RE 601 
Beſonders große No!!! 35 
Beſchaffung von Lebensmitteln und Kleidungsſtückenn. 15¹ꝗ⁴ 
Bekämpfung der Schulverſäumnis . | 8 
Beſſerung ſchlechter Schulaufgaben... nn 775 
Sittliche Verwahrung ae ee water 3 et 
Schutzaufſichten „HHH (Ä 53 
Antrag auf FJürſorgen enn er en 8: ei, 
Akbeitsvermittengd 8 36 
Fürſorge wegen Trunkſuchtt. TTC 9 
Veſechheene T8 416 


13. Das Jugendhaus (Lehrlings- und Ledigenheim). 


Im Februar 1921 wurde in den damals verfügbar gewordenen Räumen der Reiterkaſerne das 
heute beſtehende Lehrlings- und Ledigenheim im kleinen Umfange eingerichtet und zu Anfang März 1921 
in Betrieb genommen. Damit wurde einem langjährigen Bedürfnis, unſerer wirtſchaftlich und ſittlich ſehr 
bedrängten Jugend gegen geringes Entgelt eine Heimſtätte zu bieten, Rechnung getragen. Verbunden 
wurde mit dem Heim eine Jugendherberge zum vorübergehenden Aufenthalt von zugewanderten Jugend— 
lichen und eine Bleibe zur Unterbringung von Wandergruppen aus deutſchen Landen für einige Nächte. 
Schließlich wurde noch dem fortgeſetzten Drängen von Jugendvereinen (es waren 10) nachgegeben und 
Räume für deren Verſammlungen zur Verfügung geſtellt. 

Für die erſte Einrichtung des Hauſes, die notwendigen Umbauten uſw. wurden Stiftungsmittel, 
darunter die Zinſen aus den Steffens- und Münſterberg⸗Stiftungen, vom Magiftrat zur Verfügung geſtellt. 


Die Belegziffern im Lehrlings- und Ledigenheim in den Jahren 1921/22 bis 1924/25. 


1921 1922 1923 1924 
Durchſchnittlich im Monat Ledige 1 Se Ledige Er an Ledige el + Ledige Ser 8 
linge men linge men linge men linge men 
r 182 57 34 91 1177 28 15 93 30123 
VC 20 15 35 58 32 90101 28 129 99 27 126 
1 AAA 20 | 20 40 68 27 95 101 29 130100 26 126 
VV 22 20 12 | 69 30 99 101 | 31 132 | 95 28 123 
. ͤ 28 22 50 72 29 101] 98 29 1127 | 86 27 113 
rr ey Marie 38 27 65 72 30 102] 97 29 126 89 25 11 
DHDDeL e 38 27 65 106 32 138107 28 135 84 26 110 
r 38 27 65 107 30 137] 97 31 128] 80 | 23 103 
Dessnber. N 47 30 | 77 106 28 1334 9 30 12277 23 100 
1922 1923 1924 1925 
(((( ( ( 51 30 81 109 28 137] 95 | 29 124 72 26 98 
„... ͤ Vene ee 50 3080 111 | 26 1137 | 92 | 32 124] 76 | 29 105 
NEE EL 48 | 34 | 82 [111 | 27 138 32 109 


Aufnahme finden im Lehrlingsheim elternloſe Lehrlinge oder Lehrlinge, die im elterlichen Haus— 
halt nicht bleiben können, ſowie Lehrlinge, deren Eltern in der Nähe von Danzig wohnen und die in der 
Stadt ein Handwerk lernen, hier aber kein Unterkommen finden können; im Ledigenheim junge Leute 
bis zum 25. Lebensjahr, die bei den Eltern nicht wohnen können und die immer teurer werdenden Preiſe 
für Schlafſtellen oder möblierte Zimmer nicht erſchwingen können. 

4 


hi 


50 


Die Bleibe und Jugendherberge wurden bis zur Einrichtung der Jugendherberge in der Wieben- 
kaſerne — Ende 1922 — über die an anderer Stelle berichtet wird, von jungen Leuten aus Poſen, Graudenz, 
Chemnitz, Wien, Görlitz, Bromberg, Warienburg, Baden, Stuttgart, Berlin, Königsberg, Elbing und 
anderen Orten in Anſpruch genommen. Das dringende Bedürfnis für ihr Beſtehen war durch den regen 
Beſuch erwieſen. 

Seit dem 1. April 1922 iſt das Jugendhaus in ſtädtiſche Verwaltung übergegangen. Seine Ein- 
nahmen und Ausgaben ſind in den ſtädtiſchen Haushalt aufgenommen. Ein von den ſtädtiſchen Behörden 
beſtellter Verwaltungsausſchuß ſteht der Jugendhausleitung, die in der erſten Zeit und während der Inflation 
mit Schwierigkeiten verſchiedener Art ſchwer zu kämpfen hatte, beratend zur Seite. 

Im November 1924 wurde das Heim von der Veiterkaſerne nach der Kaſerne Samtgaſſe verlegt. 
Maßgebend für die Verlegung war, daß in der Kaſerne Samtgaſſe im zweiten und Dachgeſchoß Räume frei 
wurden, die, wenn auch kleiner, wirtſchaftlich doch beſſer auszunutzen und auch viel wohnlicher ſind. 

Bis März 1924 iſt das Jugendhaus ohne ſtädtiſche Zuſchüſſe ausgekommen. Leider war dies im 
letzten Berichtsjahr nicht der Fall. Eine ungewöhnlich hohe Miete und der Ausfall eines erheblichen 
Betrages aus der Steffens⸗Stiftung machten den Ausgleich der Einnahmen und Ausgaben (73 445,84 G 
Ausgabe, 63 554,30 G Einnahme) unmöglich, ſodaß zur Deckung des Defizits von 9891,34 G ein Zuſchuß 
von der Stadt erbeten werden mußte. 

Durch eine ſparſame Wirtſchaft — begünſtigt durch eine bedeutend geringere Wiete für 1925 — 
wird verſucht werden, den Haushalt 1925 zu balanzieren und unſerer Jugend die mit vieler Mühe und 
vieler Liebe geſchaffene überaus ſegensreiche Heimſtätte zu erhalten. 


14. Jugendheime. 


Das ſtädtiſche Jugendheim für die männliche Jugend wurde am 1. Dezember 1918 in den Räumen 
des Engliſchen Hauſes, Brotbänkengaſſe 16 J, eröffnet. Seit Juni 1923 befindet es ſich in der Kaſerne 
Hohe Seigen. Das Heim ſoll der männlichen Jugend ohne Unterſchied der Konfeſſion und des Standes 
in den Abendſtunden nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine Stätte der Ruhe, Sammlung und 
Erholung ſein und ſie über die großen Gefahren des Entwicklungsalters hinwegführen. 


Es ſind 5 Räume vorhanden, die werktäglich von 6 bis 9 Uhr und an den Sonntagen von 5 bis 
9 Uhr nachmittags geöffnet find. Den Beſuchern ſtehen zu ihrer Beſchäftigung zur Verfügung: Verſchiedene 
Zeitungen und Zeitſchriften, eine Bücherei, ein Klavier und ein Billard, etwa 30 der verſchiedenſten Brett-, 
Geduld- und ähnliche Spiele, zwei Hobelbänke und eine Feilbank nebſt zwei Schraubſtöcken. 


Das männliche Jugendheim iſt im Durchſchnitt täglich wie folgt beſucht worden: 
1920 1921 1922 1923 1924 
77 75 78 90 68 Beſucher. 


Aus Heimbeſuchern haben ſich eine Wander-, eine Sport- und Turngruppe gebildet. Es ſind 
zwei Kutter beſchafft worden, für die ſich eine Rudergruppe gebildet hat. 


Für die weibliche Jugend beſteht ein Heim ſeit 1917. Es wurde vom Ortsausſchuß für Jugend⸗ 
pflege gegründet und trug mehr privaten Charakter. Im April 1923 wurde das Heim in die ſtädtiſche 
Verwaltung übernommen, es befindet ſich jetzt gleichfalls in der Kaſerne Hohe Seigen. Das Heim iſt 
wochentäglich, außer Sonnabends, von 6 bis 9 Uhr und alle 14 Tage Sonntags geöffnet. Im Sommer 
finden ſtatt Sonntagsverſammlungen hin und wieder Ausflüge ſtatt. Statiſtiſche Zahlen können erſt aus 
den beiden letzten Jahren gebracht werden. Das Heim wurde 1923 im Durchſchnitt täglich von 15 und 
1924 von 24 Mädchen beſucht. Außerdem wurden die Heimräume von ſieben konfeſſionellen Vereinen 
miibenutzt. 

Zweck und Ziel des Vereins ſind, die weibliche Jugend vor den Gefahren der Straße zu bewahren, 
ihr geſunde Eindrücke zu geben und fie geiſtig und praktiſch zu bilden. Zu dieſem Zweck wurden Kurſe 
abgehalten in Schneidern, Pantoffelnähen, Handfertigkeit, Säuglingspflege, Lebenskunde, Chorgeſang, 
Turnen, Schwimmen. 
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15. Jugendherberge. 


Mit der Abtrennung Danzigs vom Reiche ſuchten häufiger Gruppen Jugendlicher auf ihren 
Wanderfahrten unſere Stadt auf und wandten ſich an das Jugendamt um Aufnahme in billigen Unter— 
kunftsſtätten. Dieſe Anträge, die ſich ſeit 1921 immer mehr häuften, führten zur Einrichtung der Jugend— 
herberge, die bereits im Jugendhauſe beſtanden hatte, dort aber aufgelöſt werden mußte und ſich jetzt in 
der Wiebenkaſerne befindet. Sie kann in 5 Schlafräumen 145 Jugendliche beiderlei Geſchlechts aufnehmen. 
Im Jahre 1923 nahm die Jugendherberge 1557 Gäſte auf, die ſich, wie folgt, verteilen: 


Volksſchulen Höhere Schulen Schulentlaſſene 

männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich 
1923: 77 44 887 211 226 52 
1924: 32 38 545 389 216 91 


Die Zahl der Abernachtungen betrug 1923 4435. Im Jahre 1924 nahm der Beſuch unter den 
ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen ab; die Zahl der Beſuche betrug 1311, die der Abernachtungen 3480. 


Für die wandernde Jugend unſerer Heimatſtadt find im Freiſtadtgebiet in Schnakenburg und 
Prangenau Jugendherbergen eingerichtet. In Warienſee wurde im Jahre 1924 am Ufer des Sees eine 
eigene Jugendherberge erbaut, die etwa 50 bis 60 Jugendliche aufnehmen kann. Im Jahre 1924 ſind dieſe 
Jugendherbergen ſchätzungsweiſe von 470 Jugendlichen mit 990 Abernachtungen beſucht worden. 


16. Kinder⸗ und Waiſenhaus Pelonken. 
Im Kinder- und Waiſenhaus Pelonken waren untergebracht am 1. April 


1920 1921 1922 1923 1924 
Knab. Mädch. Knab. Mädch. Knab. Mädch. Knab. Mädch. Knab. Wädch. 
60 51 62 62 73 58 78 58 72 64 
A 15 14 21 12 15 6 18 12 18 12 
Zufammen 75 65 83 74 88 64 96 70 90 76 
W A 13 6 11 16 11 4 24 9 16 18 
ee ET I Ben u Dre Sl 2 Er 
Beſtand am Schluß des 
Berichtsjahres 62 59 72 58 77 60 72 61 74 58 
Zuſammen 121 130 137 133 132 
Eingeſegnet wurden. 6 6 5 6 6 5 6 4 4 3 


Die eingefegneten Knaben werden den Sommer über noch im Anſtaltsgarten und auf dem Felde 
beſchäftigt. Am darauf folgenden 1. Oktober treten ſie in die Lehre oder nehmen Stellungen auf dem 
Lande an. Die Wädchen verbleiben nach ihrer Einſegnung noch 1 Jahr in der Anſtalt, alsdann gehen 
ſie in Stellung. 


Der Geſundheitszuſtand der Kinder war im allgemeinen gut. 


Im Wärz 1922 wurde in der Anſtalt eine eigene Wäſcherei mit elektriſchem Antrieb eingerichtet. 
Außerdem ſind im Jahre 1924 in der Anſtalt verſchiedene bauliche Anderungen vorgenommen worden. 
Die Kinder haben eine neue Waſcheinrichtung erhalten. Die Kleidung der Kinder iſt erneuert. Die Mädchen 
erhielten grüne Tuchkleider, die Knaben ſehr kleidſame Sonntagsanzüge. 

Im Februar 1924 legte der langjährige Vorſteher, Kommerzienrat Sieg, fein Amt nieder. An 
ſeine Stelle trat Kaufmann Haack. Die Verabſchiedung des Herrn Sieg und die Einführung des Herrn 
Haack fand in feierlicher Weiſe in Gegenwart von Senatsvertretern und geladenen Gäſten ſtatt. 
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überſicht 
über die nach dem Haushaltsplan des Jugendamtes für 1924 veranſchlagten Einnahmen und Ausgaben 
unter Gegenüberſtellung der tatſächlichen Einnahmen und Ausgaben. 


Ab⸗ 


ſchnitt 


Einnahme 


Erſtattete Pflegegelder 

Aberführungs⸗ 
für Fürſorgezöglinge 

Erſtattete Unkoſten für die auf dem 
Lande untergebrachten Kinder 


Rückzahlung nicht verwendeter Pflege— 
gelder 
Jugendhaus 
Säuglings- und Mütterheim 
Frühſtücksbeſpeiſung 
Zuſammen 


und Einkleidungsgelder 


G 


f 


208 300, 
900,— 
15000, — 


1800,— 
88 000.— 
51 000.— 

32 62. 
397 624,— 


32 624, — 


G 


189511, — 


1302, — 


9272,— 


35,— 
63554, — 
57173, — 


353 471,— 


Beleg |: Iſtbetrag Begründung der Abweichung 


gegen das Soll 


Die vorjährige Schätzung war zu hoch. 


Infolge Verarmung der Bevölkerung 
war ein höh. Betrag nicht zu erzielen. 


Schätzung zu hoch. 
desgl. 
Pflegeſatz erhöht. 


Ausgabe 


Perſönliche Ausgaben 

Sächliche Ausgaben 
Unterhaltungskoſten für Pflegekinder. 
Rinder und Waiſenhaus Pelonken 


Unterhaltungszuſchuß für das ſtädtiſche 
Säuglings⸗ und Mütter hein 


Ziehkinder 

Mütterberatungsſtellen 

Schwangerenfürſorge 

Fürſorgeerziehung 

Beihilfe für das Jugendheim des Danziger 
Jugendfürſorgeverbandes 

Städtiſche Jugendheime 

Schulhelferinnen 

Berufsberatung 

Beihilfen an Vereine 


Erſtattung an andere Armenverbände 
Aberführungskoſten 
Rückzahlungen 
Jugendhaus 
Säuglings⸗ und Wütterheim 
Sonſtiges 
Frühſtücksbeſpeiſung 
Zuſammen 
Abſchluß 
Einnahme 
Ausgabe 


522000,.— 


76 200,.— 
22 000.— 


19 000.— 


14500, — 


| 25000, — 
17500, — 
5.000, — 
6600.— 
3000.— 
12 000.— 
16 200.— 
6300.— 
20 000,— 


1200,— 
1800,— 
1000.— 
88 000,.— 
51000.— 

9700.— 
32 62.— 


980624, — 


397 62.— 
980 624,— 


1045 519,.— 


1045519,— 


583 000,— 


120 945, — 
22.095, — 
478371,— 
61 700,— 


19 208,— 
47.653, — 
12849, — 
4.903, — 
5191,— 


6.000,— 
11245, — 
31277, — 
12546,—- 
33272, — 


3512, — 
1188.— 
577.— 
73 1u6,— 
57 173,.— 
954. — 
32624, — 


353 471,— 


692 048, — 


Wehr infolge Beſoldungsregelung. 


Mehr infolge dringend notwendiger 
baulicher Veränderung. 

Verteuerung der allgemeinen Unter- 
haltungskoſten. 


Erhöhung der Vergütung. 


Aberſchreitung infolge Verlegung des 
Heims von Oliva nach Heubude. 


Mehr infolge Erhöhung d. Vergütung. 
Mehr infolge Erhöhung d. Vergütung. 


Mehr infolge Erhöhung der Vergü⸗ 
tungen beim Jugendfürſorgeverb. 


Erhöhung der Pflegeſätze. 


Schätzung zu hoch. 
S. Einnahme Abſchnitt V. 


V. Städtiſches Verſicherungsweſen. 
IJ. In den Jahren 1920 bis 1923. 


A. Allgemeines. 


Die Sozialverſicherung wurde im Gebiet der Freien Stadt Danzig nach deren Abtrennung vom 
Deutſchen Reich weiter nach den Beſtimmungen der Reichsverſicherunsordnung vom 19. Juli 1911, des 
Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 und der Abänderungen dieſer Geſetze durch— 
geführt. Die erſtmalig vom Staatsrat durch die Verordnung über die Heraufſetzung des Grundlohnes 
und die Ausdehnung der Verſicherungspflicht in der Krankenverſicherung vom 16. Juni 1920 vorgenommene 
Abänderung der Reichsverſicherungsordnung ſowie die ſpäter zahlreich ergangenen Abänderungsgeſetze 
und Verordnungen haben ſich eng an die deutſchen Beſtimmungen angelehnt. In der Zuſtändigkeit der 
Verſicherungsbehörden trat eine Aenderung zunächſt noch nicht ein, jedoch ſetzte das Reichsverſicherungsamt, 
abgeſehen von einigen wenigen Fällen, die Entſcheidung in den im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
entſtandenen Streitſachen aus. Vom 1. April 1924 ab iſt für das Freiſtadtgebiet in Spruch- und 
Beſchlußſachen an Stelle des Reichsverſicherungsamts die Große Kammer beim hieſigen Oberverſiche— 
rungsamt getreten. Die Verwaltungsangelegenheiten find auf das Landesverſicherungsamt über— 
gegangen. Im Mai 1922 wurden die Verſicherungsvertreter beim Verſicherungsamt der Stadt Danzig 
neu gewählt. Im gleichen Jahre fand auch eine Neuwahl der Vertrauensmänner für die Angeſtelten⸗ 
verſicherung ſtatt. Am 17. Dezember 1921 verlor das Verſicherungsamt durch den Tod ſeines langjährigen 
Dezernenten Stadtrat Toop einen eifrigen Förderer des ſozialen Gedankens. Seine Amtsgeſchäfte find 
von dieſem Zeitpunkt ab auf Regierungsrat Jäger als Dezernenten des Verſicherungsamts übergegangen. 


B. Krankenverſicherung. 


In der finanziellen Belaſtung der Krankenkaſſen, die in den erſten Jahren der Nachkriegszeit noch 
recht groß geweſen war, trat im Jahre 1921 vorübergehend eine Wendung zum Beſſeren ein. Die 
Krankenkaſſen konnten ihre Leiſtungen durch Wiedereinführung der zu Beginn des Krieges ganz in 
Fortfall gekommenen und dann, ſoweit ſie inzwiſchen aufgenommen worden waren, wieder eingeſchränkten 
WMehrleiſtungen in der Mehrzahl ohne Beitragserhöhungen wieder heraufſetzen. Dieſe günſtigen Ver— 
hältniſſe änderten ſich aber mit der fortſchreitenden Geldentwertung in den folgenden beiden Jahren. Die 
Kaſſen waren zum Teil gezwungen, die Beiträge auf 10 v. H. des der Beitragsberechnung zu Grunde zu 
legenden Grundlohnes zu erhöhen, und auch die fortgeſetzte Erhöhung das Grundlohnes ſowie die Erhebung 
eines fünfzigprozentigen Zuſchlages zu den Beiträgen vermochte die Finanzlage der Kaſſen nicht zu beſſern, da 
die Neufeſtſetzungen bei ihrer Durchführung von der Geldentwertung meiſtens ſchon wieder überholt waren. 
Mitte des Jahres 1923 waren die Kaſſen nicht mehr imſtande, den Verſicherten ärztliche Behandlung und Arznei 
bei der eingetretenen Kreditverweigerung ſeitens der Heilberufe in Natur zu gewähren. Ihnen wurde daher vom 
Oberverſicherungsamt auf Grund des § 370 RV die Ermächtigung erteilt, anſtatt der Sachleiſtungen bare 
Leiſtungen in Höhe von zwei Dritteln des geſetzlichen Krankengeldes zu gewähren. Dadurch wurden die Aus- 
gaben der Kaſſen in ein angemeſſenes Verhältnis zu den Einnahmen gebracht. Freilich mußte die Verſorgung 
der Verſicherten mit ärztlicher Behandlung und Arznei darunter leiden, wodurch eine begreifliche Erbitterung 
entſtand. Dieſe Schwierigkeiten wurden zunächſt durch die den Kaſſen im Oktober 1923 vom Senat erteilte 
Ermächtigung, die Beiträge nach Goldwert feſtzuſetzen, und endgültig mit der Einführung der Gulden— 
währung behoben. Am Schluß des Jahres 1923 war keine Krankenkaſſe mehr im Beſitz einer nennens— 
werten Rücklage, da nach geſetzlicher Vorſchrift nur mündelſichere Werte zur Bildung einer Rücklage 
Verwendung finden dürfen und dieſe durch die Inflation in ein Nichts zerronnen waren. 

Neu eröffnet wurde im Jahre 1921 die Betriebskrankenkaſſe bei der hieſigen Waggonfabrik, 
während die Baubetriebskrankenkaſſe der Prowinz Weſtpreußen und die Betriebskrankenkaſſe der Danziger 
Oelmühle A.⸗G. aufgelöſt wurden. Am 1. Juli 1923 wurde die Betriebskrankenkaſſe der Gewehrfabrik 
geſchloſſen. Die Betriebskrankenkaſſe der Artillerie-Werkſtatt iſt auf die Induſtrie-Werke A.-G. und die 
Betriebskrankenkaſſe der Reichswerft auf die Danziger Werft und Eiſenbahnwerkſtätten A.-G. über- 


BR: 

gegangen. Letzterer wurden auch die bei der Eiſenbahnhauptwerkſtätte beſchäftigten, bis dahin bei der 
Eiſenbahnbetriebskrankenkaſſe verſicherten Perſonen zugeteilt. Am Schluß des Jahres 1923 unterſtanden 
der Aufſicht des Städtiſchen Verſicherungsamtes die Allgemeine Ortskrankenkaſſe in Danzig und 
13 Betriebskrankenkaſſen. 


Durch Geſetz vom 8. September 1922 wurden die Hausgewerbetreibenden der Verſicherungspflicht 
von neuem unterſtellt. 


C. Unfallverſicherung. 


An die Stelle der Weſtpreußiſchen Landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft trat am 1. Januar 
1923 die Landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft Freie Stadt Danzig. Die gewerblichen und Seefahrts⸗ 
betriebe waren noch bis Ende des Jahres 1923 bei den deutſchen Berufsgenoſſenſchaften weiter verſichert, 
die auf Grund eines am 12. Auguſt 1920 vom Staatsrat der Freien Stadt Danzig mit dem Verband der 
deutſchen Berufsgenoſſenſchaften getroffenen Abkommens bis dahin ihre Tätigkeit auf dem Gebiet der 
Freien Stadt Danzig fortſetzten. 


Es wurden neu angemeldet 


Die Zahl der Betriebsanmeldungen in den letzten beiden Jahren gibt nicht genauen Aufſchluß 
über die Zahl der tatſächlich eröffneten Betriebe, da eine ſcharfe Kontrolle durch die Organe der Berufs— 
genoſſenſchaften nicht ausgeübt wurde und die Betriebsunternehmer die Anmeldung zum Teil aus 
Unkenntnis der geſetzlichen Vorſchriften unterlaſſen haben, zum Teil auch der Meinung waren, daß die 
deutſchen Berufsgenoſſenſchaften für das Freiſtadtgebiet nicht mehr in Betracht kämen. 

Aber Einſprüche gegen Nentenfeſtſetzungen und Entziehungen wurde beim Verſicherungsamt verhandelt. 

im Jahre 1920 in 97 Fällen 
3 
„ 41922 107 3 
i 


D. Invalidenverſicherung. 


Nach Auflöſung der Landesverſicherungsanſtalt Weſtpreußen trat am 1. Januar 1923 die Landes- 
verſicherungsanſtalt für Invalidenverſicherung Freie Stadt Danzig ins Leben. 


Es wurden beim Verſicherungsamt beantragt 
im Jahre 1920 1921 1922 1923 
Invalidenrenten 586 523 
. Altersrenten 98 25 
. Witwenrenten 264 136 
. Waiſenrenten 153 102 
Witwengeld 2 — 
Anwartſchaftsbeſcheide auf Witwenrente. 93 42 
. Rentenentziehungen 105 76 
Das Witwengeld ift durch das Geſetz vom 4. Oktober 1921, die Altersrente durch Geſetz vom 
14. Februar 1923 in Wegfall gekommen. Anſtatt der Altersrente erhält jetzt jeder Verſicherte, der das 
65. Lebensjahr vollendet und die Wartezeit erfüllt hat, die Invalidenrente. 


Zur mündlichen Verhandlung unter Zuziehung der Verſicherungsvertreter kamen 
im Jahre 1920 — 750 Anträge in 40 Sitzungen 
1921 = 481 1 „ 30 1 
122 929 5 
1923 = 329 5 „ 20 5 


E. Familienwochenhilfe und Wochenfürſorge. 
Die Familienwochenhilfe wird bei den Krankenkaſſen beantragt. Dieſen erſtattet der Staat auf 
Anweiſung des Verſicherungsamtes die Hälfte der Koſten. 
Die Wochenfürſorge, die unbemittelten Wöchnerinnen, die keinen Anſpruch auf Wochenhilfe haben, 
gewährt wird, iſt beim Verſicherungsamt zu beantragen und wird durch die Ortskrankenkaſſe gezahlt, der 
die Aufwendungen vom Staate voll erſtattet werden. 
Anträge auf Wochenfürſorge ſind geſtellt worden 
1920 von 913 Wöchnerinnen 
19211 633 
1922 „ 481 
1923 „ 1% 5 

Im Laufe des Jahres 1923 wurden Anträge auf Wochenfürſorge vielfach nicht geſtellt, weil die 


gewährten Beträge für die Bezugsberechtigten infolge der fortſchreitenden Geldentwertung nahezu 
gegenſtandslos geworden waren. 


» 


* 


F. Angeſtelltenverſicherung. 

Durch das Geſetz vom 14. Februar 1923 über die Anderung des Verſicherungsgeſetzes für 
Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung wurden an Stelle des Rentenausſchuſſes und des Ober— 
ſchiedsgerichts das Verſicherungsamt und das Oberverſicherungsamt zu Spruch- und Beſchlußbehörden 
der Angeſtelltenverſicherung beſtimmt. Dem Verſicherungsamt der Stadt Danzig iſt durch Verordnung 
vom 23. Februar 1923 die Zuſtändigkeit für Angelegenheiten der Angeſtelltenverſicherung im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig übertragen worden. 

Am 1. Dezember 1923 wurde gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Danziger Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes vom 12. Oktober 1923 die Landesverſicherunsganſtalt für Angeſtellte Freie Stadt 
Danzig eröffnet. 

Es wurden im Laufe des Jahres 1923 aufgenommen 

22 Ruhegeldanträge wegen Berufsunfähigkeit, 

22 Altersruhegeldanträge, 

25 Hinterbliebenenrentenanträge, 

3 Befreiungsanträge. 

Neue Verſicherungskarten wurden ausgeſtellt 

im Jahre 1920 — 3426 
„ FI SUSI 
„0 
5 „1923 1719 

Außer beim Verſicherungsamt werden Verſicherungskarten vom Oktober 1923 ab auch durch die 
Verſicherungsanſtalt und die Polizeirevierbüros ausgeſtellt. 


II. Im Jahre 1924 


A. Krankenverſicherung. 

Nach Einführung der Guldenwährung beſſerte ſich die finanzielle Lage der Krankenkaſſen ſoweit, 
daß fie ihre Leiſtungen wieder voll aufnehmen und zum Teil auch im Laufe des Jahres wieder die 
geſetzlich vorgeſchriebenen Mindeſtbeträge der Rücklage zuführen konnten. Jedoch wurden die Kaſſenleiſtungen 
infolge des herrſchenden Arbeitsmangels von den Verſicherten noch ſtark in Anſpruch genommen. 


— IR 


Überficht über Beiträge und Leiſtungen der unter 


Aufſicht des Städtiſchen 


Allgemeine Ortskrankenkaſſe 


Induſtrie-Werke A.-G. Danzig 


Waggonfabrik A.-G. Danzig 


Danziger Elektriſche Straßenbahn A.-G. 


Schrauben-, Muttern- u. Wietenfabrif A.⸗G. 


F. Schichau, Schiffswerft zu Danzig . . 


Beitrag in % 
des Grund— 
lohnes 


Höchſter 
Grundlohn 


Dauer der 3 
d /o des 


Krankenhilfe Grundlohnes 


10 Gulden 


„Weichſel“ Danziger Dampfſchiffahrt und 
Seebad A.-G. 


4 Gulden 


7,50 Gulden 


7,50 Gulden 


4 Gulden 


5 Gulden 


6 Gulden 


26 Wochen 


57 


Verſicherungsamtes ſtehenden Krankenkaſſen. 


Zuſchüſſe zu 
gr. Heilmitteln 


Zuſchüſſe zu 
Hilfsmitteln 
(künſtl. Zähne, 
Gliedmaßen 
uſw.) 


Sterbegeld im 
wievielfachen 
Betrage des 
Grundlohnes 


Wochenhilfe 
und Familien⸗ 
wochenhilfe 


Familienhilfe 
a) ärztliche Behandlung 
b) Krankenhausbehandlung 
c) Arznei, Heilmittel 
d) Sterbegeld 


bis 100 Gulden 


bis zum vollen 
Betrage 


bis 60 Gulden 


b. 16,87 Gulden 


bis 40 Gulden 


bis 25 Gulden 


bis 75 Gulden 


8 10 


in der geſetzl. 
Höhe, jedoch 
Wochengeld 
mindeſtens 80 P 
und Stillgeld 
50 P täglich 


bis 100 Gulden 20—40 


bi3 zum vollen in der geſetzl. 
Betrage Höhe 


bis 60 Gulden 


b. 16,87 Gulden 


bis 40 Gulden 


bis 25 Gulden 


bis 75 Gulden 


3/4 der Koſten bis 100 Gulden 
* 5 „ 45 Tage 

wie zu a) 

Ehegatten /, Kinder / bis 9½3 
des Witgliederſterbegeldes. 

), b), e) bis zu 26 Wochen 
Ehegatten 50%, Kinder unter 15 
Jahren 40% des Witgliederſterbe— 
geldes. 
freie ärztliche Behandlung bis 26 
Wochen 

) Ye der Koſten bis 2 Gulden täg— 
lich 
wie zu a) 

Ehegatten /, Kinder /5— 0 des 
Witgliederſterbegeldes. 

freie ärztliche Behandlung bis 13 
Wochen. 

Ya der Koſten bis 6 Wochen 

„ der Koſten bis 13 Wochen 
Ehegatten /, Kinder a-, des 
Witgliederſterbegeldes. 

freie ärztliche Behandlung bis 26 
Wochen 

½ der Koſten 
freie Arznei, 
Wochen 
Ehegatten , Kinder / bis ½ 
des Witgliederſterbegeldes 

freie ärztliche Behandlung bis 13 
Wochen 

Us der Koſten 

freie Arznei und Heilmittel bis 13 
Wochen 

Ehegatten ½, Kinder ½ des Wit⸗ 
gliederſterbegeldes. 

Die Leiſtungen werden durch ei— 
nen beſonderen Unterſtützungs— 
verein gewährt a) e) für 26 Wochen, 
bis zur Hälfte. 


Heilmittel bis 26 


Familienhilfe 
a) ärztliche Behandlung 
b) Krankenhausbehandlung 
c) Arznei, Heilmittel 


Zuſchüſſe zu 
Hilfsmitteln 
(künſtl. Zähne, 
Gliedmaßen 


Sterbegeld im 
wievielfachen 
Betrage des 
Grundlohnes 


Beitrag in / Wer der Krankengeld 
des Grund— Krankenhilf in % des 
lohnes A Grundlohnes 


Wochenhilfe 
u. Familien- 
wochenhilfe 


Höchſter 
Grundlohn 


Zuſchüſſe zu 


Namen der Krankenkaſſen Helmütteln 


— 


International Shipbuilding and Engineering 
Co. Ltd. (Danziger Werft und 5 
bahnwerkſtätten) .. Ne 


Chem. Fabrik A.⸗G. vorm. M. Wilch & Co., 
Danzig⸗Schellmühl 0 8 


Danziger Aktien » Bierbrauerei 


Langfuhr . 


Danzig⸗ 


Klawitter, 
m. b. 


e Geſellſchaft 
. & Co., Danzig 


Städtiſche Gas-, Waſſer- und Elektrizitäts- 
werke zu Danzig 


Baltiſche Zucker-Raffinerie A.-G. Danzig⸗ 
Neufahrwaſſer > 


Betriebskrankenkaſſe für die Eiſenbahnen 
des Freiſtadtgebiets Danzig . 


3 Gulden 


5 Gulden 


Gulden 


Gulden 


Gulden 


Gulden 


Gulden 


26 Wochen 


45 Wochen 


N 


60—70 


66°/3 


uſw.) 


> 


ER 


ug 


bis 30 Gulden bis 50 Gulden 


bis 40 Gulden bis 40 Gulden 


bis 20 Gulden bis 20 Gulden 


bis 10 Gulden ſvon Fall zu Fall 
feſtgeſetzt 


bis ¼0 d. Koſtenſbis 10 d. Koſten 


b. 3. vollen Höhelb. 3. vollen Höhe 


In geſetzl. Höhe 


11 


freie ärztliche Behandlung bis 13 
Wochen 

freie Krankenhausbehandlung bis 
13 Wochen 

½ der Arzneikoſten, kl. Heilmittel 
bis 15 Gulden, gr. bis 25 Gulden 
Ehegatten ½, Kinder /ö10— 7 d. 
Mitgliederſterbegeldes. 


bis o) 
Ehegatten das 10 fache, Kinder 
das 3% bis 5 fache des Grund— 
lohnes. 


freie ärztliche 
8 Wochen 

für 8 Wochen 
wie zu a) und b) 

Ehegatte /, Kinder ½ des Wit— 
gliederſterbegeldes. 


Behandlung für 


55 bis 26 Wochen 


c) 
d) 


Ehegatten 50%, SFamilienange= 
hörige 40% des Witgliederſterbe— 
geldes. 


für 13 Wochen 

für 13 Wochen 

3/4 der Arzneikoſten 

Ehegatte 3, Kinder Ya bis 1 
des Witgliederſterbegeldes. 


b) und c) 13 Wochen, 
Heilmittel bis 30 Gulden. 
Ehegatten /, Kinder / des Wit⸗ 
gliederſterbegeldes. 


ſonſtige 


Die Geſamtzahl der bei den vorgenannten Krankenkaſſen verſicherten Perſonen betrug durch— 
ſchnittlich 62 144. Es wurden aufgewendet 
für Krankenpflege 2 584 719,94 Gulden 
an Krankengeld 1467 663,95 5 
an Wochen- und Familienhilfe 291 405,84 
an Sterbegeld 93 441,68 = 

Die Geſamtausgaben der Krankenkaſſen einſchließlich der Rücklagen betrugen 6 600 877,12 Gulden. 
Davon entfielen 5014 457,17 Gulden auf die Allgemeine Ortskrankenkaſſe. 

Wegen Abertretung der Weldevorſchriften wurden gegen 99 Arbeitgeber Geldſtrafen verhängt. 
Der Beitrag der Stadtgemeinde (Arbeitgeberanteil) für die Krankenverſicherung der unſtändig beſchäftigten 
Perſonen belief ſich auf 11 597,26 Gulden. 

Der Aufſicht des Städtiſchen Verſicherungsamtes ſind nicht unterſtellt die Poſtkrankenkaſſe und 
die Allgemeine Betriebskrankenkaſſe für den Bereich des Ausſchuſſes für den Hafen und die Waſſerwege 
von Danzig. Dieſe werden von den Verwaltungen dieſer Behörden beaufſichtigt. Für Spruch- und Be- 
ſchlußſachen iſt jedoch das Verſicherungsamt zuſtändig. 

Als zugelaſſene Erſatzkaſſen im Sinne des § 503 RVO. ſind vom Landesverſicherungsamt 
anerkannt worden: 

die Krankenkaſſe für weibliche Handels- und Büroangeſtellte, 

die Krankenkaſſe für Kaufleute und Privatbeamte (Barmer Erſatzkaſſe), 

3. die Deutſchnationale Krankenkaſſe, 

die Krankenkaſſe des Zentralverbandes der Angeſtellten, 

die Zentral-Kranken⸗ und Sterbekaſſe der Zimmerer, 

die Zentral-Kranken- und Sterbekaſſe der Tapezierer und verwandten Berufsgenoſſen. 


* 


B. Unfallverſicherung. 


Wit dem 1. Januar 1924 trat als Träger der gewerblichen und Seeunfallverſicherung die auf 
Grund des Geſetzes vom 26. Oktober 1923 neu errichtete Unfallgenoſſenſchaft Freie Stadt Danzig an die Stelle 
der bis dahin noch tätig geweſenen deutſchen Anfallverſicherungsträger. Die laufenden Renten wurden 
nach den durch die Verordnung des Senats vom 23. Oktober 1923 feſtgeſetzten Arbeitsverdienſten um— 
gerechnet. Durch das Verſicherungsamt wurden der Unfallgenoſſenſchaft 202 Betriebe neu überwieſen. 
In 36 Fällen wurde das Einſpruchsverfahren in Nentenfachen beim Verſicherungsamt beantragt. 


C. Invalidenverſicherung. 


Im Kalenderjahre 1924 wurden bearbeitet Anträge auf 
Invalidenrente 
Witwenrente 
Waiſenrente 
Erteilung eines Anwartſchaftsbeſcheides auf Witwenrente 
Rentenentziehungen 
Ueber 332 Anträge wurde unter Zuziehung der Verſicherungsvertreter in 20 Sitzungen verhandelt. 
Die verhältnismäßig hohe Zahl der Invalidenrentenanträge erklärt ſich durch den herrſchenden Arbeits— 
mangel, von dem beſonders ältere und weniger arbeitsfähige Perſonen betroffen werden. 


D. Familienwochenhilfe und Wochenfürjorge. 
Auch die Zahl der Wochenfürſorgeanträge wurde naturgemäß durch die Arbeitsnot beeinflußt. 
Es wurden insgeſamt 501 Anträge geſtellt und bewilligt. Soweit die geſetzlichen Vorausſetzungen für 
die Gewährung der Wochenfürſorge nicht gegeben waren, ſahen die Erſchienenen nach entſprechender Be— 
lehrung von der Antragſtellung ab, ſodaß über Streitfälle nicht zu entſcheiden war. 
Zur Erſtattung an die Ortskrankenkaſſe wurden 31 117,50 Gulden angewieſen. 


C. Angeſtelltenverſicherung. 


Beim Verſicherungsamt wurden aufgenommen 
52 Anträge auf Ruhegeld wegen Berufsunfähigkeit, 
4 E „ Krankenruhegeld, 
40 m „ Altersruhegeld, 
20 5 „ Hinterbliebenenrente, 
10 Befreiungsanträge. 
In 3 Streitfällen wurde über die Verſicherungspflicht entſchieden. 629 Verſicherungskarten 
wurden neu ausgeſtellt oder umgetauſcht. Der Stadtgemeinde Danzig find für die Bearbeitung der An— 
gelegenheiten der Angeſtelltenverſicherung 1405,25 Gulden von der Landesverſicherungsanſtalt erſtattet worden. 


VI. Städtiſches Arbeits⸗ und Siechenhaus. 


Das Städtiſche Arbeits- und Siechenhaus mit der Kinderſtation dient in erſter Linie der ſtädtiſchen 
Armenpflege; in einzelnen Fällen überweiſt auch das Polizei-Präſidium obdachloſe Perſonen zur vorläu— 
figen Unterbringung. Unverſorgte Kinder werden der Anſtalt durch das Städtiſche Wohlfahrtsamt bzw. 
Jugendamt überwieſen, bis ſie in Kommunalpflege oder in anderen geeigneten Anſtalten untergebracht 
werden können, oder bis ihre Ernährer, die zeitweiſe im Krankenhauſe, Gefängnis oder ſonſt abweſend 
ſind, ſie wieder an ſich nehmen können. Es wird beſonders angeſtrebt, den Kinderbeſtand der Anſtalt 
ſo niedrig wie möglich zu halten, da die Altersunterſchiede (vom Säugling bis zum 14. Lebensjahre) und 
die ganz ungeregelte Zeit der Anweſenheit in der Anſtalt ein gedeihliches Erziehungsſyſtem nur ſehr ſchwer 
in Anwendung bringen laſſen. Dennoch ſchwankt die Zahl zwiſchen 20 und 35 Kindern. 

Siehe Perſonen, die nicht mehr in wirklicher Heilbehandlung ſtehen, werden im Wege der Armen— 
pflege, ausnahmsweiſe auch auf eigenen Antrag überwieſen. i 5 

In der Zeit vom Mai 1919 bis Juni 1921 war eine Station des Städtiſchen Krankenhauſes für 
krätzekranke Frauen und Kinder hier eingerichtet; die durchſchnittliche Belegungsziffer betrug 10 Perſonen. 

Infolge der Zuweiſung der Korrigenden, der nach dem Geſetz vom 23. Juli 1912 unterzubringenden 
Arbeitsſcheuen und ſäumigen Nährpflichtigen, ſowie der zur vorläufigen Fürſorge beſtimmten Jugendlichen 
genügten die vorhandenen Unterkunftsräume nicht, ſodaß den Anforderungen des Wohlfahrtsamts nicht 
immer entſprochen werden konnte. Auch zog das Wohlfahrtsamt eine Anzahl Pfleglinge aus verſchiedenen 
Heil⸗ und Pflegeanſtalten des Reiches zurück, um ſie hier unterzubringen. Die ſtarke Belegung dürfte 
ferner in der umfangreichen Arbeitsloſigkeit und der außerordentlich großen Wohnungsnot ihren Grund haben. 

Durch Verhandlungen zwiſchen dem Senat, Abteilung Soziales, und der Verwaltung des Marien— 
krankenhauſes wurde erreicht, daß rund 75 ſieche Inſaſſen der letzteren Anſtalt zugeführt werden konnten. 
Ein großer Teil alter, ſiecher Perſonen mußte trotzdem im ſtädtiſchen Krankenhaus verbleiben. 

Es wurden aufgenommen: 


Die durchſchnittliche Tagesbelegung betrug 


Män⸗ . — — — —— — 
im Jahre Frauen | Kinder Zuſammen] in den Arbeiter— | in den Siechen⸗ | in der 
I abteilungen abteilungen Kinder⸗ 


Männer Frauen Männer Frauen abteilung 
1919 580 521 391 1492 35,7 22,4 | 337° 53,0 38,1 
1920 423 579 304 1206 38.7 26,9 | 56,1 rl, 26,6 
1921 339 391 367 1097 47,0 35 61,6 | 698 27,8 
1922 431 337 347 1115 55,5 331 | 70,5 81,9 36,3 
1923 A 282 236 962 74,0 33,8 72,2 91,8 28,7 
Die noch arbeitsfähigen Inſaſſen wurden zu den regelmäßig auszuführenden Arbeiten in der 
Anſtalt herangezogen. Dieſe beſtehen in Neinigungsarbeit, Waſchen der geſamten Anſtaltswäſche, Aus— 
beſſern und Neuanfertigung von Wäſche und Bekleidungsſtücken. 


Beſonders ftarf war die Fnanfpruchnahme der männlichen Arbeitskräſte durch die Senats- und 
ſtädtiſchen Behörden zu Büro- und ſonſtigen Umzügen. Das Wohnungsamt konnte faſt ausnahmslos 
die zahlreichen Wohnungsräumungen durch Leute der Anſtalt durchführen. 

Der ſtädtiſche Schlacht- und Viehhof hat in den Winterhalbjahren Arbeiter zur Freimachung des 
Eiſenbahngeleiſes der Schlachthofbahn von Eis und Schnee nach Bedarf erhalten. 

Es konnten ferner die Haus- und Sachendesinfektionen, die Transporte von Betrunkenen, Kranken— 
und Leichentransporte, ſowie zahlreiche Beerdigungen im Armenwege durchgeführt werden. Die übrigen 
noch verfügbaren Arbeitskräfte wurden in der Hauptſache mit Zerkleinerung und Abfuhr von Holz beſchäftigt. 
Von den Inſaſſen verſtarben in der Anſtalt: 


im Jahre | 1919 | 1920 1921 | 1922 1923 


Insgeſamt 60 94 
darunter an Altersſchwäche h € 73 
„ Krebs . 2 
„ Herzleiden | 11 
„ Grippe u. Lungenentzündung | — | f 2 

Infolge des Perſonalabbaus wurden entlaſſen zwei Bürogehilfen und eine Bürogehilfin. In den 
Vuheſtand wurde verſetzt ein Mafchinift nach 28jähriger Tätigkeit im ſtädtiſchen Dienſt. Für dieſen mußte 
Erſatz eingeſtellt werden. 

Als größere bauliche Veränderung ift der Umbau der geſamten Heizungsanlage 1920,21 zu nennen. 
Die vorhandene Hochdruckheizung war ſtark verbraucht und beheizte die Anſtaltsanlage ſehr ungleichmäßig; 
es wurde daher eine zeitgemäße Niederdruckheizung geſchaffen, zu welchem Zwecke laut Haushaltsplan 
1921 280 000 Mark bewilligt wurden. Der Umbau hat große wirtſchaftliche Vorteile gezeitigt, etwa 2000 
Zentner Brennſtoffe werden jährlich dadurch erſpart. 

Wegen der langjährigen Zwangswirtſchaft war es der Anſtaltsverwaltung nicht möglich, Wäſche, 
Bekleidung und ſonſtige Wirtſchaftsinventarien in den erforderlichen Mengen zu beſchaffen, insbeſondere 
hat die Bekleidung oft viel zu wünſchen übrig gelaſſen. Vollkommen unzureichend waren die zugewieſenen 
Lebensmittel. 

Die völlige Aufhebung der Zwangswirtſchaſt hat inzwiſchen den geſamten Wirtſchaftsbetrieb 


günſtig beeinflußt. 
II. Nach dem Haushaltsplan 19225 
ſind zur Durchführung des Dienſtes im Anſtaltsbetriebe vorhanden: 

a) Beamtenperſonal: 1 Verwaltungsdirektor, 1 Arbeitshaus-Oberinſpektor, 5 Arbeitshausaufſeher 
bzw. Oberaufſeher, 1 Verwaltungsaſſiſtent, 1 Verwaltungsgehilfe, 1 Amtsgehilfe, 5 Arbeitshaus⸗ 
aufſeherinnen. (Gegenüber dem Vorjahre erſpart 1 Bürogehilfin.) 

b) Das Wärter- und Dienſtperſonal zählt 3 männliche, 7 weibliche Krankenwärter, 1 Wirtin, 1 Näherin, 
3 Pförtner für den Tages- und Nachtdienſt, 1 Maſchiniſten, 2 Heizer. (Gegenüber dem Vorjahre 
erſpart 1 Heizer, 1 Köchin, 1 Wärter, 1 Wärterin.) 

Der Geſundheitsdienſt wird durch Herrn Dr. Naſt, Direktor der dermatologiſchen Abteilung des 
ſtädtiſchen Krankenhauſes, verſehen. 5 

Durch die Errichtung einer Rechnungsſtelle für den eigenen Geſchäftsumfang und die Übernahme 
der Generalakten der Arbeitshausverwaltung von dem ſtädtiſchen Wohlfahrtsamt ſind der Verwaltung 
recht erhebliche Mehrarbeiten erwachſen. 

Die gegebenen geſetzlichen Beſtimmungen und Verordnungen haben im allgemeinen weniger den 
Anſtaltsbetrieb berührt. Immerhin verurſachte die Einziehung der verſchiedenſten Arten von Renten für 
80—90 Rentenempfänger, die Bearbeitung der Lohnſachen, Führung der Steuerbücher ſehr viel Schreib— 
arbeit, die neben den vielſeitigen Verwaltungsarbeiten die Beſchäftigung gewandter Schreibkräfte aus den 
Reihen der Anſtaltsinſaſſen erforderlich machten. 
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An den Dächern der Anſtaltsgebäude wurden im Sommerhalbjahr im Einverſtändnis mit der 
Hochbauverwaltung durchgreifende Reparaturen vorgenommen, die nicht mehr zurückgeſtellt werden konnten. 
In einer Anzahl Innenräume des umfangreichen Gebäude-Komplexes wurde durch Handwerker (Inſaſſen) 
der Anſtalt der Anſtrich erneuert, desgleichen die Desinfektionsanſtalt vollſtändig renoviert ſowie an zwei 
Gebäuden ſämtliche Fenſter verkittet und geſtrichen. Die Verwaltung hat hierbei große Erſparniſſe 
gemacht, da außer einer geringen Vergütung an die Inſaſſen nur die Waterialien bezahlt wurden. 


Belegung der Anſtalt. 


Männer | Frauen | Kinder Zuſammen 
Der übernommene Beſtand aus dem Rechnungsjahr 1923 — 
betrug am 1. April 1924 170 134 22 326 
Hierzu die 1924 Aufgenommenen 451 | 258 281 990 
Es erhielten ſomit im Jahre 1924 den Unterhalt in der | | 
Anſtalt 621 392 303 1316 
Verpflegungstage waren erforderlich 56981 48267 | 9581 114829 
Der höchſte Beſtand betrug am 12. Januar 1925 — 352 Köpfe. 
„ niedrigſte „ 5 „ Leer 100, e 
hr von Anſtaltsinſaſſen ausgeführt: 
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190 — 1 7 172 — — 12 506 451] 176 | 351 590 | 120 | 97 
Zur Durchführung der Desinfektionen und Krankentransporte ſtanden nicht immer genügend 
angelernte Anſtaltsinſaſſen zur Verfügung, da dieſe nicht an die Anſtalt gebunden ſind, ſondern jederzeit 
ausſcheiden können. Es werden daher an die Aufſeher, die dieſe Dienſte leiten, fowie an die Häusler 
für dieſe recht ſchweren, gefahrvollen und unangenehmen Arbeiten kleine Entſchädigungen gezahlt, um die 
Wannſchaft für dieſe Arbeiten zu intereſſieren und etwas ſeßhafter zu machen. Immerhin konnten dieſe 
Aufgaben ſachgemäß durchgeführt werden. Beſchwerden von privater Seite ſind nicht vorgekommen. 
Es muß beſonders hervorgehoben werden, daß die Beamten und Angeſtellten mit voller Hingabe und 
äußerfter Anſpannung für reibungsloſe Durchführung all dieſer Arbeiten geſorgt haben. 

Die für die Armenbeerdigungen erforderlichen Särge ſind in der Anſtalt angefertigt worden. 
Der Arbeitsbetrieb ergibt für das Rechnungsjahr folgendes Bild: 


Davon wurden verwendet: 


Es konnten wegen 
der 5 Arbeitsunfähigkeit Es waren 
Fremde arbeiten nicht zur 
Verpflegungstage Beſchäftigung heran⸗ mehr R e 
| gezogen werden arbeitsfähig 


SA Tage 


11189 ñ 20991 16 640 /ᷣ | 77 197½ 32,8% 
Es verftarben in der Anſtalt 31 Männer und 50 Frauen, 
darunter an Altersſchwäche 21 1 „mis 5 
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Die verhältnismäßig hohe Sterbeziffer ift darauf zurückzuführen, daß vielfach ſchon ſtark hinfällige 
Perſonen von ihren Angehörigen in der Anſtalt untergebracht wurden, wenn im eigenen Haushalt die 
entſprechende Pflege und Wartung nicht mehr durchgeführt werden konnte. 


Das wirtſchaftliche Ergebnis gegenüber dem Haushaltsplan iſt folgendes: 


Soll ft 


einschl. l 
. 2 iger 
Einnahme Nachbewilli⸗] einſchl. 33 


gungen Reite 


Abſchn. Stelle Bemerkungen 


ö 


Arbeitsverdienſt 15 000 — 37 987 | 
II Brennholzgeſchäft ... 56000 — 47432 
III Verpflegungskoſten: 

1 Von Armenverbänden 12000 26 338 76 14338 76 

2 Sonſtige Fälle 37 959 60 22 959 60 

IV Iu. 2] Desinfektionen — 6470 71] 1950 71 
V Krankenwagen f. anſteckende 
Krankheiten — 158825 188 25 — 
Verſchiedenes 14800 — 16 216661 1416666 — — 

118 700 — 173 994 13 63 861 63] 8567 50 

55 294 13 | 


Ausgabe | 

Perſönliche Ausgaben 70 121 |— 1111 626 660 41 50566 — — 

Sächliche Ausgaben. 2250 — 1940 20 — 309 80 

Gebäudeunterhaltung. . . 5450 — ] 532195 25 128 05 

Inventar — | 12887 26 — 11274 

Hausbedürfniſſe — 27.005 70 | 2994 30 

Beköſtigung — 68 632 73 —| 29251 27 /I. Die in Anſatz 

Krankenpflege 3655 15 1344 85 gebrachte Zahl Pi 

Brennholggeihäft . - - - 32390 55 er ag 

Deßinfeftionen.- . .. . 8724 78 4.045 22 

Krankenwagen 1 344 65 405 35 

Sonſtiges 2456 01 | — 2038 99 

Einmalig 4000 — 

or 41505 66 50 080 02 
8574 86 


Die Geſamtmehreinnahme beträgt 55 294,13 G 
„ Wenigerausgabe 8574,36 „ 


Within günſtiger gegen den Haushaltsplan 63 868,49 G 
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VII. Städtiſches Geſundheitsweſen. 


Bis zum Jahre 1920 gab es in der ſtädtiſchen Verwaltung keine beſondere Geſchäftsſtelle für 
geſundheitliche Angelegenheiten. 

Trat die Notwendigkeit ein, ſolche zu behandeln, ſo trat die gemäß § 10 des Geſetzes betreffend 
die Dienſtſtellung des Kreisarztes und die Bildung von Geſundheitskommiſſionen vom 16. September 1899 
durch Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung vom 10. Mai 1901 gebildete Geſundheitskommiſſion 
zuſammen. Sie beſtand im Jahre 1919/20 aus 

1. dem Oberbürgermeiſter bezw. ſeinem Stellvertreter als Vorſitzenden; 

2. 5 Magiftrat3mitgliedern, nämlich: Bürgermeiſter Dr. Bail, Stadtrat Knochenhauer, Stadtrat 

Dr. Redmer, Stadtſchulrat Dr. Strunk, Aſſeſſor Dr. Meyer-Barkhauſen; 

3. 16 von der Stadtverordneten-Verſammlung gewählten Mitgliedern: 

a) als Stadtverordnete Brunzen I, Frau v. Kortzfleiſch, Siebenfreund, Dr. Thun, 
Zuchaſchewski, Frau Leu, Dr. Kubacz, Dr. Dütſchke, 

b) als Bürgermitglieder prakt. Arzt Dr. Abraham, prakt. Arzt Dr. Effler, prakt. Arzt Dr. Möller, 
Pfarrer Hoffmann, Frau Mittwede, Herr Roggenbuck, Ingenieur Grobelski, Frau 
Szymanski. 

Einen Stadtarzt gab es zu Beginn des Berichtsabſchnittes nicht. Die als Folge des beendeten 
Krieges auf allen Gebieten des Geſundheitsweſens eingetretenen Mißſtände machten aber die Anſtellung 
eines ſolchen dringend erforderlich. Noch im Spätſommer 1919 wurde daher die Stelle eines hauptamtlichen 
Stadtarztes für die Stadtgemeinde Danzig ausgeſchrieben. Durch Beſchluß des Magiſtrats vom 9. Sep⸗ 
tember 1919 wurde der Stellvertretende Geſchäftsführer des Geſundheitsrates der Freien und Hanſeſtadt 
Bremen, Dr. Karl Stade, zum Stadtarzt gewählt. Unter dem 18. März 1920 hat die Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung ſich dahin erklärt, daß gegen die Perſon des Dr. Stade keine Bedenken erhoben werden. 
Der Gehaltsregelung, die gleich der der beſoldeten Stadträte ſein ſollte, wurde zugeſtimmt. Am 16. Mai 1920 
hat Dr. Stade ſeine neue Stellung angetreten. Die büromäßigen Arbeiten wurden zunächſt noch im Städtiſchen 
Wohlfahrtsamt erledigt. Am 1. Juli 1920 erfolgte die Bildung einer beſonderen Geſchäftsſtelle unter der 
Bezeichnung „Städtiſches Geſundheitsamt“. (Die Geſchäftsräume waren in der Wiebenkaſerne, Flügel A.) 
Das Perſonal beſtand zunächſt aus dem Stadtarzt Dr. Stade, Oberſtadtſekretär Schneider, einem Hilfs— 
arbeiter und einer Stenotypiſtin. Im September 1920 wurde die Dauerangeſtellte Kreplin vom Städtiſchen 
Wohlfahrtsamt übernommen, um die Einrichtung einer eigenen Bücherei für mediziniſche Fachliteratur in 
die Wege zu leiten. 

Die Abernahme der bisher bei anderen Geſchäftsſtellen des Magiſtrats bearbeiteten geſundheitlichen 
Angelegenheiten machte die Einſtellung bezw. Abernahme weiterer Kräfte notwendig. Am 31. März 1921 
waren vorhanden: ein Oberſtadtſekretär, ein Stadtſekretär, zwei Hilfsarbeiter, eine Dauerangeſtellte, eine 
Stenotypiſtin. i 

Das Arbeitsgebiet erſtreckte ſich bis dahin einmal auf die Aufgaben, die die Geſundheitskommiſſionen 
hatten, alſo 

a) hygieniſche Aberwachung von Wohnſtätten, Maſſenquartieren uſw., 

b) hygieniſche Aberwachung der Waſſerverſorgung, Abwäſſer, öffentlichen Waſſerläufe, des Zuſtandes 

der Krankenanſtalten, Siechenhäuſer, Kinder- und Waiſenhäuſer uſw. 

Hierzu kamen die bisher in anderen Geſchäftsſtellen bearbeiteten Angelegenheiten: 

a) der Schulgeſundheitspflege — von der Schulverwaltung übernommen, 

b) des ſtädtiſchen Hebammenweſens — übernommen vom Jugendamt, 

e) des Impfweſens — übernommen vom Städtiſchen Wohlfahrtsamt, 

d) der Tuberkuloſenfürſorge — übernommen vom Städtiſchen Wohlfahrtsamt. 

Die nach dem Ausſcheiden Danzigs aus dem Reich und aus Preußen plötzlich einſetzende ſtarke 
Bewegung der Bevölkerung der öſtlichen Länder, deren Reiſeweg in großem Umfange über Danzig ging, 
machte in Bezug auf die Aberwachung ihrer Unterkunftsräume ganz außerordentliche Maßnahmen notwendig, 
um die einheimiſche Bevölkerung vor der Abertragung gemeingefährlicher Krankheiten zu ſchützen. So bedurfte 
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das in den Gebäuden des ehemaligen Bekleidungsamts eingerichtete Auswandererlager dauernder amts— 
ärztlicher Aufſicht. Dank dieſer im Einvernehmen mit dem Kreisarzt geübten Aberwachung konnte verhindert 
werden, daß einzelne eingeſchleppte Fleckfieberfälle ſich weiter ausbreiteten. Neben dem Auswandererlager 
beſtand noch ein Barackenlager für ruſſiſche Rückwanderer. Auch dieſes wurde in die Aberwachung einbezogen. 

Kranken-, Siechen- und Waiſenhäuſer hatten durch die Not der Kriegszeit ſtark gelitten. Auch 
hier wurde durch geeignete Maßnahmen und namentlich durch Lebensmittelbeſchaffung aus Spenden für 
Abſtellung der ſchwerſten Mängel geſorgt. 

Aber Schulgeſundheitspflege, Hebammenweſen, Impfweſen, Tuberkuloſenfürſorge, Trinkerfürſorge, 
Kinderbeſpeiſung, Wohnungsweſen und Rattenbekämpfung wird in beſonderen Abſchnittten berichtet werden. 
Am 1. April 1921 wurde die Geſchäftsſtelle nach dem Grundſtück Sandgrube Ala verlegt. 

Mit der Organiſation der ſtaatlichen Behörden der Freien Stadt war die Notwendigkeit gegeben, 
wegen des engen Verhältniſſes der Stadtgemeinde Danzig zum Staate auch die Geſundheitsbehörden 
beider zuſammenzulegen. 


Bei der früheren preußiſchen Regierung war, da für alle geſetzgeberiſchen Arbeiten, Verordnungen, 
Erhebungen uſw. die Zentralregierungen in Berlin waren, nur eine kleine Geſchäftsſtelle, die Medizinal— 
und Veterinärabteilung der Regierung, vorhanden. 

Es mußte, da aber auch die Aufgaben der Reichs- und Staatsbehörden auf dem Gebiete des 
Geſundheitsweſens zu erfüllen waren, die ſtaatliche Behörde für alle geſundheitlichen Angelegenheiten der 
Freien Stadt neu geſchaffen werden. 

Unter Berückſichtigung dieſer Verhältniſſe wurde folgende Organiſation geſchafſen: 

A. Oberſte Dienſtſtelle: Senat, Abteilung für Soziales und Geſundheitsweſen. 
B. Unterſtellt an ſtädtiſche Anſtalten: Städtiſches Krankenhaus, Städtiſche Feuerbeſtattungs⸗ 
anlage, Entlauſungsanſtalt Jakobswall. 

Kurze Zeit war auch das jetzt Staatliche Chemiſche Unterſuchungsamt ſtädtiſche Anſtalt. 

Da der Umfang der hier nicht zu erwähnenden ſtaatlichen Arbeiten weit über die bisherigen Aufgaben 
hinausging, ſo erfolgte eine Vermehrung der Beamten und Angeſtellten in folgendem Umfange: 

Es waren vorhanden bezw. wurden im Laufe des Jahres 1921 eingeſtellt oder von anderen Stellen 
übernommen: ein Oberregierungsrat, ein Regierungs-Büroinſpektor, ein Regierungs-Oberſekretär, ein 
Regierungs⸗Sekretär, ein Regierungs-Sekretär (Anwärter), ein Amtsgehilfe, eine Dauerangeſtellte, zwei 
Angeſtellte im Regiſtraturdienſt, ein Angeſtellter (Telephoniſt), zwei Stenotypiſtinnen. Daneben waren als 
Dezernenten nebenamtlich tätig: zwei Regierungs- und Wedizinalräte, ein Veterinärrat. 

1922 erfolgte die Vermehrung um eine Stenotypiſtin. Der Oberregierungsrat wurde in den Haus— 
halt der ſtaatlichen allgemeinen Verwaltung übernommen. 1923 wurden die Bürobeamten, der Amtsgehilfe 
und die Angeſtellten gleichfalls in den Haushalt der ſtaatlichen allgemeinen Verwaltung übernommen. Zwei 
Angeſtellte wurden infolge der Abbaumaßnahmen zu anderen Dienſtſtellen verſetzt. Am 1. Januar 1923 
wurde ein Stadtſchularzt als Angeſtellter eingeſtellt. 

Die andauernde Zunahme der Arbeit und Abernahme neuer Aufgaben machten aber ſchon 1925 
eine Neueinſtellung eines Beamten und einer Dauerangeſtellten notwendig. 

Unter Berückſichtigung der erfolgten Beförderungen ſind zur Zeit in der Geſundheitsverwaltung 
tätig: Staatsrat Dr. Stade als Referent, Regierungs-Oberinſpektor Schneider als Bürovorſteher, 
Regierungs⸗Inſpektor Ludewig, Regierungs-Oberſekretär Krauſe, Regierungs-Oberſekretär Schreiber, 
Regierungs⸗Sekretär Koll als Erpedienten, Amtsgehilfe Nitſch, Stadtſchularzt Dr. Ziegenhagen 
(Angeſtellter), Dauerangeſtellte Kreplin, Dauerangeſtellte Roſe, Stenotypiſtin Ertel, Stenotppiſtin 
Maslonkowski, Stenotypiſtin Kneller, Telephoniſt Jeziorski. Dazu nebenamtlich: zwei Regierungs— 
und Medizinalräte (Vorſtände der Medizinalbezirfe I und II, Dr. Roſenbaum und Dr. Birnbacher), 
ein Regierungs- und Oberveterinärrat (Vorſtand des Veterinärbezirks I, Falk) als Dezernenten. 

Eine Neuregelung der für die verſchiedenen ſtädtiſchen Verwaltungszweige gebildeten Ausſchüſſe 
war notwendig, als durch Geſetz vom 9. Oktober 1923 die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der 
Stadtgemeinde Danzig eine neue Form erhielt. 
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Auf Grund des $ 24 dieſes Geſetzes wurde auch ein „Ausſchuß für das Geſundheitsweſen“ 
gebildet, während die bis dahin beſtehende „Geſundheitskommiſſion“ und der „Ausſchuß für das Städtiſche 
Kranken- und Siechenhaus“ fortfielen. 

Der Ausſchuß beſteht aus vier Senatsvertretern, zehn Bürgerſchaftsmitgliedern und fünf Bürger— 
mitgliedern. 

Die erſte Wahl der Bürgerſchafts- und Bürgermitglieder erfolgte in der Stadtbürgerſchaftsſitzung 
vom 24. Februar 1924. 

Es gehören zum Ausſchuß: 

a) Senatsvertreter: der Senator der Abteilung S, Staatsrat Dr. Stade, Senatsreferent für 
Geſundheitsweſen, Senator Krauſe, Oberregierungsrat Dr. Hemmen, 

b) Mitglieder der Stadtbürgerſchaft (gewählt 24. Februar 1924): Scheller, Müller, Wanfried, 
Frau Leu, Lehmann, Kunze, Behrend, Dr. Thun, Cierocki, Klinger, 

e) Bürgermitglieder: Apothenbeſitzer Knochenhauer, Fräulein Ella Fuhrmann, Direktor beim 
Volkstag Groß, Kaufmann Dinklage, Dentiſt Max. 

Frau Leu und der an ihre Stelle gewählte Stadtverordnete Zink haben ihr Amt niedergelegt. 
Anſtelle der Frau Leu gehört jetzt Frau Prillwitz dem Ausſchuß an. Anſtelle des Witgliedes der Stadt— 
bürgerſchaft Klinger trat Kuckelkorn. 

Der Ausſchuß hat ſeit ſeinem Beſtehen 10 Sitzungen abgehalten. 

Die Tätigkeit der Geſundheitsverwaltung erſtreckt ſich auf alle Arten der geſundheitlichen Fürſorge 
im Gebiet der Stadtgemeinde Danzig; ſo wurden für verſchiedene Anſtalten und Einrichtungen, die andere 
Stellen geſchaffen haben und unterhalten, die dafür geeigneten Arzte ausgewählt. Es fanden Beſichtigungen 
der privaten Anſtalten in weitgehendſtem Maße ftatt, um hygieniſche Verbeſſerungen in Vorſchlag zu bringen. 
Die Verpflegung in ihnen wurde einer ganz beſonderen Nachprüfung unterzogen, der Nährwert der ver— 
abreichten Nahrung geprüft und Verbeſſerungsvorſchläge gemacht. 

Für die beiden in Danzig befindlichen großen gemeinnützigen Privatkrankenhäuſer, das St. Marien⸗ 
krankenhaus und das Diakoniſſenkrankenhaus, wurden für das erſtere Darlehen, für das zweite Zuſchüſſe 
bei der Stadtverordneten-Verſammlung erwirkt. Die in der Inflationszeit aufgenommenen Darlehen ſind 
im Nennwert zurückgezahlt, als die weitere Verſchlechterung der deutſchen Währung ſie wertlos gemacht 
hatte. Um beiden Krankenhäuſern beim Abergang aus der entwerteten Reichsmark- in die ſtabile Gulden— 
währung eine neue Grundlage zu geben, wurde jedem von ihnen für das Wirtſchaftsjahr 1924 ein Zuſchuß 
von 30 000 Gulden gewährt. 

Für die Monate Januar bis März 1925 veranſtaltete die Geſundheitsverwaltung ſechs ſozial⸗ 
hygieniſche Vorträge, die mit Lichtbild- und Filmvorführungen verbunden waren. Auf eine ausgedehnte 
Propaganda unter der Lehrer-, Beamten- und Arbeiterſchaft der Freien Stadt Danzig war die Nachfrage 
nach Eintrittskarten ſo rege, daß ſtatt der beabſichtigten einen Reihe deren drei veranſtaltet werden 
mußten, die ſämtlich außerordentlich gut beſucht waren. Die Vorträge fanden in der Gewerbehalle, Schüſſel— 
damm 62, ſtatt und behandelten die nachſtehend aufgeführten Themen: 

9., 12., 16. Januar 1925: Die Wunder des menſchlichen Körpers und ſeiner Entſtehung (Licht— 

bilder), Vortragender: Dr. Ziegenhagen. 

23., 26., 30. Januar 1925: Die Pflege des Säuglings und des Kleinkindes (Film), Vortragende: 

Fräulein Dr. Selbiger. 
13., 16., 20. Februar 1925: Die Feinde der menſchlichen Geſundheit und ihre Abwehr (Lichtbilder) 
Vortragender: Medizinalrat Dr. Wagner. 

27. Februar, 2., 6. März 1925: Die weiße Seuche (Tuberkuloſe) (Film), Vortragender: Sanitäts— 

rat Dr. Effler. 

13., 16., 20. März 1925: Die ſchädigenden Einwirkungen des Alkohols auf Leben und Geſundheit 

des Einzelnen und auf das Staatswohl (Lichtbilder), Vortragender: Dr. Kluck. 

27., 30. März, 3. April 1925: Wie bleibe ich geſund? (Hygiene der Arbeit und der Feierſtunden) 

(Film), Vortragender: Dr. von Holſt. 
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Es wird beabfichtigt, die geſundheitliche Volksaufklärung durch ähnliche Vorträge, für die fich bereits 
eine Anzahl von Ärzten zur Verfügung geſtellt hat, in den Wintermonaten der kommenden Fahre weiter 
auszubauen. 

Ferner wurden im Berichtsjahre 1924/25 die Vorbereitungen zur Veranſtaltung von Mutter- 
ſchulkurſen geleiſtet, die eine Unterrichtung von Müttern, Pflegemüttern, ſowie der erwachſenen weiblichen 
Jugend allgemein in Pflege und Ernährung des Säuglings und des Kleinkindes ſowie in Erziehungs— 
fragen bezwecken. Den Unterricht in dieſen Kurſen hat Fräulein Dr. Selbiger übernommen. 


Aber einzelne beſondere Zweige wird berichtet: 


1. Schulgeſundheitspflege. 


Bis zum Sommer 1920 lag die Leitung der Schulgeſundheitspflege in den Händen der Schul— 
abteilung. Sie war ausſchließlich nebenamtlich beſchäftigten Privatärzten anvertraut. 

Für die durchſchnittlich 17 bis 18000 in Frage kommenden Schulkinder an den Volksſchulen 
Danzigs und feiner Vororte waren 1920 zur ſchulärztlichen Verſorgung 14 nebenamtliche Schulärzte angeſtellt. 
Dieſe Zahl wurde bis zum Januar 1923 unter Einſchränkung einer Stelle beibehalten. Am 1. Januar 1923 
wurde ein hauptamtlicher Schularzt, Stadtſchularzt Dr. Ziegenhagen, angeſtellt. Ihm wurde die Ver— 
ſorgung der Volksſchulen der inneren Stadt Danzig mit Ausnahme der Taubſtummen-, Hilfs⸗ und der 
polniſchen Schulen übertragen. Seitdem find nur noch 11 und nach dem 1. Januar 1924 nur noch 10 neben- 
amtliche Schulärzte tätig. Die Tätigkeit der Schulärzte erſtreckt ſich auf regelmäßige Unterſuchungen und 
auf beſondere Unterſuchungen von Schulneulingen und zur Entlaſſung Kommenden leinſchl. Berufsberatung). 
Außerdem ſind Durch-Unterſuchungen zur Auswahl von Kindern zwecks Entſendung in die Erholungsſtätten 
und zum Landaufenthalt, wie auch zur Frühſtücksbeſpeiſung vorzunehmen. Der größte Wert wird auf die 
Durchführung von Iſoliermaßnahmen bei etwa vorkommenden anſteckenden Krankheiten gelegt. Auch die 
Unterfuhung von Schulneulingen zur Feſtſtellung anſteckender Augenkrankheiten erfolgt mit beſonderer 
Berichterſtatuung. Bei Vorkommen von Verlauſungen ſorgt der Schularzt für Abhilfe. 

Im November 1924 erfolgte nach Verhandlungen mit der Schulverwaltung eine eingehende Unter— 
richtung der Danziger Lehrerſchaft über die Tuberkuloſe, ihre Anſteckungs-, Heilungs- und Verhütungs⸗ 
möglichkeiten. Dieſe Unterrichtung wurde bewirkt durch die Herren Sanitätsrat Dr. Effler, Fürſorgearzt 
Dr. Lift, Negierungs⸗ und Medizinalrat Dr. Wagner, Stadtſchularzt Dr. Ziegenhagen. 

Ferner wurde der Lehrerſchaft die Teilnahme an einem im Rahmen der ärztlichen Fortbildungs— 
kurſe von dem Chefarzt der Kinderheilſtätte Landeshut in Schleſien, Herrn Dr. Wie ſe, gehaltenen Licht— 
bildervortrag ermöglicht. Es wurde ſodann durch die Schulverwaltung in den Volks- und Mittelſchulen 
eine Tuberkuloſewoche veranſtaltet, in der die vorgebildeten Lehrkräfte den Tuberkuloſe-Unterricht in den 
drei oberſten Klaſſen an die Kinder erteilten. Zur Unterſtützung dieſes Unterrichts wurde von der Geſund— 
heitsverwaltung den Lehrkräften die gemeinverſtändliche Schrift von Profeſſor Dr. Adolf Thiele: „Die 
Schwindſucht, ihre Urſachen und Bekämpfung“, ſowie für jedes Kind ein Tuberkuloſe-Merkblatt von 
Dr. Dohrn-Hannover und die kleine Schrift von Dr. Bürgers: „Die Tuberkuloſe“ zur Verfügung geſtellt. 

Es iſt beabſichtigt, die Unterrichtung der Volks- und Wittelſchüler über die Tuberkuloſe regelmäßig 
fortzuſetzen. 

Weiterhin haben mit der Schulverwaltung eingehende Beſprechungen über die Umgeftaltung des 
Lehrplans für die höheren Schulen ſtattgefunden, für den eine weitergehende Berückſichtigung der Geſund— 
heitslehre unbedingt gefordert werden muß. um allmählich die Erkenntnis einer geſundheitsgemäßen Lebens— 
führung herbeizuführen. Die Angelegenheit iſt noch in der Schwebe und wird von allen beteiligten Stellen 
lebhaft gefördert. 

Die auf das rein Praktiſche gerichteten Unterſuchungen des hauptamtlichen Schularztes haben auch 
ein umfangreiches und mannigfaches geſundheitliches und ſozialhygieniſches Material ergeben, welches nicht 
nur für jedes Kind von der Einſchulung bis zur Entlaſſung, auch beim Wechſel der Schule ſtets ein Urteil 
über den ganzen körperlichen Zuſtand und Entwicklungsgang geſtattet, ſondern auch darüber hinaus Vergleiche 
der Körperbeſchaffenheit und Krankheitserſcheinungen, Urſachen der Geſundheitsſtörnngen der einzelnen 
Volkskreiſe ermöglichen kann. 
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Von weſentlicher Bedeutung für die ärztliche praktiſche, aber dabei auch für die geſamte ſozial— 
hygieniſche Beurteilung ſowie für die pädagogiſchen Zwecke iſt die vom hauptamtlichen Schularzt eingeführte 
Erhebung der Vorgeſchichten, die er perſönlich überall da durchgeführt hat, wo ihm Schulpflegerinnen zur 
Seite ſtehen. 

Den Schulärzten ſtehen in den Schulpflegerinnen Helferinnen zur Seite, die aber dienſtlich dem 
Jugendamt unterſtellt ſind. Da von dieſem deren Dienſttätigkeit geregelt wird, kann leider der Schularzt 
ſie nicht zur Sichtung und Aufarbeitung ſeiner zahlreichen Aufzeichnungen heranziehen. Weil ihm aber 
andere Hilfen nicht zur Verfügung ſtehen, jo ſtößt die Auswertung der Aufzeichnungen bedauerlicherweiſe 
auf große Schwierigkeiten. 

Aber die Tätigkeit der Schulhelferinnen liegt die Berichterftattung dem Jugendamt ob. 


2. Hebammenweſen. 


Die Angelegenheiten der ſtädtiſchen Hebammen wurden vor Einrichtung des Städtiſchen Geſund— 
heitsamts bzw. vor Aufnahme der Tätigkeit des derzeitigen Stadtarztes bei dem 1917 gebildeten Jugendamt 
bearbeitet. Nach Entſtehung des Geſundheitsamts im Mai 1920 wurden dieſe Angelegenheiten hierher 
zur weiteren Bearbeitung übernommen. Die Stellung der ſtädtiſchen Hebammen iſt ſeitdem unverändert 
geblieben; fie üben ihre Praxis auf Grund des § 30 der Reichsgewerbeordnung aus und unterſtehen der 
Aufſicht des Vorſtandes des Medizinalbezirks I (Stadtkreis Danzig), Regierungs- und Wedizinalrat 
Dr. Roſenbaum. 

Im Juni 1921 fand bei der Hebammenlehranſtalt in Danzig-Langfuhr ein Fortbildungskurſus für 
eine größere Zahl von Hebammen ſtatt, an dem ſich auch 32 ſtädtiſche Hebammen beteiligt haben. Seit 
dieſer Zeit ſind Fortbildungskurſe nicht mehr abgehalten worden. Es haben lediglich alljährlich in den 
Wintermonaten Nachprüfungen der Hebammen in wechſelnder Reihenfolge ſtattgefunden. 

Den alten, berufsunfähig gewordenen und zumeiſt verarmten Hebammen ſind, ſoweit ſie mit ihren 
Anſprüchen hervortraten, Unterſtützungen in kleinen Beträgen gewährt worden. Die Höhe dieſer Unter- 
ſtützungen richtete ſich zumeiſt nach dem gewöhnlichen Satz der vom Wohlfahrtsamt gewährten Armen— 
unterſtützung. Im Jahre 1921 und 1922 wurden Unterſtützungsbeträge an 2 Hebammen, 1923 und 1924 
an weitere 2 alte Hebammen gewährt. 

Die für die Fortbildung der Hebammen wichtige Hebammenzeitung iſt gemäß den früheren Anord— 
nungen auf Koſten der Stadt bezogen worden. Die Zahl der Exemplare war von 1920 bis 1923 rund 
50 Stück; ſeit dem Beginn des Rechnungsjahres 1924 werden aus Sparſamkeitsgründen nur 11 Exemplare 
bezogen, die in Umlauf geſetzt werden, ſodaß alle Hebammen ſich mit ihrem Inhalt vertraut machen können. 


3. Impfweſen. 


Die Impfung der einjährigen Kleinkinder und die Wiederimpfung der zwölfjährigen Schulkinder 
wurde auch im Berichtszeitabſchnitt in gleicher Weiſe wie in den Vorjahren durchgeführt. 
Es wurden geimpft im Jahre: 
1919 von 13 Impfärzten 2689 Erſt⸗ und 4444 Wiederimpflinge 
1920 13 3219 „5 1229 
1921 4313 „ „ 4356 
1922 4 026 „ 4104 
1923 2 ; 3818 38 763 
1924 4 447 „5 4735 


4. Tuberkuloſenfürſorge. 


Die Tuberkuloſenfürſorge für die Stadt Danzig wird durch die beiden gemeinnützigen Auskunfts— 
und Fürſorgeſtellen für Tuberkuloſe in Danzig und Langfuhr ausgeübt. Die Fürſorgeſtelle Danzig beſteht 
ſeit 1908, während die Fürſorgeſtelle Langfuhr erſt 1917 eingerichtet iſt. Es handelt ſich bei dieſen Organi— 
ſationen um Vereinigungen privater Natur, die früher im weſentlichen durch Jahreszuwendungen der Landes— 
Verſicherungsanſtalt ſowie der Stadt Danzig unterhalten wurden. Die Zuſchüſſe der Stadt Danzig waren 


70 


in der Vorkriegszeit nicht erheblich. Sie ſtiegen in der Nachkriegszeit bis zum Ende des Jahres 1923 
derart an, daß die beiden Fürſorgeſtellen ausſchließlich mit ſtädtiſchen Mitteln unterhalten wurden. Seit 
dem Geſchäftsjahr 1924 find auch noch ſämtliche in der Stadt Danzig vorhandenen Krankenkaſſen zur Leiſtung 
von Jahresbeiträgen herangezogen worden. Der Zuſchuß der Stadt Danzig betrug bei einer Geſamtauf— 
wendung von rund 50 000 Gulden daher nur noch 18 300 Gulden. 


Bei der Fürſorgeſtelle Danzig waren 1920 ein leitender Arzt, ein Fürſorgearzt und drei Fürſorge— 
ſchweſtern tätig. Der leitende Arzt hatte nur eine nebenamtliche Stellung und iſt Ende 1923 ausgeſchieden. 
Die Inanſpruchnahme der Auskunfts- und Fürſorgeſtellen, in der Hauptſache von den minderbemittelten 
Kreiſen der Danziger und Langfuhrer Bevölkerung, hat ſich in der Nachkriegszeit infolge der Zunahme an 
tuberkuloſen Erkrankungen und infolge zunehmenden Verſtändniſſes der Bevölkerung ganz bedeutend geſteigert, 
ſodaß bei der Fürſorgeſtelle Danzig mit Beginn des Geſchäftsjahres 1925 ein zweiter Arzt hauptamtlich 
zur Anſtellung gelangte. Außerdem ſind zwei weitere Fürſorgeſchweſtern im Jahre 1922 eingeſtellt worden 
und zwei weitere Schweſtern gegen Ende des Geſchäftsjahres 1924. 


Bei der Auskunfts- und Fürſorgeſtelle für Tuberkuloſe in Langfuhr war die ärztliche Tätigkeit bis 
1. April 1924 nebenamtlich in die Hände eines Facharztes gelegt worden, jetzt wird ſie von den beiden 
hauptamtlichen Fürſorgeärzten mit verſehen. Es waren in Langfuhr 1920 eine, ſeit Anfang 1923 zwei 
Fürſorgeſchweſtern tätig. 


Die Förſorgeſtellen für Tuberkuloſe haben neben der Beratung für Erwachſene eine umfangreiche 
Arbeit in der Betreuung der tuberkuloſegefährdeten Danziger Schulkinder übernommen. Der Fürſorgearzt 
und jetzt leitende Arzt der Fürſorgeſtelle Danzig hat alljährlich im Sommer den ärztlichen Dienſt an den 
von der Stadt eingerichteten Walderholungsſtätten und der Waldſchule Richthof ausgeführt. Es wird 
angeſtrebt, auch die Betreuung der Kinder in den Danziger Waiſenhäuſern in die Hände dieſes Facharztes 
für Lungenleiden zu legen. 


Neben dieſen Fürſorgeeinrichtungen beſtand bis zum Ende des Rechnungsjahres 1923 die 1910 
begründete ſtädtiſche Tuberkuloſepoliklinik. Die Inanſpruchnahme der Poliklinik war infolge der Tätigkeit 
der genannten beiden Fürſorgeſtellen ſchon 1922 ſo zurückgegangen, daß ihr Fortbeſtand nicht unbedingt 
erforderlich ſchien. Die ſtädtiſche Tuberkuloſepoliklinik iſt aus dieſem und finanziellen Gründen daher am 
1. April 1924 geſchloſſen worden. Ihr letzter langjähriger Leiter war Dr. Thun. 


5. Trinkerfürſorge. 


Das Geſundheitsamt hat die Beſtrebungen zur Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs, ſoweit es ſich 
um Aufklärungsmaßnahmen handelte, unterſtützt. Die Trinkerfürſorgeſtelle iſt jedoch dem ſtädtiſchen Wohl— 
fahrtsamt angegliedert. Im Winter 1924 iſt in einer von der Geſundheitsverwaltung veranlaßten ſozial— 
hygieniſchen Vortragsreihe auch ein der Aufklärung dienender Vortrag über den Alkoholmißbrauch gehalten 
worden und ſind dabei Merkblätter verteilt worden. Seit dem Frühjahr 1924 werden gelegentlich der Früh— 
jahrsimpfungen Werkkarten über den Alkoholmißbrauch an die Mütter ausgegeben, eine Maßnahme, 
durch die dem Alkoholmißbrauch der Jugend vorgebeugt werden ſoll. Zur Zeit wird vom Geſundheitsamt 
und zwar vom Stadtſchularzt eine Werbeſchrift für Alkoholgegner-Organiſationen verfaßt. 


6. Beſpeiſung von Schulkindern. 


Als der Weltkrieg beendet war, ergab ſich, daß ein großer Teil der Bevölkerung infolge der von 
den Feinden des Deutſchen Reiches durchgeführten Hungerblockade ganz außerordentlich auch in Bezug 
auf Ernährung gelitten hatte. Die Folge des Fehlens der Nahrung war vor allem an den Kindern 
erſichtlich, die ſich in der großen Maſſe in einem geradezu jämmerlichen Ernährungszuſtande befanden. 
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Eine 1920 von anderer Stelle erfolgte Gewichtsfeſtſtellung bei 1000 Schulkindern hatte folgendes 
Ergebnis: a en 
Lebensalter: 6 Jahre, Normalgewicht kg 20 Feſtgeſtelltes Durchſchnittsgewicht in Danzig kg 
5 7 22 : 


„ ” ” ” 
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Es Aten alſo in erſter Linie die im ſtärkeren Wachstum begriffenen Schulkinder, die am härteſten zu 
leiden hatten. 

Immerhin ſind dieſe erſchreckenden Verhältniſſe bei der Durchmuſterung aller Schulkinder nicht in 
vollem Umfange feſtgeſtellt worden, ſodaß anzunehmen iſt, daß die 1000 ausgewählten Kinder ſchon ſolche 
waren, die als beſonders unterernährt erkannt wurden. 

Nachdem der Vertrag von Verſailles durch Niederlegung des Schlußprotokolls am 10. Januar 1920 
in Kraft getreten war, entſtanden in den Vereinigten Staaten von Amerika und in England Beſtrebungen, 
der Not der Kinder in Deutſchland zu ſteuern. In hervorragendem Maße war das „American Friends 
Service Commitee“ — die Kinderhilfsmiſſion der religiöfen Geſellſchaft der Freunde (Quäker) von Amerika — 
tätig. Im September 1920 gelang es, das Komitee — im Nachſtehenden kurz die Quäker genannt — auch 
für Danzig zu intereſſieren. Unter dem 23. September 1920 ging ein Schreiben ein, das die feſte Zuſage 
zur Aufnahme der Tätigkeit der Quäker für Danzig übermittelte. Der größte Teil der Nahrungsmittel wurde 
von den Quäkern geliefert, die Koſten für Lagerung, Zubereitung und einiger Zutaten (Mehl und Zucker) 
hatte Danzig zur Verfügung zu ſtellen. Gleichzeitig trafen drei Vertreter des Komitees unter Führung 
der Betriebsleiterin für Berlin, Miß Catharine Morris Cor ein, mit denen die näheren Einzelheiten 
beſprochen wurden. Leiterin der Abteilung Oſt, die auch für Danzig zuſtändig war, war Fräulein Dr. Hertha 
Krauſe. Sie iſt vielfach hier anweſend geweſen. i 

Entſprechend dem Schreiben wurde ſogleich ein Ortsausſchuß unter Vorſitz des damaligen Stadt⸗ 
rats Raube gebildet und von der Stadtverordneten-Verſammlung die Koſten bewilligt. Das Wohlfahrts- 
amt Danzig übernahm die techniſche Leitung der Speiſung mit täglich einer warmen Mahlzeit und einem 
Weizenbrötchen, einem ſeit Jahren nicht gekannten Gebäck. Im Wärz 1921 legte Stadtrat Raube den 
Vorſitz im Ortsausſchuß nieder, an ſeine Stelle trat Stadtrat Dr. Mayer-⸗Falk. a 8 

Das eben erſt (1. Juli) gebildete Städtiſche Geſundheitsamt erhielt den Auftrag, ſogleich die Aus⸗ 
wahl der Kinder in die Wege zu leiten. Neben Schulkindern aber ſollten noch Schwangere, ſtillende Mütter 
und auch Kleinkinder vom 3. Lebensjahre ab verſorgt werden. Daneben ſollten noch die in Danzigs Nähe 
liegenden Vorortgemeinden Zoppot, Oliva, Ohra, Brentau, Emaus, Bürgerwieſen, Walddorf und das Kinder⸗ 
und Waiſenhaus Pelonken, das Katholiſche Knaben-Waiſenhaus, Radauneufer 55, das St. Marien⸗Waiſen⸗ 
haus, Schleuſengaſſe, das Luiſenheim Schidlitz, das Spend- und Waiſenhaus Langfuhr und ſchließlich die 
Kinderbewahranſtalten Jakobsneugaſſe 7, Weidengaſſe 53, Biſchofsberg 1, Poggenpfuhl 61, Rähm 10/12, 
Langfuhr, Brunshöferweg 2 und Schidlitz, Kirchenweg 3 verſehen werden. In dieſen Anſtalten kamen aber 
nur die Kleinkinder von 3 bis 6 Jahren in Betracht, da die übrigen in den Schulen beſpeiſt wurden, ſoweit 
ie ſtark unterernährt waren. a 
8 Die a Muſterung erfolgte durch Meſſung, Wägung und Begutachtung des Geſundheits⸗ 
zuſtandes. Nach einem von dem Arzt Dr. Rohrer aufgeſtellten Indexſyſtem erfolgte die Eingruppierung 
der Kinder nach folgenden Geſichtspunkten: 

Klaſſe I: Kinder in vorzüglichem Geſundheitszuſtand. 5 9 

Klaſſe II: Leicht unterernährte Kinder, bei denen eine Zuſatznahrung erwünſcht iſt. a 2 

Klaſſe III: Ausgeſprochen unterernährte, insbeſondere in der körperlichen Entwicklung (Gewicht, Länge, 
Fettpolſter) erheblich zurückgebliebene Kinder, die eine Zuſatzernährung dringend brauchen. 

Klaſſe IV: Schwer unterernährte Kinder, bei denen vorliegende Krankheitserſcheinungen eine Zuſatzernährung 
unbedingt erfordern. 


12 

Für die Speifung felbft wurden Perioden gebildet. Kinder, deren Körperzuſtand ſich in einer 
Speiſeperiode ausreichend gebeſſert hatte, ſchieden aus. 

Insgeſamt ſind von Witte Oktober 1920 bis Oſtern 1922 vier Speiſeperioden verſchiedener Länge 
je nach den zwiſchen den Ferien liegenden Zeitabſchnitten gebildet worden. 

Für die erſte Speiſeperiode wurden wegen der Kürze der Zeit bis zum Beginn der Speiſung zunächſt 
8000 Kinder von den Schulleitern ausgewählt, die dann durch die Schulärzte und weitere zur Hilfe an— 
genommene Kinderärzte unterſucht wurden. 

Zur Speiſung zugelaſſen wurden 4653 Schulkinder, von denen 3451 der Gruppe III (dringend 
bedürftig) und 1095 der Gruppe IV (unbedingt bedürftig) angehörten. 

Im November und Dezember 1920 fand dann die gleichmäßige Durchmuſterung ſämtlicher Schul- 
kinder durch drei für dieſen Zweck beſonders verpflichtete Fachärzte für Kinderheilkunde unter Zugrunde— 
legung des Rohrerſchen Index ſtatt. 

Die Meſſungen und Wägungen und die Berechnung der Inderzahlen nach den Tabellen wurde 
durch je eine Arbeitsgruppe von vier Lehrerinnen vorgenommen, die jeden Arzt bei ſeinen täglichen Unter- 
ſuchungen begleiteten. In täglich fünfſtündiger Arbeit gelang es auf dieſe Weiſe in zwei Monaten, 26 682 
Kinder bis zum Alter von 15 Jahren einſchließlich der 4653 an der erſten Speiſeperiode teilnehmenden 
zu unterſuchen. Von der Geſamtzahl der unterſuchten Kinder waren nach ärztlichem Urteil zu bezeichnen: 

I. als in gutem Ernährungszuſtand befindlich 2327 Knaben und 3366 Mädchen 
II. „ leicht unterernährt 5 „ 4936 5 
III. „ ausgeſprochen unterernährtte . „ 4402 5 
IV. „Hſchwer unterernährt 3 5 580 

Insgeſamt waren alſo 10513 Kinder allein auf Grund 2a ausgeſprochenen bzw. ee Unter- 
ernährung einer Zuſatznahrung dringend bedürftig. Dazu kommen noch eine große bisher nicht zahlenmäßig 
beſtimmte Anzahl von Kindern der Gruppen I und II, bei denen zwar die Unterernährung nicht jo hoch⸗ 
gradig war, bei denen aber Krankheitszuſtände, wie Tuberkuloſe, Blutarmut, Skrofuloſe und andere Erſchei⸗ 
nungen die Speiſung erforderlich machten, oder bei denen eine in der Familie vorhandene Tuberkuloſe im 
Intereſſe der Vorbeugung eine beſonders kräftige Ernährung notwendig machte. 


Bei Berückſichtigung des Rohrerſchen Index blieben unter dem Normalinder insgeſamt 6174 Knaben 
und 5589 Mädchen; von ihnen hatten 1412 Knaben und 1338 Mädchen eine Abweichung von 15 v. 9. 
und weniger. 


Bei einem Vergleich der Indexergebniſſe mit dem Ergebnis der ärztlichen Unterſuchungen zeigte 
ſich bald, daß eine auch nur einigermaßen zutreffende Abereinſtimmung der beiden Ergebniſſe nicht vorhanden 
war. In ſehr vielen Fällen zeigte der Index bei nach ärztlichem Urteil ſchlecht genährten Kindern mehr 
anſcheinend überernährte ſtatt unterernährte Kinder und umgekehrt in manchen ärztlich gut beurteilten höheren 
Schulen eine auffallend große Zahl anſcheinend unterernährter Kinder. 


Auf dieſen Fehler wurde in dem zuſammenfaſſenden Bericht an die Quäker-Wiſſion in Berlin 
hingewieſen, ohne daß jedoch von dort aus die Richtlinien für die Auswahl der Kinder abgeändert wurden. 


Demzufolge wurde der Verſuch gemacht, die Ergebniſſe der ärztlichen Unterſuchungen mit den Inder 
Unterſuchungen für die Auswahl der Kinder in Verbindung zu bringen, und es wurden für die folgenden 
Speiſeperioden die Kinder nach folgenden Wertigkeitsgruppen ausgewählt: 

1. Gruppe IV. Kranke Kinder. 
— IV. Kinder ohne nachweisbare Krankheiten. 
III. Kinder mit Tuberkuloſe. 
III. Kinder mit Tuberkuloſeverdacht oder Tuberkuloſe in der Familie. 
III. Kinder mit Skrofuloſe. 
III. Kinder mit Blutarmut und Drüſenerkrankungen. 
III. Kinder mit ſonſtigen Krankheiten. 
III. Geſunde Kinder mit Indexabweichungen bis — 10 v. 
II. Kinder mit Tuberkuloſe und den anderen unter 3 bis 7 genannten Krankheiten. 
III. Geſunde Kinder mit Indexabweichungen von — 5 v. H. bis Normal. 
I. Kranke Kinder mit den unter 3 bis 7 genannten Krankheiten. 
III. Geſunde Kinder mit Indexabweichungen von + 5 bis + 30 v. H. 
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Durch dieſe Einteilung ſollte gewährleiſtet werden, daß in erſter Linie die ſtark unterernährten und 
gleichzeitig nachweisbar kranken oder geſundheitlich gefährdeten Kinder berückſichtigt wurden, dann die Kinder, 
bei denen ärztliches Urteil und ſtarke Indexabweichung in Abereinſtimmung ſtanden. Von den nach ärzt— 
lichem Urteil ſtark unterernährten Kindern mit geringeren Indexabweichungen nach unten wurden jedoch 
die leicht unterernährten Kranken und von den nach ärztlichem Urteil ſtark unterernährten Kindern mit über— 
normalem Index die gut genährten Kranken und gefährdeten Kinder eingeſchoben. 


Unter Berückſichtigung dieſer Geſichtspunkte wurden am Schluß der erſten Speiſeperiode nach erfolgter 
ärztlicher Nachunterſuchung der an der Speiſung teilnehmenden Kinder 3 199 Kinder ausgemuſtert, 1454 
wurden in die zweite Speiſeperiode übernommen und aus der Geſamtzahl der unterſuchten Kinder 3638 Kinder 
neu ausgewählt, dazu kamen 73 Kinder aus dem benachbarten Dorfe Bürgerwieſen und 14 aus Walddorf, 
die nach den gleichen Geſichtspunkten ausgewählt waren, ſodaß insgeſamt 5092 Kinder in der zweiten 
Speiſeperiode bis zum 19. März 1921 beſpeiſt wurden. 

Die Schlußunterſuchung der in der zweiten Speiſeperiode geſpeiſten Kinder wurde am 19. März 1921 
beendet; auf Grund ihres Ergebniſſes wurden 1942 Kinder ausgeſchieden und 3150 wurden in die nächſte, 
dritte Speiſeperiode übernommen. Die zu Oſtern neu eingeſchulten rund 4 200 Kinder wurden fofort nach 
Aufnahme des Schulunterrichts von den drei beauftragten Ärzten unter Zugrundelegung des Index durch- 
unterſucht und aus ihnen, ſowie aus der Zahl der vorher unterfuchten Kinder noch 2450 (darunter 1211 
Schulneulinge) weiterhin für die dritte Speiſeperiode ausgewählt. In der dritten Speiſeperiode wurden alſo 
insgeſamt 5600 Schulkinder bis zum 2. Juli 1921 beſpeiſt. 

In der vierten Speiſeperiode, die im Herbſt 1921 begann und im Frühjahr 1922 endete, wurden, da 
die Mittel ziemlich erſchöpft waren und infolge des Abbaus der Zwangswirtſchaft auf dem Gebiete der 
Nahrungsmittelverſorgung auch ausreichend Nahrungsmittel im freien Verkehr erhältlich waren, ſodaß der 
Ernährungszuſtand zahlreicher Kinder ſich von ſelbſt beſſerte, nur 1600 Kinder beſpeiſt. 

Es iſt erreicht worden, daß im Laufe der verſchiedenen Speiſeperioden zur Speiſung zugelaſſen 
wurden: 

1. ſämtliche als ſchwer unterernährt bezeichneten Kinder (Gruppe IV), 

2. ſämtliche als ausgeſprochen unterernährt bezeichneten Kinder, bei denen eine Krankheit oder eine 

drohende Geſundheitsgefährdung feſtgeſtellt worden war (Gruppe III), 
3. ſämtliche als ausgeſprochen unterernährt bezeichneten geſunden Kinder mit Abweichungen vom 
Normalindex nach Rohrer von 30 bis 10%, 


A. ein Teil der als leicht unterernährt bezeichneten Kinder, bei denen Wadi Tuberkuloſe oder 
Tuberkuloſeverdacht vorlag. 


Neben dieſen Schulkindern ſind Schwangere, ſtillende Mütter, Kleinkinder von 2 bis 6 Jahren, 
in geringer Zahl auch Jugendliche beſpeiſt worden. Hier waren die Zahlen dauernden Schwankungen 
unterworfen. Insgeſamt dürfte es ſich um rund 1000 bis 1 500 gehandelt haben. 

Die täglich zur Verabreichung kommende Speiſemenge betrug je Kopf ¼ Liter. Sie beſtand aus 

einer ziemlich dickflüſſigen Suppe von Kakao bzw. Mehl, Reis, Grieß uſw. unter ſehr reichlicher Beigabe 
kondenſierter Milch; an einzelnen Tagen wurden Erbsſuppen verabfolgt. Daneben wurde eine aus Weizen— 
mehl erbackene Semmel von etwa 100 g Gewicht gegeben. Für jede verabreichte Portion wurden 10 Pfg. 
erhoben. Die Speiſen wurden in der Küche der Wiebenkaſerne gekocht und in Kannen zu den einzelnen 
Schulen gefahren. 
f Die Gewichtszunahme der Kinder hielt ſich für die größere Zahl in den Grenzen bis zu 2 kg in 
jeder Speiſeperiode. Dieſe Zunahme wurde von etwa ¼ aller beſpeiſten Kinder erreicht, etwa / der Kinder 
blieben ohne Gewichtszunahme, während das letzte Fünftel eine größere Gewichtszunahme als 2 kg auf⸗ 
wies; einzelne brachten es bis zu 8 kg. Damit war im weſentlichen erreicht, die durch den Krieg und die 
Kriegsfolgen eingetretene Unterernährung wieder gutzumachen, wenn auch bei einer Anzahl von Kindern 
ein Erfolg zunächſt nicht eintrat. 

Die Hilfe des „American Friends Service Committee“ war eine in ſchwerſter Zeit überaus ſegens— 
reich wirkende Tat für das körperliche Wohl unſerer heranwachſenden Jugend. 
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7. Wohnungsangelegenheiten. 

Infolge der Wohnungsnot gehen ſeit dem Jahre 1921 beim Geſundheitsamt zahlreiche Anträge 
auf Beſichtigung von Wohnungen auf ihren geſundheitsſchädlichen Zuſtand ein. In den weitaus meiſten 
Fällen waren die Klagen der Antragſteller begründet. Abhilfe konnte nur in vereinzelten Fällen erfolgen, 
da dem Wohnungsamt nur in ganz beſchränktem Maße Wohnungen zur Verfügung ſtanden. 


8. Rattenbekämpfung. 


In der Stadt Danzig wird ſeit dem Jahre 1921 jährlich einmal eine allgemeine Rattenbekämpfung 
vorgenommen. Zum erſtenmal fand fie im März 1921 ſtatt. Gearbeitet wurde mit Mleerzwiebel- und 
Baryumpräparaten. Da ein weſentlicher Erfolg durch das Auslegen dieſer Gifte nicht erzielt wurde, ent— 
ſchloß ſich das Geſundheitsamt im Jahre 1922, Phosphorlatwerge zu verwenden, und nur für ſolche Grund— 
ſtücke, in denen das Auslegen von Phosphorlatwerge wegen Gefährdung von Wenſchen und Haustieren 


nicht möglich war, ein Meerzwiebelpräparat zur Verfügung zu ſtellen (etwa "/ss der ganzen Giftmenge). 


Der Erfolg war gut. Die Köder wurden von den Vatten gern angenommen und die Klagen aus der 
Bevölkerung über das Aberhandnehmen der Ratten ließen merklich nach. Wie vom Geſundheitsamt feſt⸗ 
geſtellt wurde, ſind Grundſtücke, die vorher vollſtändig verrattet waren, gänzlich rattenfrei geworden und 
auch längere Zeit geblieben. Vorausſetzung des Erfolges iſt jedoch, daß die alljährlich durch die Polizei— 
behörde ergehenden Anordnungen auch von den Grundſtücksbeſitzern genau befolgt werden, was nur durch 
eine ſtrenge polizeiliche Kontrolle erzielt werden kann. In den Jahren 1923 und 1924 find dieſelben 
Erfahrungen gemacht worden. Unglücksfälle ſind nicht vorgekommen und laſſen ſich bei gewiſſenhafter 
Befolgung der gegebenen Vorſchriften auch vermeiden. 

Die rechtliche Grundlage zur Anordnung der allgemeinen Rattenvertilgung bildet das Reichsgeſetz 
betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 (R. G. B. S. 306 ff.). 


An Anſtalten waren der Geſundheitsverwaltung dauernd oder zeitweiſe unterſtellt: 
A. Das Städtiſche Krankenhaus. 


Im Jahre 1918 unterſtand das Krankenhaus der II. Geſchäftsſtelle des Magiſtrats. Wit der 
Neuorganiſation der Behörden nach Abtrennung der Freien Stadt vom Deutſchen Reich wurde es der 
Senatsabteilung für Soziales, Kirchliches und Geſundheitsweſen unmittelbar unterſtellt. Der Leiter der 
Geſundheitsverwaltung war gleichzeitig Krankenhausdezernent. Durch den Geſchäftsverteilungsplan vom 
19. Februar 1923 — 2. JI 162/23 — wurde das Städtiſche Krankenhaus der Geſundheitsverwaltung end— 
gültig unterſtellt. 


B. Die Städtiſche Feuerbeſtattungsanlage. 


Die Geſchäftsſtelle für die Anlage war zunächſt die I. Geſchäftsſtelle des damaligen Wagiſtrats; 
bei der Neuordnung wurde ſie der Senatsabteilung für Handel und Gewerbe angegliedert. Am 
1. Februar 1924 wurde ſie von der Geſundheitsverwaltung übernommen. 


C. Entlauſungsanſtalt Jakobswall. 


Die Anſtalt iſt im Juli 1922 vom Wohlfahrtsamt durch das Geſundheitsamt übernommen. Sie 
dient als Entlauſungs⸗ und Quarantäneanftalt und iſt mit 40 Bettſtellen ausgeſtattet. Für die erforder— 
lichen Desinfektionen iſt ein fahrbarer Desinfektionsapparat vorhanden. 

Die Aufſicht übt ein Angeſtellter des Wohlfahrtsamts, welcher die Verwaltung der Baracken 
Jakobswall hat, mit aus. Hierfür erſtattete das Geſundheitsamt dem Wohlfahrtsamt 50 9% der Vergütung 
des Angeſtellten. 

Die Anſtalt war vor Abernahme durch das Geſundheitsamt im Jahre 1919 anläßlich der Fleck— 
fieberepidemie mit Fleckfieberkranken belegt. Im Sommer 1923 waren in der Anſtalt etwa 20 durchreiſende 
Inder 14 Tage untergebracht. Die Inder waren auf der Reife nach Schweden begriffen. 
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D. Chemiſches Unterſuchungsamt der Stadt Danzig. 


Das ehemalige Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt der Landwirtſchaftskammer der Provinz Weſt— 
preußen ging infolge der Abtrennung der Freien Stadt Danzig vom Deutſchen Reich am 10. Januar 1920 
mit feinen alten Rechten und Pflichten unter der Bezeichnung „Chemiſches Unterſuchungsamt der Stadt 
Danzig“ in die Verwaltung der Stadt über. 


Nach den übernommenen Satzungen erſtreckt ſich ſeine Tätigkeit auf folgende Gebiete: 

1. die von den Polizeiverwaltungen eingeſandten Proben von Nahrungs- und Genußmitteln und 
Gebrauchsgegenſtände zu unterſuchen und zu begutachten; 

2. die von den Gerichten und anderen Behörden geſtellten Anträge auf Unterſuchungen, Berichte 
und Auskünfte zu erledigen; 

3. Unterſuchungen für Behörden außerhalb des Stadtbezirks und für Private auszuführen; jedoch 
in dem Maße, als dadurch die pünktliche Erledigung der ſeitens der zu 2 vorliegenden Auf— 
träge nicht beeinträchtigt wird. 


An Perſonal wurden beſchäftigt und übernommen: Ein Direktor, Dr. Lau, ein Nahrungsmittel- 
chemiker, Dr. Held, ein Verwaltungsbeamter, Vegierungsſekretär Fritz, eine Chemikantin, eine Büro— 
gehilfin und Stenotypiſtin, eine Laboratoriumsarbeiterin. 


Um die Ausbildung von Nahrungsmittelchemikern in Danzig fördern zu können, wurde beim 
Preußiſchen Minifter für Volkswohlfahrt beantragt, zu genehmigen, bei der Techniſchen Hochſchule in 
Danzig Kommiſſionen für die Vor- und Hauptprüfung der Nahrungsmittelchemiker zu errichten. Nach 
Einrichtung dieſer Kommiſſionen wurde auf Antrag durch das Preußiſche Wohlfahrtsminiſterium genehmigt, 
daß das Chemiſche Unterſuchungsamt der Stadt Danzig gleichgeſtellt wird mit den deutſchen ſtaatlichen 
Anſtalten zur techniſchen Unterfuchung von Nahrungs- und Genußmitteln, an denen die nach der Prüfungs⸗ 
vorſchrift für Nahrungsmittelchemiker vom 22. Februar 1894 nachzuweiſende praktiſche Ausbildung erworben 
werden kann. 


Am 1. April 1921 wurde durch die Beſchlüſſe der geſetzgebenden Körperſchaften das Chemiſche 
Unterſuchungsamt vom Freiſtaat übernommen. 


Haushaltsplan des Städtiſchen Geſundheitsamts. 


Zum erſtenmal wurde ein Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1921 aufgeſtellt. Die in ihm 
und in den Haushaltsplänen für 1922 und 1923 errechneten Markbeträge ſind in jedem Jahre durch 
die Entwertung der in dieſen Jahren noch als geſetzliches Zahlungsmittel geltenden deutſchen Währung 
zum Teil weit überſchritten worden. 

Einen richtigen Überblick über die Koſten, die von der Geſundheitsverwaltung für ſtädtiſche An— 
gelegenheiten aufzuwenden ſind, gibt erſt der Haushaltsplan für 1924. In ihm waren vorgeſehen als 
Einnahme 5 200, — Gulden. 
Tatſächlich eingenommen ſind 6322.68 

alſo mehr 1122,68 Gulden. 

Als Ausgabe vorgeſehen waren 148 500, — Gulden. 
Tatſächlich ausgegeben ſind 147 693,52 - 
alſo weniger 806,48 Gulden. 

Mehrausgaben find bei den perſönlichen Koſten (Anteil für die ſtaatlichen Beamten der Geſundheits— 
verwaltung, für Schulärzte, Ruhegehalt) und für Geſchäftsbedürfniſſe entſtanden. 

Winderausgaben ſind geweſen bei verſchiedenen ſächlichen Ausgaben und beſonders an Kurkoſten 
für Proſtituierte, die in Krankenanſtalten aufgenommen werden mußten. 
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VIII. Städtiſches Krankenhaus. 


Die überſichtlichere Bearbeitung der das Krankenhaus betreffenden Büroarbeiten einerſeits und 
die Belaſtung der II. Geſchäftsſtelle — Wohlfahrtsamt — andererſeits erforderten die Abernahme der Büro— 


geſchäfte durch die Krankenhausverwaltung, ſoweit ſie bisher von der II. Geſchäftsſtelle bearbeitet wurden. 


Die Aberleitung erfolgte im Juni 1920. Hierdurch wurde eine Neuorganiſation der Büros der Krankenhaus⸗ 
Verwaltung erforderlich. Es wurden eingerichtet: 

a) die Koſten⸗Einziehungsſtelle, 

b) die Lohn- und Rechnungsſtelle, 

c) die Regiftratur, 

d) die Aufnahmeſtelle mit Kaſſe. 

Das Perſonal wurde um zwei Hilfskräfte vermehrt. Dieſe Umftellung bedeutete eine weſentliche 
Erleichterung des Geſchäftsverkehrs, die ſich im Laufe der Jahre immer wohltuender bemerkbar machte. 

Die ſtändig zunehmende Belegung der Häuſer der Anſtalt mit Haut- und Geſchlechtskranken erforderte, 
dieſe Stationen von der inneren Abteilung abzuzweigen und ſie als beſondere Abteilung unter Leitung eines 
Facharztes, dem ein Oberarzt und ein Aſſiſtenzarzt beigegeben wurden, einzurichten. Die Umwandlung 
erfolgte am 16. Januar 1921 durch Abſonderung der Stationen 25, 26, 27, 28, 31, 32, 33, ſowie wider- 
rufliche Aberweiſung der Station 20. Zum Direktor der Abteilung wurde der bisher in Hamburg tätige 
Facharzt Dr. Otto Naſt am 16. Januar 1921 berufen. 

Im Laufe der Zeit ſtellte ſich weiter die Notwendigkeit der Einrichtung einer Poliklinik für die 
neuerrichtete Abteilung für Haut und Geſchlechtskranke heraus. Da im Krankenhauſe geeignete Räume 
nicht vorhanden waren, wurde die Poliklinik im Städtiſchen Arbeitshauſe Sandgrube am 15. Juni 1922 eröffnet. 

Um eine Vereinheitlichung in der Feſtſetzung und Erhebung der Miet- und Pachtbeträge für die 
Lazarettgrundſtücke zu erzielen, war die Abertragung dieſer Arbeiten an die Städtiſche Grundbeſitzverwaltung 
geboten. Die Aberleitung fand mit Beginn des Etatsjahres 1922/23 ſtatt. Dem Haushalt des Rranfen- 
hauſes fließen 50 96 der Geſamteinnahmen an Miet- und Pachtbeträgen von Lazarettgrundſtücken zu, 25 Sr 
erhält die Grundbeſitzverwaltung für ihre Verwaltungsarbeit und 25% find für andere Ausgaben vor— 
behalten, ſoweit ſie nicht von den Pächtern getragen werden. 5 

Das Angeftellten- und Arbeiterperſonal iſt in folgende Gruppen eingeteilt: 

a) Angeſtellte der Gruppe III mit Ruhegehaltsberechtigung, 
b) Angeſtellte der Gruppe IV auf Tarifvertrag für Angeſtellte, 
c) Arbeiter. 

Für jede dieſer Gruppen beſteht ein beſonderer, vom Senat mit der Vertreterſchaft der Bedienſteten 
vereinbarter Tarifvertrag, der die BefoldungS-, Arbeits-, Urlaubs- und ſonſtigen Verhältniſſe regelt. 

Wenn auch die durch die Not der Zeit bedingten Haushaltungsſorgen des Arbeiterperſonals des 
öfteren Streiks in greifbare Nähe rückten, ſo iſt doch bis auf den Streik am 24. Februar 1920, an dem 
ſich ein Teil des Krankenhausperſonals beteiligte, die Arbeiterſchaft nicht mehr in den Ausſtand getreten. 

In den Nuheſtand traten am 1. April 1920 Inſpektor Pethke und wurde erſetzt durch Magiftrats- 
aſſiſtent Schreck, am 1. April 1921 Oberapotheker Baedecker und wurde erſetzt durch Apotheker Götting. 

Die Feier ihres 25 jährigen Dienſtjubiläums am Städtiſchen Krankenhauſe konnten begehen am 
17. April 1921 der Direktor der chirurgiſchen Abteilung Geheimer Medizinalrat Profeſſor Dr. Barth, am 
1. April 1922 Verwaltungsdirektor Hennig. Ferner konnte am 8. Oktober 1922 die Schweſternſchaft, die 
dem Evangeliſchen Diakonieverein Zehlendorf angehört, auf eine 25 jährige Tätigkeit im Städtiſchen Kranken⸗ 
hauſe zurückblicken. 

Am 10. Januar 1922 verſtarb der langjährige Dezernent des Krankenhauſes, Stadtälteſter Stadt- 
rat a. D. Poll. 21 Jahre lang hat er mit unermüdlicher Hingabe die Angelegenheiten der früheren Lazarette 
Olivaer Tor und Sandgrube gefördert. An der Entſtehung, Entwicklung und gedeihlichen Geſtaltung des 
neuen Krankenhauſes hat er hervorragenden Anteil gehabt. 


Am 16. Februar 1921 erlag der Aſſiſtenzarzt der inneren Abteilung Dr. Krüger einer Scharlach— 
erkrankung, die er in Ausübung ſeines Berufes ſich zugezogen hatte. 
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In der Inflationszeit wurden die Kur- und Verpflegungsſätze erſt in längeren, dann immer kürzeren 
Zwiſchenräumen heraufgeſetzt, bis ſchließlich mit Genehmigung der Stadtbürgerſchaft die Feſtſetzung gleitend 
nach dem Verhältnis der Gold- zur Papiermark erfolgte. Die Berechnung und Einziehung der Koſten 
geſtaltete ſich bei der fortgeſetzten Entwertung der Papiermark ungemein ſchwierig, ſodaß in den meiſten 
Fällen die eingehenden Beträge als Entgelt für die Aufwendungen nicht mehr angeſehen werden konnten. 
Mit Einführung der Guldenwährung wurden die Kurkoſtenſätze in Gulden wie folgt feſtgeſetzt: 

I. Klaſſe einheimiſche Kranke täglich Gulden 12,50 

auswärtige 5 5 18,75 

II. einheimiſche „ 5 
auswärtige 5 a 

III. einheimiſche erwachſene Kranke täglich 
auswärtige 1 „ 
Kinder, einheimiſche, bis zum vollendeten 14. Lebensjahre täglich.. 
auswärtige Kinder täglich.. 


Neben dieſen Koſtenſätzen werden für alle Kranken die Koſten für beſonders teuere Unterſuchungs⸗ 
und Behandlungsmethoden unter Zugrundelegung der Selbſtkoſten beſonders in Rechnung * 

Wenn dieſe Sätze auch noch nicht zum Ausgleich zwiſchen Einnahmen und Ausgaben führten, ſo 
war doch Ausſicht auf Wiederkehr einer regelrechten Etatswirtſchaft vorhanden. 


Die baulichen Arbeiten beſchränkten ſich im allgemeinen auf Reparaturen. Durch den Einbau einer 
Kühlanlage im Frühjahr 1923 wurde einem dringenden Bedürfnis abgeholfen. Größere Arbeiten waren 
an den maſchinellen Anlagen nötig. Zur Verbeſſerung der Gartenanlagen, beſonders Herſtellung ſchattiger 
Plätze, wurden größere Summen aufgewendet. Ferner wurde im Frühjahr 1921 auf den Bergabhängen 
eine Obſtbaumpflanzung angelegt. 


Der Ankauf von Wäſche, Betten und Geräten beſchränkte ſich auf das unabweisbare ee 
Aus ehemaligen Heeresbeſtänden konnten 45 Bettſtellen und Matratzen angekauft werden. ie 21 75 19 
löſung des Feſtungslazaretts dort noch vorhandenen Vorräte an Wäſche, Verbandsmitteln, ir 1 5 9255 
ſchaften und Mobiliarſtücken wurden bis zur endgültigen Entſcheidung über ihre Verteilung 75 nn = 
hauſe zu treuen Händen übergeben. Einen größeren Teil hat das Krankenhaus für eigene Zwecke 1 0 en. 
Dasſelbe war der Fall mit einem größeren Poſten beſchlagnahmter Verbandsgegenſtände aus ehemaligen 
Warinebeſtänden. 


Zur beſſeren Ausgeſtaltung des Röntgenheilverfahrens wurde im Januar 1921 ein Röntgentherapie- 
Apparat für Tiefenbeſtrahlung in Benutzung genommen. Ferner find zur Vervollſtändigung der Röntgen— 
einrichtungen der äußeren Abteilung Ergänzungen der Apparatur vorgenommen. 


inſichtli öſti i i 1919 noch an die vorge— 

inſichtlich der Beköſtigung war die Krankenhausverwaltung im Jahre ie w. 
nde I re der hauptſächlichſten Lebensmittel gebunden. Nach Aufhebung der Rationierung 
konnte die Beköſtigung dem Vorkriegszuſtand wieder näher gebracht werden. 


Von der Aufzeichnung des Geſamtaufwandes für Beköſtigung iſt mit Rückſicht auf die 3 
der Inflationszeit unzuverläſſigen Zahlen Abſtand genommen. Für die Monate Januar bis März 
(die Zeit nach der Guldeneinführung) betrug der Geſamtaufwand: „ 
für den Krankentag 125 
„ „ Geſamtverpflegungstag » 5 
i i i iſti ials über die Bewegung der 
Auch von der Niederſchrift umfangreicheren ſtatiſtiſchen Zahlenmaterial 
Belegung 5 Krankenhauſes in den Jahren 1920 bis 1923 iſt wegen der Fülle der Angaben abgeſehen 
worden. Nur eine kurze Zuſammenſtellung ſoll ein Bild darüber geben, wie die Durchſchnittsbelegung der 
Anſtalt in den genannten Jahren war. 
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Die durchſchnittliche Belegung betrug: 
Im Jahre Innere Abteilung Außere Abteilung Hautabteilung Zuſammen 
1920 446 212 — 658 
1921 286 209 187 682 
1922 281 213 169 663 
1923 291 221 195 707 
Die höchſte Belegungsziffer war am 22. März 1924 mit 914 Betten, 
„ niedrigſte 5 „ „ 2. Mai 1920 „ 335 > 


Bericht über das Rechnungsjahr 1924/25. 

Perſonal. Von dem vom Senat geforderten Beamten- und Perſonalabbau wurde auch das 
Krankenhaus betroffen. Schon zu Beginn des Etatsjahres wies der Haushaltsplan eine Erſparnis an 
4 Angeſtellten, 6 Arbeitern und 1 Aſſiſtenzarzt gegen das Vorjahr auf. Im Laufe des Jahres wurde 
noch der im Angeſtelltenverhältnis befindliche II. Apotheker abgebaut und durch tageweiſe Beſchäftigung eines 
II. Hilfsapothekers eine Erſparnis erzielt. Ferner wurde dem Krankenhaus für den in den Ruheſtand 
verſetzten Stadtſekretär Berlitzki Erſatz nicht mehr geſtellt. Die Eigenart des Betriebes des Städtiſchen 
Krankenhauſes, der auf Wartung und Pflege der Kranken, Aufrechterhaltung des Betriebes bei Tag und 
Nacht und auf dauernde Abfertigung der aufzunehmenden und zu entlaſſenden Kranken eingeſtellt ſein 
muß, läßt einen ſchematiſchen Perſonalabbau nicht zu. Die ſtändig hohe Belegung machte deshalb einen 
weiteren Abbau unmöglich. 

Am 1. April 1924 trat der langjährige Verwaltungsdirektor Hennig in den Ruheſtand. Er hat 
27 Jahre lang den Verwaltungsbetrieb der Anſtalt geleitet und namentlich an der Einrichtung des neuen 
Krankenhauſes hervorragenden Anteil gehabt. Für ihn wurde der Finanzamtsrat Berner, bisher im 
Rechnungsamt, am 1. Auguſt 1924 zum Verwaltungsdirektor ernannt. 

Am 1. Oktober 1924 ſah ſich infolge der Nachwirkungen einer ſchweren Grippeerkrankung der 
Direktor der chirurgiſchen Abteilung, Geh. Med.-Nat Prof. Dr. Barth gezwungen, ſeine Verſetzung in 
den Nuheſtand zu erbitten. 28 Jahre lang hat er der chirurgiſchen Abteilung vorgeſtanden. Er hat ſeinen 
Wohnſitz nach Schwerin in Mecklenburg verlegt. Am 15. Oktober 1924 wurde der bisher an der Uni- 
verſitätsklinik in Frankfurt a. Main als Oberarzt der chirurgiſchen Abteilung tätige Prof. Dr. Kloſe zum 
Direktor der äußeren Abteilung ernannt. — Nachdem am 15. Oktober 1924 Röntgenarzt Dr. Vleugels aus⸗ 
geſchieden, wurde am 1. Dezember 1924 Dr. Bernſtein als Nöntgenarzt angeſtellt. Am 10. Dezember 
1924 ſchied der Oberarzt der chirurgiſchen Abteilung Dr. Cyranka aus und wurde durch Dr. Rott, bisher 
Aſſiſtenzarzt der chirurgiſchen Abteilung erſetzt. 

Auch im Berichtsjahre konnte, wie in den Vorjahren, der Diakonieverein Zehlendorf die in den 
Haushalt eingeſetzte Anzahl Schweſtern — 70 angeſtellte Schweſtern, 45 Schülerinnen — nicht immer ſtellen, 
ſodaß Hilfsſchweſtern aus der freien Krankenpflege, namentlich für den Röntgendienſt, eingeſtellt werden 
mußten. Sehr ſtörend machte ſich die Abwanderung des guten, älteren weiblichen Perſonals bemerkbar, 
die ihren Grund in der beſſeren Bezahlung durch die Privathaushaltungen hatte. Mehrere Male mußten 
die Barlöhne für die Deputanten erhöht werden, um der empfindlichen Abwanderung entgegenzutreten. 
Eine“ erfreuliche Verbeſſerung in den Perſonalverhältniſſen brachte die vom Senat genehmigte Aberführung 
von 33 Arbeitern in das Angeſtelltenverhältnis der Tarifklaſſe IV, die am 1. April 1925 erſolgte. 

Einnahmewirtſchaft. Der fortſchreitenden Steigerung der Betriebskoſten konnten die bei Ein— 
führung der Guldenwährung feſtgeſetzten Kur- und Verpflegungskoſtenſätze nicht ſtandhalten. Nach Ver— 
handlungen in ſechs Sitzungen der Stadtbürgerſchaft wurden folgende Sätze feſtgeſetzt: 

I. Klaſſe für einheimiſche Kranke täglich 
auswärtige F 
einheimiſche 5 
auswärtige A 
einheimiſche 1 
auswärtige 1 5 


einheimiſche Kinder, bis zum vollendeten 14. Lebensjahre täglich .. 
auswärtige Kinder täglich 


Neben den angeführten Koſtenſätzen werden für alle Kranken die Koſten für beſonders teuere 
Unterſuchungen und Behandlungsmethoden unter Zugrundelegung der Selbſtkoſten für verwendete Medi— 
kamente, Verbandſtoffe uſw. ſowie für Strom und andere Aufwendungen geſondert von Fall zu Fall 
in Rechnung geſtellt. 

Ausgabewirtſchaft. Wenn auch im Berichtsjahre die bauliche Unterhaltung der Gebäude ſich 
nur auf die notwendigſten Ausbeſſerungsarbeiten beſchränken konnte, ſo ſind doch einige grundlegende 
Verbeſſerungen durchgeführt. So wurde zum größten Teil aus eigenem Waterial ein Gewächshaus 
fertiggeſtellt, in dem die für den Balkon- und Krankenzimmerſchmuck benötigten Pflanzen gezogen werden, 
ſodaß ſie nicht mehr angekauft zu werden brauchen. — Die Station 33 wurde mit Klingelleitung, im 
Schweſternhaus, Küchengebäude und Verwaltungsgebäude die Wohnräume der Arzte, der Schweſtern 
und des Perſonals mit. eleftrifcher Beleuchtung verſehen. — Ein Teil der ſogenannten Hufeiſenbaracke, 
die wegen ihrer leichten Bauart für die Belegung mit Kranken ungeeignet iſt, wurde zu Wohnräumen 
für 30 Perſonen durch eigene Handwerker umgebaut. Die ſchmiedeeiſernen Innenkochkeſſel in der Koch— 
küche wurden durch Keſſel aus Neinnicel erſetzt. 

Die Tiefbrunnenanlage für die Waſſerverſorgung der Anſtalt war infolge Verſandung ſtillgelegt. 
Leider mußten die Inſtandſetzungsarbeiten, die wegen der zu großen Bohrtiefe — 240 m — zu wenig 
Ausſicht auf Erfolg boten, abgebrochen werden. Die notgedrungene Stillegung der eigenen Waſſerver⸗ 
ſorgung iſt außerordentlich bedauerlich, da das von ihr bezogene Waſſer, namentlich für die Wäſcherei, 
wegen ſeiner völligen Freiheit von Härtegraden ungemein wertvoll war. Das Gebrauchswaſſer, das nun- 
mehr dem ſtädtiſchen Rohrnetz entnommen werden muß, iſt hart, ſodaß ſich überall ſtarke Keſſelſteinbildung 
zeigt, die den Einbau einer Reinigungsanlage in aller Kürze erfordern wird. 

Weiterhin wurde ein neues Speiſetransportautomobil zu G 21 700,— angeſchafft, da der alte 
Wagen nicht mehr reparaturfähig war. Die Belieferung mit Wittageſſen, die früher 2 Stunden in An⸗ 
ſpruch nahm, wird jetzt in 40—45 Minuten durchgeführt. 

Auch für die kliniſchen Abteilungen war der Erſatz des Inſtrumentariums und der Apparatur 
mehrfach erforderlich. So wurde für die Röntgenabteilung ein Siemens-Röntgen⸗Doſismeſſer angeſchafft, 
der Einbau eines Dauerbades auf der dermatologiſchen Abteilung vorgenommen, der Röntgentherapie-Apparat 
durch eine Zufageinrichtung für das Symmetrie-Inſtrumentarium vervollſtändigt und ein Waſſerdeſtillier— 
Apparat im Operationshaus neu aufgeſtellt. 

Die Einführung einer feſten Währung geſtattete auch die Beſchaffung von Wäſche und ſonſtigem 
Inventar zu erweitern; es konnte eine immerhin erfreuliche Erſatzbeſchaffung für die arg heruntergewirt⸗ 
ſchafteten Beſtände erfolgen. Ein Preisabbau war im Berichtsjahre noch nicht zu bemerken, dagegen 
geſtalteten die Zollverhältniſſe die Kalkulation um ſo ſchwieriger. Ein erhebliches Zurückgehen der Preiſe 


machte ſich bei der Kohlenbeſchaffung bemerkbar. 


Die Beköſtigung der Kranken und des Perſonals konnte wieder erheblich gebeſſert werden, ſodaß 
am Schluſſe des Berichtsjahres hinſichtlich der Zuteilung der Friedensſtand erreicht wurde. 
Es wurden im Durchſchnitt aufgewendet: 
für den Krankentag pro Kopf Gulden 2,23 
„„ Geſamtverpflegungstag 5 
Erhebliche Mehrausgaben erforderte der Apothekenbetrieb. Die Preisſteigerung für Chemikalien, 
Medikamente uſw. betrug teilweiſe das Dreifache gegenüber der Friedenszeit. Auch trug die abnorm hohe 
Belegung dazu bei, daß der Verbrauch größer wurde. 


Auf dem Friedhof in Saſpe wurden die Heckenanpflanzungen fortgeſetzt, um dem Friedhofe ein 
gefälligeres Ausſehen zu geben. Wit Hilfe der von der Abteilung des Inneren zur Verfügung geſtellten 
Wittel wurden die Kriegergräber der ehemals feindlichen Mächte in einen würdigen Zuſtand verſetzt. 


Belegung. Die Belegung des Krankenhauſes wies im Berichtsjahre eine ſtetig ſteigende Kurve 
auf, ſodaß auch in den Sommermonaten, die ſonſt ſtets eine Abwanderung mit ſich bringen, ſich die Be— 
legung ſtändig über der Normalzahl — 675 Bettſtellen — bewegte. Die höchſte Belegung wies der 
29. Januar 1925 mit 877 Betten, die niedrigſte Belegung der 12. Auguſt 1924 mit 651 Betten auf. 


An Verpflegungstagen wurden geleiſtet 277 395 Tage gegen 258303 im Jahre 1923, mithin 19 092 Die durchſchnittliche Belegung betrug (die eingeklammerten Zahlen bedeuten die Erhebungen des Vorjahres): 
Tage mehr. Wenn man bedenkt, daß die Höchſtbelegung der Anſtalt etwa 1000 Betten umfaßt, jo iſt ver— IF Zu je = 
ſtändlich, daß die Verwaltung des öfteren in Sorge war, den Anforderungen nicht mehr genügen zu können. Innere Vußere Haut- u. Geſchl.⸗ Suan 
Tatſächlich ſind in den Wintermonaten einige Stationen ſo belegt, daß die hygieniſch vorgeſchriebene Raum— Abteilung Abteilung Abteilung 

bemeſſung überſchritten werden muß. 


I. Klaſſe 49 (52) 4,4 (6,0) De 105.2 111:2) 
Das Nähere ergeben folgende Überfichten: II. Klaſſe 24,8 (21,5) ] 20,0 (18,8) 3,6 (4,3) | 48,4 (44,6) 


III. Klaſſe 312,3 (264,0) | 214,8 (196,3) | 174,1 (191,2) | 701,2 (651,5 
Krankenbewegung 1924/25: f (264,0) (196,3) i (1913) (651,5) 
Zufammen | 342,0 (290,7) | 239,2 (222,1) | 178,5 (195,7) | 759,7 (707,5) 


* 5 Der niedrigſte Stand war am 12. Auguſt 1924 mit 651 Kranken (603) 
U rſonen Weibliche Perſonen uſammen 1 » 
re u re | Zuf der höchſte Stand war am 29. Januar 1925 mit 877 Kranken (913). 


Beſtand am 1 April 1924 474 375 | 849 Die durchſchnittliche Belegungsdauer eines Kranken betrug: 
Zugänge 4 620 — 8 496 in der J. arte (21,2) 
fs m II. Klaſſe 27,6 
Insgeſamt behandelt 5114 1231 9345 III. ee = a 
Entlaſſen 4258 3561 | 7819 j 8 Blu ZI I El Zu ee 
Bleiben 850 670 1526 8 (33,9) 
Geſtorben 436 297 | 733 Die Aufnahme in die III. Klaſſe erfolgte: 
Beſtand am 31. März 1925. 120 378 793 auf eigene Koſten bei . 90% Kranken (790) 
| auf Roften von Krankenkaſſen bei 82 2 (2 821) 
auf Koſten von Landesverſicherungsanſtalten bei 50 2 (A) 
auf Koſten der Berufsgenoſſenſchaften bei . . . 206 (209) 
Von den Aufgenommenen litten an inneren Krankheitee n. auf Koſten der auswärtigen Gemeinden bei. . . 181 (44) 
ee i äußeren 1 . auf Koſten d. Geſundheitsamtes od. d. Polizeimaſſe 431 (426) 
„ Haut⸗ und Geſchlechts krankheiten. . im Armenwege (2 176) 


Übrige Fälle. (361) 

Von den Entlaſſenen waren geheilt (6 831) 
1 eee ee Die Inanſpruchnahme der Polikliniken zur ambulatoriſchen Behandlung fand ſtatt: 

9 Br a) bei der inneren Poliklinik durch e 637 (259) 

Von den Geſtorbenen gehörten der inneren Abteilnngn aꝙnnsnss b) bei der äußeren Poliklinik durch 2221) 


„ äußeren 1 2 c) bei der Hautklinik durch 658 (772) 
„ Haut- und G 


Röntgenaufnahmen und Durchleuchtungen: 
Die Todesfälle betrugen auf 100 der Aufnahmen auf der inneren Abteilung a) bei der inneren Abteilung an ſtationären Kranken .. 3563 (1167) 
„ „ äußeren f 5 „ Ambulanten 8 (643) 
„ „ Haut- und Geſchlechtsabteilung 1,1 b) bei der äußeren Abteilung an ſtationären Kranken (2431) 


„ Ambulanten (709) 
Aufgenommen wurden im Jahre 1924/25: i 5 2 e 

: eo — — Mit Röntgentherapie wurden behandelt: 
II. Klaſſe III. Rlafje | I. Klaſſe II. Klaſſe | III. Klaſſe a) bei der inneren Abteilung (21) 


b 2 eee Zuſammen b) bei der äußeren Abteilung 266 (214) 
m. w. hieſ. au w. hieſ. ausw. > g 


—— —T—•—ͤ —ę—„-— n ee Auf dem ſtädtiſchen Lazarettkirchhofe in Saspe wurden 106 (147) Erwachſene und 51 (47) 
Ansgefamt . . . . | | Au 3473| 85 | 77 51 166 | 7051| 666 8496 Kinder, im ganzen alſo 157 (19%) Leichen beerdigt. 


Im Vorjahr 3806 3025| 91 106 | 418 | 172 || 6128| 703 7618 Im Pathalogiſchen Inſtitut wurden 319 (333) Sektionen und im Anſchluß daran die not= 


N . wendig werdenden hiſtologiſchen und bakteriologiſchen Unterſuchungen ausgeführt. Operationsmaterial 
Gegen das Vorj. mehr - 20 438 448 — e ST. wurde in 705 (678) Fällen beurteilt, davon entſtammen der chirurgiſchen Abteilung des Städtiſchen 


weniger um 6 2 6 Krankenhauſes 293 (395), anderen Krankenhäuſern und Spezialärzten 412 (283). Bakteriologiſch-ſero— 


logiſche Diagnoſen zur Bekämpfung der Infektionskrankheiten wurden in 5424 (5435) Fällen geſtellt, 
darunter Waſſermann'ſche Reaktion 3546 (3326). 


| 
1 
N 
1 
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An Verpflegungstagen wurden geleiſtet 1924/25: 


Gegen das Vorjahr mit 
mehr. 
weniger, 


) I. u. II. Klaſſe 21 900 Verpfl.⸗Tage 
Geleiſtet wurden 21408 


Gegen den VBoran- 
ſchlag alſo weniger 


— — 
| Im ganzen Zus 


I. II. III. auf. I. II. III. zuſ. I. II. III. zuſ. I. II. III. ſammen 


492 Verpfl.⸗Tage 


150190310 12021 
19287867 96378 
= 12a 
„1127 — 


2 


124863 15957326 
106173 2189 6839 


In dem Voranſchlag war eine Belegung vorgeſehen: 


282 6241 


b) III. Klaſſe 224 475 Verpfl.⸗Tage 


255 987 


mehr 31512 Verpfl.⸗Tage, 


Krankenbeſtand. 


mehr 


78333 87355 3250320 63532 65177 3721017687 
71050. 80078. 771002 99772. 74352.319 . 10808 
17643 15500 — 287 678 6677 us —— 
— 593 


255087 

237801 

| — — 1379 ma 19092 
627547 — | — 


277395 
258303 


Zuſ. 246 375 Verpfl.⸗Tage 
277 395 


2 


31020 Verpfl.⸗Tage 


April 
Mai. 
Juni. 
Juli. 
Auguft . 
September 


Niedrigſter 


717 
734 
672 
665 
651 
705 


Höchſter 


862 
784 
752 
7 ¹ 
746 
762 


erforderlich wurde. 


Im Durch⸗ 
ſchnitt 1924/25 
789 Oktober.. 
762 November 
727 Dezember 
702 Januar 
696 Februar 
729 März 


1924 vorgeſehene Zuſchuß betrug . 


mithin ein Mehrzuſchuß gegen den Etat von Gulden 
einſchließlich Reſtverwaltung und Beſondere Bewilligungen. 


Niedrigſter 


720 
714 
684 
731 
821 
776 


Höchſter 


76⁴ 
788 
793 
877 
855 
851 


. Gulden 1440 841,27 


2 215 145,97 


ſodaß ein Zufhuß von Gulden 774304,30 
Der nach dem Haushaltsplan 


522 420. — 
251 884,30 


Im Durch⸗ 
ſchnitt 


777 
727 
75⁴ 
822 
839 
813 


Wirtſchaftsergebnis. Nach dem bisher vorliegenden kaſſenmäßigen Ergebnis betrugen: 
die Gejamteinnahmen . 
die Geſamtausgaben 


Es ſind 335000 Gulden Mehrausgaben infolge Gehaltserhöhungen ufw. entſtanden und 96 000 
Gulden für die Arzneimittelbeſchaffung mehr verwendet worden. Die rd. 125000 Gulden betragenden Mehr— 
einnahmen aus Kurkoſten und die im Wirtſchaftsbetrieb erzielten Erſparniſſe von 55000 Gulden haben 
zum noch verhältnismäßig günſtigen Geſamtergebnis beigetragen. 


die Einnahmen und Ausgaben des Städtiſchen Krankenhauſes 
mit wirtſchaftlichem Ergebnis. 


Abſchnitt 


VII 
VIII 


IX 


II 


III 
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über 


überſicht 


im Rechnungsjahr 1924/25 


Soll 
nach dem J ſt 
Etat bezw. a1 

Nach⸗ 
bewilligung 


Mieten und Pachten 
Wirtſchaftsbetrieb (Erſtattungen 
von Verpflegungskoſten und 
5 5 400 
Kur⸗ und Verpflegungskoſten 


Ambulatoriſche Behandlung 


Begräbnis- u. Kirchhofsgebühren 
3 200 — 


— 36951 
— 39 590 


Auswechſelung der Kochkeſſel 
Inſtandſetzung d. Brunenanlage | 
Speiſetransport (Automobil) 


Perſönliche Ausgaben 


Sächliche Ausgaben 


Wirtſchaftsbetrieb u 


Zu übertragen | 1407 940 


9548| 89 9446 74 


13 450| — 18 1780 15 


— 4 688 
— 1 209 533 


= 57 569 
= 26 281 


= 1844 
15 057 


= 6 200 
— 521 866 


2 22 637 


— 1 016 002 


— 1 566 706 


einschl, Reſte 


u 21 700 — 
89 | 1 440 841 


Mehr 


14 590 


170 960 
169 52 


210 076 


3 737 


213 813 78 


Weniger 


255 55 
— Mehr infolge erhöhter 


Bemerkungen 


— [Mehreinnahme infolge 


Erhöhung der Wieten 
und Pachtbeträge 


|— | Webreinnahme infolge 


Erhöhung der Kur⸗ 
koſten und der höheren 
Belegung. 


— [wie vor. 
—MWehreinnahme infolge 


der geſteigerten Medi⸗ 
kamentenpreiſe für an 
andere Inſtitute abge- 
gebene Arzeneien. 


Telefoneinnahmen, für 
WMittageſſen und Ab⸗ 
gabe v. Verbandſtoffen 
an andere Inſtitute. 


8 90 f. Ausgabe. 


55 047 


55 047 


— If. Ausgabe. 
300 — |}. Ausgabe. 
1418 40 


— | Mehr infolge Erhöhung 


der Gehälter, Vergü⸗ 
tungen und Löhne 


— | Mehr infolge vermehrter 
Fernſprechgebühren; ſ. 
Mehreinnahme, Abe 
ſchnitt VI. 


16 Erſparniſſe konnten beider 
Heizung infolge günſti⸗ 
ger Kohleneinkäufe und 
bei der Beköſtigung 
durch die Verbilligung 
einzelner Lebensmittel 
gemacht werden. 


84 
Soll 31 
nach dem J ſt g 
Mehr Weniger 
Abſchnitt 1924 Bi Frech einſchl. Neſte ) Bed Bemerfungen 
bewilligung 
. RE m ER DE 
I; Übertrag |1 407 940 — 1 566 70662] 213 813780 55 on] 16 
| 
IV | Behandlung und Pflege der | 3 : s 
ranten 24 2 20. „Fr 266 830 —| 512 168 63] 245 338 63 — = Die hier erforderlichen 
ö | Mehrausgaben waren 
' | hauptſächlich durch die 
| | Erhöhung der Gehälter 
i für die Schweſtern und 
Arzte bedingt. Dieſe 
| betrugen ca. 125000 G; 
N für Medika⸗ 
; mente mußten 
rund 95000 G 
mehr aufge⸗ 
wendet wer⸗ 
| | den, ebenſo . 23000 G 
für ärztliche Erforder⸗ 
niſſe an Inſtrumenten, 
Röntgenleiftungen, 
V Begräbniskoſten und Unterhal⸗ Bibliothek uſw. 
tung des Friedhofes Gaspe . 5 700 — 5 945 90 245 90 — — 
VI BVerſchiedenes 2% 3 900 — 6746 22 2 846 22 — — Mehrausgabe war infolge 
Erhöhung der Beiträge 
für die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft uſw. erforderlich. 
VII Einmalig 22 000 —| 25 33642 3336 42 — 13000 6 wurden für In⸗ 
ſtandſetzung der Holzba⸗ 
racken mehr verbraucht, 
da der Etatsanſatz nicht 
ausreichte. 
VIII Auswechſelung der Kochkeſſel . 37 000 — 36 95110 — — 48 90 [f. Einnahme. 
IX I Inſtandſetzung d. Brunnenanlage 25 000 — 39 590 68 14 590 68 Be — |f. Einnahme. 
X Speiſetransport⸗Automobil 22 000 — 21700. — ls 300 — |}. Einnahme. 
1 790 370 — | 2 215 145 57 | 480 171| 63 55 396| 06 
424 775| 57| 
Nach der vorſtehenden Aberſicht beträgt: 8 = 
e eee eh 1271 298,89 G 
davon ab Reſt verwaltung. 9 648,89 G 
und Abſchnitt VII, VIII, IX als ein⸗ 
malige Nachbewilligungen 29000 93 548,89 „ 
e e Be Fr 1177 750,— G 
N STuennabme nad IDeriichi- . 4.2: s. desire a 1 440 841,27 G 
| davon ab Reftverwaltung . . » 2... 9446,74 G 
ZUBE VOLL, , 98 241,78 „ 107 688,52 „ 1333 152,75 „ 


Mithin Mehreinnahme der laufenden Verwaltung gegenüber dem Etatsſoll 155 402,75 G 


il Das Ausgabeinll: berge ee 1790 370,— G 
10 davon ab Veſt verwaltung. 6200. G l 
104 beſondere Bewilligungen 84 000, — „ 90 200, — „ 1700 170,— G 
ji Iſtausgabe nach Aberſich t. 2215 115,57 C 
davon ab Reſt verwaltung 6 200,.— 
Abſchnitt VII, VIII, 98 24178 „ 104 441,78 „ 2110 703,79 „ 


Mithin Mehrausgabe der laufenden Verwaltung gegenüber dem Etatsſoll 
ab Mehreinnahme 


Within Wehrzuſchuß gegen den Etat. 


410 533,79 G 
155 402,75 „ 


255 1310 G 


he A „ e e E 
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Errechnung 
der 
Geſamtaufwendungen für den Krankenpflegetag. 


Einnahmen 


Ausgabe 


n 


Bezeichnung Bezeichnung 


1a aus Mieten u. Pachten 18178 119 1[Perſönliche Ausgaben. 


2 | Sächliche Ausgaben (Ver— 
ſicherungsbeiträge uſw.) 
3 | Bauliche Unterhaltung . . 


baus Verkäufen und 
Abgaben an Kranke, 


Fremde und Ange— Inventar (Wäſche, Beklei⸗ 
E 47 872.14 dung, Geſchirr uſw.) 
5 | Heizung, Beleuchtung, Rei⸗ 


Zuſammen 


2 


Kur- u. Verpflegungs⸗ 
koſten 


1209 533 01 abzügl. Einnahme 1. 


e 


Geſamtaufwendungen 


abzügl. Einnahme 2. . 

Geſamtzuſchuß 

Im Etat 1824 war ein Zu⸗ 
ſchuß vorgeſehen von 


Within Mehrzuſchuß gegen 
den gk... 8 


l 


Baues vorhandenen Zuſtande geblieben. 


verfügbar gemacht. 


g TUNG ee Fee 
| e | ambulatorifche Be⸗ 6 | Beföftigung. . 
ding. >... EEE 
handlung — 7 | Apotheke und Verbandmittel 
8 Vexſchiedenes 


2110703 


. 123 619 


522 420 


Betrag 


G 


741 041 


22 637 
23 382 


130.008 | 


267 635 
618 359 
292 993 

14 646 


1987 084 


. 1 120953301 


777551 


255 131 


IX. Städtiſche Feuerbeſtattungsanlage. 


Die Anlage iſt während des Krieges und in der Inflationszeit in ihrem nach Fertigſtellung des 
Sie hat ſich in allen ihren Einrichtungen durchaus bewährt, 
wenn auch bei großen Feierlichkeiten die Trauerhalle als viel zu klein angeſehen werden muß. Beim Bau der 
Anlage war die Inneneinrichtung in der einfachſten Ausführung gehalten, Geſtühl war nur in geringem 
Umfange vorhanden. Eine ſpätere Verbeſſerung der Inneneinrichtung war ſchon beim Bau vorgeſehen. 
Sogleich nach Abernahme der Geſchäftsſtelle durch das Geſundheitsamt wurden Mittel für dieſe Zwecke 


Je 


pfleg 
tag 


Kranken⸗ 


es 


12 


Am dringlichſten war die Anlegung eines neuen Urnenhaines. Die Stadtbürgerſchaft ſtellte aus 
Abſchnitt „Beſondere Bewilligungen“ für 1924 zur Erweiterung und Verbeſſerung des Urnenhaines 


N 
N 


Pare 7 == 
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9000 Gulden bereit. Hierfür wurden a) ein neuer Urnenhain angelegt, b) eine Verſetzung bezw. Neuher⸗ 
ſtellung der Einfriedigung des öſtlichen Teiles des Urnenhains vorgenommen, c) eine Grube für Abfälle 
angelegt. 


Ferner wurden weitere 3000 Gulden zur Herſtellung der dauernd reparaturbedürftigen Orgel in 
der Trauerhalle des Krematoriums aus Abſchnitt „Beſondere Bewilligungen“ bereitgeſtellt. Die Orgel iſt 
gründlich inſtandgeſetzt und mit einem elektriſchen Gebläſe verſehen worden. Sie entſpricht jetzt allen 
Anforderungen. 


Weiter wurde aus Etatsmitteln für 1923 und 1924 das Geſtühl vermehrt, der Fußboden der 
Trauerhalle, des Angehörigenraumes und des Raumes für den Geiſtlichen mit Linoleum belegt und für 
dieſe Räume Kokosläufer angeſchafft, wodurch das Ausſehen der Trauerhalle eine weſentliche Verbeſſerung 
erfahren hat. 3 


An Perſonal wird in der Feuerbeſtattungsanlage beſchäftigt: Betriebsmeiſter Kuſchel, 1 Heizer 
und 1 Aushelfer im Arbeiterverhältnis. 


Die ſtattgefundenen Einäſcherungen find aus der nachſtehenden Überficht erfichtlich. 


Jahr: Zahl der eingeäſcherten Perſonen: Von den Eingeäſcherten waren: 
männl. weibl. zuſ. Davon waren ev. kath. jüd. anderer konfeſſions⸗ 
einh. ausw. Konfeſſion los 
1919 95 83 178 123 55 164 7 2 — 5 
1920 8⁴ 81 165 1115 48 154 8 2 2 — 
1921 74 80 154 109 45 142 5 3 — 
1922 110 101 211 160 51 193 11 1 — 6 
1923 154 118 272 230 42 245 14 0 2 4 
1924 187 159 346 273 73 310 19 5 — 12 


Die Steigerung in den drei letzten Jahren iſt zweifellos auf daß Geſetz vom 4. Juli 1922, nach 
dem das Recht zur Wahl der Einäſcherung den Hinterbliebenen übertragen und nicht mehr von der 
Zuſtimmung des Verſtorbenen abhängig iſt, zurückzuführen. 


Im Haushaltsplan für 1924 waren vorgeſehen 
. ↄ ,, . ß 19 780, — Gulden 
LW „% ⁰⁰ . 18 750. — „ 
Aberſchuß 1030, — Gulden 
Tatſächlich betrug 
die, ne Be. 51 298,92 Gulden 
% ˙ ²˙—¼ͤðꝛ . — ˙⅛ t N ··OEH et u > 40 701,21 5 
alſo Aberſchuß 10 597,71 Gulden 
Die erhöhten Einnahmen und Ausgaben ſind dadurch bedingt, daß der Haushalt unter Zugrunde— 
legung einer Einäſcherungszahl von 240 aufgeſtellt war, während tatſächlich 346 Einäſcherungen erfolgt 


ſind und auch bei Aufſtellung des erſten Guldenetats ein Überblick über die tatſächlich zu erwartenden 
Einnahmen und Ausgaben nicht vorhanden war. 


Neben den nach dem Haushalt erfolgten Ausgaben ſind aber noch die ſchon im Bericht erwähnten 
12 000 Gulden, die aus dem Abſchnitt „Beſondere Bewilligungen“ zur Verfügung geſtellt waren, verausgabt. 
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X. Die höheren Schulen in Danzig. 


Dies Jahrfünft war auch für unſere ſtädtiſchen höheren Schulen eine Zeit ſchwerer Erſchütterungen 
und Nachteile, aber auch ſchon des Heilens und Neubaues. 

Schäden. Gerade bei unſeren großſtädtiſchen Schulen waren die Schäden z. T. ſehr ſchwer, die 
Erziehung und wiſſenſchaftliche Ausbildung der Schüler lückenhaft, die Geſundheit bei Lehrern und Schülern 
erſchüttert, die Schulhäuſer durch Einquartierung, Benutzung als Lazarette, Kartoffellager u. dergl. teilweiſe 
verwüſtet. Zeugniſſe mußten an Kriegs- und Grenzſchutzteilnehmer nach Notprüfungen, mit haſtigen 
Bedarfslehrgängen oder auch ganz ohne Prüfungen erteilt werden. (Die erſten wirklichen Prüfungen konnten 
etwa Oſtern 1921 wieder einſetzen.) Der Unterricht mußte in den erſten Jahren vielfach ſtark verkürzt werden 
oder ganz ausfallen: „Kohlen-Ferien“ und „Grippe-Ferien“, an der Petri-Schule auch „Meſſe-Ferien“. Geld 
für die dringend nötige Auffüllung der Büchereien und Lehrmittel fehlte bis zur Einführung der feſten Währung 
oft ganz. Die alten, erheblichen Stiftungen gingen ganz verloren. Viele Klaſſen, darunter auch Primen, 
mußten zuſammengelegt werden, Schüler und Lehrer vom abgebauten ſtaatlichen Gymnaſium auf das ſtädtiſche 
übernommen werden. 

Allgemeine Anderungen. Die eingreifendſte Anderung war auch hier natürlich, daß unſere ſtädtiſchen 
Schulen durch die Losreißung Danzigs vom Mutterlande von ihrer ererbten Verbindung mit dem preußiſchen 
und deutſchen Schulweſen abgeſchnitten wurden. (Trauerfeier in allen Schulen, ähnlich der für die gefallenen 
Lehrer und Schüler und die Aufſtellung der Gedenktafeln.) Net tief wirkten das Grundſchulgeſetz, das 
den Abbau der ſtädtiſchen Vorſchulen und der entſprechenden unteren Lyzealklaſſen bedingte (ſeit Oſtern 1920) 
und die neue Lehrerbildung. Die Lyzeen wurden nach preußiſchem Muſter den Realſchulen angeglichen, 
doch haben wir eine ſiebente Klaſſe als U VI erhalten. Weitere erhebliche Anderungen bedeuten die Schüler— 
Selbſtverwaltung, die Wandertage, das Engliſche als erſte Fremdſprache (ſtatt des Franzöſiſchen) an den 
Lyzeen und einem Zuge der Petriſchule und der wahlfreie polniſche Unterricht. 

Perſonalien. Neue Anſtaltsleiter erhielten das Städt. Gymnaſium am 1. Oktober 1921 in Ober- 
ſtudiendirektor Dr. Treichel für den abgehenden Geh. Studienrat Dr. Spieß und die Viktoriaſchule Jam 
1. April 1921 in Oberſtudiendirektor Runge für den abgehenden Geh. Studienrat Dr. Tesdorpf. Die 
Viktoriaſchule I wurde am 1. April 1922 beim Abgange des Oberftudiendireftor8 Hoffmann wieder mit I 
vereinigt und ebenfalls dem Oberſtudiendirektor Runge unterſtellt. Zur Leitung des Scherler- und Weinlig⸗ 
Lyzeums wurde für letzteren am 1. Februar 1920 der Studienrat Felſch von der Viktoriaſchule beurlaubt. 

Geſundung. Die allgemeine Not und namentlich der Währungsverfall riefen eine Reihe von Hilfs— 
maßnahmen hervor, wie die Schulſpeiſungen durch die Quäkerſammlungen und die Stadt, die Hilfsbüchereien, 
die Niedrighaltung des Schulgeldes (um auch dem verarmenden Wittelſtande den Schulbeſuch zu ermög⸗ 
lichen) u. a. Da hierdurch die Privatlyzeen in größte Geldſchwierigkeiten gerieten, wurden ſie von der 
Stadt erheblich unterſtützt und tatſächlich, wenn auch nicht rechtlich, faſt verftadtlicht; 3. B. erhalten ihre 
Lehrkräfte jetzt von der Stadt Ruhegehälter. Der Unterricht wurde allmählich wieder regelmäßig, die Schüler 
wieder an ernſtes Arbeiten gewöhnt, für die Weiterbildung der Lehrkräfte durch eine Reihe beſonderer 
Veranſtaltungen geſorgt, z. B. durch die pädagogiſche Oſterwoche, die jährlichen deutſchkundlichen Wochen, 
die neuſprachliche Tagung u. a. 

Die körperliche Ertüchtigung, die nach den langen Hungerjahren beſonders dringend war, wurde 
eifrig betrieben durch Wandertage, Turn- und Sportvereine der Schüler mit Wettkämpfen aller Art, 
Ruderriegen, Spielnachmittage, die 1922 eingeführte Turnprüfung, Lehrgänge im Schwimmen, Eislauf u. a. m. 

Im allgemeinen darf man wohl ſagen, daß es gegen Ende dieſes Jahrfünfts durch angeſtrengteſte 
Arbeit gelungen iſt, die ſtädtiſchen höheren Schulen wieder in geordnete Bahnen zu leiten und die Haupt⸗ 
ſchäden zu beſeitigen. 


Verwaltungsjahr 1924/25. 


Allgemeines. Die Erhöhung der Pflichtſtundenzahl machte mehrere Lehrkräfte entbehrlich; einige andere 
traten zum 1. Januar 1925 infolge der durch das Perſonalabbaugeſetz beſtimmten Altersgrenze aus. Außer der 
Viktoriaſchule ſind alle Mädchenſchulen rechtlich noch Privatanſtalten, tatſächlich werden ſie aber von der Stadt 
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(mit Staatszuſchuß) erhalten. Die Geſundheit war teilweiſe recht unbefriedigend, 3. B. fehlten an Viktoria 
einmal 12 Lehrkräfte gleichzeitig. Die Lyzeen paſſen ſich ſämtlich den neuen preußiſchen Plänen an, aber 
mit einer 7. Klaſſe, der U VI, und zwar haben ſie jetzt alle Engliſch als erſte Fremdſprache. Die neueren 
Einrichtungen, wie Schüler-Selbſtverwaltung, Betonung der Leibesübungen (durch Turnprüfung, Wander— 
tage, Turn⸗, Sport⸗ und Rudervereine, Spielen, Eislauf, Schwimmen, Wettkämpfe), wahlfreier polniſcher 
und Kurzſchriftunterricht u. a. m. haben faſt überall feſten Fuß gefaßt. Der Mangel an Turnhallen macht 
ſich namentlich bei den Lyzeen recht bemerkbar. 

Städtiſches Gymnaſium. Obermuſiklehrer Krieſchen iſt zum 1. April 1924 ausgeſchieden, den 
Singunterricht gibt Studienrat Boege vom ſtaatl. Gymnaſium, der zum 1. April 1925 ganz übergetreten iſt. 
Am 16. September 1924 ſtarb nach 30 jähriger Tätigkeit Oberſtudienrat Dr. Friedrich, der ſtändige Vertreter 
des Direktors. Für ihn wurde Oberſtudienrat der Studienrat Rathje, während Studienaſſeſſor Bittner zum 
1. April 1925 feſt angeſtellt wurde. 

Die Geſundheit der Lehrer war unbefriedigend, 2 Herren fehlten je faſt / Jahr; an / aller Schul— 
tage mußte Vertretung geleiſtet werden, wozu ab 21. Januar 1925 auch Studienrat a. D. Lehmann 
herangezogen wurde. 


Realgymnafium St. Johann. Am 1. April 1924 ſchied Studienrat Dr. Winderlich aus, um 
die Leitung der ſtaatlichen Realſchule und der im Abbau begriffenen Gymnaſialklaſſen zu übernehmen. Am 
1. Januar 1925 mußten Oberſtudiendirektor Geheimrat Dr. Fricke und Oberſtudienrat Freudenthal in— 
folge des inzwiſchen für ungültig erklärten Abbaugeſetzes ausſcheiden. Die Vertretung geſchah hauptſächlich 
durchs Kollegium. 


Die Hundertjahrfeier der Anſtalt am 17. bis 19. Auguſt 1924 bewies aufs neue die ſchöne Anhäng— 
lichkeit der Johanniter, die ſich u. a. auch in wertvollen Stiftungen äußerte. 


Oberrealſchule zu St. Petri. Ausgeſchieden find Studienrat Dr. Reinicke (Ruheſtand 1. Febr. 1925) 
und Studienrat Barthoff, der zum 1. April 1924 ans Kronprinz Wilhelm-Realgymnaſium beurlaubt 
wurde. Neu eingetreten iſt Turnlehrer Schütt, der vom Realgymnaſium St. Johann beurlaubt wurde. 
Größere Störungen brachten einige Erkrankungen und die zweimalige Verwendung des Gebäudes für 
die Weſſen. 

Viktoriaſchule. Vorhanden find ein Doppellyzeum, ein Oberlyzeum, eine realgymnaſiale Studien⸗ 
anſtalt, eine Frauenſchule mit Volkskindergarten und eine Seminarklaſſe mit Abungsſchule. Vier Lehrkräfte 
waren an Privatlyzeen beurlaubt. Ausgeſchieden ſind die Oberſtudienräte Geheimrat Thimm (Ruheſtand), 
Dr. v. Lengerken (Ruheſtand) und Abicht (geſtorben), ſowie die Oberlehrerinnen Kretſchmer und Gebauer. 
Feſt angeſtellt iſt die Turnlehrerin Roſe. Die Geſundheit der Lehrkäfte war ſchlecht. Insgeſamt mußte 47 mal 
vertreten werden; einmal fehlten, wie ſchon erwähnt, 12 Lehrkräfte gleichzeitig auf kürzere und längere Zeit. 


Marienſchule. Außer dem Lyzeum und dem Oberlyzeum ſind noch eine Seminarklaſſe und drei 
Abungsſchulklaſſen vorhanden. Ausgeſchieden ſind Frl. Maria Semrau und Fräulein Dudolph (dafür 
eingetreten Frl. Kubicki) ſowie zum 1. April 1925 Frl. V. John und Kurowski. Vier längere und eine 
Anzahl kürzerer Erkrankungen machten die Zuziehung einiger Vertreterinnen notwendig. 


Dr. Scherler⸗ und Dr. Weinlig⸗Lyzeum. Dieſe beiden Anſtalten vereinigen ſich allmählich. Sie 
haben Leiter und mehrere Lehrkräfte gemeinſam. Die Klaſſen V- VIII beider Anſtalten find jetzt im Scherler— 
Gebäude untergebracht, die Klaſſen U N—IV im Weinlig-Gebäude. Ausgeſchieden find die Damen Wegner, 
Kolbe, Albrecht und Jahr, ſowie zum 31. März 1925 Brandt; eingetreten Frl. Jantzen von der 
Viktoriaſchule. 


Deutſches Lyzeum. Außer dem Lyzeum beſteht ein Kindergärtnerinnenſeminar mit Kindergarten 
und eine Wittelſchulklaſſe. 


Stephan Waetzold⸗Lyzeum. Ausgeſchieden find die Lehrerinnen Schwandt (geſtorben) und 
Chrzan, eingetreten Frl. Honiſch. Zum 1. April 1925 trat der Leiter, Leon Goertz, in den Ruheſtand. 
Nachfolge: Studienrätin Völkel von der Viktoriaſchule. Bei ſechs Erkrankungen mußte das Kollegium 
vertreten. 


Die Schülerzahl ſtellt ſich im einzelnen folgendermaßen: 
A. Höhere Schulen für die männliche Jugend. 


1. November 1924 Gegen 
Bezeichnung der Anſtalt Ev. | Kath. | Die | Jud. Ein Aus-. Geſamt. November 
Schüler, Schüler denten Schüler heimiſche wärtige | ſumme 1923 


Städt. Gymnafium 1359 A1 381 111 392 — 10 
„ Realgymnaſium St Johann 222 34 28 229 53 282 + 26 
„ HOberrealſchule St. Petri. . 424 | 84 9 66 | 442 |. 141 583 — 37 


Durchſchnittsbeſuch der Klaſſen: a) Städtiſches Gymnaſium 27,33 Schüler 
b) Realgymnaſium St. Johann 
c) Oberrealſchule St. Petri 
B. Höhere Schulen für die weibliche Jugend. 
a) Städtiſche. 


1. November 1924 
Bezeichnung der Anſtalt 2; b. Diſſi⸗ gs, Ein⸗ Aus- Geſamt- November 
lerinnen denten lerinnen heimiſche wärtige ſumme 1923 


Viktoriaſchule: | | | 
Lyzeum und Oberlyzeum . i 3 108 473 
. Studienanftalt 1 . 
. Frauenſchule — 3 
. Seminarklaſſe | — 12 


Durchſchnittsbeſuch der Klaſſen: a) des Lyzeums und Oberlyzeums . 29,56 Schülerinnen 
b) der Studienanſtalt 1 
c) der Frauenſchule # 
d) des Seminars 5 


b) Private. 


1. November 1924 Gegen 
Bezeichnung der Anſtalt Ev. Rath. | Diſſi- Jüd.] Ein⸗ Aus- Geſamt⸗ November 


Schü ⸗ Schü-. Schü⸗ 1923 


lerinnen lerinnen denten | ferinnen heimiſche wärtige | ſumme 


Marienſchule: | | 
1. Lyzeum und Oberlyzeum .. 3 —— 483 532 24 
2. Seminarklaſſe | 5 — 4 5 3, 

Scherler-Lyzeum Br | 54 262 361 45 

Weinlig⸗ „ 511 1 | 4 | 206 260 54 

Deutſches „ 95 9 a 421 450 60 

Stephan Waetzoldt-Lyzeum . . 68 4 20 | 329 354 42 


Durchſchnittsbeſuch der Klaſſen a) Marienſchule (Lyzeum und Oberlyzeum) 33,25 Schülerinnen 
5 (Seminarklaſſe) 
b) Scherler-Lyzeum 
c) Weinlig⸗ 1 
d) Deutſches „ 
e) Stephan Waetzoldt-Lyzeum . . . . 32,18 


I! | 


. —— 
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Ausführung des Haushaltsplans a der Schulverwaltung für 192. 


Einnahme. 

5 3 Soll | Iſt Demnach 

8 8 nach er OpruiaBat a.) eu VE Sr Sun See 
Abſchnitt Bezeichnung der Schulen e Reſte Be 5 

G | G G G 
DE en c ç | 98080,—| 85.332,25 = 12 747,75 
B | Oberrealfchule zu St. Petri und Pauli.. . . ,110230,— 105 140,79 — 5089,21 
C | Realgymnafium zu St. Johann | 19 150,.— 48 935,5 Bm 214,55 
CCG 133850, 10855353 — 25 296,17 

U — — — — 1 
Zuſammen |391310,— 347 962,02 — 13347,8 
Ausgabe. 
She . Soll ıı Demnach 
37 5 | nad) un EEE 
Abſchnitt Bezeichnung der Schulen 1 Refte debe eg 

| G G ® | 2 

A | Bymnaflime- mr #5 rn nn 165850,— 287335,39 | 121 485,39 —— 

B | Oberrealſchule zu St. Petri und Pauli. 213 060,.— 340 607,79 | 127 547,79 — 

C Realgymnaſium zu St. Johann 116 200,.— 180 128,17 63 928,17 — 

B Biete RN irn tin 282700,— 446617,82 | 163 917,82 == 

Zuſammen 777810, — 1 254 689,17 | 476 879,17 — 


XI. Mittelſchulen und Dittmann'ſche höhere Töchterſchule 
in Neufahrwaſſer. 
a A. Knaben⸗Mittelſchulen. 

Es ſind zu den drei voll ausgeſtalteten Wittelſchulen, der Rechtſtädtiſchen, der St. Katharinen 
und der Langfuhrer Wittelſchule, hinzugekommen die Wittelſchule Neufahrwaſſer, die am 1. April 1922, 
und die Wittelſchule der Niederftadt, die am 28. März 1924 als voll ausgeſtaltete Wittelſchulen aner= 
kannt wurden. Der Abbau der noch beſtehenden Vorſchulklaſſen in der Rechtſtädtiſchen Wittelſchule, in 
St. Katharinen und in der Niederſtädtiſchen Mittelichule wurde am 31. März 1922 beendet, jo daß ſeit 
dem 1. April 1922 an allen MWittelſchulen nur die Klaſſen I—VI beſtehen. Trotz des Abbaus der Vorſchul— 
klaſſen ift die Schülerzahl in den Danziger Knabenmittelſchulen ſeit 1914 um faſt 860 gewachſen. Um 
begabten Volksſchülern aus unbemittelten Kreiſen die Möglichkeit einer beſſeren Bildung zu verſchaffen, 
wurde Oſtern 1921 ein Förderſchulſyſtem eingerichtet. Jährlich können nach vollendetem vierten Grund— 
ſchuljſahr 50 Knaben und 50 Mädchen aus den Volksſchulen in die fünften Klaſſen der Wittelſchulen 
übertreten, wo fie freien Unterricht und nach Bedürftigkeit auch freie Unterrichtsmittel erhalten. Außer— 
dem wird jährlich an einer Mittelſchule ein Förderkurſus für ſolche beſonders begabten Schüler eingerichtet, 
die nach dem erfolgreichen Beſuch der fünften Volksſchulklaſſe fähig find, in einer vierten Wittelſchulklaſſe 
unter Teilnahme an dem Förderkurſus in Engliſch und Mathematik mitzukommen. Der Aufſtieg begabter 
und bedürftiger Wittelſchüler wird dadurch erleichtert, daß ſolchen Schülern nach Verſetzung aus der dritten 
in die zweite Wittelſchulklaſſe die Möglichkeit gegeben wird, in eine Förderklaſſe (Obertertia der Oberreal— 
ſchule St. Petri und Pauli) einzutreten. Dieſe Einrichtungen haben ſich durchaus bewährt. 

Im Herbſt 1921 zog die Wittelſchule Langfuhr in ein fat neues, frei gewordenes Haus der Blinden 
anſtalt in Königstal und hat damit eine Lage und ein Heim erhalten, wie es ſchöner kaum gedacht werden kann. 


B. Mädchen⸗Mittelſchulen. 


Am 1. April 1924 trat zu den drei bereits beſtehenden großen privaten Wädchenmittelſchulen 
eine neue Wittelſchule in Langfuhr hinzu, die dem Kuratorium der Wendt'ſchen Mittelfchule unterſtellt 
wurde. Die Zahl der Schülerinnen in den Wittelſchulen iſt ebenfalls trotz des Eingehens von 15 Vorſchul— 
klaſſen geſtiegen und zwar von 1519 im Mai 1914 auf 1564 im Mai 1924. Die Wendt'ſche Wittelſchule 
hat ihre unzulänglichen Räume in den Häufern Frauengaſſe und Heilige Geiſt-Gaſſe verlaſſen können, fie 
iſt Oftern 1921 in das ihr von der Stadt zur Verfügung geſtellte Schulgebäude in der Sperlingsgaſſe ein— 
gezogen. 


C. Unterricht. 


Von Oſtern 1920 ab hat in allen Wittelſchulen der Unterricht in der erſten Fremdſprache in der 
V. Klaſſe mit Engliſch begonnen. Die zweite Fremdſprache, wahlfrei Franzöſiſch oder Polniſch, beginnt 
in der dritten Klaſſe. An ihr dürfen nur ſolche Schüler teilnehmen, die begabt ſind und gute Leiſtungen in den 
anderen Unterrichtsfächern aufweiſen. In erfreulicher Weiſe wurde der Werkunterricht und der Unterricht 
im Gartenbau ausgebaut. Er wird neben dem Unterricht in den für ſich beſtehenden Danziger Schülerwerk— 
ſtätten mit ein bis zwei Wochenſtunden betrieben. Außerdem wird wahlfreier ſtenographiſcher Unterricht 
in allen Mittelſchulen erteilt. 


D. Perſonalien. 


Rechtſtädt. Mittelſchule. Nach dem Tode des Rektors Boy wurde im Juli 1922 Rektor Lemke 
berufen, der bis dahin die Mittelfehule Neufahrwaſſer geleitet hatte. 

Mittelſchule Langfuhr. Zum Rektor dieſer Schule wurde nach dem Tode des Rektors Gehrke 
am 1. Juni 1922 Rektor Dr. Wagner, der frühere Rektor der St. Katharinen-Schule, berufen. 

St. Katharinen. Nach Berufung des Rektors Dr. Wagner wurde Rektor Schön die Leitung 
der St. Katharinen-Schule übertragen, der bis dahin an der Langfuhrer Wittelſchule angeſtellt war. 

Neufahrwaſſer. Als Nachfolger des Rektors Lemke wurde Juni 1922 der Wittelſchullehrer 
Dr. Marſchner aus Zoppot berufen, der für Deutſchland optierte und die Stelle am 1. April 1923 verließ. 
An feine Stelle wurde Rektor Dr. Carſtenn von der St. Katharinen-Schule berufen. 

Niederſtädtiſche Wittelſchule Althof. Zum Vektor der neugegründeten Wittelſchule wurde 
Rektor Grieß von der Wittelſchule Langfuhr gewählt. 

In der Leitung der Mädchen-Wittelſchulen iſt eine Anderung nicht eingetreten. Die Leitung der 
neu gegründeten Langfuhrer Mädchen-Wittelſchule, die mit der V. Klaſſe in einem freien Klaſſenraum des 
Deutſchen Lyzeums untergebracht wurde, war von Oſtern 1924 bis Oſtern 1925 Frau Direktor Dr Lehmann— 
Kienaſt übertragen. Von Oſtern 1925 ab ſind der Wädchen-Wittelſchule im früheren Lehrerſeminar 
Langfuhr Räume zur Verfügung geſtellt. Die Leitung wurde daher von Oſtern 1925 ab bis auf weiteres 
dem früheren ſtellvertretenden Direktor des Seminars, Herrn Seminar-Rat Koſchorreck, übertragen. Für 
den weiteren Ausbau der Schule ſtehen im Seminar die notwendigen Räume zur Verfügung 

Die Dittmann'ſche höhere Mädchenſchule iſt in ihrer Entwicklung nicht vorwärts gekommen. Das 
liegt in der Hauptſache an den unzulänglichen Räumlichkeiten dieſer Schule, woran ſich zur Zeit nichts 
ändern läßt. . 


Bericht über das Schuljahr 1924/25. 


In dieſem Schuljahr find außer der Gründung der Mädchen-Wittelſchule in Langfuhr weſentliche 
Veränderungen nicht vorgekommen. Die Durchführung der Höchſtpflichtſtundenzahl hat zu einer Herab— 
minderung der etatsmäßigen Lehrerſtellen in der Rechtſtädtiſchen und Niederſtädtiſchen Wittelſchule geführt, 
wo je eine Lehrkraft im Etat 1925,26 erſpart werden konnte. Der Geſundheitszuſtand von Lehrern und 
Schülern iſt als normal zu bezeichnen. 
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XII. Die Volksſchulen. 


A. Allgemeines. 

Nachdem bereits im April 1921 dem Rektor Endruweit und Wittelſchullehrer Behrendt die Aufſicht 
über den größten Teil der Danziger Volksſchulen übertragen war, trat am 1. Oktober 1921 die endgültige 
Regelung der Geſchäfte innerhalb der ſtädtiſchen Schulverwaltung ein. Die Geſchäfte des früheren 
Stadtſchulrats wurden dem Oberſchulrat Steinbrecher übertragen, insbeſondere erhielt er die Aufficht 
über die Mittelſchulen der Stadt Danzig. Endruweit und Behrendt wurden als Kreisſchulräte angeſtellt 
und erhielten die Aufſicht über folgende Schulen: 

Endruweit: Behrendt: 
. St. Albrecht 
. Altſchottland, ev. 
. Altſchottland, kath. 
Hochſtrieß 
. Lauental 
. Schellmühl 
. Schidlit, Knaben 
. Schidlitz, Mädchen 
. Heubude . Ziganfenberg, ev. 
Krakau . Zigankenberg, kath. 
. Weſtl. Neufähr . Hafelwerf 
Gr. Mühle Rähm 
. Baumgartſche Gaſſe Langfuhr, Knaben 
Faulgraben Langfuhr, Mädchen 
. Neufahrwaſſer, Mädchen .Neuſchottland, Knaben 
. Neufahrwaſſer, Knaben . Neuſchottland, Mädchen 


. Petrikirchhof 

. Leegetor 

. Niederjtädtiihe Knabenſchule 
. Weidengaffe 

Schwarzes Meer 

. Langgarten 

. Althof 

. Weichjelmünde 


O o gi 9 rm 
— 
S S O A gi o d 


. Bröjen Hilfsſchule 


.Fiſchmeiſterweg 
Privatvorſchulen u. Familienſchulen. 


Niedere Seigen 
Schule Reitergaſſe | mit polniſcher 
Schule Saſpe dose 
Pfarrſtiftungsſchule zur Kgl. Kapelle 
(Private Volksſchule). 
B. Schulentwickelung. 

Wegen ſtarken Rückganges der Schülerzahl wurden nachſtehend verzeichnete Schulen aufgelöft. 

1. Sperlingsgaſſe, am 1. April 1921 mit 12 Klaſſen. Die Schüler wurden aufgenommen teils von 
der Schule Althof, teils von der Schule Allmodengaſſe; letztere erhielt dadurch eine Klaſſe mehr und führt 
ſeitdem die Bezeichnung Niederftädtiihe Knabenſchule. 

2. Fiſchmeiſterweg, am 1. April 1922 mit 6 Klaſſen. Die Schüler fanden Aufnahme in der 
Knabenſchule und in der Mädchenſchule Neufahrwaſſer, die aus dieſem Grunde 3 Klaſſen mehr bilden mußten. 

3. Faulgraben, am 1. Oktober 1923 mit 12 Klaſſen. Die Schülerinnen wurden verteilt über die 
Schulen Niedere Seigen, am Rähm und Schwarzes Meer, die dadurch im ganzen 3 Klaſſen mehr bilden 
mußten. Die Lehrer und Lehrerinnen aus dieſen drei Schulen wurden an andere ſtädtiſche Volksſchulen verſetzt. 

C. Unterrichtliches. 

Seit dem 1. April 1920 wurde die Grundſchule durchgeführt, die die vier unterſten Klaſſen (1.—4, 
Schuljahr) umfaßt. Für die Erteilung des Unterrichts ſind die vom Senate unter dem 20. März 1923 
erlaſſenen Richtlinien verbindlich. Die Lehrpläne wurden, mit der unterſten Klaſſe beginnend, unter 
Heranziehung weiter Kreiſe der Lehrerſchaft allmählich aufgebaut und für die drei oberſten Klaſſen ſeit 
Oſtern 1924 in Benutzung genommen. Der Unterricht nimmt die Selbſttätigkeit der Schüler in Anſpruch 
und ſoll Schaffensfreude wecken. Der Werkunterricht fand in einigen Schulen und Klaſſen fakultativ 
Aufnahme. Im April 1922 erfolgte der Ausbau der bis dahin ſechsſtufigen Volksſchulen zu ſiebenſtufigen. 
Die Klaſſen wurden, von der unterſten beginnend, mit I— VII bezeichnet. Die Frage der Differenzierung 


in der Grundſchule fand durch die Erweiterung der Hilfsſchuleinrichtungen für ſchwach befähigte Schüler 
vom zweiten Schuljahre ab und durch die Einrichtung von Förderklaſſen bezw. Förderunterricht für Begabte 
im dritten Schuljahr eine entſprechende Löſung. Ferner wurden für die Schüler des letzten Schuljahres, die nicht 
das Ziel der Oberſtufe erreichten, in drei Schulen (Althof, Neuſchottland u. Schidlitz) Abſchlußklaſſen eingerichtet. 

Für Wädchen wurde der Haushaltungsunterricht in folgenden Schulen erteilt: 1. Neufahrwaſſer, 
für Neufahrwaſſer und Weichſelmünde, 2. Neuſchottland, für Neuſchottland und Langfuhr, 3. Am Rähm, 
für Am Rähm, Niedere Seigen, Leegetor und Reitergaſſe, 4. Schidlitz. 

Engliſcher Unterricht wurde in den drei letzten Schuljahren in folgenden Schulen erteilt: 1. Allmoden⸗ 
gaſſe, 2. Schwarzes Meer, 3. Leegetor, 4. Neufahrwaſſer Mädchen, 5. Neuſchottland Knaben, 6. Neuſchott⸗ 
land Mädchen, 7. Langfuhr Knaben, 8. Langfuhr Mädchen, 9. Schidlitz Mädchen, 10. Am Rähm, 
11. Pfarrſtiftungsſchule zur Kgl. Kapelle. 

Schulen mit polniſcher Unterrichtsſprache. 

Auf dem Johanniskirchhof wurde am 10. Wai 1920 die erſte Schule mit polniſcher Unterrichts 
ſprache mit fünf Klaſſen und 255 Schülern und Schülerinnen eröffnet. Am 1. April 1921 wurden für weitere 
polniſche Klaſſen Räume in der früheren Kaſerne Reitergaſſe zur Verfügung geſtellt. Am 20. Dezember 
1921 trat das Geſetz betreffend den Unterricht der polniſchen Minderheit in Kraft. Die Entwickelung der 
polniſchen Schulen in der inneren Stadt iſt folgende: 

Jahr Zahl der Klaſſen Zahl der Lehrkräfte Zahl der Schulkinder 
Innere Stadt: 
1920 5 259 
1921 444 
1922 431 
1923 375 
1924 322 
Schule Saſpe: 
1922 7 2 64 
1923 5 59 
1924 64 
en Klaſſen mit denne Unterritsfprae in Langfuhr rss 
1 
1923 € 3 135 
1924 3 145 
Klaſſen mit polniſcher Unterrichtsſprache in Schidli (Knaben): 
1922 2 2 75 


1923 2 59 
192⁴ 2 82 
D. Privatſchulen. 
In Ausführung des Geſetzes betreffend Aufhebung der privaten Vorſchulen vom 31. Dezember 
1922 ſind die privaten Vorbereitungsſchulen abgebaut worden, ſo daß mit Beginn des Schuljahres 1925/1926 
tatſächlich keine derartigen Anſtalten mehr vorhanden ſind. Es waren vorhanden: 
Jahr Zahl der privaten Schülerzahl Zahl der Schülerzahl 
Vorbereitungsſchulen Familienſchulen 
1922 9 1049 10 151 
1923 6 328 16 191 
1924 5 119 20 200 


Unter den Familienſchulen haben nur einige eine größere Schülerzahl, da fie bereits von früher— 
her in dieſem Umfange geſtattet waren. Die andern vereinigten nur die Kinder aus höchſtens drei Familien 
und dürfen dieſe Kinder nur auf Grund eines kreisärztlichen oder ſtadtſchulärztlichen Gutachtens 


aufnehmen. Bericht über das Schuljahr 1924]25. 

Vom 1. Oktober 1924 ab trat die Erhöhung der Pflichtſtundenzahl in Kraft, die zur Folge hatte, daß die 
früher noch zum größten Teil bezahlten Turn- und Spielſtunden in die Pflichtſtundenzahl der Lehrer aufgenommen 
wurden und daß ungefähr 30 Lehrkräfte noch 200 Wochenſtunden an der Fortbildungsſchule und Zollſchule als 
Pflichtſtunden übernehmen mußten. Auch trat eine Erſparnis von 5 Lehrkräften im Etat 1925/26 ein. 


Betrieb der Leibesübungen an den ſtädtiſchen Volks⸗ und Mittelſchulen 
in den Jahren 1919/20 — 1923/24. 


1. Der Turnunterricht hat in den erſten Jahren noch ſtark unter den Nachwehen der Kriegs— 
jahre zu leiden gehabt. Wegen Mangels an Heizmaterial blieben die meiſten Turnhallen auch bei ſtarker 
Kälte ungeheizt, und ſo fielen öfters Turnſtunden aus. Dort aber, wo keine Turnhallen zur Verfügung 
ſtanden, mußten im Winterhalbjahr viele Turnſtunden auf kleine Wanderungen verwendet werden, und 
auch dieſe litten unter dem Umſtande, daß das Schuhzeug der Kinder höchſt mangelhaft war und die 
Eltern ſelbſt dieſes Schuhzeug geſchont wiſſen wollten und daher gegen ſolche Wanderungen ſich ausſprachen. 
Allmählich trat eine Beſſerung ein, und der Turnbetrieb hat ſich inzwiſchen wieder auf den Stand der 
Vorkriegszeit erhoben. Allerdings iſt mit der Begründung der Einheitsſchule für das dritte Schuljahr 
der Knaben und für das fünfte Schuljahr der Mädchen die dritte Turnſtunde weggefallen. Dafür ift 
eine Erweiterung des Turnunterrichts dadurch eingetreten, daß an den Schulen in Altſchottland, in Bröſen 
und in Heubude die Ober- und Mittelftufe der Knaben und Mädchen zum geregelten Turnen auch im 
Winterhalbjahr herangezogen worden ſind, nachdem dort Turnhallen-Baracken entſtanden waren. 

Im Zuſammenhang mit dem Abbau der Lehrkräfte ſteht die Umwandlung der beſonders bezahlten 
Turn⸗ und Spielſtunden in Pflichtſtunden. Lehrer und Lehrerinnen erteilen nunmehr Turn- und Spiel⸗ 
ſtunden innerhalb ihrer Pflichtſtundenzahl. Dieſe Einrichtung hat den Vorteil, daß die Turnſtunden mit 
Leichtigkeit in den allgemeinen Plan eingeſetzt werden und die Klaſſenlehrer zumeiſt auch die Turnlehrer 
ſein können. 

2. Die Leiſtungsprüfungen, die ſchon in früheren Jahren abgehalten find, wurden an den 
Wittelſchulen wieder eingeführt. Am Ende des Sommerhalbjahres werden die Leiſtungen der Schüler 
in den volkstümlichen Abungen und zu Oſtern im Geräteturnen ermittelt, die Durchſchnittsleiſtungen jeder 
Klaſſe und jeder Schule in überſichtlicher Weiſe zuſammengeſtellt und der Schulbehörde und den beteiligten 
Schulen zur Kenntnis gegeben. 

3. Turnhallen. Wirtſchaftliche Not und Geldentwertung verhinderten zwar Neubauten, es wurden 
aber wenigſtens drei Turnbaracken aufgebaut und mit Turngeräten reichlich ausgeſtattet (in Altſchottland, 
Bröſen und Heubude). 


A. Turnfeſte. Das an den Volksſchulen übliche Turnfeſt fand jedes Jahr ſtatt, nur 1919 fiel es 
aus politiſchen Rückſichten aus. Ein ſolches Felt iſt auch für die Schulen in Neufahrwaſſer, Bröſen, 
Lauental, Fiſchmeiſterweg, Saſpe und Weichſelmünde eingeführt worden. Ebenſo haben die mittleren und 
höheren Schulen ſeit 1920 wieder ihr Turn- und Sportfeſt, das gleichzeitig eine Veranſtaltung des Bundes 
der Schüler-Turn⸗ und Sportvereine iſt. 

5. Jugendſpiele. Für die erſten Schuljahre finden die Jugendſpiele innerhalb der Turnſtunden 
ſtatt. Für die Mittel- und Oberſtufe an den mittleren und höheren Knaben- und Mädchenſchulen und 
für die Oberſtufe an den Volksſchulen beſteht ein beſonderer Spielnachmittag, an dem Wettſpiele und zum 
Teil auch volkstümliche Abungen gepflegt werden. 

6. Der Schwimmunterricht für Knaben und Wädchen der Volksſchulen, der mittleren und höheren 
Schulen und der Fortbildungsſchule wurde wie in den Vorjahren während des Sommers in den beiden 
Badeanſtalten am Werdertor erteilt. Aber 1000 Knaben und Wädchen nahmen jedes Jahr daran teil. 
Für die Schüler und Schülerinnen der Volksſchulen war der Unterricht vollſtändig unentgeltlich. Alljährlich 
wurden etwa 200 Knaben und Mädchen, die ſchon ſchwimmen konnten, im Rettungsſchwimmen und 
in anderen Schwimmarten, im Waſſerſpringen und Tauchen, ſowie in Wiederbelebungsverſuchen 
ausgebildet. 

7. Winterliche Leibesübungen. Im Winterhalbjahr werden einige Turnſtunden für Eislaufen, 
Rodeln und zum Teil auch für Skilaufen verwendet, ſobald ſich dazu Gelegenheit bietet. 

8. Wanderungen. Seit 1920 find für Schüler und Schülerinnen Wanderungen als Halbtags⸗ 
und Ganztagswanderungen eingeführt. Sogenannte Schulausflüge fanden auch ſchon in früheren Jahren 
ſtatt. Von einigen Schulen werden auch Ferienwanderungen unternommen. Die Einrichtung von Jugend— 
herbergen hat begonnen und wird hoffentlich fortſchreiten. 


Ausführung des Haushaltsplans des RNechnungsjahres 1924. 


Einnahme. 


Lfd. | Ab | 
Nr. ſchnitt 


Bezeichnung der Schule 
oder 
der Haushaltsſtelle 


Mittelfehule der Rechtſtadt 
MWittelſchule St. Katharinen 
Wittelſchule Langfuhr . . 
Mittel⸗ 


Niederſtädtiſche 
ſchule Althof 


Miittelſchule Neufahrwaſſer 

Volksſchulen 

Schulen mit polniſcher un⸗ 
terrichtsſprachheee 

Taubſtummenſchule 


| Turnweſen 
Nichtſtädtiſche Schulen . . 


Schulen im Territorium. 
Gemeinſchaftliches 


Zuſammen 


| Sollbetrag 


nach dem | 
Schulhaus⸗ Iſt⸗Betrag 

baltsplan | | 

für 1924 

G | G 

| 
60 470,— 67 580,4 
26 is 23 134,89 
28 905,—| 31 150,98 


32 060,.— 31 732, 
22 510,.— 17 582,8 
24 170,.— 31 095,17 


430,— 
24 270,— 


396,11 
8423,13 


1500, 1212. 


14 495.— 71.296,18 56 801,18 


| 


500, 618,80 


675,.— 94244,89| 93 569,89 — 
236 700,— 378 467,43 | 166 771,16 25 004,03 


141 767,3 


| 


Demnach 


mehr weniger 


G G 


ion = 
3593 
2245,98 — 
| 


Bemerkungen 


Ze ge 


a fer, 
6625,17 —d 
— 33,80 


— 1826,87 


Der Einnahmeausfall 


iſt daher gekommen, daß 


der Landarmenverband 


des Freiſtaates ſich nicht 
für verpflichtet hielt, den 
in den Etat für 1924 ein⸗ 
geſtellten Zuſchuß zu be⸗ 
zahlen. Er hat nur die 
Beiträge für die landar⸗ 


. 


| —— 
| 

| 
118,80 | — 


men Kinder erſtattet. 


Die Mehreinnahmen 
beruhen zum Teil auf 
erhöhten Wietzinszah⸗ 


lungen. 


In den Einnahmen iſt 
der durch Stadtb.⸗Beſchl. 
vom 22. Juli 1924 nach⸗ 
bewilligte Betrag von 
22 400 G für den Ausbau 
der Reithalle und die der 
Schulverwaltung für den 
Bau von Lehrerwohnhäu⸗ 
ſern in Königstal überwie⸗ 
ſene Lohnſummenſteuer 
von 71170 G enthalten. 
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Ausgabe. 


au 
„ſchnitt 


Bezeichnung der Schule | 
oder 
der Haushaltsſtelle 


Wittelſchule der Recht: | 
ſtadt 

Wittelſchule { 
St. Katharinen 

Wittelſchule Langfuhr 


iederſtädtiſche Wittel⸗ 

ſchule Althof 
Wittelſchule Neufahr⸗ 

waſſer 8 
Volksſchulen 
Schulen mit polniſcher 

Unterrichtsſprache 
Tauſtummenſchule 
Turnweſen 


Nichtſtädtiſche Schulen. 


Schulen im Territorium 


Gemeinſchaftliches 


Verwaltungskoſten der 
ſtädtiſchen Schulab⸗ 
teilung 

Zuſammen 


Sollbetrag 
nach dem 
Schulhaus⸗ 
haltsplan 
für 1924 


G 


125 520,.— 


42 460.— 
18 280,— 


81 500, — 


2710,— 


712 240, 


28 290,— 
1 474 910.— 


234 762,68 


95 377,22 
113 053,98 


96 766,06 


79 261,90 
278 042,79 


15 225,62 
47 345,19 
8 546,27 


496 206,21 


637,50 


1.092 742,10 


50 528,56 
2 608 496,98 


Demnach— 


Iſt⸗Betrag | 


mehr 
G 


64 773,98 


57 076,06 


38 081,90 
34.002,79 


380 202,10 


22 238,56 
1 190 286,39 


109 242,68 


52 917,22 


16 945,19 


414 706,21 


weniger 


G 


3814,38 


| 50 813,73 


2 072,50 


56 700,61 


1133 586,28 
I 


Bemerkungen 


Gehaltsüberſchreitung 


108 830,17 G 


52 893,80 G 
56 671,30 G 
— 7540,— „ 
Wietserhöhung und Ne⸗ 
benkoſten für die Wittel⸗ 
ſchule in Königstal. 


57 167,.— G 


37 827,96 G 
31 193,23 G 


2231,80 G 
16 948,— G 

Die früher beſonders 
bezahlten Turn⸗ und 
Spielſtunden ſind in die 
Pflichtſtundenzahl der 
Lehrer aufgenommen. 

Die Aberſchreitung iſt 
durch die Erhöhung der 
Gehälter der Privat⸗ 
ſchullehrperſonen be⸗ 
gründet, die den ſtaat⸗ 
lichen Gehältern in Höhe 
von 80% angepaßt ſind. 

Die Bau⸗ und Unter⸗ 
haltungskoſten ſind in 
dieſem Jahre nicht ver⸗ 
ausgabt worden. 

Die Erhöhung liegt in 
den Wehrbeträgen an 
Ruhegehältern, Wit⸗ 
wen⸗ und Waiſengel⸗ 
dern infolge Beſoldungs⸗ 
reform, ſowie in den 
Wehrbeträgen für Ver⸗ 
tretungen und die bau⸗ 
liche Unterhaltung der 
ſtädtiſchen Schulen. 

Die Mehrausgaben 


ſind zum Teil perſönliche 


(Gehaltserſtattungen an 
die Allg. Verwaltung), 
zum Teil ſächliche, die 


rechtlicher Natur ſind. 


XIII. Städtiſche Handwerker⸗ und Fortbildungsſchule 
(einſchließlich der Mädchen-Berufsſchule). 


Allgemeines. 


Der Zeitabſchnitt April 1920 bis April 1924 iſt für die Berufsſchule beider Geſchlechter der Stadt 
Danzig recht bedeutungsvoll. Es war eine Zeit des äußeren Wiederaufbaus, bei der Mädchen-Berufs⸗ 
ſchule handelte es ſich um einen vollſtändigen Neubau. Die notwendigen Rechtsgrundlagen wurden 
geſchaffen durch die Ortsſatzung für die Pflichtfortbildungsſchule für Mädchen vom 30. März 1921 
und die Ortsſatzung der Berufsſchule für männliche Perſonen vom 8. April 1922, ſo daß nunmehr 
für Perſonen beiderlei Geſchlechts in Danzig die Schulpflicht bis zur Beendigung des 18. Lebensjahres 
beſteht. Die Durchführung der Schulpflicht für Mädchen erfolgte jahrgangsweiſe und ſollte am 1. April 1924 
beendet ſein. Infolge verſchiedener Hinderniſſe verſchob ſich der Termin auf den 1. April 1925. Für den 
früheren Verwaltungsausſchuß (Kuratorium der Berufsſchule), der bereits von November 1921 ab eine 
neue, den Bedürfniſſen der Zeit entſprechende Zuſammenſetzung erfahren hatte, wurde im Februar 1924 
ein neuer Ausſchuß für das Berufs⸗ und Fachſchulweſen eingeſetzt, der ſich zuſammenſetzt aus drei 
Senatsvertretern, ſieben Bürgerſchaftsmitgliedern, je einem Vertreter der Handels- und der Handwerks— 
kammer, zwei Arbeitnehmern und zwei vom Senat beſtellten Leitern der Berufs- und Fachſchulen. Die 
als eine Ergänzung des Verwaltungsausſchuſſes anzuſehenden Schulausſchüſſe für verſchiedene Berufs— 
gruppen, die vor dem Kriege als Schulkommiſſion beſtanden hatten, wurden nach neuen, vom Wagiſtrat 
im Oktober 1920 genehmigten Grundſätzen neu gebildet. Ihr Zweck ift, eine ſtändige, lebendige Verbindung 
zwiſchen der Schule und dem praktiſchen Berufsleben herzuſtellen. 

Durch die von den Volks-, Mittel- und höheren Schulen der Schulleitung einzureichenden 
Verzeichniſſe der abgegangenen fortbildungsſchulpflichtigen Schüler und durch wiederholte Aufklärung in der 
Preſſe iſt es erreicht worden, daß der Gedanke der Schulpflicht wieder ganz allgemein bekannt iſt. Die 
darauf mit zurückzuführende Steigerung der Geſamtſchülerzahl der Pflichtſchule ergibt ſich aus folgender 
Aufſtellung. 

Knaben: 
Hand- | Rauf- 
werkerlehr- manns⸗ 
linge lehrlinge 


Arbeite⸗ 
rinnen 
(ohne 
Beruf) 


Hand⸗ 
Insgeſamtſwerkerlehr— 
linge 


manns⸗ 
lehrlinge 


Arbeiter Insgeſamt 


1919/0 
1920/21 
1921/22 
1922/23 
1923/24 


1956 
2.077 
1953 
1979 


1832) | 


366 
378 
676 
653 
791 


1532 
1489 
1501 
1881 
2141 


3854 
3 944 
3 930 
4513 
4 766 


201?) 

262 

692 
1381 
1913 


Zu bemerken iſt hierzu: 

1. Die Abnahme der Handwerkerlehrlinge erklärt ſich aus der Einrichtung der Werftſchule und 
der durch die Zeitverhältniſſe hervorgerufenen Abwanderung der Handwerkerlehrlinge zu den 
Arbeitern und Kaufleuten. . 

Der Verein „Frauenwohl“ in Danzig hatte dankenswerter Weiſe die weiblichen Schneider— 
lehrlinge (Februar 1912) und die Putzlehrlinge (Januar 1916) geſammelt und Fortbildungs⸗ 
und Fachunterricht für ſie eingerichtet. Obgleich die Stadt das Unternehmen mit Geldmitteln 
unterſtützte, ſtellten ſich der Durchführung je länger je mehr Schwierigkeiten entgegen. Auf 
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Beſchluß des Magiſtrats wurden darum im Oktober 1919 die Klaſſen für Schneiderinnen 
und Putzmacherinnen mit 201 Mädchen der Berufsſchule angegliedert. In gleicher Weiſe 
hatte auch der Lehrerinnenverein eine Fortbildungsklaſſe für ſchulentlaſſene Mädchen ins 
Leben gerufen und dieſe mit Unterſtützung der Stadt eine Reihe von Jahren in uneigen— 
nütziger Weiſe mit Erfolg geleitet; auch dieſe Einrichtung wurde zum 1. April 1920 an die 
Berufsſchule überführt. 


Unterrichtsbetrieb. 


Trotzdem der ganze Unterrichtsbetrieb noch unter einer gewiſſen Unruhe litt, verlief er im großen 
und ganzen doch ordnungsmäßig. Als ein beſonderer Fortſchritt muß es bezeichnet werden, daß nach 
den neuen Ortsſatzungen nach 6 Uhr abends kein Pflichtunterricht mehr ſein darf, und daß in den Hand— 
werkerklaſſen faſt ausſchließlich, in den Arbeiterklaſſen zumeiſt der bisherige zwei- oder viermal zweiſtündige 
Unterricht in der Woche durch den ein- oder zweimal vierſtündigen Unterricht in der Woche erſetzt wurde. 
Da die neue Unterrichtszeit zum Teil in die Arbeitszeit fällt, ſo werden Lehrlinge und Arbeitsburſchen 
desſelben Arbeitgebers, um eine Störung des Betriebes möglichſt zu vermeiden, ſoweit angängig, auf 
verſchiedene Tage eingeſchult. 

Während früher davon Abſtand genommen worden war, junge Leute mit dem Zeugnis für den 
einjährig⸗freiwilligen Militärdienſt pflichtmäßig in die Handwerker- und Fortbildungsſchule einzuſchulen, 
trat hierin ein Wandel ein. Es wurden nunmehr auch ſämtliche „Einjährigen“ zum Schulbeſuch heran— 
gezogen. Eine praktiſche Bedeutung hatte das inſonderheit bei den Kaufleuten, die die Mehrzahl der 
„Einjährigen“ bilden. Entſprechend der Einrichtung in den Städten des Deutſchen Reiches wurden dieſe 
Schüler in Sonderklaſſen vereinigt, für die auch ein beſonderer, für drei Halbjahre berechneter Lehrplan 
beſteht. Mit Beginn des Sommerhalbjahres 1921 wurde die erſte Einjährigenklaſſe für Kaufleute 
eröffnet, im Winter 1923/24 waren drei Kaufmannsklaſſen mit 110 Einjährigen vorhanden. 

Für die Drogiſten wurde in der Berichtszeit, ähnlich wie ein ſolcher Unterricht bereits bis zum 
Jahre 1912 als freiwilliger Unterricht beſtanden hatte, eine Fachklaſſe eingerichtet. Der erſte Kurſus wurde 
Witte Auguſt 1921 eröffnet und fand ſeinen Abſchluß in einer Prüfung zu Oſtern 1923. Im April 1923 
wurde ein zweiter Kurſus eröffnet. 

Die ſchon erwähnte Werftſchule der Danziger Werft, deren Einrichtung der Senat zuſtimmte 
unter Bedingungen, wie ſie auch in Preußen üblich ſind, bedeutete für die Schule die Abſplitterung eines 
weſentlichen Teiles guter Schüler. Am 1. November 1921 trat die Werftſchule ins Leben, und damit 
ſchieden 287 Lehrlinge der Danziger Werft, der Gewehrfabrik und Artilleriewerkſtatt aus der öffentlichen 
Handwerker- und Fortbildungsſchule aus. : 

Mit Beginn des Winterhalbjahres 1920/21 entſchloß man ſich im Arbeitsamte und in der Geſchäfts— 
ſtelle für Erwerbsloſenfürſorge, auch den nicht mehr ſchulpflichtigen Erwerbsloſen, ſofern ſie nicht über 
20 Jahre alt waren, einen beſonderen Unterricht geben zu laſſen. Dieſer Unterricht wurde der Berufs— 
ſchule angegliedert und begann im Dezember 1920. Im Mai 1922 konnte er wieder aufhören, da ſich 
inzwiſchen die Arbeitsverhältniſſe entſprechend gebeſſert hatten. 

Der Schulbeſuch war während der ganzen Berichtszeit wenig regelmäßig. Beſonders im 
Winter 1922/23 und im Sommer 1923 hatte die Schule in dieſer Beziehung einen ſchweren Stand, da 
die verhängten Strafen infolge der raſch zunehmenden Inflation völlig wirkungslos wurden. Erſt nach 
Einführung der ſeſten Währung trat im Winterſemeſter 1923/24 hierin eine Beſſerung ein. 

Die unentgeltliche Verabfolgung von Lehrmitteln an bedürftige Schüler hat ſeit 1922 eine Umge- 
ſtaltung erfahren. Während die Schüler früher ihre Bedürftigkeit durch ein vom zuſtändigen Armen⸗ 
kommiſſionsvorſteher ausgeſtelltes Zeugnis nachweiſen mußten, hat ſeit dieſer Zeit die Schulleitung die 
Entſcheidung über die Bedürftigkeit zu treffen. Die Zahl der Bedürftigkeitskarten hat ſich dadurch nicht 
vergrößert, ſo daß ſich dieſe Einrichtung entgegen der urſprünglichen Annahme zu bewähren ſcheint. 

Wit Beginn des Sommerhalbjahres 1920 trat eine bedeutende Veränderung in der Geſtaltung 
des der Handwerkerſchule angegliederten freiwilligen Unterrichtes ein. Es wurden die kunſtgewerbliche 
Tagesklaſſe und einige andere kunſtgewerbliche Kurſe aus dem bisherigen freiwilligen Unterricht heraus 
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genommen und entſprechend der bedeutenden künſtleriſchen Vergangenheit Danzigs, wenn auch zunächſt 
nur verſuchsweiſe, zu einer ſelbſtändigen Kunſtgewerbe-Abteilung erweitert. Als künſtleriſcher Leiter 
dieſer Abteilung wurde der Hochſchulprofeſſor Ernſt Peterſen gewonnen, der einen neuen Unterrichtsplan 
aufſtellte und vor allem auch der öffentlichkeit die Bedeutung und den Wert dieſer Einrichtung klarzulegen 
beſtrebt war. Beim Beginne des Sommerhalbjahres 1920 beſtanden 12 Kurſe oder Fachklaſſen. Als 
Lehrer waren die Waler und Oberlehrer Lilienthal, Badt, Buchholz und Oberlehrer Wilms tätig, 
als nebenamtliche Lehrer traten neu hinzu Hochſchulaſſiſtent Dr. Ing. Schmidt und Bildhauer Boecker. 
An Stelle des zum Sommerhalbjahr 1921 ausgeſchiedenen Oberlehrers Buchholz traten als neben— 
amtliche Lehrer die Herren Kolleck, Zeuner und Fräulein Ludwig ein. Mit dem Winterhalbjahr 1921/22 
trat eine bedeutende Erweiterung ein. Es konnte eine Studien- und Entwurfklaſſe für Schülerinnen, 
einſchließlich kunſtgewerblicher Frauenarbeit, eingerichtet werden. Fräulein Ludwig wurde hauptamtlich 
an der im Aufbau begriffenen Mädchen-Berufsſchule angeſtellt mit entſprechender, aus der Schülerzahl 
ſich ergebender Beſchäftigung an der Kunſtgewerbe-Abteilung. Die weitere Sffentlichkeit erhielt während 
der Berichtszeit von dem Wirken und Schaffen der Kunſtgewerbe-Abteilung durch zwei zu Oſtern 1921 
und Herbſt 1922 veranſtaltete Ausſtellungen beſondere Kunde. 


Sonſtiger freiwilliger Unterricht fand noch ſtatt in der polniſchen Sprache; er wurde im Sommer— 
halbjahr 1920 unter großer Beteiligung begonnen, aber mit Schluß des Sommerhalbjahres 1923 infolge 
zu geringer Meldungen wieder eingeſtellt. Ferner in der Elektrotechnik, aber auch dieſer Unterricht konnte 
nur in den erſten drei Halbjahren der Berichtszeit aufrecht erhalten werden. Endlich in Mathematik und 
Deutſch, Rechnen und Zeichnen für Maſchinenbauer und Wonteure. 


Die Schülerbücherei wurde in der Berichtszeit gegenüber 1919/20 um rund 50% fleißiger benutzt. 
An Stelle von Rektor Schülke als Verwalter der Bibliothek trat am 1. April 1923 Lehrer Nautſch. 


Hinſichtlich gewiſſer Einrichtungen, die in das Gebiet der Jugendpflege fallen (Unterhaltungs⸗ 
abende, Filmvorführungen) ſtand die Schule mit dem Jugendamt, in deſſen Bereich auch der Sängerchor 
und das Schülerorcheſter hinübergeführt wurde, in reger Wechſelbeziehung und machte von deſſen Ver— 
anſtaltungen weitgehenden Gebrauch. An die Einführung des Turnunterrichts als Pflichtfach an der 
Berufsſchule iſt öfter gedacht und gelegentlich auch darüber verhandelt worden; ein praktiſches Ergebnis 
aber konnte noch nicht erzielt werden. Einige Verſuche mit einem freiwilligen Turn- und Spielbetriebe 
führten, abgeſehen von der Mädchen-Berufsſchule, die einen ſolchen Kurſus einrichten konnte, zu keinem 
Erfolge. Verhältnismäßig beſſer war die Beteiligung an dem für alle Danziger Schulen eingerichteten 
Schwimmunterricht. 

Oſtern 1923 trat die Handwerkerſchule mit einer Ausſtellung von Schülerarbeiten an die 
Öffentlichkeit. Sämtliche Klaſſen für Zeichnen und praftifche Arbeit hatten in 15 Klaſſenzimmern des 
Hauptgebäudes ausgeſtellt. Der Beſuch war ſehr zahlreich und die Beurteilung in der Preſſe recht! günſtig. 
Desgleichen veranſtaltete die im Aufbau begriffene Mädchen- Berufsſchule wiederholt kleinere Ausſtellungen, 
die ſich ebenfalls eines lebhaften Zuſpruchs erfreuten. 

Von Oſtern 1920 ab ſtand das Hauptgebäude der Schulleitung wieder vollſtändig zur Verfügung, 
nachdem es 5 Jahre feinem eigentlichen Zweck zum größten Teile entzogen geweſen war. Außer in 
dieſem Hauptgebäude wurden im Sommer 1920 noch in 16, am Schluſſe der Berichtszeit in 20 Schul— 
häuſern unterrichtet. Da die Benutzung des Hauptgebäudes auch noch anderen Schulen und verſchiedenen 
Vereinen und Wohlfahrtsbeſtrebungen geſtattet iſt, ſo geht feine Belegung weit über das normale 
Maß hinaus. 


Lehrkörper und Schulleitung. 


Zu keiner Zeit ſind die Veränderungen in dem Lehrkörper der Schule ſo groß geweſen, wie in 
den letzten vier Berichtsjahren. Mit Wirkung vom 1. April 1920 wurde der bisherige ſtellvertretende 
Direktor Jaſſe als Direktor angeſtellt. Der infolge der ſtarken Vergrößerung der Schule im Jahre 1918 
gefaßte Entſchluß, den bisherigen Schulkörper in zwei ſelbſtändige Schulen aufzuteilen, iſt nur inſofern zur 
Ausführung gelangt, als zwei geſonderte Haushaltspläne, für die Handwerkerſchule und die Fortbildungs⸗ 
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ſchule, eingerichtet wurden. Direktor Jaſſe von der Fortbildungsſchule hatte, wie bisher, die Geſchäfte 


der Handwerkerſchule auch weiterzuführen. Die Tätigkeit des Rektors Saſſe an der Handwerker- und 


Fortbildungsſchule, ſoweit es ſich um die Unterſtützung des Direktors Jaſſe für den verſtorbenen früheren 
Direktor Seibke handelte, hörte mit Beginn des Winterhalbjahres 1920/21 auf. Wit dieſem Zeitpunkte 
wurde Oberlehrer Wilms zum ſtändigen Stellvertreter des Direktors beſtellt und ihm neben ſeinen 
ſonſtigen Obliegenheiten inſonderheit die Leitung der Klaſſen für Zeichnen und Fachunterricht zugewieſen. 
Vom 1. Oktober 1920 ab waren neben dem techniſchen Leiter der Kunſtgewerbeabteilung, Hochſchulprofeſſor 
Ernſt Peterſen, außerdem an der Leitung der Schule beteiligt: für die Klaſſen für Buchführung, Deutſch, 
Rechnen und Berufskunde ſechs Abteilungsleiter (die Rektoren Bidder, Chrzan, Hecker, Saſſe und 
die Handelslehrer Krieg und Fiech), für die Mädchen-Berufsſchule Abteilungsleiterin Fräulein Groth. Die 
auf eine zweckmäßigere Geſtaltung der Schulleitung abzielende Entwickelung ging in der Richtung weiter, 
daß die Rektoren im Nebenamt aus der Schulleitung nach und nach ausſchieden. Mit Beginn des 
Sommerhalbjahres 1923/24 wurde die Berufsſchule für die männliche Jugend in der Hauptſache in folgende 
drei Abteilungen gegliedert: 


1. Handwerkerklaſſen für Zeichnen und Facharbeit (Stellvertreter des Direktors, Oberlehrer Wilms), 


2. Lehrlingsklaſſen — Handwerker und Kaufleute — für Berufskunde, Deutſch, Rechnen und 
Buchführung (Abteilungsvorſteher Handelsoberlehrer Fiech, 


3. Arbeiterklaſſen für Berufskunde, Deutſch, Rechnen und Buchführung (Abteilungsvorſteher 
Handelsoberlehrer Krieg). 


Von da ab kommen, außer bei der Kunſtgewerbeabteilung, nebenamtliche Leitungen nur noch vor 
bei den Pflichtklaſſen der Berufsſchule in den Vororten Langfuhr (Rektor Chrzan) und Neufahrwaſſer 
(Rektor Artur Müller). Für die Zeit der Angliederung der Berufsſchule für Knaben fielen Fräulein 
Groth im allgemeinen die Aufgaben und Befugniſſe eines Abteilungsvorſtehers zu. Der weitere Ausbau 
ihrer Schule ergab für ſie naturgemäß eine allmähliche Erweiterung ihrer Obliegenheiten. 


Als hauptamtliche Lehrer traten in den Lehrkörper neu ein die Herren Euler, Menzel, Buſſe, 
Bahl, Reich und Hoppe. Für die Wädchen-Berufsſchule wurden Fräulein Groth und Fräulein 
Zeiner Oſtern 1921 endgültig übernommen. Nach und nach wurden als Gewerbelehrerinnen angeſtellt 
die Damen Ludwig, Otto, Baatz, Gronau und Cſchache. 


Den weitaus größten Teil des Unterrichts erteilen nebenamtliche Lehrer; ihre Zahl ſchwankt 
zwiſchen 181 und 210. Ende Oktober 1922 erhielten die Grundſätze für die Einſtellung, Beſchäftigung und 
Beſoldung dieſer Lehrer eine neue Faſſung. 


Der infolge der durch die Inflation hervorgerufenen Entwertung der Honorare ſich zeitweiſe 
ſehr bemerkbar machende Mangel an Lehrkräften hörte mit der Einführung der Guldenwährung am 
1. November 1923 auf. Dafür aber tauchte für die Schule und Schulleitung eine ganz neue Maßnahme 
auf, die freilich der Arbeit der Schule nicht gerade förderlich und deren baldige Abſtellung erwünſcht iſt. 
Infolge des anhaltenden Rückganges der Schülerzahlen in den Volksſchulen ſowie der durch Sparmaß— 
nahmen bedingten Erhöhung der Pflichtſtundenzahl der Lehrer konnten nämlich zahlreiche Schulamts⸗ 
bewerber in den Volksſchulen nicht mehr beſchäftigt werden. Um dieſen ſtellenlos gewordenen jungen 
Lehrern in ihrer Notlage zu helfen und ihnen eine ihrer Vorbildung entſprechende Erwerbstätigkeit zu 
verſchaffen, wurde eine Anzahl von ihnen an der Berufsſchule beſchäftigt. 


Da für die Mädchen⸗Berufsſchule die Beſchäftigung von nebenamtlichen Lehrkräften in derſelben 
Weiſe wie in der Knaben⸗Berufsſchule auf Schwierigkeiten ſtieß, ſo wurden hier ältere Vertreterinnen, 
die der Schulleitung zur Verfügung ſtanden, mit voller Stundenzahl beſchäftigt. Dadurch konnte die Zahl 
der nebenamtlichen Lehrerinnen an der Mädchen⸗Berufsſchule entſprechend ihrem weiteren Ausbau verhältnis⸗ 
mäßig klein geſtaltet werden. 


Der Aufbau der neuen Mädchen-Berufsſchule und die ſtändige Vermehrung der Schülerzahl 
machte die Einrichtung einer beſonderen Geſchäftsſtelle für die Mädchen erforderlich. 
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Verwaltungsbericht für das Schuljahr 1924/25. 


1. Perſonalien. 


Die Zahl der hauptamtlich angeſtellten Lehrkräfte einſchließlich des Direktors, ſeines Stellvertreters 
und der Abteilungsleiter betrug am Anfang dieſes Schuljahres an der Handwerker- und Fortbildungs- 
ſchule (Berufsſchule für die männliche Jugend) 13, an der Mädchen-Bernfsſchule 10. Am 1. April 1924 
wurde Herr Reich nach Ableiſtung ſeiner Probezeit feſt angeſtellt, desgleichen Fräulein Klatt. Der mit 
voller Vertretung ſchon ſeit 1. April 1923 an der Schule beſchäftigte Lehrer von Kuick-Studzinski blieb 
auch im Berichtsjahre in gleicher Eigenſchaft an ihr tätig. — Einen ſchmerzlichen Verluſt erlitt die Kunſt— 
gewerbeabteilung durch den Tod ihres künſtleriſchen Leiters, des Hochſchulprofeſſors Ernſt Peterſen, der 
ganz unerwartet auf einer Erholungsreiſe am 1. Juni 1924 verſtarb. Seit einer Reihe von Jahren hatte 
er in dankenswerter Weiſe ſein reiches Wiſſen und Können in den Dienſt unſerer Anſtalt geſtellt. Ein 
Nachfolger für ihn iſt noch nicht ernannt. Die Zahl der nebenamtlichen Lehrer betrug im Sommerhalb— 
jahre 157, die der Lehrerinnen 33. Im Winterhalbjahr wurden 165 Lehrer und 30 Lehrerinnen beſchäftigt. 
Infolge des weiteren Beamtenabbaus mußten mehrere nebenamtliche Lehrer entlaſſen werden, um 
beſchäftigungsloſen Junglehrern Platz zu machen. Deren Zahl betrug zunächſt 12 und ſtieg im Winter- 
halbjahr auf 28. Die Zahl der hauptamtlichen Lehrer und Lehrerinnen blieb im Winterhalbjahr dieſelbe. — 
Herr Reich nahm im Juni/Juli auf 4 Wochen an einem Kurſus für Uhrmacher an der Uhrmacherſchule 
in Glashütte teil. 

Die Zahl der im Büro der Handwerkerſchule Angeſtellten blieb dieſelbe. Im Büro der Mädchen- 
Berufsſchule mußte zur Bewältigung der notwendigen Arbeiten mit dem 1. Oktober eine Hilfskraft 
eingeſtellt werden. 


2. Unterricht. 


Auf der Grundlage der im Jahre 1923 erfolgten Neuorganiſation der Schule, die auch im Berichts— 
jahre beibehalten wurde, konnte nunmehr an die innere Ausgeſtaltung des Unterrichts herangegangen 
werden. Die ſchon im vorigen Zeitabſchnitt begonnene Neubearbeitung der Lehrpläne wurde weiter fort— 
geſetzt und der Unterricht in mehreren Klaſſen demgemäß in zweckentſprechender Weiſe umgeſtaltet und 
ausgebaut. Der in mehreren Berufen ſchon eingebürgerte Unterricht in praktiſcher Arbeit konnte im Berichtsjahr 
erweitert werden. Bei den Kellnern, Köchen und Schneidern wurde er neu oder wieder eingeführt. 

Eine vollſtändige Neugeſtaltung erfuhr der Unterricht bei den Elektrotechnikerlehrlingen. Durch 
die häufige Beſchäftigung auf auswärtiger Montage wurden dieſe Lehrlinge oft wochenlang der Schule 
entzogen. Der Schulbeſuch bei ihnen war darum im allgemeinen wenig regelmäßig. Auf Veranlaſſung 
der Vereinigung elektrotechniſcher Firmen der Freien Stadt Danzig wurde folgende Einrichtung getroffen: 
Die neu eintretenden Lehrlinge werden zunächſt (bis zu ſechs Monaten) von der Schule beurlaubt. Beim 
nächſten Semeſteranfang werden ſie dann in einer Klaſſe vereinigt und erhalten nun ein ganzes Jahr 
hindurch Tagesunterricht in der Weiſe, daß fie abwechſelnd je eine Woche täglich acht Stunden Unter- 
richt (8—12 und 2—6) und je eine Woche frei haben. Die Stundenzahl, die dadurch für fie herauskommt, 
iſt genau dieſelbe wie bei den andern Lehrlingen. Die Vorteile, die bei dieſer Regelung herausſpringen, 
ſind für die Schule ein regelmäßiger Schulbeſuch, für den Arbeitgeber, daß der Lehrling ihm die erſte 
Lehrzeit und in der Regel die letzten 1 bis 1 Jahre vollſtändig zur Verfügung ſteht. Andererſeits 
birgt dieſe ſtarke Zuſammendrängung des Unterrichts auf ein Jahr naturgemäß Mängel in ſich, und es 
iſt darum dieſe Einrichtung vorläufig als ein Verſuch anzuſprechen. Die Neuregelung trat mit Beginn 
des Winterhalbjahres in Kraft. 

Nach Auflöſung des Allgemeinen Gewerbevereins zu Danzig wurde die von ihm bisher unter- 
haltene Stahl'ſche Heizer- und Maſchiniſtenſchule der Berufsſchule angegliedert. Auf entſprechende 
Bekanntmachungen hin kam noch im Winterhalbjahr ein Heizerkurſus zuſtande, an dem 13 Schüler 
teilnahmen. 12 von ihnen unterzogen ſich der vor einer beſonderen Kommiſſion abgehaltenen Schluß— 
prüfung und beſtanden ſie ſämtlich. 


Der im April 1923 aufgemachte Drogiſtenkurſus fand im Oktober 1924 durch eine Prüfung ſeinen 
Abſchluß. Ein neuer Kurſus konnte mit Beginn des Winterſemeſters wieder eröffnet werden. 

Auf Anregung der Handelskammer wurde am 1. Februar 1925 ein Lackſchriftkurſus für Kaufleute 
eingerichtet. Die Anmeldungen aus den Kaufmannsklaſſen für dieſen freiwilligen Kurſus waren ſo zahlreich, 
daß zwei Klaſſen eingerichtet werden mußten. 

Der Unterricht in der Kunſtgewerbeabteilung erfuhr mit Beginn des Winterhalbjahres eine 
begrüßenswerte Erweiterung durch die Aufnahme von kunſtgeſchichtlichem Unterricht, zu deſſen Abernahme 
Herr Muſeumsdirektor Dr. Mannowsky ſich bereit fand. 

Die ſich anbahnende normale Entwickelung des Schulbetriebes wurde nachteilig beeinflußt durch 
die vermehrte Einſtellung von Junglehrern. Es kam noch hinzu, daß, ſobald ſich in einzelnen Fällen für 
einen Junglehrer Gelegenheit zu einer Beſchäftigung an der Volksſchule bot, er durch einen anderen erſetzt 
werden mußte. Die Schulleitung hat einen großen Teil von Zeit und Kraft aufwenden müſſen, um der 
hierdurch an ſie geſtellten Aufgabe einigermaßen gerecht zu werden. 

Der Ausbau der Wädchen-Berufsſchule konnte im Berichtsjahre beendet werden. Durch ihre 
weitere Ausdehnung wurde das Hauptgebäude, das neben der Handwerkerſchule nun auch noch dieſer 
Schule zum großen Teile als Unterkunft dienen muß, ſo ſtark belaſtet, daß der Unterrichtsbetrieb beider 
Schulen dadurch beeinträchtigt und eingeengt wurde, ganz zu ſchweigen von den Nachteilen und Gefahren, 
die die Unterbringung beider Geſchlechter in dieſem Alter in einem Gebäude mit ſich bringt. — Außer 
im Hauptgebäude waren die Schüler und Schülerinnen noch in 21 andern Schulhäuſern untergebracht. 
Dieſe Verhältniſſe erfordern gebieteriſch den Neubau eines weiteren Fortbildungsſchulgebäudes. 

Der Schulbeſuch (Durchſchnitt aller Klaſſen) hat ſich gegenüber dem Vorjahre weiter gebeſſert und 
dürfte bei ruhiger Entwickelung allmählich ſeinen normalen Stand erreichen. Er betrug in der 

Handwerker- u. Fortbildungsſchule Mädchen- Berufsſchule 
Sommerhalbjahr 1924 77,15 % 73,94% 
Winterhalbjahr 1924/25 79,95 % 76,80 % 


3. Schüler. 


Die Aufnahmeprüfungen wurden regelmäßig abgehalten. Es wurden im Berichtsjahre in der 
Knaben⸗Berufsſchule im Sommerhalbjahr 1052 (24), im Winterhalbjahr 912 (36) Schulpflichtige geprüft, 
in der Wädchen-Berufsſchule im Sommerhalbjahr 663 (70), im Winterhalbjahr 729 (60). — (Die in 
Klammern ſtehenden Zahlen bedeuten die Schüler, deren Leſefertigkeit den Anforderungen nicht genügte). 


Die Ende Februar 1925 vorgenommene Zählung der Schüler einſchließlich der Beurlaubten und 
Fehlenden ergab folgende Aberſicht: 


Handwerker- und Fortbildungsſchule 
Handwerfer- Kaufmanns⸗ Arber Geſamt⸗ 
Lehrlinge Lehrlinge u ſchülerzahl 


2036 798 2093 2927 
Mädchen⸗Berufsſchule 


Gewerbliche Kaufmänniſche ei Schülerinnen in Geſamt⸗ 
Lehrlinge Lehrlinge rbeiterinnen beſonderen Klaſſen ſchülerinnenzahl 


411 920 1195 79 2605 


Die Zahl der bedürftigen Schüler, die Lernmittel auf Koſten der Schule empfingen, ging gegen 
das Vorjahr welter zurück. Sie betrug in der Handwerker- und Fortbildungsſchule 867 gegenüber 930 im 
Jahre 1923/24, in der Mädchen-Berufsſchule 54 gegenüber 70 im Jahre 1923/24. 

Die Zahl der Klaſſen war naturgemäß ſchwankend. Am Schluß eines jeden Halbjahres beſtanden 
folgende Klaſſen: 
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Handwerker⸗ und Fortbildungsſchule 
Handwerkerklaſſen Handwerkerklaſſen für Kaufmanns Arbeiter⸗ 
für Zeichnen- und Berufskunde, Deutſch, Haste tlaſſen 
Fachkunde Rechnen, Buchführung aſſen 8 
Sommerhalbjahr 60 53 28 87 228 
Winterhalbjah t 90 70 30 82 272 
Mädchen⸗Berufsſchule 
Klaſſen Klaſſen der 
der gewerblichen kaufmänniſchen 
Abteilung Abteilung 
Sommerhalbjahr. 32 32 59 4 127 
Winterhalbja he 37 38 71 6 152 
Die ſtarke Vermehrung der Handwerkerklaſſen im Winterhalbjahr gegenüber dem Sommerhalbjahr 
erklärt ſich daraus, daß die Bauhandwerker und Waler nur im Winter Unterricht haben. 


Zuſammen 


Arbeiter- Beſondere 


8 2 Zuſammen 
klaſſen Klaſſen 


4, Freiwilliger Unterricht (Kunſtgewerbeabteilung). 


Die Kunſtgewerbeabteilung wurde im Sommerhalbjahr von 74 Schülern (40 männlich, 34 weiblich), 
im Winterhalbjahr von 87 Schülern (48 männlich und 39 weiblich) beſucht. Dieſe erhielten im Sommer 
in 10, im Winter in 11 Fach- reſp. Studien- und Entwurfklaſſen ihren Unterricht, wobei zu bemerken iſt, 
daß der einzelne Schüler in der Regel mehreren Klaſſen angehört. g 

Außer den im zweiten Abſchnitt ſchon erwähnten freiwilligen Kurſen konnten die Kurſe in Deutſch, 
Rechnen und Fachzeichnen (Fachkunde für Monteure uſw.) auch im Berichtsjahre weiter aufrecht 
erhalten bleiben. 5 

5. Einrichtungen neben dem Unterricht. 


Die Benutzung der Schülerbücherei hat auch im Berichtsjahre weiter zugenommen. Es konnten 
im ganzen an 7155 Leſer 13554 Bücher ausgeliehen werden. In Zugang kamen 146 neue Bücher. — 
Wit dem 1. Januar 1925 übernahm es die Schulleitung, den Schülern durch Vermittelung ihrer Klaſſen⸗ 
lehrer die Beſtellung der beiden — inſonderheit für die Berufsſchüler beſtimmten > Zeitſchriften „Feier⸗ 
abend“ und „Feierſtunden“ zu ermöglichen. Die Schüler machten von dieſer Einrichtung verhältnismäßig 
ſtarken Gebrauch. Es beſtellten den „Feierabend“ 465, die „Feierſtunden“ 128 Schüler. — Die Beteiligung 
an den von der Stadt Danzig für die Schüler eingerichteten Schwimmkurſen war gegenüber dem Vorjahre 
etwas geringer. — Den jugendpflegeriſchen Beſtrebungen der Mädchen- Berufsſchule diente die Einrichtung 
eines freiwilligen Schülerinnenchors und eines freiwilligen Turnkurſus. Beide Einrichtungen wurden von 
den Schülerinnen eifrig beſucht. Zur Unterſtützung der Erziehungsarbeit wurden im Sommer gelegentliche 
Ausflüge außerhalb der Schulzeit und im Winter geſellige Zuſammenkünfte zu Handarbeits- und 


Leſeabenden veranſtaltet. 
Haushaltsplan. 


Die Einnahmen und Ausgaben der Handwerker- und Fortbildungsſchule einſchl. der Berufs⸗ 
ſchule für Mädchen geſtalten ſich folgendermaßen: 2 
Iſt⸗Einnahme 165 188,64 G, gegen den Haushaltsplan mehr 9 095,58 G 
Iſt⸗Ausgabe 531 025,0 4 „ „ x E d en 153 191,82 „ 
Ein Drittel der Mehreinnahmen kommt auf das Schulgeld, der übrige Teil im weſentlichen auf 
erhöhte Ruhegehaltserſtattungen vom Staate. ; . 8 
Die größeren Ausgaben ſind hauptſächlich durch die inzwiſchen eingetretene Erhöhung der Gehälter 
und der Stundenvergütungen entſtanden, die eine Nachbewilligung von 133 857,24 G notwendig machten. 
Von dem Veſt der Wehrausgaben entfallen in runden Zahlen 2800 G auf Erhöhung der Ruhegehälter, 
10 600 G auf die bauliche Inſtandhaltung des Schulgebäudes und 5800 G auf Ausſtattung, Anterrichts⸗ 
mittel und Geſchäftszimmerbedarf. Die ſächlichen Ausgaben waren⸗ bei dieſem erſten Guldenetat vielfach 
zu niedrig geſchätzt worden. 


104 


Städt. Handels⸗ und Höhere Handelsſchule. 


Die am 1. April 1918 eingerichtete Handels⸗ und Höhere Handelsſchule hatte im erften Jahre 
nur Abteilungen für Mädchen. Oſtern 1919 kamen die männlichen Abteilungen hinzu, ſo daß von da 
ab die Schule mit ihren 5 Abteilungen ausgebaut war: Handelsſchule für Mädchen, Höhere Handels— 
ſchule für Mädchen, Handelsſchule für Knaben, Höhere Handelsſchule für Knaben, Einzelkurſe in den 
Abendſtunden. In allen Abteilungen handelt es ſich nur um freiwilligen Unterricht. 

Es iſt eine allgemeine Erſcheinung, daß die Wädchenabteilungen ſtärker beſetzt ſind als die 
männlichen. Die Wädchen ſind mehr darauf bedacht, ſich vor der beruflichen Betätigung theoretiſch 
auszubilden. An der Geſtaltung des Schulbeſuchs insgeſamt merkt man den Einfluß wirtſchaftlicher 
Ereigniſſe. Die Rückkehr der Kriegsteilnehmer verurſachte ein ſtarkes Anwachſen der Abendkurſe, die im 
Winter 1919/20 — 864 Teilnehmer zählten, wovon eine Anzahl ſogar mehrere Kurſe beſuchte. Auch in 
der Höheren Handelsſchule wurde die Bildung einer zweiten männlichen Abteilung notwendig. In den 
weiblichen Abteilungen zeigte ſich dagegen ein Abflauen. So gingen die Zahlen in der Höheren Handels— 
ſchule von 118 (Durchſchnitt für 1918/19) auf 66 (Durchſchnitt 1919/20), in der Handelsſchule von 293 
auf 152 zurück. Die Inflation ſchuf ein neues Bild. Sie brachte eine Zunahme in allen Abteilungen. 
Selbſt in den Sommerhalbjahren, die ſonſt in den Abendkurſen ſchwächeren Beſuch aufwieſen, waren 
1922 — 471, 1923 = 568 Teilnehmer. In den Wädchenabteilungen betrug der Durchſchnittsbeſuch in 
der Höheren Handelsſchule 137, in der Handelsſchule 253. Die Handelsſchule und die Höhere Handels— 
ſchule für Knaben behielten von 1920 bis 1923 den gleichen Stand mit der gleichen durchſchnittlichen 
Klaſſenſtärke, nämlich 21 bezw. 26. Mit dem Winterhalbjahr 1923/24 ſetzte allgemein ein Rückgang ein. 
Der Abergang zur feſten Währung und die darauf folgende wirtſchaftliche Kriſis — letztere noch heute 
wirkend — machten ſich im Schulbeſuch bemerkbar. Die Schwankungen in der Beſuchsziffer übertrugen 
ſich naturgemäß auf die Zahl der Lehrperſonen; der Ausgleich erfolgte teilweife durch nebenamtliche Lehr- 
kräfte, teilweiſe durch Aberſtunden der hauptamtlichen. Von den an der Schule tätigen Lehrperſonen ſind 
im Laufe der Jahre ſieben ausgeſchieden (Schleelein, Kuhn, Seeger, Lenz, Zimmermann, Jacob, 
Renner). Erſatz erhielt die Schule, ſoweit er durch die Schülerzahl notwendig war, durch die Damen 
Ewel, Feuerſenger, Ganswindt, Kayſer, Löwen und durch die Herren Dr. Frank und Hacke. 

Oſtern 1921 wurde die kaufmänniſche Privatſchule von Hedwig Knorr übernommen; die In- 
haberin trat in den Lehrkörper der Handelsſchule ein. 

Beſondere Schwierigkeiten bereitete die Raumfrage, waren es doch nicht weniger als vier Gebäude, 
in denen der Unterricht erteilt wurde. Ein derartiger Pendelverkehr hatte ſelbſtverſtändlich ſeine Nachteile 
nicht nur für die Lehrperſonen, ſondern auch für den Schulbetrieb und Unterrichterfolg. Wenn auch das 
Jahr 1923 das einheitliche Schulgebäude noch nicht brachte, ſo wurde es doch begrüßt, als der Schule 
das freigewordene Volksſchulgebäude Faulgraben 11 zur Verfügung geſtellt wurde. 


Bericht über das Schuljahr 192/25. 


Das Schuljahr 1924/25 ftand unter dem Zeichen wirtſchaftlichen Tiefſtandes. Zu Beginn des 
Berichtsjahres waren neben dem Direktor 19 hauptamtliche und 9 nebenamtliche Lehrperſonen tätig, haupt⸗ 
amtlich Direktor Dr. Sittel, Dipl.-Handelsoberlehrer Dr. Völkner, Dr. Frank, Dipl.-Handels— 
lehrer (innen) Bembanowski, Buchholz, Ganswindt, Kayſer, Handelsoberlehrerinnen Ballerſtaedt, 
Marie und Anna, Unger, Baulmann, Krull, Penner, Lietz, Ewel, Feuerſenger, v. Kortzfleiſch, 
Fachlehrer(in) Gutſchke, Hacke, Stapler; nebenamtlich vollbeſchäftigt die wiſſenſchaftlichen Lehrerinnen 
Paſſarge und Schöler. 

Der Schulbeſuch im Sommer- (Winter-) Halbjahr ergibt ſich aus folgender Aufſtellung: 

Höhere Handelsſchule, weibl. 3 (3) Klaſſen mit 69 (67) Teilnehmern 
1. 3 männl. 1 (1) 15 22 (21 
Handelsſchule, weiblich 5 (A) 5 „ 181 (140) 4 
5 männlich 3 (3) ; 80 80 5 
insgeſamt 12 (11) Klaſſen mit 352 (309) Teilnehmern 


» 
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Dazu kamen 16 (17) Abendkurſe mit 234 (375) Teilnehmern. Es waren demnach im Sommer— 
halbjahr (Winterhalbjahr) 498 (455) Unterrichtsſtunden zu erteilen, davon entfielen auf hauptamtliche 
Lehrperſonen 434 (406), auf nebenamtliche 64 (49). 

Aus der Gegenüberſtellung läßt ſich der Rückgang des Beſuches in der Wädchen-Handelsſchule 
erkennen. Die Urſache bildet einmal der geringere Bedarf des Wirtſchaftslebens an Hilfskräften, dann 
aber auch die Höhe des Schulgeldes. Die ſeit Oſtern 1924 beſtehenden Sätze ſind in den Handelsſchulen: 
Einheimiſche monatlich 12,50 G, Auswärtige 15,.— G, Ausländer 25,— G. Damit werden die Sätze der 
Mittelſchulen überſchritten. Bei der Höheren Handelsſchule werden erhoben: Einheimiſche 19, Aus- 
wärtige 22, Ausländer 38 G. Dieſelben Erſcheinungen ſind bei den Abendkurſen zu beobachten. Bei 
dieſen ſpielt allerdings auch die Verlegung der Unterrichtsräume von der Jopengaſſe nach Faul- 
graben eine Rolle. 

Von beſonderer Bedeutung für die Schule war die Erhöhung der Pflichtſtundenzahl der Lehr— 
perſonen, die mit dem 1. Oktober 1924 in Wirkung trat. Rein rechneriſch betrachtet, brachte ſie eine 
Erſparnis von 54 Stunden. Da gleichzeitig die Handelsſchule um eine Klaſſe zurückging, wurden insgeſamt 
drei Lehrperſonen frei, die zum Unterricht an die Wädchen-Berufsſchule beurlaubt wurden. Es waren 


das die Damen Feuerſenger, Ewel, Kayſer. 


Haushaltsplan 192/1925. 


Der Voranſchlag ging von einer Einnahme von 99500 G aus, der eine Ausgabe von 116000 G 
gegenüberſtand, jo daß die Stadtgemeinde mit einem Zuſchuß von 16500 G rechnen konnte, das ſind 
14% der geſamten Ausgabe. Tatſächlich aber betrug die Einnahme 101513 G, die Ausgabe 180906 G, 
der Zuſchuß der Stadtgemeinde 79393 G, das find 44%. Die Erhöhung in der Einnahme ward nur her⸗ 
beigeführt durch erhöhten Staatszuſchuß, ſtatt 3717 G 37350 G; die Schulgeldeinnahme betrug gegenüber 
dem Voranſchlag 32029 G, alſo rund ein Drittel weniger. Daß der Unterſchied gegen den Voranſchlag 
ſo groß war, lag an dem früher üblichen Verfahren, nach dem die Anſätze nach dem Schulbeſuche im 
Oktober 1922 und April 1923 aufgeſtellt worden waren. Bei den Wädchenabteilungen betrug der Unter⸗ 
ſchied rund 35%, bei den Abendkurſen annähernd 50 %. 

Die ſächlichen Ausgaben — nach dem Voranſchlag 18981 G — betrugen 15067 G, die perſönlichen 
aber ſtatt 97019 G 165839 G. Die neuen Gehälter waren bei der Aufſtellung des Etats noch unbekannt, 
daher die Aberſchreitung. 

Die Schule hat eigentlich noch keine normalen Zeiten gehabt, ſo daß man noch nicht mit zuver- 
läſſigen Zahlen rechnen kann. Sowohl bei den Knaben wie bei den Wädchen iſt die 1½ jährige 
Beſuchsdauer an der Handelsſchule eingeführt. Die Beſuchsdauer der Höheren Handelsſchule iſt noch 
ein Jahr. Im Reich find Bewegungen im Gange, die Abteilungen zu mittleren und höheren Fachſchulen 
mit zweijähriger Dauer auszubauen. Danzig wird nicht zurückbleiben dürfen, umſoweniger, als 
den ſo ausgebauten höheren Handelsſchulen eine bedeutungsvolle Aufgabe zufällt beim Abergang zur 
Handelshochſchule. 

Noch harrt die Raumfrage ihrer endgültigen Löſung. Wohl iſt die Beſſerung gegen früher 
anzuerkennen, denn die Unterbringung der männlichen Abteilungen im Hauptgebäude der Berufsſchule 
und die der weiblichen Abteilungen im Gebäude Faulgraben 11 bedeuten einen weſentlichen Fortſchritt. 
Das einheitliche Gebäude aber muß dringender Wunſch der Schule bleiben. 


XV. Gewerbe- und Haushaltungsſchule Danzig⸗Langfuhr. 


Bis zur Ablöſung Danzigs vom Deutſchen Reiche gehörte die Gewerbe- und Haushaltungsſchule 
zum Verwaltungsbereich des preußiſchen Minifteriums für Handel und Gewerbe. Bei der Gründung 
der Freien Stadt Danzig ward ſie dem Senat, Abteilung für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, 
unterſtellt. Während die Stadtgemeinde Danzig auch weiterhin durch Zuſchüſſe zum Unterhalt der Schule 
beitrug, wurden die Zuſchüſſe, die bisher der preußiſche Staat und die Provinz Weſtpreußen gezahlt 
hatten, von der Freien Stadt übernommen, ebenſo die über dieſe Beträge hinausgehenden zur Unterhaltung 
der Schule erforderlichen Summen. Träger der Schule blieb der Vaterländiſche bzw. Deutſche Frauenverein. 
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Die Lehrperſonen der Schule haben im Laufe der Jahre verſchiedentlich gewechſelt, hauptſächlich 
der unſicheren Beſoldungsverhältniſſe wegen. Vier Lehrerinnen ſchieden aus dem Lehrkörper, um Stellen 
an ſtädtiſchen Schulen in Preußen zu übernehmen, zwei traten in den öffentlichen Schuldienſt der Stadt 
Danzig über. Eine der letzteren, Fräulein Manthey, iſt dann wieder an die Gewerbe- und Haus— 
haltungsſchule beurlaubt worden. Eine weſentliche Verbeſſerung der Beſoldungsverhältniſſe brachte das 
Jahr 1920, als die ſtaatliche Beſoldungsordnung auch für die Lehrperſonen der Gewerbe- und Haus— 
haltungsſchule eingeführt wurde, mit der Einſchränkung, daß dieſe 80 v. H. der ſtaatlichen Sätze erhalten. 

Oſtern 1920 wurde das während des Krieges geſchloſſene Handarbeitsſeminar wieder eröffnet 
und iſt ſeitdem regelmäßig weitergeführt worden, während das im Kriege ebenfalls geſchloſſene Seminar 
für Hauswirtſchaftslehrerinnen der geringeren Nachfrage wegen nur in den Jahren 1921—23 geführt 
wurde. Oſtern 1923 wurden aus Zweckmäßigkeitsgründen die Fachklaſſe für Zeichnen und Kunſthandarbeit 
mit der Kunſtgewerbeabteilung der Städtiſchen Handwerkerſchule vereinigt und andererſeits der haus 
wirtſchaftliche Unterricht der Städt. Frauenſchule in die Gewerbe- und Haushaltungsſchule eingegliedert. 


Der Schulbeſuch, der im Jahre 1919 ſeinen Höchſtſtand erreichte und dann infolge der Geld— 
entwertung und des dadurch bedingten großen Bedarfs an Hilfskräften für Banken und Handel zurückging, 
geſtaltete ſich folgendermaßen: 

Schuljahr 1919/20 Sommer 148 Schuljahr 1922/23 Sommer 116 
5 Winter 160 > Winter 129 
1920/21 Sommer 112 1923/24 Sommer 98 
5 Winter 119 1 Winter 105 
1921/22 Sommer 113 1924/25 Sommer 115 
5 Winter 135 5 Winter 119 
Im Schuljahr 1924/25 waren an der Schule tätig 
hauptamtlich: Fräulein von Schwaewen als Leiterin, 
Schiemann als wiſſenſchaftliche Lehrerin und Gewerbelehrerin, 
Kahl 
Makuth 
Hahn 
Beutler als Gewerbelehrerinnen, 
Manthey 
Frau Kloſe 
Fräulein Tempel 
5 Cornelſen als akad. Zeichenlehrerin, 
i Czerwinski als Sekretärin; 
nebenamtlich: Herr Rektor Schütz. 

Einen großen Fortſchritt für die Entwickelung der Schule bedeutete die am 1. Juli 1924 erfolgte 
Verlegung aus den beengten Mietsräumen am Ferberweg in das Gebäude des Staatlichen Lehrerſeminars, 
Königstalerweg 18. Hier hat die Schule jetzt ein Heim in einer landſchaftlich ſchönen und geſunden Lage 
mit großen, hellen, luftigen, praktiſch ausgeſtatteten Räumen. Der weitere Schulweg hat den Schulbeſuch 
nicht beeinträchtigt, ſondern die Beſuchszahl iſt wieder im Anſteigen begriffen. Dadurch wird die Ein⸗ 
ſtellung von weiteren Lehrkräften erforderlich werden. 

Der Rechnungsabſchluß für das Jahr 1924/25 hatte folgendes Ergebnis: 

Einnahme. 
Der Etat 1924 ſah vor: Tatſächliche Einnahme: 


J. Schulgelder 19 260. — G Schulgelder 

II. Küchenbetrieb 11200,— „ Küchenbetrieb 10 065,53 
III. Verſchiedene Einnahmen 620, — „ Verſchiedene Einnahmen 1189,24 
IV. Zuſchüſſe 40 130,— „ Zuſchüſſe 53 231,36 „ 


WG 88 699,13 G 


» 


* 


Ausgaben. 
Der Etat 1924 ſah vor: Tatſächliche Ausgaben: 


Hauptamtliche Beſoldungen . 49 126,40 G Hauptamtliche Beſoldungen . . . 58 533,60 G 
Nebenamtliche Beſoldungen 660,.— Nebenamtliche Beſoldungen .. 
II. Steuern, Verſicherungen . . 1 200,— Steuern, Verſicherungen 

Wohnungsmiete, Zentralheizung 1 100,— Wohnungsmiete, Zentralheizung 5133,66 
. Herdfeuerung, Beleuchtung... 2900,- Herdfeuerung, Beleuchtung. .. 2626,87 
Ruhegehalt erg - Ruhegehalt 400, — 
Bedienung N - Bedienung r 
Küchenbetrieb . = Rüchenbetrieb -. . - - - . .. 9893,09 
Inventar, Geſchirr Inventar, Geſchirr 1136,15 
. Lehrmittel, einſchließlich Bücher . 1000,— Lehrmittel, einſchließlich Bücher . 1000,— 
. Inſerate, Druckſachen, Porto .. 1 300,.— Inſerate, Druckſachen, Porto .. 1300, — 
Fernſprecher . 0 Fernſprecher 243,99 
Lohnſummenſt euer 1491,.— „ Lohnſummenſteuer 4099,01 
. Sonſtiges uud zur Abrundung. 502,60 Sonſtiges und zur Abrundung . 4099,01 


71210 88 699,13 G 


Die Mehrausgaben in den Beſoldungen wurden durch die Gehaltserhöhung bedingt. 


Aus Abſchnitt Ill waren allein im 1. Vierteljahr an die beiden Hausbeſitzer am Ferberweg 880,66 G 
Wohnungsmiete zu zahlen. 


Die Ausgaben in Abſchnitt VII für den Küchenbetrieb ſind etwas geringer, als der Voranſchlag 
ausſetzt. Dafür ſind aber auch die Einnahmen für den von der Anſtalt unterhaltenen öffentlichen Mittags⸗ 
tiſch hinter dem Voranſchlag zurückgeblieben. Dieſes hat feinen Grund darin, daß im Auguſt des Berichts⸗ 
jahres der Wittagstiſch nicht voll aufgenommen werden konnte, weil die für die beſonderen Zwecke der 
Schule erforderlichen baulichen Anderungen im Seminargebäude noch nicht beendet waren. Die Wehr— 
ausgabe für Bedienung, Abſchnitt VI, war durch die größeren Räume bedingt, und die Aberſchreitung des 
Voranſchlages in Abſchnitt VIII für Inventar dadurch, daß dieſes infolge der ſtarken Abnutzung durch 
den langen Gebrauch viele Reparaturen und Ergänzungen erforderte. 


Unter Abſchnitt XIII, Sonſtiges und zur Abrundung, fallen die Koſten für den Umzug der Schule. 


XVI. Stadtbücherei. 
I. Rückblick auf die Jahre 1919/20— 1923/24. 


Stadtbibliothek und Volksbüchereien haben während der Jahre 1920 bis 1924 unter den Folgen 
der Geldentwertung und der anderen NVachkriegserſcheinigungen, wie alle Kultureinrichtungen, merklich 
gelitten. Es war nicht möglich, den Friedensſtand dauernd aufrecht zu erhalten, obwohl dankbar aner- 
kannt werden muß, daß die dringendſten Forderungen der Verwaltung bei den ſtädtiſchen Behörden trotz 
ſchwieriger Verhältniſſe faſt ſtets Gehör fanden. 


Die Vermehrung der Beſtände (Tab. 1) betrug während der Jahre 1920/4 durchſchnittlich 
4267 Bände (bibliographiſch), womit ſowohl der Durchſchnitt der vorhergehenden Jahre 1915/20 mit 
3074 Bänden, als auch der des letzten Friedensjahres 1913/14 mit 3412 überſchritten wurde. Es war 
dies jedoch nur durch den unverhältnismäßig hohen Durchſchnitt des Zugangs durch Geſchenk und Tauſch, 
2719 Bände gegenüber 1836 des letzten Friedensjahres, möglich, während der im allgemeinen wichtigere 
Zugang durch Ankauf mit 1548 Bänden hinter dem Friedensdurchſchnitt (1910/15) von 2133 Bänden 
nicht unweſentlich zurückblieb. 
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Tabelle 1. Vermehrung der Stadtbücherei. 
Bände (bibliogr.) 
1920/21 1921/22 1922/23 1923/24 durchſchn. 
Zugang durch Ankauf. 2068 1321 1326 1479 1548 
durch Schenkung und Tauſch. 2 020 2464 2 368 4.024 2719 
insgeſamt 4088 3 785 3694 5503 4 267 

Der Geſamtbeſtand betrug im April 1920 187 500 Bände und am 1. April 1924 rund 200 005 Bände. 
Der 200 000. Buchbinderband konnte Ende des Jahres 1924 gezählt werden. 

Weniger günſtig iſt das Bild der Vermehrung der Volksbüchereien (Tab. 2 und 3). 
Allerdings iſt für die Volksbüchereien die Vermehrung durch Ankauf von weit geringerer Bedeutung als 
für die Stadtbibliothek. Für die Volksbüchereien kommt überhaupt nur ein kleiner Teil der jährlichen 
Neuerſcheinungen an ſchöner und volkstümlich belehrender Literatur in Betracht. Aber es muß gefordert 
werden, daß außer dem Erſatz der bei der ſtarken Ausleihebenutzung ſehr zahlreichen Abgänge verbrauchter 
Bücher auch eine zwar langſame, ſo doch ſtetige Erweiterung der Bücherbeſtände die Regel bildet. Aus 


der ſtatiſtiſchen Aberſicht iſt erſichtlich, daß dieſe Forderung im Jahre 1923/24 unerfüllt blieb; gegen 998 


verbrauchte Bände konnten nur 957 Bände neu beſchafft werden. 


Tabelle 2. Vermehrung der Volksbüchereien. 

1920/21 1921/22 1922/23 1923/24 Durchſchn. 1920/24 

Zug. Abg. Zug. Abg. Zug. Abg. Zug. Abg. Zug. Abg. 

r 377: 1958 1263 870 628 731 900 1051 792 
BI 221 47 166 31 190 62 142 86 195 56,5 
al, on ee 13 283 26 405 19 84 12 236 17,5 

Summe 1100 437 2407 1320 1465 709 957 998 1482 8656 

Zu⸗ oder Abgang: 663 — 1087 — 756 — — 41 616 


Tabelle 3. Beſtand der Volksbüchereien. 
am 1. April 1920 am 1 April 1924 

19 047 

7157 

5838 

Summe 29577 32.042 
Die Benutzung der Stadtbücherei (Tab. 4) im ganzen war 1920/24 im Durchſchnitt nur um 
5% höher als im letzten Friedensjahr. Der Durchſchnitt der Entleihung der Bücher außerhalb der 
Räume der Bibliothek liegt mit 31457 ſogar unter dem des letzten Friedensjahres 1913/14 mit 
34319 Bänden. Der ſtörende Einfluß des Krieges und der Nachkriegszeit auf die Betätigung aller 
geiſtigen und wiſſenſchaftlichen Intereſſen ſpricht ſich eben auch in der Benutzung der Bibliothek aus. Er 
ſchien mit dem Jahre 1921/22 überwunden. Aber der zunehmende Verfall der Währung in den folgenden 
Jahren und die daraus beſonders für unſere Benutzerkreiſe folgenden wirtſchaftlichen Schwierigkeiten hinderten 
von neuem in merklichem Maße die Beſchäftigung mit ernſteren, den Tagesforderungen ferner liegenden Dingen. 


Tabelle 4. Benutzung der Stadtbücherei. 
Zahl der ausgeliehenen Bände im Jahre 
1920/21 1921/22 1922/23 1923/24 Durchſchn. 1920/24 
Entleihung an Benutzer in Danzig 28425 29 893 29 757 28 090 29041 
5 nach auswärts 1791 1923 2258 3693 2 416 


3 außerhalb d. Bibliothek 30 216 31 816 32 015 31 783 31 457 
5 im Leſeſaal 8651 15 638 9888 10 842 11 255 
im ganzen 38 867 47 454 41 903 42 625 42712 
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Die Zahlen für die Entleihung von Büchern aus den Volksbüchereien (Tab. 5) liegen in der 
Zeit von 1920/24 im Durchſchnitt um 30% höher als in dem Jahre 1914/15, wobei aber zu berückſichtigen 
iſt, daß Volksbücherei Ill erſt im Jahre 1915/16 voll in Betrieb genommen wurde. Der Vergleich der 
einzelnen Jahre innerhalb der Berichtszeit ergibt eine, wenn auch geringe, fortſchreitende Senkung der 
Ausleiheziffern. Die Urſache dieſer Verminderung liegt darin, daß aus techniſchen Gründen ſeit 1923 
eine Beſchränkung der Zahl der gleichzeitig an eine Perſon auszugebenden Bände vorgenommen wurde. 


Tabelle 5. Entleihung der Volksbüchereien. 
Zahl der ausgeliehenen Bände im Jahre 
1920/21 1921/22 1922/23 1923/24 Durchſchn. 1920/24 
113530 122 858 116 593 100 674 113 414 
54 782 59 681 57891 58 983 57 834 
30 809 33 440 35 777 34 618 33 661 
Summe 199121 215979 210 261 194 275 204 909 
Ganz erheblich hat die Benutzung der Leſehallen (Tab. 6) nachgelaſſen. Der Grund dafür 
liegt darin, daß infolge des bei den Volksbüchereien vorgenommenen Beamtenabbaus von 30% gewiſſe 
Einſchränkungen und Verlegungen der Öffnungszeiten Platz greifen mußten. 


Tabelle 6. Benutzung der Leſehallen. 
(Perſonen) 
1920/21 1921/22 1922/3 1923/24 Durchſchn. 1920/24 - 


16597 16 020 15331 7795 13 936 

7615 8654 8938 8022 

1028 6334 1333 2500 

Summe 24783 24 663 30319 18 066 2⁴ 458 
Die Katalogiſierung der alten Beſtände der Stadtbücherei konnte leider nicht in dem Maße 
gefördert werden, wie es wünſchenswert wäre, um das im Jahre 1900 begonnene Werk der Neufatalo- 
giſierung zu Ende zu führen, damit endlich die Bibliothek in ihrem ganzen Umfange überſichtlich geordnet 
zur Verfügung ſteht. Die ſtändig wachſenden laufenden Arbeiten infolge der Zunahme der Vermehrung 
und Benutzung nahm den größten Teil der Arbeitszeit der Beamten und Angeſtellten in Anſpruch. Es 
wurden neu angefertigt die Kataloge: Hb Kirchenväter, Je Handels-, Wechſel- und Seerecht, Jg Neueres 
deutſches bürgerliches Recht, Ji Strafrecht und Strafprozeß, Jk Kirchenrecht, JI Staats- und Verwaltungs- 

recht, Ne Holland und Belgien, Nh Sſterreich-Ungarn und die Tſchechoſlovakei. 


II. Überſicht über das Jahr 1924/25. 


1. Allgemeines. 

Der Haushalsplan der Stadtbibliothek für 1924/25 wurde, nachdem wieder mit feſten Geldver- 
hältniſſen gerechnet werden konnte, ungefähr auf den Vorkriegsſtand gebracht. Für Bücheranſchaffung und 
Einband waren für die Stadtbibliothek ſtatt 14000 M im Jahre 1914, jetzt 21800 G, für die Volks⸗ 
büchereien ſtatt 8 700 M im Jahre 1914, jetzt 13 200 G vorgeſehen. Dieſe Summen erwieſen ſich aber 
im Laufe des Jahres als nicht ausreichend, um damit die Weiterentwicklung der Stadtbibliothek und der 
Volksbüchereien in derſelben Weiſe wie vor dem Kriege zu gewährleiſten, da die Bücherpreiſe um etwa 
50% am Schluß des Jahres gegen den Vorkriegsſtand geſtiegen waren. Die am 3. Januar 1925 erfolgte 
Genehmigung, den Voranſchlag um 25% zu überſchreiten, ermöglichte es aber, wenigſtens das Notwendigſte 
zu beſchaffen. 

Da der Aufgabenkreis und der Wirkungskreis der Bibliothek, wie ſich aus der Benutzungsſtatiſtik 
ergibt, erheblich zugenommen haben, wird es nötig ſein, künftig auch die für die Bibliothek bereit zu 
ſtellenden Mittel zu erhöhen. Auch für die Volksbüchereien reichen die vorgeſehenen Summen kaum aus, 


um den dort naturgemäß ſtarken Verbrauch von Büchern zu erſetzen. Bei der aus den folgenden Zahlen 
hervorgehenden Vermehrung der Arbeiten in faſt allen Verwaltungszweigen wäre im beſonderen auch eine 
Vermehrung bes Beamtenperſonals dringend erwünſcht, zumal noch große ältere Beſtände der Neu— 
katalogiſierung harren. 


2. Vermehrung der Stadtbücherei. 


Der Bücherbeſtand der Stadtbücherei wuchs um 6801 Bände (1923/24 5503). Von dieſen 
gingen ein: 


1. Durch Kauf 
a. neue Werke en ing u 261 Bände (1068) 
b. antiquariſche Werke. ? el ( 411) 
266 (1479) 
2. Durch Tauſch 283ͤ (518) 
3. „ Schenkung ee (242%) 
„ Pflichtlieferung EFFECT (2.87) 
6801 Bände (5 503) 

Die Statiſtik der Vermehrung der Stadtbibliothek im Berichtsjahr ergibt alſo ein ſehr erfreuliches 
Bild, das hoffen läßt, daß die Folgen der Kriegszeit nunmehr endgültig überwunden ſind. Bemerkens— 
wert iſt die große Zahl der durch Geſchenk und Tauſch eingegangenen Bände. Unter den Schenkungen 
ſeien außer den von den verſchiedenen Senatsſtellen überwieſenen Bänden an erſter Stelle genannt die 
Bibliothek des Allgemeinen Gewerbe-Vereins zu Danzig, die bei der in dieſem Jahre erfolgten Auflöſung 
des Vereins, wie ſtatutenmäßig vorgeſehen, an die Stadtbibliothek fiel. Aus dieſer Sammlung wurden 
bis jetzt etwa 400 Bände eingeſtellt, unter denen ſich wertvolle Ergänzungen von Kunſt- und anderen 
Zeitſchriften befanden, und 850 Bände den Volksbüchereien überwieſen. Aus der bereits im vorigen 
Bericht erwähnten Bücherſammlung des Geheimrats Prof. Dr. Perlbach wurden im laufenden Jahre 
476 (bibliographiſche) Bände eingeſtellt. Ferner verdanken wir wertvolle Gaben dem Generalſekretariat 
des Völkerbundes, dem Internationalen Arbeitsamt, dem Deutſchen Generalkonſulat, dem Carnegie 
Endowment for International Peace und zahlreichen Privaten, denen allen an dieſer Stelle noch— 
mals gedankt ſei. 

Ebenſo wie die im Tauſchverkehr des Weſtpreußiſchen Geſchichtsvereins einlaufenden Zeitſchriften 
werden nunmehr auch die dem Deutſchen Heimatbund in Danzig zugehenden heimatkundlichen Schriften 
und Zeitſchriften dankenswerterweiſe der Stadtbibliothek überwieſen. 

Die Freie Stadt Danzig iſt durch Geſetz vom 12. Oktober 1924 den beiden Brüſſeler Abkommen 
über den zwiſchenſtaatlichen Austauſch von amtlichen und parlamentariſchen Schriftſtücken und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Veröffentlichungen vom 15. März 1886 beigetreten. Die Stadtbibliothek Danzig iſt zur 
Austauſchſtelle für das Gebiet der Freien Stadt Danzig beſtimmt worden und hat dieſen Dienſt im 
November 1924 aufgenommen. f 


3. Benutzung. 


Auch in der Benutzung der Stadtbibliothek wurden im Berichtsjahr nicht nur die Zahlen des 
Vorjahres erheblich überſchritten, ſondern ſogar ein Höchſtſtand erreicht. 
1923/24 1924/25 
Entleihung an Benutzer in Danzig 33 289 
nach auswärts 5298 
außerhalb der Räume der Bibliothek. . .. 31783 38 587 
im Leſeſaal 12 090. 
im ganzen 42 625 50 677 


1% 
4, Ausſtellungen. 

Zu der vom Deutſchen Heimatbund Danzig vom 19.—26. Oktober 1924 abgehaltenen IV. Deutſch⸗ 
kundlichen Woche veranſtaltete die Stadtbibliothek eine Ausſtellung „Von Opitz bis Reinick; deutſche 
Dichter und Dichtung in Danzig“, zu der ein gedruckter Katalog herausgegeben wurde. Im Oktober 1924 
fand im Stadtmuſeum eine vom Kunſtverein veranſtaltete Karrikaturen⸗Ausſtellung ſtatt, an der ſich die 
Stadtbibliothek mit etwa 40 Blatt beteiligte. 


5. Katalogiſierungs⸗ und Ordnungsarbeiten. 
Die Ausarbeitung neuer Kataloge wurde fortgeſetzt. Der im vorigen Jahr angelegte Katalog 
Im (Völkerrecht) wurde um einen 2. Band „Völkerbund“ erweitert. Zur Zeit iſt der Katalog 
Je (Preußiſches Recht) in Arbeit. Leider geht die Neukatalogiſierung der alten Beſtände nur langſam 
vorwärts, da ſämtliche Arbeitskräfte durch laufende Arbeiten faſt vollſtändig in Anſpruch genommen werden. 


6. Volksbüchereien. 
Unter den Volksbüchereien können nur die im Kuhtor (V.-B. II) und die in Schidlitz (V. B. Im) 
eine pofitive Vermehrung verzeichnen, da in Volksbücherei I, der älteſten und am meiſten benutzten, eine 
große Anzahl Bände als verbraucht ausgeſchieden werden mußten. 


7. Vermehrung der Volksbüchereien. 

V.⸗B. 1 V.⸗B. II V.⸗B. III 

am Jakobstor im Kuhtor Schidlitz 

Bände Bände Bände 
Bücherbeſtand am 1. April 1924. 19047 7157 5838 
Ausgeſchieden als verbrauct 115 134 
Zugang durch Kauf 265 504 
5 „ Geſchenk 280 638 
Beſtand am 1. April 1925 7587 6 846 

Die Benutzung der Volksbüchereien iſt unter den oben erwähnten Einſchränkungen infolge des 
Beamtenabbaus weiter, wenn auch in geringem Maße, zurückgegangen. 


8. Entleihung der Volksbüchereien. 
Anzahl der Offnungs⸗ Anzahl der Einzel- Anzahl der ver— Anzahl der Ent⸗ 
tage entleihungen liehenen Bände leiher 
1923/24 1924/25 1923/24 1924/25 1923/24 1924/25 1923/24 1924/25 


273 273 50 284 52528 100 674 107 693 4050 4113 
226 31558 31023 58983 57523 1725 1719 
230 11333 11045 34618 25396 595 613 


9. Benutzung der Leſehallen. 
Anzahl der Offnungs⸗ Anzahl der Anzahl der Geſamtzahl der 
tage männlichen Benutzer weiblichen Benutzer Benutzer 
1923/24 1924/25 1923/24 1924/25 . 1923/24 1924/25 1923/24 1924/25 
262 228 6 461 4999 1374 700 7795 5699 
268 226 6 140 4303 2798 1505 8938 5808 
271 230 589 811 744 572 1333 1383 
Die Katalogiſierungsarbeiten der Volksbüchereien mußten ſich im allgemeinen bei dem verhältnis⸗ 
mäßig geringen Perſonal auf die notwendigſten laufenden Arbeiten beſchränken. Gedruckte Bücher⸗ 
verzeichniſſe, die von den Leſern häufig gewünſcht werden, konnten aus dem gleichen Grunde nicht 
hergeſtellt werden. 
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AVl a. Stadtmuſeum. 
I. Bericht über die Zeit von 1919/20 bis 1923/21. 


Während der Geſchäftsjahre 1919/20 bis 1923/24 hat eine Änderung in der Leitung des Muſeums 
ſtattgefunden, indem an Stelle des nach Köln berufenen Mufeumsdirektors Dr. Secker im Juli 1922 
Dr. Mannowsky als Muſeumsdirektor berufen wurde. 

Der Betrieb des Muſeums ſtand während dieſer Jahre ſtark unter dem Einfluß der Hemmungen 
und Störungen, die die Nachkriegszeit mit ſich brachte. Trotzdem gelang es, den Beſtand der Sammlungen 
um eine Anzahl wertvoller Kunſtwerke zu vermehren, nicht zuletzt durch hilfsbereite Unterſtützung von Gönnern 
des Muſeums. 

Als wertvollſte Erwerbung dieſer Zeit iſt der im Herbſt 1922 erfol i ü 

22 erfolgte Ankauf eines Frühwerkes 
von Anſelm Feuerbach „Tod des Pietro Aretino“ zu verzeichnen. Im übrigen wurden erwörben: 

N Dlgemälde von Jan Breughel d. A., Couven (Stiftung Stumpf), Heckel, Hofer, Großmann, Lewy 
(Stiftung Beck), Liebermann (Stiftung Kittler), Meyerheim, Nauen (Stiftung Siebenfreund), Pechſtein, 
Pfuhle, Scholderer, Slevogt (Stiftung Neumann). 

Plaſtiken: eine Danziger Arbeit des 15. Jahrhunderts, Engel mit Spruchband und eine Arbeit 
des Danziger Kokokobildhauers 5. H. Weißner (beide Stiftung Eſchert), ferner neuere Arbeiten von de Fiori 
(Stiftung Klawitter, Gies (Stiftung Neumann), Haller (Stiftung Mend el), Knappe (Stiftung v. Kolkow), 
Lederer Stiftung Stumpf), Sintenis (Stiftung Bard), Steger (Stiftung Nathan). 

Auch die Kunſtgewerblichen Sammlungen erfuhren wichtige Vermehrungen an nordoſtdeutſchem 


Silbergerät (Stiftungen Damme, Dolle, Jewelowski, Patſchke), Zinn (Stiftung v. Kolkow), Schmiede 


eiſen, Fayence und Porzellan. a 

f Die Graphiſche Sammlung wurde vermehrt um 45 Aquarelle und Handzeichnungen, 84 Radierungen, 
39 Steindrucke, 26 Holzſchnitte, durchweg Arbeiten des 19. und 20. Jahrhunderts. 

Die Handbibliothek wuchs um 315 Bände. 

In der Gemäldegalerie wurden die Räume der niederländiſchen und deutſchen Bilder des 17. und 
18. Jahrhunderts mit neuem Anſtrich verſehen und die Gemälde neu geordnet. Der einzige Seitenlichtraum 
der Galerie wurde zur Aufnahme moderner Handzeichnungen und Aquarelle ſowie moderner Kleinplaſtik 


hergerichtet. Der Vorraum des Kupferſtichkabinetts wurde für wechſelnde graphiſche Ausſtellungen eingerichtet. 


b erfuhr 1923 der große Remter im Erdgeſchoß des Muſeums. Ein Teil wurde 
a ortragsſaal abgetrennt und mit beſonderem Eingang verſehen, der Reit w Ü e Aus⸗ 
5 gang verſehen, der Reſt wurde für wechſelnde Aus⸗ 


Im Jahre 1923/24 fanden hier folgende Ausſtellungen ſtatt: Gemälde und Aquarelle von Erich 


Heckel, Siedlungsentwicklung im Danziger Werder (Deutſcher Heimatbund), Alte und neue Buchkunſt (Kunſt⸗ 


verein), Ausſtellung Danziger Künſtler Ferner wurde in dem Ausſtellun 5 i i 
5 gsraum des Kupferſtichkabinetts 
Br . a der graphiſchen Sammlung eine größere Ausſtellung — Entwicklung des 
anziger Stadtbildes — veranſtaltet, bei der auch Beſtände der Stadtbibliothek und des. ivs i 
ſtarkem Maße herangezogen wurden ! ee 


Die Sammlungen wurden während der Zeit 1919/20 bis 1923/24 d hnittli 2: 
e 3 / /24 durchſchnittlich von etwa 12 200 


II. Jahresbericht 1954/25. 


; Das Perſonal des Muſeums wurde zu Anfang des Geſchäftsjahres infolge der allgemeinen Ver 
a über ee unliebſam vermindert. Die an ſich dringend notwendige Fortſetzung der 
atalogiſierungsarbeiten für die graphiſche Sammlung und die Kunſtgewerbe— 1 ä 
8 g njtgewerbe-Sammlung mußte daher zunächſt 

Die Sammlungen erfuhren einige weſentliche Vermehrungen. 

Für die Gemäldegalerie wurde ein kleines Hlbild von Ferdinand Preller d. A. (Veſuvplandſchaft) 
erworben und, als wichtigſte Erwerbung des Jahres ein Gemälde von Woritz von Schwind, der Brot- 
ſchneider, eine dem Umfang nach zwar kleine, aber höchſt charakteriſtiſche und bedeutende Arbeit dieſes 
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Meiſters, der in der Galerie bisher noch nicht vertreten war. Bei der geringen Menge der etatsmäßig 
zur Verfügung ſtehenden Wittel gelang dieſe Erwerbung nur mit Hilfe ſtarker Unterſtützung durch Freunde 
des Muſeums, die um ſo anerkennenswerter war, als zur Zeit bei der ſchwierigen Lage der Danziger 
Wirtſchaft nur noch ſehr ſelten Stiftungen für das Muſeum zu erhalten ſind. 

Die Graphiſche Sammlung wurde vermehrt um: 

Aquarelle und Handzeichnungen von Barlach (2), Hildebrand (1), Kunz (1), Paula Woderſohn (1), 


Röhricht (1), J. C. Schultz (1), Zellmann (2). 


Ältere Graphik von Altdorfer (IR, 1H), Both (IR), Chodowiecki (2 R), Claude Lorrain (2 , 
Daumier (5 St), Dürer (2 H), Erhard (14 R), D. Hopfer (3 R), H. Hopfer (1 R), Hutin (1 N, Lautenſack (IR), 
Leibl (1 R), Menzel (1 R, 2 St., 1 H), Meyerheim (1 St), Moleyn (2 R), Nolpe (8 R), Rembrandt (IR), 
Reuter (5 St), Zingg (IR). 

Neuere Graphik von Barlach (1 H, 1 St), Dix (2 R, de Fiori (1 St), Hellingrath (26 R, 3 St), Koll— 
witz (5 R, 3 St), Klinger (1 Mappe N), Leibl (1 R), Liebermann (2 N), Luckner (1 Mappe R), Nolde (1R), 
Pechſtein (IR), Slevogt (1 R, 1 Mappe St), Sintenis (3 H. 

Die Handbibliothek wurde vermehrt um 203 Bände. 


Neuordnungen. In der Gemäldegalerie bedingten die Neuerwerbungen der letzten Zeit eine 
Neuordnung der Bilder des frühen 19. Jahrhunderts. Die Räume wurden auch zum Teil mit neuem 
Anſtrich verſehen, der den Bildern zu günſtigerer Wirkung verhalf. 

Beſuch. Die Zahl der Beſucher des Muſeums betrug in dieſem Jahre 11988. Ferner beſuchten 
unter Führung ihrer Lehrer 52 Schulklaſſen mit zuſammen 1290 Schülern die Sammlungen. 


Ausſtellungen. In den Ausſtellungsräumen des Erdgeſchoſſes wurden folgende Ausſtellungen 
veranſtaltet: „Gemälde und Aquarelle von M. Pechſtein“, „Alte Stickereien“ (Deulſcher Heimatbund), wobei 
vor allem ein Teil der koſtbaren Stickereien aus dem Beſitz der Warienkirche gezeigt wurde, „Moderne 
Plaſtik“, die umfangreichſte und wichtigſte Veranſtaltung dieſes Jahres, ferner „Alte Kleinkunſt“ (Kunſt⸗ 
forſchende Geſellſchaft), „Jahresſchau Danziger Künſtler“, „Werbekunſt“. 

Im Ausſtellungsraum der Graphiſchen Sammlung wurden neben wechſelnden Ausſtellungen zur 
Geſchichte der Graphiſchen Künſte aus Anlaß des Jubiläums der Johannisſchule in einer beſonderen Schau 
Blätter vereinigt, die auf die Geſchichte des Franziskanerkloſters Bezug hatten. 


Lehrtätigkeit. Der Vortragsſaal, der bisher nur mit leihweiſe beſchafften Gartenſtühlen aus⸗ 
geſtattet war, erhielt ein feſtes Geſtühl. Ein eigener Projektionsapparat wurde angeſchafft. Die Benutzung 
war ſehr rege. Es fanden im ganzen 52 Vorträge darin ſtatt, wovon 30 von Vereinen, die dem Muſeum 
in ihren Beſtrebungen nahe ſtehen, veranſtaltet wurden. Sehr günſtige Aufnahme fanden vom Muſeum 
ſelbſt veranſtaltete kunſtgeſchichtliche Vortragsreihen. Es ſprachen Dr. Mannowsky, Deutſcher Barock“, 
5 Vorträge, „Kunſtwanderungen in Vorditalien“, 6 Vorträge, und Kuſtos Abramowski „Rembrandt“, 
6 Vorträge, „Moderne Kunſt“, 5 Vorträge. Die Zahl der Hörer bei den einzelnen Vorträgen ſchwankte 
zwiſchen 100 und 160. 

Außerdem erteilte Dr. Mannowsky den Schülern der kunſtgewerblichen Abteilung der Handwerker— 
und Fortbildungsſchule während des Winterſemeſters einmal wöchentlich kunſtgeſchichtlichen Unterricht über 
das Thema „Alte Handwerkskunſt“. 


Bücherei. Die aus kleinen Anfängen entwickelte Handbibliothek des Muſeums iſt allmählich zu 
einer allgemeinen Kunſtbibliothek geſtaltet worden. In zur Zeit etwa 4 100 Bänden enthält fie die wichtigſte 
Literatur aus faſt allen Gebieten der freien und angewandten Künſte. Ein beſonders wertvoller Beſitz ſind 
die vollſtändigen Serien faſt aller weſentlichen deutſchen und auch einiger ausländiſchen Kunſtzeitſchriften. 
Die Zahl der ſtändig beſtellten Kunſtzeitſchriften beträgt zur Zeit 25. Ein ſyſtematiſcher Katalog (6 Bände) 
wurde im Beginn des Winters beendet, und damit wurde die Bibliothek auch für weitere Kreiſe benutzbar 
gemacht. Abſchriften des Kataloges wurden der Stadtbibliothek und der Bibliothek der Techniſchen Hoch- 
ſchule übermittelt. Im Leſeraum des Muſeums, der neu eingerichtet und im Januar wieder geöffnet wurde, 
können auch die Beſtände der Graphiſchen Sammlung, deren feſte Montierung fortſchreitet, beſichtigt werden. 
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Denkmalpflege. Die Vorarbeiten zur Inventariſation der beweglichen Kunſtdenkmäler, die ſchon 
im vorigen Jahre begonnen worden waren, wurden weitergeführt. Das Verzeichnis des beweglichen Kunſt⸗ 
gutes der Danziger Kirchen iſt dem Abſchluß nahe. Auch die Zahl der photographiſchen Aufnahmen wurde 


weiter vermehrt. Die Skulpturenteile von der Einfriedigung des alten Kommandanturgebäudes auf Lang⸗ 


garten, die aus Verkehrsgründen niedergeriſſen werden mußte, wurden vom Muſeum übernommen und 
fanden zunächſt eine proviſoriſche Aufſtellung im Hof des Muſeums. Der ſpätere Wiederaufbau der Ein- 
friedigung in alter Form als Abſchluß des weſtlichen Vorgartens des Muſeums gegen den Wiebenwall 
iſt in Ausſicht genommen. Eine Anzahl Kunſtwerke aus Kirchen des Danziger Werders, die an ihrem 
Aufbewahrungsorte der Zerſtörung ſtark ausgeſetzt waren, wurden im Muſeum als Leihgaben der betreffenden 
Kirchengemeinden in Aufbewahrung genommen. 


b. Aphagenhaus. 

Die Verwaltung des Uphagenhaufes iſt der Direktion des Stadtmuſeums mit unterſtellt. Für 
Aufſicht und Führung der Beſucher iſt ein Kaſtellan angeſtellt, der zuſammen mit ſeiner Frau auch 
gleichzeitig für die Reinigung des Hauſes zu ſorgen hat. Seit ſeinem Tode (Februar 1925) ſind ſeiner Witwe 
die Dienſtobliegenheiten des Kaſtellans vorläufig allein übertragen worden. An Tagen ſtarken Beſuches 
werden Aufſeher des Muſeums zum Hilfsdienſte herangezogen. 

An den Einrichtungen der Räume wurde Weſentliches nicht geändert. Eine Anzahl beſchädigter 
Stücke wurden wieder hergeſtellt, ebenſo wurden in mehreren Zimmern unbrauchbar gewordene Gardinen, 
deren Reinigung nicht mehr möglich war, durch neue erſetzt. Zur Einrichtung hinzukam ferner ein 
Bettgeſtell mit Aberbau aus dem 1. Viertel des 19. Jahrhunderts, Geſchenk des Herrn von Kolkow⸗Danzig. 

Der Eintrittspreis wurde während der Inflation, der Entwertung des Geldes entſprechend, 
mehrfach erhöht, nach Einführung einer feſten Währung dann auf 0,50 Gulden feſtgeſetzt. Am Mittwoch 
(Reinigungstag) iſt das Uphagenhaus nur in Ausnahmefällen gegen erhöhten Eintritt (5 Gulden) 
zugänglich. Schulen und Vereinen in geſchloſſener Führung wurde im allgemeinen auf Antrag unent— 
geltlicher Eintritt gewährt. Seit April 1924 iſt das Uphagenhaus am erſten Sonntag eines jeden Monats 
frei zugänglich Dies hatte eine ſtarke Zunahme des Beſuches zur Folge. 

Im allgemeinen war der Beſuch des Uphagenhauſes ſehr rege. 


Es wurden gezählt: Beſucher Zahlend frei 
April 1920 bis März 1921: 5 420 989 
ne „ 1922: 6 307 84 


„71980, 5 1923: 8 449 701 
Alta } >: WR: 5 1924: 6 892 719 
2 192 5 5 1925: 5 038 2 337 


c. Stadttheater. 


Vorweg wird bemerkt, daß bis zur Pachtung des ehemaligen Schauſpielhauſes, das dem Preußiſchen 
Staate gehörte und nach Abereignung der Staatsgüter gemäß dem Vertrage von Verſailles auf die Freie 
Stadt Danzig überging, die Stadtgemeinde Danzig bis zum Abſchluß des Pachtvertrages vom 3 1916 


18. III. 
keinen Einfluß auf die künſtleriſche Entwicklung des Theaters gehabt hat, da der Theaterbetrieb vollkommen 


in privater Hand ruhte. Der dann nach Pachtung des Theatergebäudes durch die Stadtgemeinde zwiſchen 
der Stadt Danzig und dem Theaterdirektor Schaper abgeſchloſſene Pachtvertrag vom 8 Mai 1916, der 


der Stadt verſchiedene Rechte einräumte, wurde erſtmalig unter dem 30 September 1918 unter Abänderung 


verſchiedener Abſchnitte — Abernahme der Betriebsſicherſtellung durch die Stadtgemeinde — bis 15. Juni 
1922 und dann unterm 15. September 1921 nochmals bis zum 15. Juni 1925 verlängert. Da es von 


Jahr zu Jahr ſchwieriger, ja unmöglich wurde, das Theater im Privatbetrieb zu erhalten, hat die Stadt 
Danzig, dem Beiſpiele anderer deutſchen Großſtädte folgend, ſich entſchließen müſſen, das Stadttheater in 
eigene Verwaltung zu übernehmen und einen Intendanten anzuftellen. 

Die Abernahme des Betriebes des Stadttheaters in ſtädtiſche Verwaltung erfolgte am 1. Januar 
1924. Der Vertrag, durch den der bisherige Theaterdirektor Rudolf Schaper zum Intendanten des Stadt⸗ 
theaters Danzig beſtellt wurde, iſt am 31. Dezember 1923 geſchloſſen worden. Durch dieſen Vertrag, der 


29. 
vom 1. Januar 1924 bis zum 1. September 1928 läuft, wurde der alte Vertrag vom 30. September 1918 


en. 
t. dem Intendanten durch den neuen Vertrag gegebenen Befugniſſe ſind im beſonderen folgende: 
Dem Intendanten liegt vornehmlich die künſtleriſche Leitung des Theaters ob, er iſt aber auch für die 
Verwaltung des Theaters, insbeſondere für die pflegliche Behandlung der Gebäude, des Inventars und 
des Fundus, ſowie für die Einhaltung des Haushaltsplanes verantwortlich. N a 

Der bisherige Haushaltsplan des Stadttheaters, der im eigentlichen Sinne nur Zuſchußleiſtungen 
der Stadtgemeinde vorſah — das Stadttheater ſollte ſich als Privatbetrieb nach Möglichkeit aus eigenen 
Mitteln erhalten —, wurde erſtmalig mit Beginn des Rechnungsjahres 1924 (1. 4. 24) durch einen ordent⸗ 
lichen Haushaltsplan, in dem alle Einnahmen und Ausgaben des Stadttheaters aufgeführt wurden, erſetzt. 


Aber die Iſteinnahmen und Iſtausgaben des Stadttheaters ſeit Einführung der Guldenwährung (1. 11. 23) 


bis Ende des Rechnungsjahres 1924 (31. 3. 24) gibt nachſtehende Aberſicht Aufſchluß: 


Iſteinnahme: 
Abſchnitt | Stelle | Einnahme | Es ijt eingenommen Gulden 
I 1—2 Eintrittsgelder, Dauerkarten 996 288,50 
3 Von Vereinen, für Gaſtſpiele in Zoppot uſw. 132 419,25 
4—6 Gebühren, Theaterzettel und ſonſtiges . 200 706,60 
zuſammen | 1329 414,35 
Iſtausgabe: 


Es iſt ausgegeben Gulden 


Abſchnitt | Stelle | Ausgabe 


I Perſönliche Ausgaben: 
222 Für das Verwaltungsperſonal 34 043,.— 
— Fü J und das darſtellende 
e e we ee, 1400 8552 
II Sächliche Ausgaben: 
1 TTT 73 842,73 
2 7C.00.00 nee St een 118,05 
Bauliche Unterhaltunnn g 9 045,98 
4—14 Für Verſicherungen, Mieten und für ſon⸗ 
ſtige Geſchäftsbedürfniſſe . — 206 949,64 
Summe der Ausgabe | 1 784 854,32 
„ „Einnahme 1329 414,35 


455 439,97 
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Aber die künſtleriſchen Leiſtungen des Theaters ſeit dem letzten Berichtsjahre 1920 fei kurz 
folgendes berichtet: 


Allgemeines: Wit beſonderem Dank und vollſter Anerkennung müſſen wir hier feſtſtellen, daß 
der damalige Direktor und jetzige Intendant Schaper es verſtanden hat, das Theater durch die 
Schwierigkeiten der Inflation, die ſich bei einem Inſtitut, wie das Stadttheater es iſt, ganz außerordentlich 
fühlbar machten, glücklich hindurchzubringen, jo daß der Betrieb niemals geſtört wurde und die künſt⸗ 
leriſchen Leiſtungen auf der Höhe blieben. Dieſe Leiſtungen ſind umſomehr anzuerkennen, als unſerm 
Theater alle Mängel einer 120 Jahre alten Einrichtung anhaften, und die Stadtgemeinde erſt nach 
Einführung der feſten Währung hier einigermaßen helfend eingreifen konnte. Wenn trotzdem der Zuſchuß 
verhältnismäßig hoch iſt, ſo liegt dies in den beſonderen Verhältniſſen der noch nicht ganz überwundenen 
Nachkriegszeit mit ihren Bedürfniſſen für Kino, Varieté, Diele, Tanz und ſonſtige Art der Unterhaltung. 

Zudem erforderte die fortſchreitende Erhöhung der Gehälter und Löhne der Bühnenangehörigen 
einen erheblichen Mehraufwand, der durch die Erhöhung der Eintrittspreiſe und der Gebühren nicht aus— 
geglichen werden konnte. 

Im Zuſammenhang mit dem Betriebe des Stadttheaters ſteht noch die Freie Volksbühne, eine 
private Einrichtung (Verein), die im Jahre 1921 mit dem Ziele gegründet wurde, der minderbemittelten 
Bevölkerung den Genuß einer billigen aber guten Theatervorſtellung zu ermöglichen. Die Freie Volks⸗ 
bühne veranſtaltet, nachdem ſie anfangs teilweiſe mit Vorſtellungen im Werftſpeiſehaus vorlieb nehmen 
mußte, nunmehr im Stadttheater geſchloſſene Vorſtellungen, für die ſie eine alljährlich neu feſtzuſetzende 
Pauſchalſumme an die Theaterkaſſe zahlt. Die bisher üblichen Volksvorſtellungen des Stadttheaters 
ſind damit endgültig fortgefallen. 


Wit Beginn der Spielzeit 1922/23 wurden auch Gaſtſpiele am Stadttheater in Zoppot gegeben, 
die der Theaterkaſſe eine feſte laufende Einnahme brachten, ohne daß hierfür beſondere Ausgaben zu 
leiſten waren. 

Aufführungen: Im allgemeinen wird auf die von der Direktion bezw. Intendanz des Stadt⸗ 
theaters ausgegebenen Rückblicke auf die einzelnen Spielzeiten verwieſen. 


Spielzeit 1920/21. 


Das Schauſpiel begann am 12. September 1920 mit Goethes „Fauſt“ (I. Teil) und endete am 
15. Juni 1921 mit „Die Weber“ von Gerhart Hauptmann. 

Die Oper begann am 1. Oktober 1920 mit „Tannhäuſer“ von Wagner und endete am 31. Mai 
1921 mit „Mona Liſa“ von Wax Schillings. 

Die erſte Operetten-Aufführung war am 24. Oktober 1920 „Der Wikado“ von Arthur Sullivan, 
die letzte am 17. Mai 1921 „Die tolle Komteß“ von Walter Kollo. 

Es fanden ſtatt: 351 Vorſtellungen (210 im Abonnement, 141 außer Abonnement); davon 
waren 107 Opern-⸗Vorſtellungen, 35 Operetten-Vorſtellungen, 171 Schauſpiel-Vorſtellungen, 32 Kinder⸗ 
Vorſtellungen (Weihnachtsmärchen), 3 Vorträge, 2 muſikaliſche Feiern, 1 Symphoniekonzert; 

beſondere Veranſtaltungen: 12 Volksvorſtellungen, 9 Schülervorſtellungen, 9 Vorſtellungen 
für den Beamtenbund, 7 Vorſtellungen für den Arbeiter-Bildungs-Ausſchuß, 2 Vorſtellungen für die 
Hirſch⸗Dunckerſchen Vereine, 2 Vorſtellungen zum Beſten der Danziger Kinderfürſorge, 1 Vorſtellung 
zum Beſten der Wohlfahrtskaſſe des Deutſchen Bühnenvereins, 2 volkstümliche ſtädtiſche Symphoniekonzerte. 

An Neuheiten wurden gegeben: in Oper, Operette und Ballett 8, im Schauſpiel 23. 


Spielzeit 1921/22. 

Die Spielzeit begann am A. September 1921 mit einer Neueinſtudierung von Karl Maria von 
Weber's romantiſcher Oper „Der Freiſchütz“ anläßlich der Säkularfeier des Komponiſten und endete am 
9. Juli 1922 mit „Cavalleria rufticana* von Mascagni und „Bajazzo“ von Leoncavallo. 

Das Schauſpiel begann am 5. September 1921 mit „Der Wettlauf mit dem Schatten“ von 
Wilhelm von Scholz und endete am 8. Juli 1922 mit „Im weißen Rößl“ von Blumenthal und Kadelburg. 
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Die erſte Operettenaufführung war am 11. September 1921 „Der Vetter aus Dingsda“ von 
Eduard Künneke, die letzte am 6. Juli 1922 „Die Ehe im Kreiſe“ von Eduard Künneke. 

Es fanden ſtatt: 393 Vorſtellungen (250 im Abonnement, 141 außer Abonnement); davon 
136 Opern⸗Vorſtellungen, 45 Operetten-Vorſtellungen, 165 Schauſpiel-Vorſtellungen, 30 Kinder-Vor⸗ 
ſtellungen (Weihnachtsmärchen), 13 literariſche Morgenfeiern, 2 muſikaliſche Morgenfeiern, 1 Vortrag 
1 Symphonie⸗Konzert; 

beſondere Veranſtaltungen: 6 Volks-Vorſtellungen, 8 Schüler-Vorſtellungen, 1 Vorſtellung 
zum Beſten der Wohlfahrtskaſſe des Deutſchen Bühnen-Vereins, 1 Vorſtellung zum Beſten der Lungen- 
heilſtätte Jenkau, 1 Vorſtellung für den Deutſchen Heimatbund; . f 

Vorſtellungen für die Freie Volksbühne 20, von dieſen zwei im Stadttheater, die übrigen im 
Werftſpeiſehaus. 

An Neuheiten wurden gegeben: in Oper, Operette und Ballett A, im Schauſpiel 18. 


Spielzeit 1922/23. 
Die Spielzeit begann am 3. September 1922 mit einer Neueinſtudierung von Gerhart Hauptmann's 


„Roje Bernd“ anläßlich des 60. Geburtstages des Dichters und endete am 31. Juli 1923 mit „Die 
Boheme“ von Puccini. Die erſte Opernvorftellung war am A. September „Die Zauberflöte“ von Mozart, 


die letzte Schauſpielvorſtellung am 29. Juli 1923 „Die Welt ohne Männer“ von Alexander Engel und 


Julius Horſt. 

Die erſte Operettenaufführung war am 9. Oktober 1922 „Die luſtige Witwe“ von Leéhar, die 
letzte am 30. Juli 1923 „Die Fledermaus“ von Johann Strauß. 5 

Es fanden ſtatt: 503 Vorſtellungen (250 im Abonnement, 253 außer Abonnement); davon: 
151 Opernvorſtellungen, 57 Operettenvorſtellungen, 246 Schauſpielvorſtellungen, 30 Kindervorſtellungen 
(Weihnachtsmärchen), 9 literariſche Morgenfeiern, 2 muſikaliſche Morgenfeiern, 3 Vorträge, 3 Konzerte, 
2 literariſche Sonderveranſtaltungen; £ 

beſondere Veranſtaltungen: 6 Schülervorſtellungen, 1 Freivorſtellung des Weihnachtsmärchens 
für arme Kinder, 1 Vorſtellung für den „Oſtdeutfchen Kulturverband“, 1 Vorſtellung für die „Deutſch⸗ 
kundliche Woche“ in Danzig, 1 Vorſtellung zum Beſten der Wohlfahrtskaſſe des Deutſchen Bühnenvereins. 

Vorſtellungen am Stadttheater in Zoppot: Mit dem Perſonal des Danziger Stadttheaters 
wurden im Laufe der Spielzeit 1922/23 insgeſamt 71 Gaſtſpiele am Zoppoter Stadttheater veranſtaltet 
und zwar 12 Opern, 9 Operetten und 50 Schauſpiele. £ 

Vorſtellungen für die Freie Volksbühne: 39, 2 davon im Friedrich Wilhelm-Schützenhaus. 

Die „Freie Volksbühne“ veranſtaltete ferner im Stadttheater zwei literariſche Veranſtaltungen 
und zwar eine „Lönsfeier“ und eine „Gerhart Hauptmannfeier“. 

Für den Beamtenbund fanden nachmitags 10 Vorſtellungen ſtatt. 

An Neuheiten wurden gegeben: in Oper und Operette 5, im Schauſpiel 20. 


Spielzeit 1923/24. 


Die Spielzeit begann am 15. September 1923 mit einer Neueinſtudierung von Goethe's „Egmont“ 
mit der vollſtändigen Muſik von L. van Beethoven nnd endete am 31. Juli 1924 mit „Erdgeiſt“ von 
Wedekind. Die erſte Opernvorſtellung war am 16. September 1923 „Die Hochzeit des Figaro“ von 
Mozart, die letzte „Der Barbier von Sevilla“ von Roſſini am 30 Juli 1924. 

Die erſte Operettenaufführung war am 10. Oktober 1923 „Die Geiſha“ von Sidney Jones, die 
letzte am 26. Juli 1924 „Der fidele Bauer“ von Leo Fall. . 

Es fanden ſtatt: 446 Vorſtellungen (105 im Abonnement, 341 außer Abonnement); davon: 
118 Opernvorſtellungen, 67 Operettenvorſtellungen, 219 Schauſpielvorſtellungen, 32 Kindervorſtellungen 
(Weihnachtsmärchen), A literariſche Morgenfeiern, 2 muſikaliſche Morgenfeiern, 3 Konzerte, 1 Vortrag; 

beſondere Veranſtaltungen: 2 Richard Wagner-Feſtſpiele „Triſtan und Iſolde“, 5 Gaſt— 
ſpiele der „Danziger Tanzkultur“ (Leitung: Herbert Sellke) mit „Tanzdichtungen nach Peer Gynt“, 
3 Gaſtſpiele des „Zoppoter Stadttheaters“ (Direktion: Otto Norman) „Marietta“ (zweimal), „Mädi“ 
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(einmal), 5 Schülervorſtellungen „Die Braut von Meſſina“ (einmal), „Hänfel und Gretel“ (Oper, zwei⸗ 
mal), „Peterchens Mondfahrt“ (zweimal), 2 Morgenfeiern aus Anlaß der „Deutſchkundlichen Woche“ 
in Danzig, 1 Vorſtellung zum Beſten der Wohlfahrtskaſſe des Deutſchen Bühnenvereins. 


Vorſtellungen am Stadttheater in Zoppot: Wit dem Perſonal des Danziger Stadttheaters wurden 
im Laufe der Spielzeit 1923/24 insgeſamt 48 Gaſtſpiele am Zoppoter Stadttheater veranſtaltet, und zwar 
6 Opern, 6 Operetten und 36 Schauſpiele. 


Vorſtellungen für die Freie Volksbühne 58, von dieſen fanden 19 abends, 33 nachmittags und 
6 vormittags ſtatt. 


„Freie Volksbühne“ veranſtaltete ferner im Stadttheater ein volkstümliches Konzert und 
eine literariſche Morgenfeier. 


Für den Beamtenbund fanden nachmittags 3 Vorſtellungen ſtatt. 
An Neuheiten wurden gegeben in der Oper und Operette 4, im Schauſpiel 16. 


XVIII. Städtiſche Geſchäftsſtelle für Leibesübungen, Danzig 


Ausbau 1921—23. — Jahresbericht für die Zeit vom 1. April 1924 bis Ende März 1925. 


Die Geſchäftsſtelle für Leibesübungen iſt im Jahre 1919 aus der bisherigen, ſeit 1910 beſtehende n 
Sportabteilung des Magiſtrats ausgebaut worden. Nach Beendigung des Krieges ſetzte ein ſtarker Auf— 
ſchwung auf allen Gebieten der Leibesübung ein, die beſtehenden Vereine hatten große Mitglieder-Zunahmen 
zu verzeichnen, neue Vereine bildeten ſich. Die Unzulänglichkeit der im Gebiet der Stadtgemeinde Danzig 
vorhandenen Anlagen für die Körperbildung trat zutage und erforderte Abhilfe, der Verkehr mit den zahl— 
reichen Verbänden und Vereinen, die fachlich beraten ſein wollten, nahm einen immer größeren Umfang an. 
Nach dem Vorgange zahlreicher anderer deutſchen Städte wurde nunmehr auch in Danzig die Forderung 
der Turn- und Sportverbände nach einheitlicher Behandlung aller mit der Förderung der Leibesübungen 
zuſammenhängenden Fragen durch ein ſogenanntes Stadtamt für Leibesübungen erfüllt. 


Der Geſchäftsſtelle für Leibesübungen ſind folgende Aufgaben überwieſen: 


a) Behandlung aller auf dem Gebiete der Leibesübungen und Körperpflege an die Geſchäftsſtelle heran⸗ 
tretenden Fragen. 


Die Geſchäftsſtelle hat den Senat und die Vereine in allen das Gebiet der Leibesübungen berührenden 
Angelegenheiten mit Nat zu unterſtützen, Anregungen zu geben, Gutachten abzugeben und die reichen Erfahrungen 
aus der Tätigkeit der Vereine auf dem Gebiete der Leibesübungen für die Maßnahmen der Stadt nutzbar zu 
machen. (Die Selbſtändigkeit der Schulverwaltung auf dem Gebiete des Schulturnens wird dadurch nicht berührt.) 
Sie hat alle mit dem Betriebe der Leibesübungen zuſammenhängenden Angelegenheiten zu behandeln und alle Beſtre— 
bungen auf dem Gebiete der körperlichen Ertüchtigung der ſchulentlaſſenen Jugend beiderlei Geſchlechts zu fördern. 

b) Förderung von Turnen und Sport in der Geſamtbevölkerung durch Aufklärung über den Wert der Leibes— 
übungen für Körper und Geiſt. Dies geſchieht durch Veranſtaltung von Vorträgen, durch Verbreitung geeigneter 
Schriften, Aufſätze und Berichte in der Tages- und Fachpreſſe, Werbeplakate und ſonſtige Werbemittel. 

e) Förderung von Turnen und Sport in den Vereinen: Heranziehung aller Vereine, welche Leibesübungen 
treiben, zu gemeinſamer und planmäßiger Arbeit in der Ertüchtigung der Jugend und Pflege der Geſundheit, Veran⸗ 
ſtaltung oder Unterſtützung von Lehrkurſen, VBorturner-, Turn- und Sportwartſtunden zur Ausbildung von geeigneten 
Lehrkräften in den Turn⸗ und Sportvereinen. 

d) Verwaltung, Aufſicht und Verteilung der ſtädtiſchen Spielplätze, Luftbäder und Nadfahrwege. Über die 
Verteilung der Spielplätze iſt mit der Schulverwaltung Einvernehmen herzuſtellen. 

e) Die Verwendung der im Haushaltsplan für Leibesübungen verfügbaren Mittel der Stadtgemeinde Danzig. 


f) Die Förderung des Am⸗ und Ausbaus und der Neueinrichtung von Turn⸗, Spiel⸗ und N Turn⸗ 
hallen, Luft⸗ und Waſſerbädern und Einrichtungen für Winterſport. 


— 


g) Anſtellung fachkundigen Perſonals bei Spielplätzen und anderen Sportanlagen in Verbindung mit der ſonſt 
zuſtändigen Abteilung. 

h) überwachung der Leiſtungsprüfungen zum Jugend-, Sport⸗ und Turnabzeichen, Veranſtaltung von jährlichen 
großen Werbefeſten (Kampfſpielen), Jugendwettkämpfen. 

i) Anbahnung und Förderung einer gedeihlichen Zuſammenarbeit der Schule und Vereine mit und unter 
einander im Einvernehmen mit der Schulverwaltung. 

k) Fühlungnahme mit den lokalen und auswärtigen Verbänden für Leibesübung. 

I) Vorſchläge zur Ausgeſtaltung des Betriebes der Leibesübungen in den Vereinen unter Beachtung ihrer 
Selbſtändigkeit. 

m) Gutachtliche Außerung zu Bebauungsplänen, Neu⸗ und Umbauten von Abungsſtätten. 

n) Teilnahme an den Sitzungen anderer Ausſchüſſe und Deputationen der ſtädtiſchen Verwaltung, wenn dort 
Fragen der Leibesübungen behandelt oder über Gelände oder Baulichkeiten verhandelt wird, die für den Betrieb 
der Leibesübungen in Frage kommen. 

o) Die Aufſtellung des ſtädtiſchen Jahreshaushaltsplanes für Leibesübungen. 

Bei Durchführung der von a bis o genannten Aufgaben iſt die Selbſtändigkeit der einzelnen Verbände zu wahren 
und der Verſchiedenartigkeit ihres inneren Weſens Rechnung zu tragen. 

Die Stadtbürgerſchaft bekundete durch Beſchlüſſe in den Jahren 1921 bis 22, einen gemiſchten Aus⸗ 
ſchuß für Leibesübungen einzuſetzen, ihr Intereſſe an der Entwickelung der obigen Fragen. Für den Aus⸗ 
ſchuß wurden u. a. folgende Beſtimmungen getroffen: 

1. Gemäß Beſchluß der Stadtverordneten⸗Verſammlung vom 10. September 1922 iſt der gemiſchte Ausschuß 2 Leibes⸗ 
übungen zuſammengeſetzt aus: 

a) 4 Vertretern des Senats, 

b) 8 Stadtverordneten, 


e) 6 von den Fachverbänden für Leibesübungen vorzuſchlagenden und von der Stadtverordneten-Verſammlung zu 
wählenden Mitgliedern mit der Maßgabe, daß 4 den dem Reichsausſchuß angeſchloſſenen Verbänden, 


5 2 Arbeiter— 
anlgebören. 2 dem Arbeiter⸗Sportkartell 


2. Der gemiſchte Ausſchuß für Leibesübungen hat zur Aufgabe: 

a) die der körperlichen Ertüchtigung und der Volksgeſundheit dienenden Leibesübungen zu fördern, 

b) die ſtädtiſchen Anſtalten und Einrichtungen auf dieſem Gebiete, ſoweit dafür nicht andere Dienſtſtellen, insbeſondere 
bei der Schuljugend die Schulverwaltung, zuſtändig ſind, zu verwalten und zu überwachen, 

e) bei der Aufſtellung des Haushaltsplans für Leibesübungen mitzuwirken. 

3. Der Ausſchuß wird durch den vom Senat als Dezernenten für Sport beſtellten Senator oder einen von ihm 
bezeichneten Stellvertreter geleitet. Zu den Sitzungen können ſtädtiſche Angeſtellte und Sachverſtändige mit beratender 
Stimme hinzugezogen werden. 

4. Die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes können, ſoweit die Allgemeinheit an ihnen Intereſſe hat, in der N und 
nach Bedarf auch in der Fachpreſſe veröffentlicht werden. 

In den beiden Abergangsjahren hat ſich die Geſchäftsſtelle bemüht, die Grundlage für ihre Aufbau⸗ 
Arbeit, für die fie im weſentlichen nur die beiden ſtädtiſchen Spielplätze Heinrich Ehlers-Platz und Ertel- 
Platz in Neufahrwaſſer übernahm, zu ſchaffen. Es wurden in erſter Linie die Anlagen des Biſchofsberges 
ausgebaut. Bei der Verteilung der ehemals ſtaatlichen Gebäude und Ländereien beſtimmte der Senat eine 
Anzahl von Objekten zur fpäteren Verwendung für die Leibesübungen, und es wurde nunmehr an den 
Ausbau gegangen. Auf die Zuſammenfaſſung der zahlreichen in Danzig für die Leibesübungen arbeitenden 
Kräfte, die Veranſtaltung von Kurſen und werbenden Veranſtaltungen wurde Wert gelegt. 


Im Geſchäftsjahre 1924/25 trat im Perſonalbeſtande keine Anderung ein; es wurde mit dem Abtei— 
lungsleiter, einer Bürokraft und den drei Verwaltern der wichtigſten Spielplatzanlagen (Ehlers-Platz, 
Biſchofsberg und neue Kampfbahn am Langgarten-Tor) gearbeitet. Die Kanzleiarbeiten wurden in der 
Abteilung W III mit erledigt. Die dauernd zunehmenden Arbeiten in der Geſchäftsſtelle laſſen den Wunſch 
berechtigt erſcheinen, eine eigene Schreibkraft zu erhalten. 


Im gemiſchten Ausſchuß für Leibesübungen ſchied Herr Radtke aus, für ihn wurde Buchdrucker Herr 
Karl Baulain auf Vorſchlag der der Zentralkommiſſion für Körperpflege angehörenden Vereine gewählt. 
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Am Ende des Verwaltungsjahres waren folgende Sport- und Spielplätze vorhanden: 


Davon 
Geſamt⸗ e Geſamt⸗ Su 
Name der Plätze fläche Spiel⸗ | Name der Plätze fläche ©piel- 
betrieb betrieb 
qm qm qm qm 
2) Städtiſche Plätze. b) 8 N e ce | 
1 Sportplatz Heinrich-Ehlers⸗Platz. | 48.000 36 500 „ Kueſebeg Turn- u. echt. 47.800 | 17800 
2 ” Langgarter-Tor . . . | 32500 28 000 5 Verein Preußen) 14 900 10 200 
3 5 Barbarawiefe . . . . 10 000 9500 22 Spielplatz der deutſchen Studenten⸗ 
4 a ehemalige Huſaren— 8 Ichaft (Boſſewegh) . | 13700 13 700 
Kaſerne II Schupo 6300 | 6300 23 8 des Turnvereins Neufahr⸗ | 
5 E 7909 7900 
5 „ ng Neufahr⸗ an 24 312000 12000. 
Daler +--.. cher 8 { CT 
0 
6 Tennisplatzanlage im Uphagenpark 3000 3 000 | > 2 8 1 
5 = c) Private Vereinsplätze. 
0 5 in Bröſen 1500 | 1500 E 2 
e 25 Tennisplatzanlage an der Delbrück⸗ 
8 Spielplatz Scharfenort (Bifchofsberg) | 4000 | 4000 allee . Be 6700 | 6700 
9 Salvator 3200 | 3200 BR 2 
u 2 er d) Im Bau befindliche Plätze. 
10 „ Wolff 9 3000 3 000 26 Sportplatz Feldſtraßne . 156 100 50 000 
11 „ 2 > 2000 | 2000 27 z an der Sporthalle 20 500 20 500 
12 5 3 € 1500 1500 28 | 5 Langfuhr (Schupo) . . 19400 19 400 
13 8 Wallgaſſe 3 11 500 11 500 29 1 I Biſchofsberg —— a 10 000 10 000 
14 1 Kaſerne Herrengarten. . 5 600 5600 zuſammen 206 000 99 900 
5 1 » RL PIE. 80 el Zuſammenſtellung. 
> „ehem. Huſaren⸗Kaſerne 0 ER a) Städtiſche Plätze. . 180 800 164 300 
17 „ Gutenberghain . 1200 1200 b) Gepachtete Vereins plätze. | 66300 61 600 
18 A Weichſelmünde . . | 13000 13 000 e) Private Vereinsplätze | 6700 | 6700 
19 8 Heubude 13 000 13 000 d) Im Bau befindliche Plätze. 206 000 99 900 
zuſammen 180 800 16 300 zuſammen 450 800 332 500 
| 
| 


Auf den Kopf der Bevölkerung entfielen 1,126 qm benutzbare Fläche; nach Fertigftellung der unter d 
genannten Plätze erhöht ſich dieſe Zahl auf 1,61 qm. Der deutſche Spielplatzgeſetzentwurf, der unter Wit— 
wirkung der bedeutendſten deutſchen Fachorganiſationen und Fachſchulen entſtanden ift, bezeichnet 3 qm je 
Kopf der Bevölkerung als Norm. Es kann nicht unerwähnt gelaſſen werden, daß ein Teil der obigen 
Spielplatzanlagen als behelfsmäßige anzuſprechen iſt, da er der notwendigen Ausſtattung entbehrt. 


Die Turnhallenfläche in Danzig betrug 5628 qm und beſtand lediglich aus Schulturnhallen, in 
denen abends die Vereine üben. Auf den Kopf der Bevölkerung entfallen 0,024 qm benutzbare Fläche. 
Als Norm gilt 1 qm. Von den der Geſchäftsſtelle überwieſenen Anlagen: Exerzierhäuſer Samtgaſſe und 
Herrengarten, zu denen am Ende des Jahres die von der Stadt angekaufte Sporthalle in der Großen Allee 
trat, konnte aus Mangel an Witteln bisher keine ausgebaut werden. Es wurde verſucht, durch Mietung 
von etwa 1400 qm Raum in dem Haufe B der Weſſe-Aktiengeſellſchaft dem namentlich im Winter auf⸗ 
tretenden, bei unſerem Klima doppelt empfindlichen Mangel an geſchloſſenem Abungsraum entgegen zu treten. 


Die See- und Flußbadeanſtalten in Danzig unterſtehen der Seebäder- oder Hochbau-Verwaltung. 
Der Umſtand, daß die Flußbadeanſtalt am Werdertor baufällig wurde, ſodaß ihre teilweiſe Schließung erfolgen 
mußte, führte dazu, mit der Kampfbahn am Langgarten-Tor eine neue Schwimmanſtalt im Umfluter zu ver— 
binden, die für rd. 600 Perſonen Umkleide Gelegenheit bietet und in ihren Einrichtungen im allgemeinen 
dem Danziger Schwimmſport dienen ſoll. Die Fertigſtellung war Ende des Jahres noch nicht voll beendet. 


5 Ruderboot3häufer, 2 Segelhäfen, 1 Vodel-, 2 Eisbahnen ſchließen die Aberficht über die in Danzig 
vorhandenen Anlagen für Leibesübung. 


—— — 
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Für die dem Turn⸗ und Sportbetriebe dienenden Anlagen kamen die folgenden Turn- und 
Sportvereine in Frage: 


| Zahl 
Vereine oder Verbände für der 5 Vereine oder Verbände für 5 der Mite 
Vereine 5 Vereine a 
glieder b 
22... ̃ ,: ̃7—é—. . — 
| - * 
| | 6: 20 667 
a) Turnen, Leichtathletik, Naſen⸗ | 1 165 5 
ſport. e) Wandern (3. T. Turnen, Leichte 
Turn⸗ und Rajenjportverband. . 12 6322 athletif) 8 8 
Deutſche Jugend kraft 18 2198 Jugendwerk der Wandervögel. 14 334 
Arbeiter-Turn⸗ und Sportbund 34 | 3014 Landesverband Oſtmark des Deut⸗ er 
Bund der Schüler - Turn- und 2 ſchen Jungſtum . 8 23 
Sportvereine a 13 1325 Jugendbund im Gewerkſchaftsbund > 
Akad. Amt für Leibesübungen 20 102 der Angeſtellten i = 1 596 
| Neichsſtand⸗Gefolgſchaft deutſcher 
2 et, ere i a . 1 18 
m ia . 6 30988 Deutſcher Pfadfinderbund . 4 125 
Deutſchen Schwimmverbandes 3398 a 5 = 
Verband der Danziger NRuder- x ge 4 905 
Vereine 1 1 | 1.096 Danziger Jugendring 5 
Arbeiter-Schwimm⸗Verein 1 165 4) Winterſport. a 85 
„ Ruderverein. 1 50 Skigruppe Danzig 1 5 
Verein für Kanuſport. 1 | 38 g) Segeln. | 2 
c) Schwerathletif, Boxen. | Danziger Gegler-Vereinigung . - 1 : 
Arbeiter-Turn⸗ und Sportbund. 2 341 Akademiſcher Segler-Verein 1 148 
1 | Gode Wind, Danzig⸗Zoppoter 
d) Radfahren, Maſchinenſport. | 5 A a 0 185 
Gau 16 im Bund Otſch. Radfahrer 7 | 42 Dachtelub Meteor, Dunz j 49 
Danzig⸗Pommerelliſche Radſport⸗ 
ear 2 130 h) Tennisſport. 
Danziger Automobil-Elub . . . 3 90 Oſtd. Lawn⸗Tennis⸗Turnier⸗Verb. 5 500 
Danziger Motorradclub 1 108 5 £ g +5 
Arbeiter-Radfahrerbund Fr. Stadt i) Sonſtige Vereine, die in obigen 0 8 
Danzig „Solidarität“ 12 350 Verbänden nicht enthalten ſind i 
„ — — — — 1 E 
zu übertragen 165 20 667 Insgeſamt 220 24.085 


Zu den oben genannten Verbänden und Vereinen kommen noch die Jugendgruppen von charita⸗ 
tiven Vereinen, Angeſtellten-Vereinen, Gewerkſchaften, in denen ebenfalls Leibesübungen, meiſt in Gruppen 
Turnen, Wandern uſw. betrieben wird. Die hier vorhandenen Intereſſenten können auf rd. 5 000 vorſichtig 

ä den. 
SEE Sablen über den Reitſport find uns nicht erhältlich geweſen. 8 Se 

Zu berückſichtigen ift, daß in der vorſtehenden Aufſtellung Doppelzählungen dadurch entſtande 
ſein können, daß Perſonen gleichzeitig mehreren Vereinen angehören. 


Im einzelnen wurden im Bereich der Geſchäftsſtelle folgende Arbeiten ausgeführt: 


Spielplätze. 


Biſchofsberg: Der große Platz J wurde eingeebnet, desgl. Spielfeld Kneſebeck (für den Turn⸗ 115 
Fechtwerein Preußen), Bau eine Waſſerleitung, Anlage einer Rodelbahn, Ausbau von . 95 5 
heim der Guttempler, Anlage von Promenaden; Kaſerne Wieben: Einplanierung und 5 9 1 
Herrengarten: Ausbau von Umkleideräumen mit elektriſchen Licht, en: des Spie fe e 
gaſſe: Umzäunung, Anlage von Umkleideräumen mit Waſſerleitung und Abort; e Se Ei : 
und Aufftellung von zwei Umfleidebaraden; Ka mpfbabn am Langgarten-Tor: Bau 1 itz 55 8 5 
für 3200 Perſonen, Kaſſenhäuschen, Abzäunungen, Geräteausſtattung (der Hausbau erfolgte u re 
bauverwaltung); Ehlers-Platz: Der Platz I wurde neu angeſamt, die Sitzbankanlage erweitert, Pla 
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mit einer Schranke und Sitzanlage umgeben, die Entwäſſerungsanlage verſtärkt, in den Umkleideräumen 
elektriſches Licht gelegt, die Duſche umgebaut; Huſarenkaſerne I: Nach der landwirtſchaftlichen Ausſtellung 
wurde der Platz neu inſtand geſetzt, mit einer Schranke umgeben und mit Fußball-Toren verſehen; der 
Ertel-Platz in Neufahrwaſſer wurde völlig inſtand geſetzt und mit einer feſten Schutzumzäunung verſehen. 

Neubauten: Die Spielplatzanlagen Michaeldweg, Zigankenberg, Schidlitz und Kleiner Exerzierplatz 
(mit Tennisplatzanlage) wurden gefördert. Ihre Fertigſtellung iſt noch nicht erfolgt. Zahlreiche Erwerbsloſe 
fanden bei dieſen Bauten Beſchäftigung. 


Hallen. 


Die Halle Samtgaſſe wurde an die Turnhallen- und Sportſtätten-Baugenoſſenſchaft zum Ausbau 
für Leibesübungen verpachtet; doch konnte dieſe mit dem Bau noch nicht beginnen. Aber den Ausbau der 
Halle Herrengarten ſchweben Verhandlungen mit dem Arbeiter-Turn- und Sportbunde. Die Sport— 
halle geht am 1. Mai 1925 in die Verwaltung der Geſchäftsſtelle über. 


Eisbahnen. 


Die Natureisbahn nach Krampitz wurde von der Geſchäftsſtelle übernommen; am Umfluter (Kampf⸗ 
bahn am Langgarten-Tor) eine Natureisbahn angelegt. Der milde Winter verhinderte die Inbetriebnahme. 


Verſchiedenes. 


Gemeinſam mit dem Statiſtiſchen Landesamt wurde im Januar 1925 eine umfaſſende Statiſtik der 
Turn⸗ und Sportanlagen herausgegeben, die im vorſtehenden Berichte mit verwendet iſt. — Der neu ein— 
gerichteten ſportärztlichen Unterſuchungsſtelle wurden rd. 400 Unterſuchungsfälle überwieſen und vorgearbeitet. 
Das Danziger Jugend-Turn⸗ und Sportabzeichen erwarben ſich 125 männliche Jugendliche nach beſtandener 
Prüfung. — An die Vorarbeiten für die Errichtung eines Hallen-Schwimmbades wurde durch Samm— 
lung von Waterial und Beteiligung an der Werbearbeit reger Anteil genommen. Die Erledigung dieſer 
wichtigen Aufgabe ging an die Abteilung Betriebe über. — Vorbereitende Maßnahmen erfolgten für neue 
Spielplätze in Heubude, Schidlitz, Krakau, Weſtl. Neufähr, Bröſen, Glettkau, Langfuhr (neben dem Flug⸗ 
platz, verbunden mit einer Radrennbahn). Von der Geſchäftsſtelle beraten wurden Spielplatzanlagen 
außerhalb des Stadtgebietes in Ohra, Zoppot, Sobbowitz, Scherniau, Hohenſtein, Langenau, Roſenberg, 
Prangenau, Tiegenhof, Neuteich, Groß-Walddorf, Wartſch. 


Kurſe und Unterricht. 


Wit Unterſtützung und Teilnahme der Geſchäftsſtelle wurden folgende Kurſe auf dem Gebiete der 
Leibesübungen durchgeführt, die im weſentlichen der Heranbildung von Abungsleitern galten: 
a) Allgemeine Gymnaſtik, Ergänzungsübungen, Sproſſenwand (ſchwediſche Übungen, Niels Bugk) im Sommer 1924 
jeden Mittwoch in Kaſerne Wieben. Teilnehmer rd. 50, Leitung: Turn⸗ und Sportlehrer Altermann. 
b) Schwimmkurſus in Bröſen vom 7. Juli bis 1. Auguſt 1924, Schwimmarten, Rettungsſchwimmen, Wiederbelebung. 
Teilnehmer etwa 30, Leitung: Dipl.⸗Turn⸗ und Sportlehrer Schulte. 


e) Ausdrucksgymnaſtik vom 1. bis 18. Oktober, Nachkurſus vom 18. Oktober bis 13. November. 142 Teilnehmer. 
Leitung: Dr. R. Bode- München, Fräulein Quehl und Fräulein Tſchopp. 
d) Unterſtützung von Leichtathletik⸗Kurſen im Turn⸗ und Rajenjportverband und in der Deutſchen Jugendkraft. 


e) Hallen⸗Abungen in drei Altersſtufen im Winterhalbjahr jeden Sonnabend in der Turnhalle der Oberrealſchule 
St. Petri. 75 Teilnehmer, Leitung: Altermann und Schulte. 


f) Ski⸗Trockenkurſus des Winterſportausſchuſſes im Turn⸗ und Raſenſportverband. Leitung: Schulte. 

g) Winterſportfahrt nach Neinerz in Schleſien vom 25. Dezember 1924 bis 8. Januar 1925 mit 27 Teilnehmern. 

h) Winter⸗Vortragsfolge: „Aus Theorie und Praxis der Leibesübungen“ zuſammen mit dem Hochſchulamt für Leibes- 
übungen (6 Vorträge mit praktiſchen Übungen). Leitung: Hochſchul⸗Turn⸗ und Sportlehrer von Donop. Durch— 
ſchnittsbeſuch 50 Hörer. 

i) 10 Vorträge des Leiters der Geſchäftsſtelle über verſchiedene Themen mit Benutzung von Lichtbildern aus allen 
Gebieten der Leibesübungen, von denen die Geſchäftsſtelle etwa 300 beſitzt. 
Für eine Anzahl von Wettbewerben und Vorführungen wurden Plaketten der Freien Stadt Danzig 

oder Urkunden geſtiftet, an Verbände und Vereine Beihilfen in Höhe von 10000 G gewährt. 


x 
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XIX. Städtiſche Kirchenverwaltung. 


Die Perſonalveränderungen in den einzelnen Pfarrſtellen des ſtädtiſchen Patronats waren folgende: 


1. 10. März 1920 Wahl des Pfarrers Lic. Bruno Elsner aus Turſe, Kreis Dirſchau, zum Pfarrer 
von Käſemark, infolge Ablebens des Pfarrers Klotz. 


2. 17. März 1920 Wahl des Archidiakonus Friedrich Reimer zum Paſtor (J. Pfarrer) an St. Katha— 
rinen in Danzig infolge Emeritierung des Paſtors Blech. - 


3. 23. Juni 1920 Wahl des Pfarrers Ernſt von Jaminet aus Thorn zum dritten Pfarrer an 
St. Barbara in Danzig (neue Stelle). 


4, 18. Auguſt 1920 Wahl des Hilfspredigers Walter Ziehmann aus Pomehrendorf bei Elbing zum 
a Archidiakonus (Il. Pfarrer) an St. Katharinen in Danzig. 


5. 19. November 1920 Wahl des zweiten Pfarrers Franz Krüger von St. Trinitatis in Danzig zum 
Paſtor (I. Pfarrer) an St. Bartholomäi in Danzig infolge Emeritierung des 
Paſtors Stengel. 


6. 9. März 1921 Wahl des Pfarrers Lic. Adolf Benrath aus Frauenburg zum zweiten Pfarrer 
an St. Trinitatis in Danzig. 


7. 13. September 1921 Wahl des Pfarrers Max Luntowski aus Letzkau zum Pfarrer von Oſterwick 
infolge Ablebens des Pfarrers Lic. Freytag. 


8. 22. November 1921 Wahl des Pfarrers Ernſt Lehmann aus Dollenchen AL zum Pfarrer von 
Löblau, infolge Verſetzung des Pfarrers Wiebe nach Brieſen. 


9. 18. April 1922 Die Pfarrſtelle von Letzkau ſoll bis auf weiteres nicht wieder beſetzt werden, 
da ſie zu klein iſt. Sie iſt in Perſonalunion mit der von Käſemark verbunden worden. 


10. 7. November 1922 Wahl des Hilfspredigers Emil Plath aus Danzig zum dritten Pfarrer an 
St. Barbara in Danzig infolge Berufung des Pfarrers von Jaminet nach Berlin. 


113 Dezember 1922 Wahl des Pfarrers Felix Telſchow aus Barendt zum Paſtor (I. Pfarrer) von 
St. Bartholomäi in Danzig infolge freiwilliger Amtsniederlegung des Paſtors Krüger. 


XX. Abteilung für öffentliche Arbeiten 
vom Amtsantritt des Senats bis 31. März 1925. 


Die Senatsabteilung für öffentliche Arbeiten umfaßt in drei Gruppen folgende Hauptarbeitsgebiete: 
Abteilung I: Hochbauweſen (O. D, 
Abteilung II: Tiefbauweſen, Kataſterweſen, Vermeſſungsweſen (O. II), 
Abteilung III: Wohnungswirtſchaft, Grundbeſitz, Baupolizei (O. III). 
In allen drei Unterabteilungen werden ſtaatliche und ſtädtiſche Arbeiten nebeneinander bearbeitet. 
Hier ſollen nur die ſtädtiſchen Aufgaben behandelt werden. 
Die Organiſation der Abteilung beſteht in der Senkrechten aus zwei Stufen, die bei der beſtehenden 
Geſetzgebung und infolge der Notwendigkeit einer Aufſichts- und Berufungsinſtanz das Windeſtmaß darſtellen. 


Die nebeneinander ſtehenden einzelnen Ämter ftellen die Lokalinſtanz dar, für die je eine Aufſichts⸗ 
und Berufungsinſtanz in der Abteilungsleitung bei O. I, O. II und O. III beſteht. 


1 


1 
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Abteilung I Hochbau (Abt. 0. J). 
Aufgaben der Abteilung: 


. Neubau und Unterhaltung ſtädtiſcher Hochbauten aus allen Senatsabteilungen. 

2. Aufſtellung der Fluchtlinienpläne, Verkehrspläne und Bebauungspläne für das Siedlungsgebiet 
Groß-Danzig. 

3. Unterjftüßung des Wohnungsbaus durch Hergabe von Bauhypotheken aus Mitteln der 
Wohnungsbauabgabe und der Lohnſummenſteuer an Genoſſenſchaften, Einzelſiedler und Bau— 
unternehmungen, meiſt unter Aufſtellung der Baupläne. 

A. Herſtellung von ſtadteigenen Wohnungen aus den gleichen Mitteln. 

5. Inſtandſetzung und Erhaltung alter Wohnungen durch Hergabe von Darlehen aus öffentlichen 

Witteln. 


— 


6. Verwaltung ſtädtiſcher Verwaltungsgebäude (Rathäufer, Wiebenkaſerne uſw.). 

7. Verwaltung der ſtädtiſchen Ziegeleien. 

8. Denkmalſchutz und Schutz gegen die Verunſtaltung des Stadtbildes. 

9. Abſchätzungen von Gebäuden und Grundſtücken im öffentlichen Intereſſe. 

10. Verwaltung der öffentlichen Bäder, Bedürfnisanſtalten uſw. 

11. Schornſteinkehrweſen (techniſches Referat). : 

12. Laufende Verwaltungsarbeiten wie Aufftellung der Haushaltspläne, Rechnungs- und Kaſſen⸗ 

weſen, Verdingungsweſen, Hochbaunormung, Perſonalien der Arbeiter. 

Bei der Abteilungs leitung wurden in der Berichtszeit neben den Aufſichtsgeſchäften unmittelbar 

behandelt die Punkte 3 (Baudarlehen), und 8 (Denkmalſchutz), ferner 6, 7 und 11. 


Zu Punkt 3 (Baudarlehen): Bis zum 1. April 1925 wurden folgende Baudarlehen ausgegeben: 


bis November 1923 in Reichsmark an Genoſſenſchaftee nnn 2 209 560 908 Mark 
ee ren par. 2187 780 „ 
von November 1923 bis 1. April 1925 in Gulden an Genoſſenſchaften 1280 711 Guld. 
„ Elzelßerſoneeen 74 300 „ 
Hierfür wurden errichtet: 
durch Genoſſenſchaften 479 Wohnungen 
„ Einzelperſonen 114 a 


zuſammen: 593 Wohnungen 


Zu Punkt 8 (Denkmalſchutz): Gerade hierfür waren in der Nachkriegszeit die Mittel außer- 
ordentlich beſchränkt. Immerhin iſt es gelungen, nicht nur in einzelnen Fällen bedenkliche Verfalls— 
erſcheinungen zu bekämpfen, ſondern auch durch Reſtaurierungen wertvolle Danziger Bauten in neuem 
Gewande erſtehen zu laſſen. Zu erwähnen ſind in erſter Linie das Gebäude der Städtiſchen Sparkaſſe 
neben dem Nathauſe in der Langgaſſe und der Artushof' nebſt dem Steffenshaus mit feinen Nachbar— 
gebäuden zwiſchen der Großen Krämergaſſe und der Kürſchnergaſſe, ferner das Uphagenhaus in der 
Langgaſſe, das frühere Standesamt in der Brotbänkengaſſe, die Giebel der Trinitatiskirche, die Erneuerung 
eines großen Kirchenfenſters der Warienkirche, die Inſtandſetzung des Giebels der Bartholomäikirche und 
der Kirche in Alt-Schottland, die Erneuerung des Hauſes Kleiſt in Guteherberge und anderes mehr. 
Ferner wurden der Neptunbrunnen vor dem Artushof und das Kaiſer Wilhelm-Denkmal vor dem Hohen 
Tor inſtand geſetzt. Eine Reihe von Beiſchlägen, die teils aus alten Abbrüchen ſtammten, ſind wieder 
am Langen Markt aufgeſtellt worden, desgleichen find mehrere alte Portale bei der Inſtandſetzung der 
Häuſer Langer Markt 42, Langer Markt 40, Langer Markt 10, in der Langgaſſe, im Deutſchen Volkshauſe 
(Heilige Geiſt-Gaſſe), aufgeſtellt worden. Das Engliſche Haus wurde zunächſt durch umfangreiche Unter- 
fangung der Fundamente geſchützt, die Hauptarbeit, nämlich die Inſtandſetzung der reichen Sandſteinfaſſade 
ſelbſt bleibt ſpäteren Jahren vorbehalten. In zahlreichen Fällen gelang es auch, bei privaten Gebäuden, 
in Zuſammenarbeit mit dem Eigentümer gute Erfolge bei der Inſtandſetzung alter Bauten zu erzielen, 
wie 3. B. bei verſchiedenen Bauten auf dem Langen Warkt. Die durch das Denkmalſchutzgeſetz vor— 
geſchriebene Katalogiſierung der Bau- und Kunſtdenkmäler iſt eingeleitet. 
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Bei den einzelnen Bauämtern wurden im beſonderen folgende Aufgaben bearbeitet: 

Städtiſches Hochbauamt. 

(Projektbearbeitung und Bauausführung für alle ſtädtiſchen Hochbauten der verſchiedenen Senats— 
abteilungen und bauliche Unterhaltung aller ſtädtiſchen Gebäude.) g 

Die Zahl der ſtadteigenen Wohnungen, die der baulichen Unterhaltungspflicht des Städtiſchen 
Hochbauamts unterliegen, belief ſich am 1. April 1925 auf 1874. 5 

In der Berichtszeit war dem Städtiſchen Hochbauamt ferner angegliedert die Heizungsinſpektion, 
die die laufenden Unterhaltungsarbeiten der Zentralheizungen in ſtädtiſchen Gebäuden ausführte. Sie iſt 
ſpäter der Abteilung Betriebe, Verkehr und Arbeit angeſchloſſen worden. 

Ferner war in der Berichtszeit dem Städtiſchen Hochbauamt mehrere Jahre hindurch eine Bau⸗ 
ſtoffbeſchaffungsſtelle mit einem ſtädtiſchen Sägewerk angegliedert; dieſe Stelle iſt aufgelöft. ! 

Einen ungefähren Aberblick über die vom Städtiſchen Hochbauamt in der Berichtszeit bearbeiteten 
Aufgaben geben die nachfolgenden Aufſtellungen der wichtigeren Bauarbeiten. 


Neubau von Wohnungen: 


Labs 8 180 Wohnungen 
Bröſener Weg T—88 114 N 
Honig taler Woge —“ê 4 9 
Lehmſtampfhaus Stolzen berg 2 5 
Maſſivhäuſer Zigankenberg¶g¶a¶-nssss 10 5 
Reihenhaus Neufahrwaſſe r. 36 5 
Wohnhaus Kleine Mollddeeeeeeeeeeeeeeeeee 4 5 
Ef. p 12 Wohnungen u. zwei Anbauten 
Bauten an der Telegraphenkaſerrtttnnu 36 7 
n Solzenbee gs. 7 1 
Umbau für Wohnungsbeſchaffung: 
eifel ee rer 13 Wohnungen 
Neues Zub TE EEE nn 42 8 
Telegraphenkaſerne, Mannſchafts haus 16 1 
Warmbad rsſe nd 8 1 
Kutſcherkneipe Bröſnrete nnn 4 5 
Bröſener Weg KrankenſtallklklkXà. 4 8 
Stolzenberg Pulverhann s. 1 ; 
77272 ar a re RE 11 5 
Maſchinengewehrkaſernrtttr nn 5 5 
Neubauten anderer Art: 
Schule Bröſen . 8 Klaſſen 
Schlacht 8 Unterſuchungshalle 
Neufahrwaſſe rr ne Desinfektionsanſtalt 
Umbauten anderer Art: 5 
6 ·—Ü ». A Z edle ee Schaffung von Büroräumen 
ß/%%% / ²·˙·üm ᷣ ᷣ K en Eee ale Inſtandſetzung für Büroräume 
A T.... Ä Turnhalle 
JJ ͤ ͤͤͤK ˙²˙ A ee ee ee Umbau für Büroräume 
Volkstiagsge baude wenn nen 5 8 
Artilleriekaſerne Samtgaſe mn 1 5 
S0 l! VVV... Umbauten 
Seebadeanſtalt Bröſ nnn 3 
Neufahrwaſſer Reithalllilil ek. Büroräume f. Feuerwache u. Schupo 
Mittelſchule Neufahrwaſoee rr Aufſtockung für Schulräume 


Altſtädtiſches Rathaus „ Büroräume 


Neem g TE ea Umbau für den Hafenausſchuß. 


Arbeiten der Heizungsinſpektion: 
a) Neubau: Heizungsanlage Langer Markt 41/2. 


b) Umbau: 5 Arbeitshaus Sandgrube 
» Viktoriaſchule 
7 Stadtſparkaſſe 


Keſſelanlage Schule Althof 
„ St. Johann 


Erweiterung der Heizungsanlage im Altſtädtiſchen Rathaus. 


Bauſtoffbeſchaffungsſtelle: 
Es wurden beſchafft: 
ca. 4 Willionen Ziegelſteine 
400 000 Biberſchwänze und Pfannen 
6000 Faß Zement 
4000 Normalöfen einſchließlich Chamottematerial und Eifenzeug 
500 Normalfenſter 
500 Normaltüren einſchließlich Beſchläge. 


Aus den Freiſtaatforſten wurden angekauft: ca. 14 000 fm Rundholz und in Form 


von Schnittholz für Wohnungsbauten abgegeben. 
Bauliche Unterhaltung ſtädtiſcher Wohnungen: 


Im Jahre 1913 waren vorhanden: 
110 Dienſtwohnungen £ 
112 von der Stadt zu unterhaltende Mietwohnungen 
20 vom Mieter oder Pächter zu unterhaltende Mietwohnungen, 


zuſammen 242 Wohnungen. 


Stadterweiterungsamt — Siedlungsamt. 

Das Stadterweiterungsamt — in den erſten Jahren Siedlungsamt genannt — dem die Aufſtellung 
der Fluchtlinien-, Verkehrs- und Bebauungspläne obliegt, war in der erſten Zeit in ſeiner Wirkſamkeit 
dadurch ſtark behindert, daß es für die meiſten Aufgaben zunächſt die erforderlichen Planunterlagen 
beſchaffen mußte. 

Vom Geſamtgebiet der Stadtgemeinde Danzig von netto 5200 ha nach Abzug der Eiſenbahn⸗, 
Waſſer⸗ und Waldflächen waren bis 1918 700 ha vermeſſen. Es find in der Berichtszeit für ungefähr 
3700 ha die Planunterlagen beſchafft worden, ſo daß etwa 800 ha noch fehlen. 

Die Bearbeitung der Fluchtlinien- und Bebauungspläne im einzelnen iſt infolgedeſſen noch immer 
unerwünſcht im Bückſtande. Fertig geſtellt iſt jedoch der Generalbebauungsplan. 

Fluchtlinienpläne waren bis 1920 aufgeſtellt für 560 ha, in der Berichtszeit bis 1924 weitere 550 ha. 

Dem Stadterweiterungsamt unterſteht ferner im Rahmen des Bebauungsplans: Bearbeitung 
von Verkehrsfragen, Bereitſtellung von Gelände für Laubenkolonien, Wahrnehmung des Vorkaufs⸗ 


| Dienſt⸗ von der Stadt | rechts der Stadtgemeinde auf Grund des Grundwechſelſteuergeſetzes. 
wohnungen | 3% unterhaltende Im Anfang war dem Stadterweiterungsamt in kleinerem Umfange auch der Bau von Straßen 
6 . le Be nn Mietwohnungen und die Ausführung von Siedlungsbauten zugeteilt. 
1. Schulverwaltung 65 1 Ein weſentliches Arbeitsgebiet ſtellte in der Berichtszeit Entwurf und Ausführung verſchiedener 
1 2. Allgemeine Verwaltung 7 2 Sportplatzanlagen ſowie der Grünanlagen dar. Entwurf und Ausbau des neuen Zentralfriedhofs in 
% ee 3 ne Hochſtrieß iſt ebenfalls Aufgabe des Stadterweiterungsamtes. Vor 1920 waren ſtädtiſche Sportplätze mit 
4. Seebäder verwaltung. 1 14 | einer reinen Spielfläche von 2,45 ha vorhanden. In der Berichtszeit wurden 11,31 ha auf nachfolgenden | 
PF Er 88 Sportplätzen ausgebaut: 
8. Handwerkerſchule 1 5 | Kleinbahnhof ß Dane a er 3,25 ha 
J . > 2: se, 1 2 Barbaramiefee ee ee er 1,00 „ | 
„ 5, 4 aa 1 — | Huſorenkaſerne Schund 3 0,63 „ 
Samen 2 5 ZVV a ae ann ze Fe 0,40 „ 
| 777... oo 1 es El re ) ̃ ß ß 032 
N 11. Siefbauverwaltung ... 22 22. 2 7 WIC 0,30 „ | 
) 12. Ranalverwaltung . . . 2 22. 5 2 | Kaſernenplatz Biſchofsberg II, IT... .. 2 ve ne 00. 0.35 „ ö 
0 13. Garten verwaltung. 2 Ex | Wallgaſſe w nahen aafüpiaute 1515 55 
14. Feuerbeſtattungs anlage * P „23 40% ren Re Pe Eee 0,56 „ | 
| 15. Abt. für Leibesübungen 3 — 4 G / FTT 00 „ | 
16. Forſt⸗ und Dünenverwaltung 2 — Huſarentgſerne — T8 N | 
* 17. Grundbeſitzverwaltunn g.. 9 973 , er re a re 130, | 
18. Städtiſches Krankenhaus 18 EEE AR 1,30 „ ö 
| r re Rn: 9 . Begonnen wurde der Bau von 22 ha auf folgenden Plätzen: 
N ane me. 4 ge; ROBERT I TER 15,60 ha 
i Zufammen 137 ET EEE | rr PEN. 2,05 „ 
21. Hochbauverwaltung: Neuere Wohn— Biſchofsderg Pla) 1,00 „ 
0 | 
bauten einſchließlich der im Bau be⸗ | 3 J a a a Ah 1,49 „ | 
! griffenen u. einſchließlich Wiebenkaſerne 396 Huſarenkaſerne Langfuhr » rt. 1,94 „ | 
j 22. Ferner vom Mieter oder Pächter zu | Am Sportplatz Kleinbahnhof wurde eine Schwimmanſtalt mit Umkleideräumen und vier | 
y unterhaltende Wohnungen 265 Wohnungen errichtet. | 
I Zufammen | 137 | und 1737 = 1874 Wohnungen An Grünanlagen wurden 1920 bis 1922 auf dem Biſchofsberg 6400 m Promenade angelegt. 
| 
4 | 


| 
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An Straßen legte das Siedlungsamt bis 1923 auf dem Biſchofsberg, Hagelsberg, Zigankenberg 


und im Königstal insgeſamt 6,4 km an. 


An Siedlungshochbauten hat das Siedlungsamt folgende errichtet: 


Reihenhäufer an der Oſterzeile und Weſterzeile je 56 Wohnungen. 112 Wohnungen 
Am Hangweg in Zigankenberg 5 Doppelhäuſer in Lehm patzen. 10 1 

Am Hangweg in Zigankenberg 5 Doppelhäuſer (Holz)) 10 x 

Auf Zigankenberg 11 Doppelhäuſer (maſſiv) angefangen (Fertigſtellung durch 

„% /// ↄ²;5o0õ ⅛. re nare 22 5 


Städtiſches Schätzungsamt. 
Seine Aufgaben ſind: 
1. Wertſchätzungen aller Art und Gutachten bei Ankäufen, Verkäufen und Vererbpachtungen von 
Grundſtücken und Gebäuden ſowie bei der Beſtellung von Sicherungshypotheken. 
2. Abſchätzungen für Zwecke der Feuerverſicherung. 
3. Abſchätzungen für ſteuerliche Zwecke (Wertzuwachsſteuer, Grunderwerbsſteuer, Grundſteuer, 
Erbſchaftsſteuer, Vermögensſteuer und Sicherungshinterlegung für die Raponſteuer). 


A. Abſchätzungen von Miete und Pachtwerten bei Wohnungen, gewerblichen, induſtriellen und 
landwirtſchaftlichen Räumen für das Wietseinigungsamt und für die Gerichte. 


Abteilung II Tiefbau (Abt. O. II). 


Aufgaben der Abteilung: 
1. Auf den Gebieten des ſtädtiſchen Waſſer- und Hafenbaus, des Straßenbaus, Kanalbaus, 
Gartenbaus und des Vermeſſungsweſens: Entwurf und Ausführung aller Neubauten ſowie 
Unterhaltung der vorhandenen Anlagen. 


2. Tiefbautechniſche Beratung aller übrigen Senatsabteilungen und Entwurf ſowie Ausführung 
der dort beſtehenden Projekte. 


3. Mitwirfung bei Aufſtellung der Fluchtlinien-, Verkehrs- und Bebauungspläne. 


J. Bearbeitung der Hafenangelegenheiten im Einvernehmen mit der Danziger Delegation des 
Hafenausſchuſſes. 5 


5. Laufende Verwaltungsarbeiten, wie Aufſtellung der Haushaltspläne, Rechnungs- und Kaſſen⸗ 
weſen, Verdingungsweſen, Normung, Perſonalien der Arbeiter. 


Bei den einzelnen Bauämtern wurden im beſonderen folgende Aufgaben bearbeitet: 


Städtiſches Waſſerbauamt. 
Es werden bearbeitet 
a) im allgemeinen: 
Unterhaltung und Ausbau der ſtädtiſchen Hafengewäſſer und Haſenanlagen (Kaiſerhafen und 
Mottlau mit Nebengewäſſern). 
Unterhaltung und Ausbau der ſonſtigen Waſſerläufe, ſoweit die Stadt dazu verpflichtet iſt 
(Mottlau⸗Umfluter, Nadaunekanal, Schidlitzer Bäcke, Strießbach mit Nebenbächen uſw.). 
Unterhaltung und Neubau von Brücken, Schleuſen, Tiefbrunnen und ſonſtigen Kunſtbauten. 
Bautechniſche Prüfung und Aberwachung von Privatbauten in ſämtlichen Hafengewäſſern 
und ſonſtigen Waſſerläufen als Gutachter des Polizeipräſidenten. 
Entwurf und Ausführung von Waſſerbauarbeiten für Rechnung anderer Verwaltungen. 
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b) im beſonderen: 5 
Es find u. a. zu unterhalten (für eigene Rechnung): 
72 m maſſive Ufermauern, 
2164 m Eiſenbeton⸗Bollwerke, 
1174 m Holzbollwerke, 
799 m Uferpflaſterböſchungen, 
1254 m unbefeſtigtes Ufer, 
6 bewegliche und 69 feſte Brücken, 
7 Schleuſen und 
23 Tiefbrunnen. 
Einen ungefähren Aberblick über die vom Städt. Waſſer- und Hafenbauamt in der Berichtszeit 


bearbeiteten Aufgaben geben die nachfolgenden Aufſtellungen der wichtigeren Bauarbeiten. 


Neubauten: 

Fußgängerbrücke über die Radaune neben dem Tambour. 
Brücke über den Weizenmühlkanal im Zuge der Schloßgaſſe. 
Aberdeckung des offenen Weizenmühlkanals an der Brücke in der Schloßgaſſe. 
Uferbefeftigung an der Neuen Mottlau am Platze vor der Schleuſengaſſe. 
Uferbefeftigung an der Nadaune an der Straße Kl. Rambau und auf dem linken Ufer des 

Weizenmühlkanals an der Mündung in die Radaune. 
Uferbefeftigung an der Nadaune gegenüber den Grundſtücken Hohe Seigen 9 und 10. 
Bollwerk an der Radaune zwiſchen Petershagener Tor und Salvatorbrücke. 
Bollwerk an der Neuen Wottlau unterhalb der Wilchkannenbrücke (linkes Ufer). 
Bollwerk an der Nadaune vor dem Petershagener Tor. 
Bollwerk an der Neuen Wottlau vor der Reitergaſſe. 


Bollwerk oberhalb der Mattenbudener Brücke. 


Große Schleuſe in Prauſt. 

Schöpfwerk Troyler Wieſen. 

Brückenfahrbahn in der Schulzengaſſe. 

Schützenwehr im Mühlengerinne der Steinſchleuſe. 

6 Feuerlöſch- und Trinkwaſſerbrunnen in Bröſen, Heubude und Krakau. 
Neubau eines Teiles des Seeſteges in Bröſen. 


Größere Arbeiten anderer Art: 

Verbeſſerung der Vorflutverhältniſſe des Strießbaches und ſeiner Nebenbäche (Bau der Stau— 
ſchleuſe und des Umleitungskanals, Ausbau des Rückhaltebeckens bei Hochſtrieß und Re— 
gulierung des Königstaler Baches zwiſchen Hauptſtraße und Eiſenbahn). 

Freilegung der Biſchofsbergkaſerne. 

Einebnung des Geländes zwiſchen Olivaer Tor und Hagelsberg. 

Aufforſten des Dünengeländes zwiſchen Bröſen und Glettkau. 

Erweiterung der Bäkeüberführung über die Eiſenbahn bei Neugarten. 

Baggerung im Mottlau-Umfluter und Aufhöhung der äußeren Umwallung des Wottlau⸗Umfluters 
durch Baggerboden. 

Erneuerung von Dalben, Gordungswänden und Einzelpfählen in der Wottlau. 

Aufräumung der Wottlau bis 4,5 m unter M. W. von der Mündung bis zum Häkertor unter 
Aufſpülung des Baggerbodens auf dem Troyl zur Aufhöhung von niedrig gelegenem Gelände 

Räumung der Entwäſſerungsgräben der Troyler Wieſen. 

Erneuerung des Bohlenbelags und des Anſtrichs der Brücke über die alte Radaune in St. Albrecht. 

Erſatz der Trumme durch die Dampfbootſtraße im Zuge der Faulen Lake in Heubude. 

Inſtandſetzung der Schöwenſchleuſe. 

Erſatz der großen Brücke im Zuge des Kl. Hammerweges durch einen Zementrohrdurchlaß. 

Erſatz des Bollwerks am Schuitenſteg durch eine Steinböſchung. 8 
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Städtiſches Straßenbauamt. 
Es werden bearbeitet 


a) im allgemeinen: 


Herſtellung und Unterhaltung des Straßennetzes der Stadtgemeinde. 
Feſtſtellung und Einziehung der Anliegerbeiträge. 


b) im beſonderen: 


Entwurf und Ausbau der neuen Wohn- und Verkehrsſtraßen. 

Umbau der beſtehenden Straßen. 

Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege und Promenaden. Die Unterhaltung umfaßt 
ſämtliche befeſtigten Straßen — rd. 1300000 qm — ſowie alle unbefeſtigten öffentlichen Wege 
und Promenaden — rd. 300000 qm — in dem zur Zeit 64,3 qkm umfaſſenden Stadtkreis 
Danzig, der ſich von 36,7 qkm in der Vorkriegszeit um 27,6 qkm durch die Eingemeindung von 
Heubude, Krakau, Weſtlich-Neufähr, Weichſelmünde, Bröſen, Saspe, Lauental und Schellmühl 
vergrößert hat. i 

Aufſtellung der Rohrverteilungspläne für die Berohrungen mit Schmutz- und Tagewaſſerkanal, 
Ga3- und Waſſerleitung und der Kabel ſowie Aberwachung der Verlegung dieſer Leitungen 
und der damit verbundenen Einrichtungen. 

Prüfung aller Bauvorhaben auf Anbaufähigkeit der Straßen, Heranziehung der Anlieger zu den 
Straßenkoſten nach den ortsſtatutariſchen Beſtimmungen oder nach Straßenausbau- oder 
Erbbauverträgen. 

Bearbeitung des Ein-, Auf» oder Aberbaues von Anlagen in den Straßen, insbeſondere von 
Verkaufsſtänden, Litfaßſäulen, Benzintankſtellen, Straßenbahngleiſen, Eiſenbahn- und Feldbahn⸗ 
gleiſen, Luftleitungen und dergl. 

Betrieb des ſtädtiſchen Bauſtofflagers und der ſtädtiſchen Kiesgruben, Betrieb und Unterhaltung 
der Straßenbaumaſchinen. 

Mitwirkung bei der Aufſtellung der Bebauungspläne in ftraßenbau- und verkehrstechniſcher 
Beziehung. 

Wichtigere Bauaufgaben des Städt. Straßenbauamts in der Berichtszeit waren: 


Ausbau von neuen Straßen: 
Weſterzeile Langfuhr. 
Oſterzeile Langfuhr. 
An der Telegraphenkaſerne (Heeresanger und neue Stichſtraßen zwiſchen Heeresanger und Labesweg). 
Große Wolde in Schidlitz. 
3 Stichſtraßen auf dem Troyl zwiſchen Troyl und Schaderuthen. 
Siedlungsſtraßen auf Zigankenberg. 
Ausbau des verlängerten Rothahnchenganges und des Höhenweges in Schidlitz. 
Chodowieckiweg an der Gr. Allee. 
Oberer Teil der Eichenallee zwiſchen Ziegel- und Wörtelſtraße. 
An der Kurve in Langfuhr (Torgauer und Zorndorfer Weg). 
Intereſſentenfahrſtraße vom Weichſelmünder Weg nach dem Kaiſerhafen. 
Teilweiſer Ausbau der Weſſelſtraße auf der Niederen Front für Rechnung der Anlieger. 
Ausbau der Straße an der Werftgaſſe für den Siedlungsbauverein der Danziger Werft. 
Straßen Neugarten — Hagelsberg. 
Archenholzweg in Langfuhr (Gartenſtadtgenoſſenſchaft). 
Siedlungsſtraßen in Königstal (Straße am Heizkeberg, Schluchtweg, Fußweg an der Südfront 
des Lehrerſeminars). 
Schopenhauerweg an der Gr. Allee. 
Wiebenwall. 
Bröſener Weg. 
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Troyl bis zur Weichſelfähre (Erdarbeiten). 

Promenade Neugarter Tor — Barbarafriedhof (Erdarbeiten). 

Anlage eines Fußweges längs der Nadaune zwiſchen Eliſabethwall und Stadtgraben. 
Silberhammerweg (Zufuhrweg zum Zentralfriedhof). 


Straßenumbauten: 


Jäſchkentaler Weg vorlängs der Wieſe mit Kleinſteinen. 
Schellmühler Weg von der Unterführung Neuſchottland bis zur Eiſenbahnhalteſtelle mit Kleinſteinen. 
Weißhöfer Straße und Auguſtaſtraße in Bröſen. 


Weichſelmünder Weg vorlängs der Chemiſchen Fabrik Pommerensdorf und am Fort Kronprinz. 


Schönfelder Weg mit Kleinſteinen. 

Weg zwiſchen Krakau und Weſtlich-Neufähr. 

Gr. Seebadſtraße in Heubude. 

Spechtſtraße = 5 

Befeſtigung der ehemaligen Petershagener-Torbrücke in Reihenfteinen 
Serpentinenſtraße Sandgrube —Stolzenberg mit Kopfſteinen. 
Hauptſtraße in St. Albrecht mit Kleinſteinen. 

Straße am Johannisberg mit Kleinſteinen. 

Hauptſtraße Langfuhr vom Labesweg bis Petſchowſtraße mit Kleinſteinen. 
Dienergaſſe teilweiſe mit Kleinſteinen. 

Umbau des Schladahler Weges in Schidlitz. 

Umbau der Opitzſtraße und des Krähenberges an der Gr. Allee. 
Umgeſtaltung des Heumarktes an der Waſſerkunſt. 

Befeſtigung der Bürgerſteige Heeresanger und Labesweg. 


Verſchiedenes: 


Einrichtung eines neuen Steinlagerplatzes in Schellmühl. 

Weitere Erſchließung der Kiesgrube in Königstal. 

Aufſchließung von Straßengelände in Königstal (Erdarbeiten, Notſtandsarbeiten). 
Straße Neugartertor — Sandgrube —Oberſtraße (Erdarbeiten, Notſtandsarbeiten). 
Straße L Kleine Molde (Erdarbeiten, Notſtandsarbeiten). 


Städtiſches Kanalbauamt. 
Es werden bearbeitet 


a) im allgemeinen: 


Die Entwäſſerung der Stadtgemeinde und der Nachbargemeinden, ſoweit die Stadtgemeinde 
Danzig durch natürliche Vorflut oder in allgemein hygieniſcher Beziehung beeinflußt wird. 


b) im beſonderen: 


Entwurf und Ausbau des Kanalnetzes für die Abführung der Schmutz- und Tagewäſſer und der 
Einrichtungen zur Hebung und Reinigung der Abwäſſer. 

Unterhaltung und Reinigung der Schmutz- und Tagwaſſerkanäle; zur Zeit rd. 135 435 m Schmutz⸗ 
waſſerkanäle nebſt 2 230 Schächten und rd. 58 197 m Tagwaſſerkanäle mit 1174 Schächten 
und 2700 Regeneinläſſen. 

Betrieb und Unterhaltung der Kanalpumpwerke und des Rieſelfeldes. 

Grubenentleerung und Abfuhr. 

Bearbeitung der Grundſtücksentwäſſerungs angelegenheiten. 

Mitwirkung bei der Aufſtellung der Bebauungspläne in kanalbautechniſcher Beziehung. 

9* 
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Es find in der Berichtszeit vom Städt. Kanalbauamt folgende Kanalrohrverlegungen 
zur Ausführung gekommen: 
4736 m Tagwaſſerkanäle, 
12093 m Schmutzwaſſerkanäle, 
364 Hausanſchlüſſe. 

Außerdem ſind bei den Kanalpumpwerken folgende Arbeiten ausgeführt: 

Fortſetzung des im Jahre 1912 begonnenen Umbaues des Kanalpumpwerks Kämpe durch Auf— 
ſtellung einer Generator-Sauggasanlage für Vergaſung von Grobkoks zum Betrieb des bereits 
1915 angeſchafften 100 PS Deutzer Gasmotors. 

Ausbau des urſprünglich für den Antrieb der erſten Kolbenpumpe vorgeſehenen Gleichſtrommotors 
und Auswechſelung desſelben gegen einen neuen 100 PS Hochſpannungs-Drehſtrommotor. 
Erweiterung des Kanalpumpwerks Troyl und Erhöhung der Betriebsſicherheit durch Aufſtellung 
einer Reſerve⸗Kreiſelpumpe und Aufſtellung eines 10/12 Benzolmotors als vom Städt. 

Elektrizitätswerk unabhängige Antriebsmöglichkeit für die Reſervepumpe. 

Tieferlegung einer Laufkranbahn im Hauptgebäude des Kanalpumpwerks Kämpe und Heben der 

bisher darunter befindlichen hölzernen Balkendecke. 


Stadtgärtnerei. 
Aufgaben der Stadtgärtnerei ſind 


a) im allgemeinen: 


Herſtellung und Unterhaltung der öffentlichen Gartenanlagen und Plätze und der Baumpflanzungen. 


b) im beſonderen: 


Entwurf und Ausbau neuer Garten- und Platzanlagen. 

Unterhaltung der vorhandenen 67 Anlagen mit zuſammen 37 ha Fläche und von rd. 15 600 

Bäumen in 182 Straßen von etwa 90 km Länge. a 

Einrichtung und Unterhaltung von Pflanz- und Baumſchulen. 

Fachliche Begutachtung und Beratung bei gärtneriſchen Angelegenheiten anderer Verwaltungen 
(Schätzungsamt, Pachtgärten, Kleingartenberatungsſtelle). 

An größeren Arbeiten wurden in der Berichtszeit von der Städt. Gartenverwaltung ausgeführt: 
Bepflanzung der Grünanlagen auf dem Biſchofsberg, die neben Wegeverbeſſerungen alljährlich 
fortgeſetzt wird. 

Für die Krankenhausverwaltung: Beſſere gärtneriſche Ausſchmückung des Lazarettkirchhofs 
bei Saspe, die auch noch weiter durchgeführt wird. Herſtellung einer Obſtanlage am Krankenhaus. 

Für die Seebäderverwaltung: Inſtandſetzung und Verbeſſerung der Wege und Anpflan— 
zungen im Bröſener Wäldchen zur Nutzbarmachung für die Beſucher des Seebades Bröſen. 

Für die Feuerbeſtattungsverwaltung wurde der Urnenhain um einen neuen Teil erweitert. 
Künftig ſoll dieſe Erweiterung alljährlich erfolgen. 

Für die Abteilung des Innern wurden die Gräber der hier verſtorbenen Soldaten feind 
licher Staaten auf dem Sasper Friedhofe neu hergerichtet und gärtneriſch ausgeſtattet. 

Die Herrichtung gärtneriſcher Anlagen auf dem Gelände des ehemaligen Gouvernementsgartens 
zwiſchen Langgarten und dem Engliſchen Damm, die in jährlichen Abſchnitten durchgeführt 
werden ſoll, wurde in Angriff genommen. 

Mit der Bepflanzung des Heeresangers zwecks gärtneriſcher Ausſtattung iſt begonnen. 

Wit der Herrichtung für die Anpflanzung eines Strandparks zwiſchen Bröſen und Glettkau, 
deſſen Ausführung auf ſechs Jahre verteilt werden ſoll, iſt der Anfang gemacht. 

Eine neue Baumſchule wurde an der Wörtelſtraße eingerichtet. 

Ferner wurden folgende Arbeiten ausgeführt: 

Herrichtung eines Uferſtreifens am Karpfenſeigen zu Grünanlagen. 

Einrichtung einer Saatſchule an der Strandpromenade Bröſen-Glettkau. 
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Städtiſches Vermeſſungsamt. 
Es werden bearbeitet 


a) im allgemeinen: 


Herſtellung und Erhaltung eines geeigneten Kartenwerkes der Stadtgemeinde und der näheren 
Umgegend für ſämtliche techniſchen Zwecke. 


b) im beſonderen: 


Neumeſſung (Horizontal- und Höhenaufnahme) der Gemarkungen des Stadtkreiſes und der Nach— 
bargemeinden, ſoweit brauchbares Kartenmaterial noch nicht vorhanden iſt. 


Verwaltung der vorhandenen Karten und Nachtragung aller vorkommenden Veränderungen ſowie 
Vergleichung mit der Hrtlichkeit. 

Inſtandhaltung und evtl. Ergänzung der Feſtpunkte für das trigonometriſche Netz der Landes⸗ 
aufnahme ſowie der Höhenfeſtpunkte. 

Fortführung der Weßtiſchblätter 1: 25000 der Landesaufnahme. 

Feſtſtellung verlorener oder verdunkelter Grenzen im Bereich der ſtädtiſchen und ſtaatlichen 
Verwaltungen. 


Fortſchreibungsvermeſſungen bei Teilung von Grundſtücken infolge An— und Verkaufs, Erb⸗ 
pacht uſw. im Bereich der ſtädtiſchen und ſtaatlichen Verwaltungen zur Ermöglichung der 
gerichtlichen Auflaſſung. 


Örtliche Aufnahmen und Abſteckung von Grenzen und Fluchtlinien ſowie Anfertigung von Plänen 
bei Verpachtungen, Neubauten, Straßen- und Waſſerbauten, Leitungsanlagen, Bodenbewegungen 
einſchl. der hierzu gehörigen Flächen- und Erdmaſſenberechnungen. 

Herſtellung der Unterlagen bei Enteignungen. 

Anfertigung von Fluchtlinienplänen. 

Grundſtücks⸗Zuſammenlegungen und Gemeinheitsteilungen als Aufgaben der früheren Landes⸗ 
Kulturämter. 

Servisnummerierung der Grundſtücke. 

Aufſtellung der Grundſtücks⸗Schätzungsbogen und der Gebäudebeſchreibungen. 

Eigene Ausführungen des Städt. Vermeſſungsamts in der Berichtszeit: 

Neumeſſung mit Höhenaufnahmen in den Gemarkungen Saspe, Neufahrwaſſer, Bröſen, 
Heubude, Krakau, Weſtl. Neufähr, Troyl, Weichſelmünde, Brentau, Ohra in einer Geſamt— 
fläche von 2 100 ha. 

Es ſind gefertigt: 
98 Kartenblätter 1: 1000 und 17 Kartenblätter 1: 2 500. 

Feldvergleichung und Höhenaufnahmen in den Gemarkungen Troyl, Neufahrwaſſer, Bröſen, 
Saspe, Hochſtrieß, Langfuhr, Danzig in Geſamtfläche von 460 ha. 

Präziſions⸗Nivellement für 90 Höhenfeſtpunkte. 

Durch Abertragung an Privatlandmeſſer wurden ausgeführt: 

Neumeſſung mit Höhenaufnahmen in der Gemarkung Ohra in Geſamtfläche von 160 ha. Es 
find gefertigt: 12 Kartenblätter 1: 1 000. 

Desgl. in den Gemarkungen Bürgerwieſen, Groß- und Klein-Walddorf, Gr. und Kl. Plehnendorf, 
Schellmühl, Ohra in Geſamtfläche von 1100 ha. 


Desgl. in den Gemarkungen Saspe, Schellmühl in Geſamtfläche von 440 ha. Es ſind gefertigt: 
12 Kartenblätter 1: 1000. 
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Abteilung III 


a) Städtiſche Grundbeſitzverwaltung, Grundbeſitz und Wohnungswirtſchaft (Abt. O. III). 

Beim Magiſtrat der Stadt Danzig, alſo bis zum 1. Mai 1920, wurde der ſtädtiſche Grundbeſitz 
an verſchiedenen Stellen verwaltet durch zwei Stadträte, denen ein Syndikus und ein Magiſtratsaſſeſſor 
zur Seite ſtanden. Es beſtand die Kämmereiverwaltung, die Grunderwerbsverwaltung, die Verwaltung 
der Handelsanſtalten ſowie die Forſt- und Dünenverwaltung, alle bei der dritten Geſchäftsſtelle des Magiſtrats. 

Durch den Senat wurde bei Abernahme der Geſchäfte die Verwaltung des ſtädtiſchen Grund⸗ 
beſitzes mit Ausnahme der Forſt⸗ und Dünenverwaltung und der geſchloſſenen Landgüter einheitlich 
zuſammengelegt und der Abteilung für öffentliche Arbeiten unterſtellt. Später wurden auch die verſchiedenen 
Haushaltspläne vereinigt, fo daß ſeit Beginn des Haushaltsjahres 1924/25 für die Städtiſche Grund⸗ 
beſitzverwalttng ein einheitlicher Haushaltsplan geführt wird. 

Die Beſeitigung des Haushaltsplans der Grunderwerbsmaſſe war gerechtfertigt, nachdem die 
Aufrechterhaltung der Grunderwerbsmaſſe als Sondervermögen ſich als zwecklos herausgeſtellt hatte. Bei 
Schaffung der Grunderwerbsmaſſe war angenommen worden, daß die Erlöſe aus Veräußerungen von 
Grundbeſitz, die dieſer Maſſe zufließen, von erheblicher Bedeutung für die Fortführung der ſtädtiſchen 
Grundbeſitzpolitik, d. h. für die Aufſchließung des vorhandenen und den Erwerb neuen Grundbeſitzes ſein 
würden. Die Erfahrungen haben ergeben, daß für die Zukunft noch weniger als in den letzten Jahren 
mit der Veräußerung umfangreicher Geländeflächen zu rechnen iſt, da wenig Neigung beſteht und auch in 
Zukunft beſtehen wird, den wertvollen Grundbeſitz der Stadt aus der Hand zu geben. Nachdem die neuere 
Geſetzgebung über das Erbbaurecht dieſem eine ſtarke praktiſche Bedeutung gegeben hat, erfolgt die Ver— 
gebung von Wohngelände überwiegend in der Form der Erbbaurechtbeſtellung, bei welcher der Stadt das 
Eigentum am Grund und Boden verbleibt. Im übrigen herrſchen Miet- und Pachtverhältnis vor. An 
die Stelle von Verkaufs erlöſen treten mehr und mehr die jährlich wiederkehrenden Erbbau-, Miet- und Pachtzinſe. 

Gleichzeitig mit der Anderung der Haushaltspläne wurde die Organiſation der Grundbeſitz— 
verwaltung geändert. Es beſtehen jetzt folgende vier Arbeitsgebiete: 

a) Ankauf⸗, Verkauf⸗ und Erbbaurechtſachen, 

b) Verwaltung des Hafen- und Induſtriegeländes, 
c) Verwaltung des landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes, 
d) Verwaltung der Wiethäuſer. 

Seit Beginn des Rechnungsjahres 1924/25 ift auch die Verwaltung des zur Lazarettmaſſe 
gehörenden Grundbeſitzes von der Städtiſchen Grundbeſitzverwaltung übernommen worden. Die Ver— 
waltung dieſes Beſitzes erfolgt jedoch für Rechnung der Krankenhausverwaltung. 

Der Grundbeſitzverwaltung wurde am 15. November 1924 die mit zwei Beamten beſetzte Kanzlei 
des Altſtädtiſchen Rathauſes angegliedert. 

In die Zeit von 1921/24 fällt eine ſehr ſtarke Entwicklung der Grundbeſitzverwaltung, die mit dem 
ungewöhnlichen wirtſchaftlichen Aufſchwung Danzigs in dieſen Jahren zuſammenfällt. Von der Eingliederung 
Danzigs in das polniſche Zollgebiet wurde vielfach eine außerordentliche Entwicklung einzelner Wirtſchafts— 
zweige in Danzig erwartet, wie ſie ſich zum Teil auch, beſonders im Holzhandel und in der Holzſpedition, 
tatſächlich einſtellte. Es entſtand eine ſehr lebhafte Nachfrage nach Gelände mit Bahnanſchluß und 
Waſſerlage. Die Grundbeſitzverwaltung konnte dieſe Anſprüche zu einem ſehr großen Teil befriedigen, 
indem ſie ihre an der Weichſel gelegenen Ländereien aufteilte und vermietete. In dieſen Jahren iſt die 
Uferſtrecke an der Weichſel zwiſchen der Klawitterſchen Werft und dem Wottlau-Umfluter ſowie auf dem 
Weißhöfer Außendeich vorwiegend an Firmen des Holzgewerbes vergeben worden, ebenſo ſtädtiſches Gelände 
in Weichſelmünde, am Kaiſerhafen und am rechten Weichſelufer bis nach Heubude hinauf. Für induſtrielle 
und Handelsbetriebe verſchiedener Art, beſonders für eine Anzahl Heringsfirmen, wurde das Gelände der 
Niederen Front zwiſchen dem Langgarterwall und den Waſſerplätzen der Weichſel zur Verfügung geſtellt. 
Weiteres Gelände wurde zwiſchen Weichſelmünde und Weſterplatte, wo Wineralölfirmen ſich anſiedelten, 
ſowie nördlich des Labesweges in Langfuhr aufgeſchloſſen, wo ſich eine Anzahl Firmen vorwiegend des 
Bau⸗ und Bauſtoffgewerbes niederließen. 
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Alle dieſe Gelände hatten bis dahin keine Eiſenbahnanſchlüſſe, wie fie zur Ausnutzung für Handels— 
und Umſchlagszwecke notwendig waren. Die bedeutendſten Firmen ſchufen ſich eigene Anſchlußlinien, ſo 
die Transport G. m. b. H. vom Kaiſerhafen nach Weichſelmünde, die Bergford G. m. b. H. vom Bahnhof 
Strohdeich und die Alldag A.-G. vom Bahnhof Kaiſerhafen aus. 


Von den ſonſt geſchaffenen Anſchlüſſen find beſonders zu erwähnen die umfangreichen Bahn⸗ 
anlagen für die auf dem Gelände der Niederen Front neu entſtandenen Lagerplätze, Speicher und Fabriken, 
die 3. Zt. an die Schlachthofbahn angeſchloſſen find, aber möglichſt bald unter Aberbrückung des MWottlau⸗ 
Umfluters an den Bahnhof Strohdeich angeſchloſſen werden ſollen. Die Verpflichtung zur gemeinſamen 
Schaffung dieſer Anlagen iſt ein Teil der von der Grundbeſitzverwaltung abgeſchloſſenen Wietverträge. 
Auf Grund ähnlicher Verpflichtungen, zum Teil jedoch auch in freiwilliger Witwirkung der Beteiligten, 
iſt eine Bahnlinie entſtanden, die vom Bahnhof Kaiſerhafen in einem hinter dem Gelände der Alldag 
vorbeiführenden Bogen entlang der Weichſel bis zur Breitenbachbrücke führt. Nach dem gleichen Grund— 
fat wurde auf Veranlaſſung der Grundbeſitzverwaltung unter Benutzung eines Teiles der im Kriege nach 
Heubude gebauten Munitionsbahn eine Bahnlinie vom Bahnhof Kaiſerhafen zur Weichſel und weichſel— 
aufwärts in Richtung Heubude gebaut. Von größerer Bedeutung iſt noch der von den Intereſſenten 
geſchaffene, vom Bahnhof Langfuhr abzweigende Anſchluß, der die nördlich des Labesweges neu entſtandenen 
Lagerplätze und Bauhöfe aufſchließt. 


Die in dieſen Jahren von den Wietern der Grundbeſitzverwaltung auf ſtädtiſchem Gelände 
inveſtierten Kapitalien ſind zum Teil recht erheblich. Zu nennen ſind der von der Bergenske Baltic 
Transports Ltd. am Kaiſerhafen errichtete zweigeſchoſſige Speicher, ferner die Holzumſchlagsanlagen der 
Bergford Holz⸗Speditions⸗ und Lager⸗Geſellſchaft m. b. H. auf dem Weißhöfer Außendeich, wo im 
weſentlichen auf Grund vertraglich übernommener Verpflichtungen rd. 160 000 qm aufgehöht wurden, und 
— von anderem abgeſehen — durch Schaffung von 250 m Kaimauer und Vertiefung der Weichſel auf 
einer Strecke von 450 m die Heranführung größerer Seeſchiffe ermöglicht wurde. Die bisher bedeutendſte 
Umſchlagsanlage in Danzig hat die „Alldag“, Allgemeiner Danziger Lagereibetrieb A.-G. & Co. auf 
Wietgelände am Kaiſerhafen geſchaffen. Sie beſteht aus einem Lagerplatz von rd. 18 000 qm Grund- 
fläche, der von einer parallel zum Ufer beweglichen, mit 5 to Kränen befahrbaren Brücke von 90 m Länge 
beſtrichen wird, und aus einer maſſiven, mit Deckenlaufkränen ausgeſtatteten Lagerhalle von 6000 qm 
Grundfläche. Der Umſchlag erfolgt durch zwei Portalkräne von je 5 to Tragfähigkeit. An dieſem Unter— 
nehmen hat die Grundbeſitzverwaltung vertraglich der Stadtgemeinde eine Gewinnbeteiligung geſichert. 


Von erheblichem Ausmaß find ferner die von der „Baltoil“ Wineralöl- und Betriebsſtoff A.⸗G. 
bei Weichſelmünde errichteten Anlagen, die 14 Tanks von zuſammen über 4000 to Faſſungsvermögen 
umfaſſen, darunter zwei Tanks von je 1750 to, ſowie weitere Lagerräume, Abfüll- und Pumpanlagen. 


Zu erwähnen find die der „Baltoil“ benachbarten Anlagen der „Transport“ Speditions-, Maga⸗ 
zinierungs⸗ und Handel8-Gefellihaft m. b. H., die auf ſtädtiſchem Gelände in Erbbaurecht errichtet find, 
ferner auf Mietgelände die großen Heringsſpeicher der Firmen Joſef Sebba, Bloomfields Overſeas Ltd. 
G. m. b. H. und Saul Finkelſtein ſowie der kleinere der Waren-Handels⸗Geſellſchaft m. b. H. an der 
Weſſelſtraße, ihnen benachbart die Fabrikgebäude der Danziger Zündholzfabrik „Meteor“ A.-G., der 
Lagerſchuppen der „Artus“ Danziger Reederei und Handels A.-G. und die Holzläger- und Umſchlags⸗ 
anlagen der Firmen Max Weichmann, Feldhun & Schmemann und „Berghof“ Lager- und Warrant-Gef. 
m. b. H. zwiſchen der Klawitter-Werft und der Breitenbachbrücke. Zwiſchen der Breitenbachbrücke und 
dem Wottlau⸗Umfluter, gleichfalls auf Stadtgelände, ſchließt ſich die Sägewerksanlage der Britiſh Baltic 
Timber Export Co. Ltd. an. Ein weiteres Sägewerk iſt von der Georg Apreck A.-G. auf der Heubuder 
Kämpe erbaut worden. An Anlagen von Holzfirmen find noch zu erwähnen die der Danziger Holzum- 
ſchlag G. m. b. H., ebenfalls auf der Heubuder Kämpe, und der Holzlagerung Kaiſerhafen G. m. b. H. am 
Kaiſerhafen. Schließlich ſind noch anzuführen die baulichen Anlagen der Bauhütte für die Freie Stadt 
Danzig G. m. b. H., der Kommanditgeſellſchaft Hermann Kramer & Co. ſowie das Sägewerk der Kom— 
manditgeſellſchaft H. Saß auf ſtädtiſchem Gelände in Langfuhr, ferner fünf Bootswerften an der Weichſel, 
die teils auf Miet⸗, teils auf Erbbaurechtgrundſtücken entſtanden find. 
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Berückſichtigt fei noch der feit längerer Zeit im Bau befindliche große Heringsſpeicher der Danziger 
Firma H. Berneaud, wie die anderen neuen Heringsſpeicher an der Weſſelſtraße gelegen, der auf von der 
Grundbeſitzverwaltung käuflich erworbenem Gelände entſteht. 


In dieſem Falle iſt im Jahre 1923 der Verkauf einer 10 700 qm großen Fläche erfolgt, und 
zwar weil damals die Wittel für den dringend erwünſchten Erwerb eines Geländes an der Weichſel 
nicht anders beſchafft werden konnten. 


Der Grundbeſitz der Stadtgemeinde hat ſich in den Rechnungsjahren 1921 bis 1924 erheblich 
vergrößert. Er betrug ohne die dem Gemeingebrauch gewidmeten öffentlichen Straßen und Waſſerläufe 
am Ende des Rechnungsjahres 


1920: 192: 
un Städtkrei s rd. 2 585 ha rd. 2877 ha 
„ Kreis Danziger höhe e 88 
5 5 ri Niederung „ 513 „ # To z 
in Polen (früher Kreis Karthaus) „ 34 „ 3 3A. 


Zuſammen rd. 3 905 ha rd. 4490 ha 


Zum Vergleich fei erwähnt, daß das Gebiet der Stadtgemeinde Danzig rd. 6426 ha einſchließlich 
der Waſſerflächen und Straßen umfaßt. Es verbleiben nach Abzug von rd. 1341 ha für die dem Gemein— 
gebrauch dienenden öffentlichen Straßen und Gewäſſer rd. 5085 ha verkehrsfähigen Geländes. Von 
dieſem ſtanden zu Beginn der Berichtszeit 51%, am Schluſſe (31. März 1925) 56,6% im Eigentum 
der Stadtgemeinde. 


Es wurden erworben: 


im Rechnungsjahr 1911 8 rd. 75 ha für rd. 1047 000 M 
3 5 1922. e „5 9800 „ 
| 186 430 000 „ 

377 000 G 

- 4 FP 1 | 1250 € 
168000 8 

2161000 G 

N 5 ET „21, 1 

e 569 000 G (Radaunewerf) 


rd. 603 ha 


Von den von 1921 bis 1924 gemachten Ankäufen ſind hervorzuheben: 38,5 ha in Dreilinden 
(Hartmann) und Müggau (Wannow) ſowie 34 ha in Hochſtrieß (Hartmann), die zur Anlage von zwei 
ſtädtiſchen Friedhöfen beſtimmt find; der frühere Plan, einen Zentralfriedhof auf Gelände Ziganfenberg- 
Düvelkau zu legen, iſt fallen gelaſſen worden. 97 ha wurden in Saspe erworben (Max Witt, Richard 
Witt), die zur Beſiedelung vorgeſehen find; 4,1 ha vor dem Olivaer Tor ſüdlich der Großen Allee 
(Heilig Leichnam-Hoſpital), die zum Teil zur Wohnbebauung beſtimmt ſind, teilweiſe zur Verwendung für 
öffentliche Zwecke vorbehalten werden; 33 ha des früher Hartmann'ſchen Ziegeleigrundſtücks (Slußkiewicz 
und Lewakowski), auf dem vorläufig von der Stadt der Ziegeleibetrieb fortgeführt wird, während für 
ſpäter die Aufſchließung zur Bebauung vorgeſehen iſt; 164,5 ha ſüdlich der Stadt in Groß- und Klein⸗ 
Walddorf (Winter und Claaßen), die unter Freilaſſung eines Streifens für Laubenkolonien und Grün— 
flächen zur Beſiedelung beſtimmt, vorläufig aber landwirtſchaftlich verpachtet ſind; 16,5 ha in Bröſen (Kulling) 
und 13 ha in Lauental (Kottow), anſchließend an bereits der Stadt gehöriges Gelände, ebenfalls zur 
Beſiedelung vorgeſehen. 22 ha wurden zwiſchen Heubude und Krakau, zum großen Teil an der Weichſel, 
angekauft (Boß, Rehfeld, Baffy & Poſe); die Flächen am Weichſelufer find für gewerbliche Ausnutzung, 
beſonders durch Holzfirmen, vorbehalten, das Hintergelände für Siedlungszwecke. 30 ha wurden in 
Lauental und Schellmühl erworben (Braunſchweig, Bölcke, Neumann, Lange, Boß). . 
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Von kleineren Geländeanfäufen find hervorzuheben: 1,75 ha am Bahnhof Neuſchottland (Bau⸗ 
genoſſenſchaft Hirſch⸗Duncker), 3 ha auf Stolzenberg (Haſelhorſt), durch die der ſehr zerſtreute ſtädtiſche 
Beſitz auf Stolzenberg abgerundet wird, 2,65 ha in Neuſchottland zu beiden Seiten des verlängerten 
Ferberweges (Saß) und 2,55 ha hinter der Kurve zwiſchen Langfuhr und Oliva (Jackſch), die für Wohn⸗ 
bebauung beſtimmt find, ferner 3400 qm anſchließend an das frühere Bekleidungsamt (Berghold), auf 
denen die neue Meffehalle erbaut iſt. An hiſtoriſchen Bauwerken wurden angekauft: der Eimermacherhof, 
der Schwanturm am Fiſchmarkt, der kleine Milchkannenturm ſowie das ſogenannte „Blanke Haus“ in der 
Abeggaſſe. Zu erwähnen iſt ferner der Erwerb der Häuſer Jopengaſſe 48, 49 und 50 und beſonders der 
Erwerb des Sporthallengrundſtückes mit rd. 9 700 qm Baugelände zwiſchen Oſtſeeſtraße und Eifenbahn- 
Von der Hochbauverwaltung wurde die Ziegelei Güttland mit 17,3 ha angekauft. Die Städt. Sparkaſſe erwarb 
für ihre Zwecke die Grundſtücke Jopengaſſe 34/35, Langfuhr, Hauptſtraße 18 und Neufahrwaſſer, Olivaer— 
ſtraße 53/54. Sehr umfangreiche Erwerbungen von zuſammen 117 ha in und bei Bölkau, Kahlbude und Löblau 
find durch das Betriebsamt für das Nadaunekraftwerk erfolgt, zum Teil im Wege der Enteignung. 

Die Ankäufe der Grundbeſitzverwaltung find in den allermeiſten Fällen zu niedrigen Preiſen 
erfolgt. Während der Inflation waren die Bodenpreiſe durchweg recht gering. Zwar ſtiegen vom Jahre 1919 
ab die Preiſe gegenüber den Vorkriegsnominalwerten, jedoch nicht entfernt im gleichen Maße, in dem der 
Warkwert ſank. Im weiteren Verlauf blieb die Steigerung der Bodenpreiſe immer mehr hinter der fort⸗ 
ſchreitenden Entwertung der Mark zurück. Die an ſich niedrigen Kaufpreiſe wurden oft noch dadurch 
verringert, daß geſtundete Neſtkaufgelder weiter entwerteten. Als vom Jahre 1923 die Kaufpreisbemeſſung 
in ſtets zunehmendem Umfange in ſtabiler Währung erfolgte, geſchah dies, um den Goldwert der verein- 
barten Kaufſummen ſicher zu ſtellen. Eine anderweite Bewertung des Bodens, etwa unter Zugrunde— 
legung des Vorkriegswertes, war damit nicht verbunden. Erſt im Sommer 1923, nach den letzten Kurs⸗ 
ſtürzen der Mark, ſetzte etwa gleichzeitig mit der Einführung zunächſt privater ſtabiler Zahlungsmittel eine 
Bewertung auch des Bodens nach Goldmaßſtäben ein. Die Preiſe gingen ſchnell in die Höhe, ohne 
jedoch — von Ausnahmen abgeſehen — die Vorkriegspreiſe zu erreichen. Die Vorkriegspreiſe ſind auch 
nach Einführung des Guldens, alſo nach Wiederkehr der Goldwährung, trotz der geſunkenen Kaufkraft 
des Goldes nicht erreicht worden und werden vorläufig nicht erreicht werden, ſolange die Wohnungs— 
zwangswirtſchaft beſteht. Die normale wirtſchaftliche Ausnutzung des ſtädtiſchen Grund und Bodens 
erfolgt durch die Bebauung mit Wohnhäuſern. Solange die künſtlich gedrückten Zwangswirtſchaftsmieten 
die Norm für die Behauſungskoſten bilden, iſt die private Bautätigkeit, die nur bei ganz weſentlich höheren 
Mieten rentabel fein kann, unterbunden und damit auch die Nachfrage nach Boden faſt ganz ausge— 
ſchaltet. — Zur Senkung der Bodenpreiſe hat auch die mit der Stabiliſierung einſetzende Wirtſchaftskriſe 
beigetragen, die vielen Geländeeigentümern das Durchhalten ihres oft zu ſpekulativen Zwecken erworbenen 
Beſitzes unmöglich machte. 

Dieſe Verhältniſſe geſtatteten es der Grundbeſitzverwaltung, auch nach Fortfall der Inflations⸗ 
konjunktur noch eine Zeitlang ihre umfangreichen Ankäufe zu günſtigen Bedingungen zu tätigen. 

Der Umfang der Veräußerungen ſtädtiſchen Grundbeſitzes war in den Berichtsjahren gering. 
Einige in und bei Ohra gelegene Parzellen wurden abgeſtoßen. Im übrigen erfolgten Verkäufe, vorzugs⸗ 
weiſe von Villengrundſtücken, faſt nur zur Bebauung mit vertraglich feſtgelegten Bauverpflichtungen. Der 
Ausnahmefall des Verkaufs von rd. 10 700 qm an die Heringsfirma Berneaud iſt bereits erwähnt. Auch 
in dieſem Falle wurde die Errichtung von Wohnhäuſern auf einem Teil des Kaufgrundſtücks vertraglich 
geſichert. Das gleiche geſchah bei Veräußerung von Erweiterungsgelände (rd. 3 400 qm) an die Urbin⸗ 
Werke G. m. b. H. auf dem Troyl. Etwa 5000 qm wurden zum Bau der katholiſchen Kirche in Glettkau 
verkauft. Im Austauſch gegen rd. 34 ha Gelände in Hochſtrieß wurde das Villengrundſtück Hochſtrieß 20 
veräußert, das als Oberbürgermeiſterwohnung gedient hatte. Ferner wurden 10 000 qm am Labesweg 
abgegeben gegen ein mit 28 Autogaragen und Nebenanlagen bebautes Grundſtück am Bärenweg 
(Blasberg & Schimanſky A.-G.). 

Die bei den Verkäufen erzielten Preiſe waren durchweg ſehr gering. Für die Preisbemeſſung 
waren dieſelben Umſtände in ungünftigem Sinne maßgebend, die bei den Ankäufen ſich zu Gunſten der 
Stadtgemeinde auswirkten. 
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Es wurden veräußert: 

im Rechnungsjahr 1921 rd. 4,8 ha für rd. 1305 000 A. 
28250 000 4 

1 Ba BE oh SUR 136 opt ad 2 1620 £ 

| 1780 8 
5 520 000 AM. 

r t ee En 5500 8 

| 15 700 G 

4 PFF 79999 G 

rd. 18 ha 


erworben „ 603 „ 
rd. 585 ha Zuwachs 1921 bis 1924. 


Erbbauverträge wurden in der Berichtszeit vereinzelt über gewerblich zu nutzende Gelände, in 
größerer Zahl über Wohngelände oder einzelne Wohngrundſtücke abgeſchloſſen. Sechs Erbbauverträge 
über gewerblich zu nutzende Grundſtücke mit 13,36 ha Größe liefen bereits zu Beginn des Rechnungs⸗ 
jahres 1921. Im Rechnungsjahre 1921 kamen vier neue Verträge über 2,62 ha, 1922 weitere drei 
Verträge über 1,16 ha hinzu, während 1923 und 1924 keine derartigen Vergebungen erfolgten. Nach 
Aufhebung eines dieſer Verträge blieben Ende 1924 noch zwölf Erbbauverträge über zuſammen 17,07 ha 
beſtehen. Hervorgehoben ſei der in den Berichtsjahren erfolgte Abſchluß von Erbbauverträgen über 0,92 ha 
und 0,59 ha in Schellmühl (Konſum-⸗ und Spargenoſſenſchaft und Dr. Abraham), 0,79 ha in Langfuhr 
CLithonia“ Danziger Kunſtſtein-Induſtrie G. m. b. H.) und 0,73 ha in Heubude (Kawczuynſki)). 


Aber Wohngelände iſt nur ein Erbbauvertrag vor dem Rechnungsjahre 1921 geſchloſſen, bald 
aber wieder aufgehoben worden. Die Vergebung von Wohngelände zu Erbbaurecht begann ſich erſt in 
den Berichtsjahren zu entwickeln, nachdem durch die deutſche Verordnung vom 15. Januar 1919 über 
das Erbbaurecht die praktiſche Verwendung dieſer Rechtsform ermöglicht worden war. Vorwiegend 
erfolgte die Vergebung an Genoſſenſchaften oder an die einzelnen Mitglieder von Genoſſenſchaften, zum 
Teil auch an Einzelbewerber, in der Regel auf 75 Jahre. Faſt ausnahmslos geſchah die Bebauung mit 
Hilfe ſtädtiſcher Baukoſtenzuſchüſſe. Die Höhe der in jedem Jahr für Baukoſtenzuſchüſſe verfügbaren 
Wittel war maßgebend für die Zahl der ausgegebenen Grundſtücke. Daraus erklären ſich im weſent⸗ 
lichen die für die Berichtsjahre ſich ergebenden Unterfchiede. 


Aber die Zahl der abgeſchloſſenen Erbbauverträge, die Lage der Grundſtücke und die Größe der 
Flächen gibt die nachſtehende Aufſtellung Aufſchluß: 


Beſtand bei 
Beginn des 


Nechnungs⸗ 1921 1922 1923 1924 
jahrs 1921 
Induſtrie: ha ha | ha ha ha 
ET RE EB RE 2— O0, 6500] 2=1,1091 1 = 0,2962 — — 
Wh. 8 1 11,7496 — — — — 
r 12 0,5981] 21,5134 — — — 
eee ae — — 1= 0,7928 — — 
e 2— 0,3651 — 1 = 0,0706 — — 
EEE... . - bins K 


Zuſammen 13 über 17,1449 ha 
davon aufgehoben 1 „ 0,0706 „ 
verbleiben: 12 über 17,0743 ha 
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Beſtand bei 
Beginn des 


Rechnungs⸗ 1921 1922 1923 1924 
jahrs 1921 
ha ha ha ha ha 
Wohnzwecke: 

FA Fre — 14 2,3358 1= 0,3801 — — 
e Veifähe u 2:7. Kir #8 — 70,5252 — — = 
co un ar — 12,1534 — == == 
„ :-.-, + 2.0 we — 1 — 6,4978 — — = 
Bie 8 — — — — 1 — 0,3780 
Fesichöttland: gs 28 — 1 2,8918 57 3, 2869 . 55 — 2,0726 
zwiſchen Danzig und Langfuhr . . — 10,1596] 6 = 0,8433] 1= 0,1250 — 
GGG — — 13 = 1,1378 — — 
eee 2 ne — 4 — 0,8080 — — u 
Schidli : — 1 0,4063] 11 1,1368] 1— 0,1256 | 2— 0,2681 


Zufammen 181 über 25,5321 ha 
davon aufgehoben 8 086 
verbleiben 176 über 24,7495 ha. 


Die Erbbauzinſe find in den Inflationsjahren in Mark berechnet worden. Die Umſtellung dieſer 
Erbbauzinſe auf Gulden iſt noch nicht reſtlos durchgeführt. In zahlreichen Fällen ließen Genoſſenſchaften 
und Siedlergruppen jede Rückſicht auf die Allgemeinheit vermiſſen in dem Beſtreben, das ihnen überlaſſene 
Erbbaugelände ohne oder ohne nennenswerte Gegenleiſtung zu behalten. Dieſes Beſtreben war um ſo 
weniger gerechtfertigt, als die von der Stadt in Mark gegebenen Baukoſtenzuſchüſſe vielfach in entwerteter 
Papiermark abgezahlt worden waren und die Genoſſenſchaften ſo ſchon ihre Hausbaukoſten auf die 
Allgemeinheit abgewälzt hatten. In einer Anzahl von Fällen konnte nach langwierigen Verhandlungen 
eine angemeſſene oder doch erträgliche Einigung auf einen Erbbauzins in Gulden erzielt werden. Wit 
anderen Genoſſenſchaften und Siedlergruppen kam eine Einigung bisher nicht zuſtande. In dieſen Fällen 
muß, da eine geſetzliche Regelung der Umſtellung von Warkerbbauzinſen nicht erfolgt iſt, die Höhe der 
Erbbauzinſe durch Gerichtsurteil beſtimmt werden. 


Für die nach Einführung des Guldens ausgegebenen Erbbaurechte ſind und werden die Erbbauzinſe 
nach beſtimmten Normen feſtgeſetzt, die für die einzelnen Stadt- und Vorſtadtgegenden abgeſtuft nach der 
Bewertung der Wohnungen aufgeſtellt ſind. 


Die Größe der am Ende des Rechnungsjahres 1924 von der Grundbeſitzverwaltung einſchließlich 


der Geſchäftsſtelle III E vermieteten, verpachteten oder in anderer Weiſe genutzten Flächen und Grundſtücke 


ergeben die nachſtehenden Aufſtellungen: 


a) Unbebauter Grundbeſitz. 


Es werden genutzt: ha ar qm 
e eee sen he Re 168 67 66 
wüsten N PPY RR 2138 12 63 
UNS DOSE cc er 38 77 10 
CCC 11 26 12 


Zuſammen: 2356 ha 83 ar 51 qm 


— 


— . — . — 
— I — — 
— — ii — — — 
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b) Bebaute Grundftüde. 
Anzahl der Grundſtücke: 205. 
Anzahl der Wieter bzw. Pächter von: 


zwangsbewirſchafteten Wohnungen 2 490 

= Läden verbunden mit Wohnungen 10 
zwangswirtſchaftsfreien Wohnungen 3 374 

= Läden verbunden mit Wohnungen 4 
SEIT NT en ar ah nn A 32 
Se ee a er Er VER a De EEE 22 
Fagettainienn sa a ee a 27 
e ß 12 
r . er 23 


Räumen, von Behörden genutzt. 


8 Die Aufſchließung neuen Geländes, vorwiegend zu gewerblichen Zwecken, hat während der Berichts— 
zeit zu einer Vergrößerung der überhaupt nutzbar gemachten Flächen ſowie zu einer Verringerung des 
landwirtſchaftlich genutzten Beſitzes zu gunſten des gewerblichen geführt. 


Für die gewerblich genutzten, unbebaut vergebenen Flächen ergibt ſich, nach den verſchiedenen 
Gewerbszweigen geordnet, folgendes Bild. 


Plätze Unternehmungen qm 


Holzhandel, Holzſpedition, Holzinduſ trie. 26 25 1 266 332 
Sebi Nee ts 10 7 90 589 
efeeefe ihr wet 20 15 82 399 
aal, is ee 6 6 25 735 
Sphlenhanbeliursinin al RUE re 6 5 10 345 
Die und Maphlamionille EEE 6 6 114 601 
andere Riterneh m a. Seen 22 22 96 708 

Zuſammen 93 86 1 686 709 


Um bei langfriftigen Verträgen nach Möglichkeit von den Schwankungen der Mark unabhängig 
zu bleiben, wurden bereits ſeit Dezember 1921 Dollarklauſeln in die Verträge über gewerblich zu nutzende 
Grundſtücke aufgenommen. Für landwirtſchaftlich verpachtete Grundſtücke wurden die Zinſen nach den 
jeweiligen Preiſen von Bodenerzeugniſſen feſtgeſetzt. Dadurch wurde der Stadt in Zeiten, in denen ſie 
ſtabile Einnahmen ſonſt kaum hatte, wenigſtens aus großen Teilen des ſtädtiſchen Grundbeſitzes eine 
Rente geſichert. Später ging die Grundbeſitzverwaltung dazu über, gewerbliche Wietzinſe überhaupt nicht 
mehr in Wark, ſondern in Dollars feſtzuſetzen, wobei freilich nicht der Goldwert des Dollars, ſondern 
— beſonders in früherer Zeit — die übertrieben hohe Kaufkraft des Dollars im Inflationsgebiet die 
Höhe der Feſtſetzung überwiegend beeinflußte. Die noch laufenden Markverträge wurden auf Grund des 
Geſetzes über die Kündigung langfriſtiger Mietverträge vom 3. Juli 1923 umgeſtellt. In Einzelfällen, in 
denen ausnahmsweiſe eine Einigung nicht erzielt wurde, hat die Feſtſetzung des neuen Guldenmietzinſes 
noch durch Gerichtsentſcheidung zu erfolgen. Auf Grund des Geſetzes vom 29. Januar 1925, das an Stelle 
des oben erwähnten trat, wurde auch die Umſtellung einer Anzahl von Verträgen, die Dollarklauſeln 
enthielten oder auf Dollars lauteten, in die Wege geleitet. 
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Aber die Beſchäftigung der vier ſtädtiſchen Kräne am Kaiſerhafen gibt die nachſtehende Auf— 
ſtellung Auskunft: 


Seeſchiffe Flußſchiffe Eiſenbahnwagen 
Jahr Eingang Ausgang Eingang Ausgang Eingang Ausgang 
Zahl to Zahl to Zahl to Zahl to Zahl to Zahl to 


— —ñ— 22 —ñ—ͤ— DR) — 
1921 74 55 011 16 13260 95 9278 117 11973 270 4916 2648 43254 
1922 69 45004 64 16345 134 8069 186 18 642 732 11562 2649 12258 
1923 77 32 945 185 7417 116 8776 113 7790 227 3795 1376 21 699 
1924 115 40033 28 11169 111 11255 8 4156 | 175 2687 1572 25201 

335 172 993 203 48191 | 456 37378 497 12561 1424 22 960 8245 132412 


Aus vorſtehenden Ausführungen erhellt, daß der Geſchäftsumfang der Grundbeſitzverwaltnng 
gegen früher weſentlich geſtiegen iſt. 


b) Wohnungswirtſchaft. 


Die geſetzliche Regelung der Wohnungswirtſchaft iſt Aufgabe des Staates, ſie kann hier alſo 
nicht kritiſch beſprochen werden. Jedoch erſcheint eine Aufzählung der auf dieſem Gebiete geltenden 
Geſetze am Platze. Anſchließend ſollen die auf Grund dieſer Geſetze vom Senat in ſeiner Eigenſchaft 
als Magiſtrat für die Stadt Danzig erlaſſenen Verordnungen beſprochen werden. 
Die Wohnungswirtſchaft beruhte in Danzig im Jahre 1919 und danach zunächſt auf den nach⸗ 
ſtehenden, hier weiter geltenden deutſchen Beſtimmungen: 
1. Bekanntmachung über Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel vom 23. September 1918 
(R.⸗Geſ.⸗Bl. S. 1143) in der Faſſung vom 22. Juni 1919 (R.⸗Geſ.⸗Bl. S. 592), 

2. Bekanntmachung zum Schutze der Wieter von den gleichen Daten wie zu 1. (R. ⸗Geſ.⸗Bl. 
1918 S. 1140 und 1919 S. 591), 

3. Anordnung über das Verfahren vor den Einigungsämtern vom 23. September 1918 (R.⸗Geſ.⸗ 
Bl. S. 1146), 

4. Bekanntmachung vom 15. Dezember 1914 betreffend Einigungsämter für Mieter, Vermieter, 
Hypothekenſchuldner und Hypothekengläubiger (R.⸗Geſ.⸗Bl. S. 501), 

5. Anordnung des Pr. Miniſters für Volkswohlfahrt betreffend Einführung einer Höchſtgrenze 
für MWietzinsſteigerungen vom 9. Dezember 1919 (Pr. Geſetzſammlung S. 187), 

6. Verordnung über Sammelheizungs⸗ und Warmwaſſer⸗Verſorgungsanlagen in Wieträumen 
vom 22. Juni 1919 (R.⸗Geſ.⸗Bl. S. 595), 

7. Anordnung über das Verfahren vor den Schiedsſtellen vom 2. November 1917 (R.⸗Geſ.⸗ 
Bl. S. 991). 

Unmittelbar nach der Wahl des Senats trat eine Anderung in dieſen geſetzlichen Beſtimmungen 
inſofern ein, als die unter 4 und 7 aufgeführten Beſtimmungen aufgehoben wurden und die übrigen 
Bekanntmachungen bzw. Anordnungen zu 1 bis 3 und 5 bis 6 mit gewiſſen materiellen Abänderungen 
auf die neuen Verhältniſſe des eigenen Staatsweſens umgeſtellt wurden. Ein entſprechendes Geſetz 
wurde unter dem 29. Dezember 1920 in einer Sonderausgabe des Staatsanzeigers für Danzig vom 
31. Dezember 1920 auf Seite 385 ff. veröffentlicht. 

Bereits vorher hatte der Staatsrat unter dem 28. September 1920 eine beſonders wichtige 
Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen. Durch dieſe wurde die Bekanntmachung zum Schutze der Wieter 
vom 23. September 1918 ſowie die Bekanntmachung über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel von dem 
gleichen Datum und die Verordnung zum Schutze der Wieter vom 22. Juni 1919 für Neubauten, die 
nach dem 10. Januar 1920 ohne Zuſchuß aus öffentlichen Mitteln hergeſtellt wurden, außer Kraft geſetzt. 
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Dieſe Maßnahme follte durch die Befreiung der Neubauten von der Zwangswirtſchaft die freie Bau— 
tätigkeit beleben. Eine Höchſtmiete beſtand für dieſe Bauten ſchon nicht mehr, weil die Höchſtmieten⸗ 
verordnung ſich nur auf Gebäude bezog, die vor dem 1. Januar 1917 errichtet worden waren. 

In die letzten Tage der Berichtszeit fällt die Verabſchiedung des Wohnungsbaugeſetzes vom 
27. März 1925, das zwar in der Verichtszeit ſich nicht mehr auswirken konnte, aber wegen ſeiner 
beſonderen Bedeutung für die Frage des Wohnungsbaus erwähnt werden muß. Es war ein ähnliches 
Geſetz bereits vom Senat Anfang 192 dem Volkstag vorgelegt worden, ohne im Laufe einer einjährigen 
Verhandlung eine Mehrheit im Volkstage erlangen zu können. Im März 1925 wurde dann ein auf dem gleichen 
Grundgedanken aufgebautes, aus dem Volkstag hervorgegangenes Geſetz verabſchiedet. In dieſem Geſetz 
iſt die bisherige Höchſtmiete unter Erhöhung von 60% auf zunächſt 80 % und ſpäter 100% der Friedens⸗ 
miete als geſetzliche Miete feſtgelegt worden. Danach kann das Mietseinigungsamt nicht mehr eine 
beliebige Miete nach Billigkeitsgründen bis zur Höchſtmiete feſtſetzen, ſondern es iſt die geſetzliche Miete 
von jedermann zu zahlen. Abgeſehen von der hierdurch entſtehenden erheblichen Entlaſtung des Wiets⸗ 
einigungsamtes wurde ſo eine gleichmäßige Steigerung der Mieten erreicht. Die Auswirkungen dieſes 
Geſetzes gehören nicht mehr in dieſen Bericht. 

Auf Grund der obigen zahlreichen Beſtimmungen ſind für die Stadtgemeinde Danzig eine Reihe 
von Verordnungen zunächſt durch den Magiftrat, dann durch den Senat ergangen. Es ſeien hiervon erwähnt: 

1. Eine Verordnung des Wagiſtrats vom 25. Oktober 1919 über Maßnahmen gegen Wohnungs- 

mangel, 

2. eine Verordnung vom 5. Februar 1920 über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel, 

3. Satzungen des Wietseinigungsamts und der Schiedsſtelle der Stadt Danzig vom 22. Oktober 1919. 

A. eine Anordnung des Senats vom 12. Dezember 1924 über die Beſchlagnahme von Wohnungen 

verſtorbener Wohnungsinhaber und über die Behandlung von Penſionaten als gewerbliche Räume, 

5. eine Anordnung des Senats vom 6. Juni 1925 betreffend Erleichterungen bei der Kündigung 

von möblierten Zimmern. 

Für alle Maßnahmen, die die Stadtgemeinde Danzig, und zwar ſowohl der frühere Wagiſtrat wie 
dann der an ſeine Stelle getretene Senat, getroffen hat, iſt immer die Abſicht leitend geweſen, die Zwangs⸗ 
wirtſchaftsbeſtimmungen ſoweit wie möglich einzuſchränken, um nach Möglichkeit Schäden, die jede 
Zwangs wirtſchaft mit ſich bringen muß, zu vermeiden oder zu beſeitigen. 

Es erſchien in erſter Linie untunlich, für rein gewerbliche Räume in Danzig Höchſtmieten ein— 
zuführen. Der internationale Einſchlag im Danziger Wirtſchaftsleben, der gerade in der erſten Zeit nach 
der Abtrennung vom Deutſchen Reich beſonders in Erſcheinung trat, erforderte eine Befreiung der 
gewerblichen Räume von der Zwangsbewirtſchaftung der Mieten. Wenn hierdurch allerdings auch in 
vielen Fällen Auswüchſe zu verzeichnen waren, ſo ſtanden dieſe doch nicht in einem Wißverhältnis zu 
den großen Vorteilen, die ſich aus der freien Entwicklung ergaben, zumal die Möglichkeit beſtand, ſtark 
übertriebene Forderungen und ungerechtfertigte Kündigungen durch Anrufen des Einigungsamtes zu 
verhindern. 

In der Berichtszeit lag die Feſtſetzung der Mieten, die der Inflation wegen in immer kürzeren 
Abſtänden neu erfolgen mußte, in der Hand des Senates als Magiſtrat, der hierbei einen aus Vermietern 
und Wietern gebildeten Ausſchuß zu hören hatte. 

Wenn auch ebenſo wie im Deutſchen Reich hierbei der Goldwert der Wieten immer mehr ſank 
und ſchließlich faſt zerrann, ſo ſind doch in Danzig die Wieten der erforderlichen Höhe laufend ſtärker 
angepaßt worden als im Reich, beſonders nach Einführung der Guldenwährung. Auch hierin lag das 
Beſtreben, durch allmähliche Erreichung rentierlicher Mieten den Weg zum Abbau der Zwangswirtſchaft 
zu eröffnen. 

Die für die Durchführung der Geſetze und Verordnungen auf dem Gebiete der Wohnungswirtſchaft 
zuſtändigen Stellen der Stadtverwaltung find die Wohnungsämter I und II und das Wietseinigungsamt. 

Das Wohnungsamt II hat die Verteilung der verfügbaren Wohnungen vorzunehmen, die damit 


verbundenen geſetzlichen Vorſchriften durchzuführen und die Beachtung dieſer Vorſchriften durch das 
Publikum zu überwachen. 
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Dem Wohnungsamt ll ſteht ein durch die Stadtbürgerſchaft aus Vertretern der Parteien gewählter 
Wohnungsauſchuß beratend zur Seite, der ſich zur Herbeiführung eines engeren Verhältniſſes zwiſchen 
Bevölkerung und Wohnungsamt bewährt hat. 5 f 

Das Wohnungsamt! hat die Aufgabe, im Rahmen der verfügbaren Mittel die durch mangelnde 
Unterhaltung gefährdeten alten Wohnungen zu ſanieren. Aue ’ 

? Das — hat nach den geſetzlichen Beſtimmungen in den Streitigkeiten zwiſchen 
Vermietern. und Mietern über Kündigungen und WMietsfeſtſetzungen zu entſcheiden. Die Kammern des 
Wietseinigungsamtes — in der Berichtszeit beſtanden im allgemeinen drei — find mit Beiſitzern aus Ver⸗ 
mieter⸗ und Wieterkreiſen unter dem Vorſitz eines Beamten beſetzt. 8 

Es darf als bekannt vorausgeſetzt werden, daß in Danzig die Wohnungsnot in beſonders hohem 
Maße beſteht und daß demnach die mit ihr unvermeidlich verbundenen ſchweren Nachteile in ſozialer, 
kultureller und wirtſchaftlicher Hinſicht auf Danzigs Bevölkerung in beſonders hartem Maße laſten. Die 
Gründe hierfür ſind mannigfach. Zunächſt hat Danzig als eine Stadt mit vielen alten, ja mitlelalterlichen 
Häuſern und als Feſtungsſtadt von jeher beſonders ſchlechte Wohnverhältniſſe gehabt. Die in den langen 
Jahren der Kriegs- und Nachkriegszeit unvermeidliche Vernachläſſigung der Häuferunterhaltung hat natur⸗ 
gemäß unter den vielen alten Häuſern beſonders zahlreiche Opfer gefordert. Die Zahl der 1 
die wegen Lebensgefahr von der Baupolizei geſchloſſen werden mußten, nahm in der Berichtszeit erſchrecken 
zu. Während vor dem Kriege in Danzig jährlich etwa 850 Wohnungen neu erbaut wurden, nahm die 
Zahl der Wohnungen im Kriege nicht nur infolge des völligen Stillſtandes der Bautätigkeit nicht zu, ſondern 
verminderte ſich durch Eingehen von Wohnungen. Demgegenüber ſtand die ſtarke Vermehrung der Haus⸗ 
halte nach dem Kriege, da ja für den Wohnungsbedarf nicht die Kopfzahl der Bevölkerung, ſondern die 
Zahl der Haushalte maßgebend iſt. Darüber hinaus entſtand in Danzig eine beſonders große Nachfrage 
durch Neuhinzuziehende, die die Zahl der Abwandernden überwogen. Nicht nur brachten die neuen 
internationalen Beziehungen mit ihren vielen wirtſchaftlichen Neugründungen eine ſtarke Zuwanderung von 
Perſonen, deren Unterbringung ſehr häufig im dringenden öffentlichen Intereſſe lag, ſondern auch die neu 
entſtehenden auswärtigen Beziehungen brachten einen Zuzug, der den Wohnungsmarkt ſtark belaſtete. 
Hierher gehören die zahlreichen Angehörigen des neuen diplomatiſchen Korps, die Beamten und Ange⸗ 
ſtellten derjenigen polniſchen Dienſtſtellen, die auf Grund der abgeſchloſſenen Verträge in Danzig einge⸗ 
richtet wurden, des Hafen-⸗Ausſchuſſes und anderer Stellen mehr. f i „5 

Leider hat aus all dieſen Gründen die Wohnungsnot in Danzig in der Berichtszeit ſtändig nicht 
unerheblich zugenommen, ſo daß ſelbſt in den ſpäteren Jahren die durch öffentliche Mittel geförderte Baus 
tätigkeit nur etwa den beſtehenden Zuſtand erhalten konnte, ohne wenigſtens in der Berichtszeit eine 
Beſſerung zu erreichen. Die Geſamtzahl der Wohnungſuchenden iſt für jeweils den 1. April der Jahre 
1920 —1925 aus folgender Aufſtellung zu erſehen: 

1920: 1921: 1922: 1923: 1924: 1925: 
1749 6481 8820 11679 14 233 12 737 

Hierzu iſt zu bemerken, daß ein erheblicher Teil dieſer Wohnungſuchenden nur Tauſchwohnungen 
beanſprucht. Die Zahl der völlig Wohnungsloſen beträgt, wie aus einer ſpäter erfolgten Aufſtellung 
getrennter Liſten zu erſehen iſt, jeweils etwa ein Drittel der Geſamtzahl. Die Wohnungſuchenden 
verteilen ſich derart, daß weitaus überwiegt die Nachfrage nach kleinen und kleinſten Wohnungen. Es 
zeigt dieſes deutlich folgendes Beiſpiel für den Wohnungsbedarf am 1. April 1924. 

Geſucht wurden: 

1-Zimmerwohnungen 5405 — 38,0 % 


2. = 5423 — 38,2 % 
3= 1 2593 18,2 % 
Kleinwohnungen: 13 421 = 94,4 %, 
4-Zimmerwohnungen 576 = 4,0 % 
5⸗ 5 236 1,6% 
Mittelwohnungen: 812 = 5,6 % 


zuſammen: 14233 
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Es ergab fich, daß bei dem Wohnungsamt eine Unterſcheidung der normalen Fälle von den 
beſonders dringlichen vorgenommen werden mußte. Aber auch die immer weiter fortgeſetzte Unterteilung 
nach dem Grade der Dringlichkeit führte nicht einmal dazu, daß die als eiligſt anzuſehenden Fälle einiger⸗ 
maßen ſofort berückſichtigt werden konnten. Unter den allerdringlichſten Fällen mußten beſonders drei 
Gruppen nach Möglichkeit bevorzugt werden. Hierzu gehören die in beſonders hohem Maße (d. h. mehr 
als 80%) Kriegsbeſchädigten, ſodann die Tuberkuloſekranken und ſchließlich die ſogenannten Exmiſſions⸗ 
fälle, d. h. die Parteien, die durch gerichtliches Verfahren zur Räumung ihrer Wohnung, gezwungen 
worden ſind, ohne daß ihnen eine Erſatzwohnung geſtellt werden konnte. Leider ſind die beiden letzten 
Gruppen in ſtändigem Anwachſen geweſen, und es iſt beſonders ſchmerzlich, feſtzuſtellen, in wie hohem 
Maße die Wohnungsnot einerſeits zur Verbreitung der Tuberkuloſe beiträgt, und wie andererſeits gerade 
dieſe Ausbreitung der Tuberkuloſe die Wohnungsnot ſtändig vergrößert, da im allgemeinen Intereſſe für 
möglichſt ſofortige geſunde Unterbringung dieſer Kranken in erſter Linie geſorgt werden muß. 


Ein beſonderes Kapitel der Wohnungsnot ſtellt die Not der Mieter möblierter Zimmer und 
Wohnungen dar, die freilich in der Berichtszeit ihren Höhepunkt bereits überſchritten hat. Kurze Zeit 
hatten ſich namentlich durch den ſtarken Zuſtrom Auswärtiger auf dem Gebiet des Vermietens möblierter 
Zimmer ſehr erhebliche Mißſtände herausgebildet. Gewiſſe Schutzmaßnahmen waren zwar durch die 
Tätigkeit des Wohnungsamts und des Einigungsamts geſchaffen, jedoch konnten ſich dieſe mit Rückſicht 
auf das beſondere Verhältnis zwiſchen Mieter und Untermieter nicht genügend auswirken. Es wurde 
deshalb in Erwägung gezogen, auch für möblierte Zimmer gewiſſe Mietsbeſchränkungen einzuführen. 
Wan ſah aber hiervon ab, beſonders auf Grund der Erfahrungen, die in Städten des Deutſchen Reiches, 
vor allem in Berlin, gemacht waren. Dort waren alle Verſuche, auf dieſem Gebiet durch direkte 
Zwangsmaßnahmen eine Anderung herbeizuführen, vollkommen geſcheitert. Man war ſich deshalb in 
Danzig darüber einig, daß nur bei einer Heraufſetzung der Mieten und ein dadurch erzwungenes größeres 
Angebot ſeitens nicht ſehr zahlungskräftiger Wohnungsinhaber die Wißſtände beſeitigt werden würden. 
Tatſächlich iſt dieſer Erfolg auch allmählich eingetreten. 


Es iſt klar, daß dieſe traurigen Zuſtände auf dem Gebiete des Wohnungsweſens, daß dieſer 
ſtändige, aufreibende und anſcheinend ſo ausſichtsloſe Kampf mit den widrigen Verhältniſſen an die 
beteiligten Dienſtſtellen und jeden einzelnen Beamten und Angeſtellten dieſer Ämter die höchſten Anforderungen 
ſtellten. Wenn es auch zu verſtehen iſt, daß die Wohnungsloſen, die oft durch ein ſehr trauriges Schickſal 
bis zur Verzweiflung getrieben werden, ihre Verärgerung gelegentlich an den Beamten auslaſſen, die 
ihnen trotz beſten Wollens nicht helfen können, ſo iſt doch nicht zu verkennen, daß eben durch dieſe 
Verhältniſſe die Arbeit in den Wohnungsdienſtſtellen ſtändig außerordentlich erſchwert wird. Es iſt 
trotzdem gelungen, die Arbeiten derart zu erledigen, daß heute die Bevölkerung, ſoweit ſie die Dinge 
unvoreingenommen betrachtet, erkennt, daß nach Lage der Dinge das Mögliche geleiſtet wird. Ja, es iſt 
gelungen, trotz der zunehmenden Schwierigkeiten den dringenden Sparſamkeitserforderniſſen entſprechend 
die Zahl der Angeſtellten im Wohnungsamt erheblich zu verringern. Die Zahl der Beamten nnd Ange— 
ſtellten beim Städt. Wohnungsamt betrug im Jahre 1920 und 1921 je 67, 


1922 54, 
1923 51, 
1994 31, 
192⁵ 81. 


Wenn gegen Ende der Berichtszeit es eine Zeitlang ſcheinen konnte, als wäre das Vertrauen der 
Offentlichkeit in die einwandfreie Arbeit des Wohnungsamtes erſchüttert, fo hat ſich doch herausgeſtellt, 
daß dieſe Erſcheinung allein auf die unverantwortlichen Verſuche gewiſſer Elemente zurückging, die durch 
ihren Unmut über die Zwangswirtſchaft ſich zu unbegründeten Verdächtigungen des Wohnungsamtes auch 
in breiter Offentlichkeit hinreißen ließen. Es hat die Stadtbürgerſchaft gerade gegen Ende der Berichtszeit 
einen Ausſchuß zur Prüfung der Tätigkeit des Wohnungsamts und der gegen das Amt erhobenen Vor— 
würfe eingeſetzt. In anerkennenswerter Weiſe hat dieſer Ausſchuß in monatelanger, mühevoller Arbeit 
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die gegen das Wohnungsamt gerichteten Verdächtigungen ſorgfältig nachgeprüft und als Ergebnis 
erfreulicherweiſe der Verwaltung öffentlich das Zeugnis ausſtellen können, daß alle Beſchuldigungen ſich 
als unbegründet erwieſen haben. 

Es iſt zu hoffen, daß trotz der wachſenden Schwierigkeiten die Dienſtſtellen in der Wohnungs- 
wirtſchaft in der Lage ſein werden, ihre Aufgaben auch künftig zu löſen. 

Schwere Sorge freilich muß es auslöſen, wenn man ſich klar macht, daß noch immer kaum ein 
Weg ſichtbar ſcheint, der ſchnell und ohne heftige wirtſchaftliche Erſchütterungen aus der Wohnungsnot 
herausführt. Abhilfe kann nur geſchaffen werden durch großzügigen Wohnungsbau, der in dem erforderlichen 
Ausmaße jedoch nur von der Privatwirtſchaft geleiſtet werden kann. Dieſe aber wird und kann erſt bauen, 
wenn zwei Hauptvorbedingungen erfüllt ſind: die Geſundung des Realkreditmarktes und die Feſtſetzung 
der Mieten auf eine rentierliche Höhe. Scheint für die erſte Forderung die Erfüllung vielleicht nicht 
allzufern, ſo muß um ſo tatkräftiger dahin geſtrebt werden, auch die zweite Forderung zu erfüllen. In 
dem Maße, und nur in dem Maße, wie die Wirtſchaftslage es erlaubt, die Mieten heraufzuſetzen, nähern 
wir uns dem Abbau der Wohnungszwangswirtſchaft und damit der Erlöſung aus einer Not, die als eine 
der traurigſten Folgeerſcheinungen des Krieges noch heute durch ihre ſozialen, kulturellen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Auswirkungen ſchwer auf der geſamten Bevölkerung laſtet. 


* * 
* 


5 In der Berichtszeit hat in folgenden leitenden Stellungen innerhalb der Abteilung für öffentliche 

Arbeiten ein Wechſel ſtattgefunden. 

Am 31. Dezember 1922 ſchied der Leiter der Tiefbauabteilung Oberbaurat Bruns aus. Seine 
Stelle wurde am 1. Juni 1923 durch Oberbaurat Virus neu beſetzt. Das am 4. Auguſt 1921 eingerichtete 
Städtiſche Waſſerbauamt wurde bis zum 10. Mai 1922 von Regierungs- und Baurat Troll, von da bis 
zum 15. Februar 1924 von Regierungs- und Baurat Kolleck, ſeitdem von Regierungs- und Baurat 
Meinhard geleitet. Das Straßenbauamt leitete vom A. Auguſt 1921 bis 10. Mai 1922 Regierungs- 
und Baurat Troll, ſeitdem Regierungs- und Baurat Kolleck. f 

Leiter der Abteilung O. III (Grundbeſitz und Wohnungswirtſchaft) war bis zum 31. Dezember 1921 
Oberregierungsrat Berent, bis 31. Dezember 1922 Oberregierungsrat Brieſewitz, ſeitdem wieder 
Oberregierungsrat Berent. In gleicher Weiſe wechſelte die Leitung der Städtiſchen Grundbeſitzverwaltung, 
die dann am 1. Juli 1923 auf Regierungsrat Wohler überging. Das Städtiſche Wohnungsamt II 
wurde bis zum 30. April 1921 von Regierungsbaumeiſter Lentz, von da ab bis 31. Oktober 1922 von 
Stadtamtsrat Unrau, von da bis 15. September 1925 von Stadtamtsrat Rogowski und ſeitdem von 
Regierungs- und Baurat Ehrhardt geführt. 


XXI. Feuerwehr. 


1. Stärkenachweiſung. 
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2. Allgemeines. 


Außer den Feuerwachen in Danzig, Langfuhr und Neufahrwaſſer werden in den von Danzig 
entfernter liegenden Vororten mit ländlichem Charakter beſondere Spritzenhäuſer unterhalten, die mit 
Handdruckſpritzen und verſchiedenen Feuerlöſchgeräten ausgerüſtet ſind. Zur Bedienung der Spritzen 
ſind in den einzelnen Orten Spritzenleute verpflichtet. Nach der Automobiliſierung der Feuerwachen 
in Danzig und Neufahrwaſſer und nachdem die Vororte ihren ländlichen Charackter zum größten Teil 
verloren hatten, war die Beibehaltung folgender Spritzenhäuſer nicht mehr notwendig. 

Strohdeich und Troyl eingegangen im Dezember 1921 


Altſchottland 1 „ Juli 1922 
Lauental P „ Juni 1924 
Heubude 3 „ Juli 1924 


Das in Lauental abgebrochene Spritzenhaus wurde in Weſtl. Neufähr aufgeſtellt. 

In dem 8 km von der Hauptfeuerwache in Danzig entfernt liegenden St. Albrecht hat ſich 
innerhalb des Bürgervereins eine Feuerwehrabteilung gebildet, die ſich für den Löſchdienſt zur Ver— 
fügung ſtellt. Im Orte ſind fünf Feuermeldeſtellen durch Tafeln kenntlich gamacht und an drei Stellen 
Eimerſpritzen zur erſten Feuerbekämpfung untergeſtellt worden. 

Die Räumlichkeiten der Feuerwache in Neufahrwaſſer hatten ſich bereits vor dem Weltkriege als unzu⸗ 
länglich erwieſen. Wegen der ungünſtigen Zeitverhältniſſe war es jedoch erſt im Jahre 1924 möglich, für die ge⸗ 
nannte Wache durch Ausbau der Hälfte des zirka 55 mal 18 m großen an der Kaſerne gelegenen ehemaligen Exer⸗ 
zierſchuppens eine neuzeiliche Unterkunft zu ſchaffen. Die neue Wache wurde am 2. Januar 1924 bezogen. 

Die Baulichkeiten der Feuerwehr werden durch die Beamten der Feuerwehr unterhalten. Darüber 
hinaus wurden in den Berichtsjahren einige größere Um- bzw. Neubauten mit den eigenen Bauhand— 
werkern ausgeführt. Im Sommer 1921 wurde auf der Hauptfeuerwache Danzig der neben der Fahr- 
zeughalle J gelegene Pferdeſtall zu einer Samariterſtation ausgebaut. Es wurden zwei Stände für je 
ein Krankenautomobil, ein Verbands- und ein Aufenthalts- und Schlafraum für das Samariterperſonal 
geſchaffen. Ferner find im Sommer 1922 die Räume einer früheren Dienſtwohnnng mit dem Aufenthalts⸗ 
und Schlafraum der Oberfeuerwehrmänner verbunden worden und ſo ein großer Schlafraum für die 
Zugführer und die Brandmeiſter, ein Tagesraum für die Zugführer und zwei Tagesräume für die Brand— 
meiſter gewonnen. Im September 1922 erwarb die Branddirektion von der Gasanſtalt eine neue 
Benzin⸗Tankanlage Syſtem Wartini-Hünecke für 3000 Liter, die auf der Hauptfeuerwache eingebaut 
wurde. Im Laufe des Jahres 1923 waren die Bauhandwerker der Feuerwehr zu einem großen Teil 
bei der Neueinrichtung der Feuerwache in Neufahrwaſſer beſchäftigt. Die Tiſchler-, Glafer- und Waler⸗ 
arbeiten find durch fie ausgeführt worden. Im Sommer 1924 wurde die Dienſtwohnung im Haufe 
Hundegaſſe 2 inſtand geſetzt und durch Ausbau eines Schlafzimmers in den benachbarten Speicher 
Hundegaſſe 3 vergrößert. Im gleichen Jahre war die Vergrößerung der Automobilreparaturwerkſtatt 
notwendig geworden. Für die Einrichtung einer neuen Werkſtatt wurde der hierzu geeignete kleine Hof 
neben dem Turm der Hauptfeuerwache ausgebaut, überdacht und hierdurch eine geräumige Werkſtatt 
geſchaffen. Gleichzeitig wurde die unzulängliche Abortanlage am Turm durch eine neue Anlage erſetzt. 

3. Hilfeleiſtungen. 
a) Aberſicht über die Inanſpruchnahme der Feuerwehr. 


= Andere 
gahr Groß: | Wittel⸗ Klein⸗ Er Blinder Wife Zujfam- | Hilfe Im 
feuer feuer feuer brände Alarm Melder men gen ganzen 
1920 10 29 160 70 61 28 358 25 383 
1921 25 24 169 56 74 27 375 38 413 
1922 19 30 132 104 44 36 365 91 456 
1923 16 27 156 52 64 43 365 45 410 
1924 17 32 154 37 58 24 322 35 357 


) In der Hauptſache Heben geſtürzter Pferde, Stellen von Sperrböcken, Auspumpen überſchwemmter Kellerräume. 
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b) Zuſammenſtellung der Brände nach ihren Urſachen.“) 


Urſache des Brandes 1920 1921 1922 1923 1924 


DSF TEN IT ee 1 3 1 2 1 


SeBlerhafte Bonanlage u 2.5 -- 045°% zare um ana 32 44 41 30 19 
5 Heizanlage za E52 rl 24 12 4 16 27 

9 Beleuchtungsanlgagniie 4 6 10 15 4 
Unvorſichtigkeit mit Feuer und Liht . .... . 19 11 24 22 47 
1 beim Kochen uw. 39 45 25 65 14 

1 beim Spielen von Kindern 8 6 7 5 8 8 
„ .. ae 5 4 5 1 12 
„% TT ĩ ˖ ͤ „0. 5 8 6 2 25 
e Eee a — — — — 1 
irn gs ñ³k — — 3 — 3 
Andere Utſache n .e RE 38 ou. 31 11 5 
Vicht ermitteln 8 26 24 26 27 37 
Zufammen | 199 218 181 199 203 


*) Schornfteinbrände, Blinder Alarm und Unfug am Melder find ausgenommen. 


4, Unfälle bei Bränden. 


Am 12. Dezember 1920 brannten im Hauſe Kleine Hoſennähergaſſe Nr. 9 eine im erſten Stock 
gelegene Küche und das Treppenhaus. Vor Eintreffen der Feuerwehr war aus dem dritten Stockwerk 
ein Säugling in einem Kiſſen an einer Wäſcheleine heruntergelaſſen worden. In der Höhe des erſten 
Stockwerks löſte ſich die Schlinge und das Kind fiel auf die Straße, trug jedoch nur Hautabſchürfungen 
davon. Eine Frau hatte ſich aus dem Fenſter des dritten Stockwerks an einer Wäſcheleine herabgelaſſen 
und beide Hände durch das Gleiten des Taues ſo ſtark verbrannt, daß ihr eine Notverband angelegt 
werden mußte. 


Am 18. Januar 1921 wurde die Feuerwehr zu einem Stubenbrand nach Heiligegeiſt-Gaſſe 
Nr. 38 gerufen. Die Mutter eines etwa ein Jahr alten Knaben hatte Wäſcheſtücke zum Trocknen an 
einem ſtark geheizten Kachelofen aufgehängt. Dieſe entzündeten ſich und das Kind, das in demſelben 
Zimmer ſchlief, erſtickte in dem ſich entwickelnden Rauch. Sofort angeſtellte Wiederbelebungsverſuche 
blieben erfolglos. 


Am 9. Juli 1921 brannte im Hauſe Junkergaſſe Nr. 2 der Laden eines Papierwarengeſchäfts. 
Der Brand war entſtanden durch Exploſion von Feuerwerkskörpern, die der Geſchäftsinhaber zum Ver— 
kauf vorrätig hielt. Im Laden waren zur Zeit der Exploſion ein Herr und zwei Verkäuferinnen anweſend. 
Die Halteſchnur der Fenſterrolläden brannte durch, ſodaß der Rolladen herunterfiel und den Laden ver— 
dunkelte. Durch den Druck der Exploſion war die nach innen aufſchlagende Ladentür zugefallen und 
durch herunterfallende hölzerne Reifen verſperrt. Der im Laden anweſende Herr wurde mit ſtarken 
Brandwunden hinter dem Ladentiſche, mit dem Geſicht nach unten liegend, tot aufgefunden, in einer nach 
hinten gelegenen Abſtellkammer wurden die beiden Verkäuferinnen erſtickt gefunden. In dem Laden befanden 
ſich große Vorräte ſogenannter Gasbälle, die infolge der Hitze geplatzt waren und ein ſtark riechendes 
10* 
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Gas verbreitet hatten. Sofort an den drei Perſonen vorgenommene Wiederbelebungsverſuche waren 
erfolglos. Der herbeigerufene Arzt ſtellte den Tod feſt. 


Bei einem Dachſtuhlbrand im Hauſe Langgaſſe 73 am 5. Auguſt 1921 erlitt der Feuerwehrmann 
Grühn durch herunterfallende Glasſtücke einer Oberlichtverglaſung eine Schnittwunde an der linken 
Handwurzel, ſo daß ihm ein Notverband angelegt werden mußte. 


Am 5. November 1921 entſtand im Haufe Steindamm 4—7 ein Stubenbrand. Dabei fand 
eine Greiſin den Tod. Die im Hofgebäude wohnende 70 jährige Frau hatte im eiſernen Küchenherd 
Feuer anzünden wollen, dabei waren glühende Kohlen in die Küche gefallen und hatten Gardinen 
und Polſtermöbel in Brand geſetzt. Die Frau hatte verſucht das Feuer ſelbſt zu löſchen. Durch Feuer 
und Rauch wurde ihr der Rückzug abgeſchnitten. Die Feuerwehr fand die Frau in einer Ecke der Küche 
tot auf. 


Ein Stubenbrand im Haufe Barbaragaſſe 17 am 5. Dezember 1921 entſtand dadurch, daß die 
Inhaberin einer im Erdgeſchoß gelegenen Wohnung in einem Kachelofen Feuer mit Petroleum entfachen 
wollte und aus einer Petroleumkanne die Flüſſigkeit in das Ofenfeuer goß. Die Petroleumkanne erplo- 
dierte, das ausſpritzende brennende Petroleum ergoß ſich über die Frau, die am ganzen Körper ſchwere 
Brandwunden erlitt. Nach Anlegung eines umfangreichen Notverbandes wurde die Frau in das 
Städtiſche Krankenhaus gebracht, wo ſie am Tage darauf verſtarb. 


Am 15. April 1922 entſtand im Lagerraum eines Dampfers ein Brand, wobei ein Feuerwehrmann 
infolge ſtarker Rauchentwickelung eine Rauchvergiftung erlitt. 


Bei einem Schuppenbrand am 2. Juni 1922 in der ehemaligen Hufarenfaferne II in Langfuhr 
erlitten der Inhaber und ein Arbeiter durch die Exploſion von Feuerwerkskörpern am ganzen Körper 
ſchwere Brandwunden. 


Am 14. Juli 1922 entſtand im Hauſe Niedere Seigen Nr. 12 ein Stubenbrand. Ein Dienſt⸗ 
mädchen füllte eine brennende Petroleumlampe mit Petroleum, die Lampe explodierte und das brennende 
Petroleum ergoß ſich auf die Kleider des Mädchens. Das Wädchen ſtürzte ſich mit den brennenden 
Kleidern in die am Hauſe vorbeifließende Radaune und wurde von Vorübergehenden aus dem Waſſer 
gezogen. Es verſtarb bald nach der Einlieferung in das Krankenhaus. 


Am 29. Dezember 1922 brannten im Lagerraum eines Dampfers Zelluloidabfälle. Ein Mann 
der Beſatzung hatte ſich in den Lagerraum eingeſchlichen und iſt wahrſcheinlich mit einer brennenden 
Petroleumlampe den Zelluloidabfällen zu nahe gekommen. Unter rieſigen Stichflammen entzündeten ſich 
die Abfälle. Die Leiche des Mannes wurde neben den Kiſten des Lagers gefunden. 


Am 29. Auguſt 192 wurde die Feuerwehr zu einem Kellerbrand im Hauſe Seifengaſſe Nr. 1 
gerufen. Der Inhaber einer im Keller untergebrachten Likörfabrik hatte die Leckſtelle eines gefüllten 
eiſernen Spiritusfaſſes mit einem Streichholz abgeleuchtet. Das Faß explodierte und der herausgeſchleu— 
derte Faßboden verletzte den Mann am Kopf, ſodaß er zu Boden fiel. Ein im Keller anweſender 
Lehrling und ein Arbeitsburſche konnten ſich in Sicherheit bringen. Der Arbeitsburſche hatte erſt verſucht, 
ſeinen Herrn aus dem brennenden Keller zu ziehen, mußte die Nettungsverſuche aber aufgeben, da er 
durch den brennenden Spiritus Brandwunden an den Händen erlitt. Der Mann wurde bei Eintreffen 
der Feuerwehr mit brennenden Kleidern in dem brennenden Spiritus liegend gefunden und dem Städ— 
tiſchen Krankenhaus zugeführt, wo er bald darauf ſeinen ſchweren Verletzungen erlag. 


Am 17 Dezember 1924 hatten im Hauſe Kleine Gaſſe Nr. da durch die Exploſion eines Spiritus⸗ 
kochers in einer im erſten Stock gelegenen Küche die Gardinen und in der Küche lagernde Lumpen 
Feuer gefangen. Die Kleider der Wohnungsinhaberin waren ebenfalls in Brand geraten. Da die 
brennenden Lumpen der Frau den Rückweg abſchnitten, ſprang ſie aus dem Küchenfenſter in den 
gepflaſterten Hof, wo ſie ſchwer verletzt beſinungslos von der Feuerwehr aufgefunden wurde. Die Frau 
verſtarb bald nach ihrer Einlieferung in das Städtiſche Krankenhaus. 


| 
| 
| 
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5. Sicherheitsdienſt. 
Es wurden folgende Sicherheitswachen geſtellt: 


— ——äj — 


ne Ort 1920 | 1921 1922 | 1923 | 1924 
Bdm. MWannſch. 
1 5 PPC ͤ ;ͤAA ers 338 342 340 379 389 
— 2 Wichelmihe ter: 285 260 285 318 151 
1 3 Bc u orte 3 ae 23 40 28 26 27 
— 2 Sonſtige Veranſtaltungeenn 3 3 3 19 98 
— 1 22 3 22 — — 


Beim Löſchen und Laden von Petroleum 
: 671 [618 | 678 | 742 | 665 
Sämtliche Sicherheitswachen werden von den Beamten an ihren dienſtfreien Tagen gegen Ver— 
gütung verſehen. Die zu zahlenden Sätze ſind in dem vom Senat genehmigten und öffentlich bekannt⸗ 
gegebenen Tarif für die Dienſtleiſtungen der Danziger Feuerwehr feſtgelegt. 


6. Perſonal. 

Nach Ankauf des Spritzendampfers „Hilfe“ von der früheren Reichswerft im Jahre 1920 wurde 
es erforderlich, drei Feuerwehrmänner als Bootsführer neu einzuftellen. Ferner wurden im gleichen 
Jahre 11 Hilfsfeuerwehrmänner für das Krankentransportweſen eingeſtellt. Dieſe ſtehen im Arbeiter- 
verhältnis und werden nach dem Lohntarif für die ſtädtiſchen Arbeiter gelöhnt. Sie haben denſelben Dienſt 
zu verſehen wie die Beamten. 

Im Jahre 1921 mußten für die neu einzurichtende Feuerwache im Auswandererlager Troyl acht 
Hilfsfeuerwehrleute eingeſtellt werden, die nach Auflöſung des Lagers wieder entlaſſen wurden. Für die 
Büroarbeiten, die bisher von Feuerwehrbeamten erledigt wurden, wurden im ſelben Jahre ein Angeſtellter 
mit Ruhegeldberechtigung und ein Tarifangeſtellter eingeſtellt. . 

Im Jahre 1922 war es möglich, die Zahl der Feuerwehrmänner um vier zu vermindern, da die 
Sicherheitswachen im Wilhelmtheater, die bisher von im Dienſt befindlichen Beamten geleiſtet wurden, 
von den Beamten an ihren dienſtfreien Tagen übernommen wurden. Für die Telegraphenwerkſtätte 
mußte ein Telegraphenmonteur, der im Arbeiterverhältnis ſteht, eingeſtellt werden, da die Unterhaltungs⸗ 
arbeiten an der ſich immer mehr vergrößernden Feuermeldeanlage immer umfangreicher wurden. 

Durch die Beſoldungsordnung für die ſtädtiſchen Beamten vom 30. Oktober 1923 erfolgte eine 
Neuregelung der Amtsbezeichnung der Feuerwehrbeamten. Die bisherigen Brandmeiſter als Wachen⸗ 
vorſteher und der Obertelegraphenmeiſter erhielten die Bezeichnung Brandinſpektor, die übrigen Brand⸗ 
meiſter und die Feldwebel die Bezeichnung Oberbrandmeiſter. Die Amtsbezeichnung Oberfeuerwehrmann wurde 
in Brandmeiſter geändert. Die Feuerwehrmänner rücken nach zweijährigem Bezug des Höchſtgehalts ihrer Ein— 
gangsgruppe in die nächſthöhere Gruppe auf und erhalten gleichzeitig die Amtsbezeichnung Oberfeuerwehrmann. 

Im Jahre 1924 wurde infolge des allgemeinen Beamtenabbaues die Perſonalſtärke um einen 
Brandmeiſter und 8 Feuerwehrmänner verringert. Außerdem wurden nach Indienſtſtellung des Motor- 
feuerlöſchbootes zwei weitere Brandmeiſterſtellen eingeſpart. a ' 

Die Feuerwehrbeamten erhalten freie ärztliche Verſorgung und unentgeltliche Lieferung von 
Arzneien. Es beſteht ein eigener Beamten-Ausſchuß. 


7. Bekleidung. 

Seit Beſtehen der Feuerwehr, alſo vom Jahre 1859 an, bis zum 1. April 1920 erhielten die Feuerwehr- 
beamten mit Ausnahme der Ingenieure, denen ein Kleidergeld gezahlt wurde, die erforderliche Dienſt⸗ 
kleidung von der Verwaltung frei geliefert. Im Rechnungsjahr 1920 wurde den Beamten für die 
gelieferte Dienſtkleidung und auch mit Rückſicht auf die Gewährung freier ärztlicher Behandlung ein 
Gehaltsabzug von 200 Mark gemacht. Im Jahre 1921 erfolgte eine Neuregelung in der Weiſe, daß 
die Beamten ein Drittel der für die Neubeſchaffung der Dienſtkleidung aufgewendeten Koſten der Ver— 
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waltung zurückzuerſtatten hatten. Die endgültige Regelung erfolgte im Jahre 1922. Seit dieſer Zeit 
werden von allen Beamten ein Viertel der für die Neubeſchaffung aufgewendeten Koſten ſelbſt getragen. 

Zur Dienſtbekleidung gehören Mütze, Bluſe, Hoſe, Peajakett bzw. Mantel, Stiefel und Handſchuhe. 
Beſtimmte Tragezeiten ſind für einzelne Stücke nicht vorgeſchrieben; die Erſatzbeſchaffung erfolgt nach 
Bedarf. Im allgemeinen werden jährlich ein Anzug und eine Wütze neu geliefert. 

Die Bekleidungsſtücke bleiben Eigentum der Verwaltung und müſſen beim Ausſcheiden aus dem 
Dienſt abgeliefert werden. Den infolge Penſionierung ausſcheidenden Beamten wird ein guter Anzug 
(Bluſe und Hoſe) belaſſen. 

Für die Feuerwehringenieure erfolgte die endgültige Regelung der Dienſtbekleidungsfrage im 
Jahre 1923 in derſelben Weiſe, wie ſie jetzt für die übrigen Beamten in Kraft iſt. Bis zu dieſem 
Zeitpunkt erhielten fie ein Kleidergeld und zwar bis zum Jahre 1920 in Höhe von 500 Mark, für das 
Rechnungsjahr 1921 1500 Mark und für 1922 4500 Mark. 

Vor dem Kriege wurde die Lieferung der fertigen Bekleidungsſtücke Privatfirmen übertragen. 
Im Jahre 1923 wurde damit begonnen, einzelne Bekleidungsſtücke in eigener Werkſtatt anzufertigen. 
Zur Zeit werden ſämtliche Hoſen, Bluſen und Mäntel mit eigenem Perſonal gearbeitet. Die Unterhaltung 
der Dienſtſtiefel erfolgt gleichfalls in eigener Werkſtatt. In Zukunft ſoll verſucht werden, auch neue 
Stiefel in eigenem Betriebe anzufertigen. 


8. Fahrzeuge und Geräte. 


Durch den Erwerb des Spritzendampfers „Hilfe“ im Januar 1920 von der ehemaligen Reichs- 
werft wurden die Feuerlöſchverhältniſſe im Danziger Hafengebiet weſentlich verbeſſert. Der Dampfer hat 
eine Länge von 18 m und eine Breite von 4 m und iſt im Jahre 1906 von der Werft Klawitter gebaut 
worden. Er hat ſeinen ſtändigen Liegeplatz in der Mottlau neben der Wallgaſſenfähre und iſt mit der 
Hauptfeuerwache durch Telephon verbunden. Er iſt ausgerüſtet mit einer dreizylindrigen Kolbenpumpe 
von 3,5 ebm Winutenleiſtung und zum Saugen von außenbords und zum Lenzen mittels Saugeleitung 
eingerichtet. Zum Waſſergeben dient ein auf dem Vorſchiff aufgebautes Wendeſtrahlrohr und ein Ver— 
teilerkaſten mit je 4 Anſchlüſſen für B» und C-Schläuche. Da der Dampfer ſtets alarmbereit ſein, 
alſo ſtändig unter Dampf liegen muß und im Monat etwa 100 Zentner Kohlen verbraucht, dieſer 
große Kohlenverbrauch aber unwirtſchaftlich iſt, wurde die Beſchaffung eines Wotorfeuerlöſchbootes bean- 
tragt und genehmigt. Das Boot wird bei der Firma Schichau in Danzig nach eigenen Angaben gebaut. 

Im Dezember 1920 wurde an Stelle des für den Branddirektor zur Verfügung ſtehenden, mit 
Pferden beſpannten Wagens ein gebrauchter Perſonenkraftwagen beſchafft. Der Wagen (ein 8/21 Protos) 
wurde in eigener Werkſtatt gründlich überholt und leiſtet ausgezeichnete Dienſte. 

Vom Städtiſchen Kraftverkehrsamt wurde im Jahre 1923 ein alter 21/35 PS Daimler- Laſtkraftwagen 
erworben. Das Fahrgeſtell wurde vollſtändig überholt und alle abgenutzten Teile in der eigenen Werk— 
ſtatt durch neue erſetzt. Auch der Aufbau wurde von der Feuerwehr hergeſtellt. Der Wagen dient als 
Schlauch- und Unfallwagen und als Schlepper für Dampfſpritzen oder für eine zweirädrige Lafettenmotorſpritze. 
Es können außer zwei großen Schlauchhaſpeln verſchiedene Geräte, zwei Enden Steckleiter und vier Enden 
Saugeſchläuche untergebracht werden, ebenſo iſt die Unterbringung des Pferdehebegeſchirrs möglich. 

Im Jahre 1924 wurde für die Feuerwache in Neufahrwaſſer eine 27/64 PS Daimler⸗Motorſpritze 
mit aufgeprotzter Leiter beſchafft und am 14. Auguſt 1924 in Dienſt geſtellt. Die Spritze iſt mit einer 
hinten eingebauten Hochdruckzentrifugalpumpe von Ehrhardt & Sehmer von 1500 Liter Minutenleiftung 
ausgerüſtet. Der Führerſitz iſt geſchloſſen und mit einer Windſchutzſcheibe verſehen. Auf dem Fahrzeug 
find 11 Sitzplätze für die Bedienungsmannſchaft einſchließlich des Wagenführers vorgeſehen. Die beiden 
nach der Seite abzuprotzenden Schlauchhaſpeln ſind gleich hinter dem Führerſitz angebracht. Die Leiter 
iſt eine dreiteilige 18 m hohe Wetzleiter, die durch einfachen Kurbelmechanismus nach hinten auf- und 
abgeprotzt wird. Die Leiter kann in abgeprotztem Zuſtand leicht von vier Mann bewegt werden. Sie kann 
von drei Mann zugleich beſtiegen werden und ſteht in ihrer Standfeſtigkeit den großen Drehleitern nicht 
nach. Das Fahrzeug vereinigt in ſich einen Löſchzug (Motorſpritze und mechaniſche Leiter) und genügt, 
wie die bisherigen Erfahrungen gelehrt haben, für Vorſtadtverhältniſſe vollſtändig. Zur Brandſtellen⸗ 
beleuchtung iſt ein großer elektriſcher Scheinwerfer auf der Spritze vorgeſehen. 
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Die bis dahin mit Karbidſcheinwerfer ausgerüſteten Autoſpritzen I und II und die Autoleiter 
erhielten im Jahre 1922 Dynamo⸗Beleuchtung. Im Februar 1923 wurde die Beleuchtung durch Anbrin— 
gung von abnehmbaren Scheinwerfern für Brandſtellenbeleuchtung verbeſſert. 

Um allen Anforderungen, die beim Auspumpen von mit Waſſer vollgelaufenen Kellern an die 
Feuerwehr geſtellt wurden, gerecht zu werden, wurden im Jahre 1922 drei Membran-Gaug- und Druck⸗ 
pumpen beſchafft, da die auf den Wachen vorhandenen kleinen Pumpwerke nicht ausreichten. Im Jahre 
1924 wurde zum Löſchen größerer Brände feuergefährlicher Flüſſigkeiten, Teer uſw. ein beweglicher 
Stankö⸗Feuerlöſchapparat zum Anſchluß an eine Schlauchleitung angekauft. 

Für die automobile Drehleiter wurde von der Firma Wetz in Karlsruhe im gleichen Jahre ein 
an der Spitze der Leiter anzubringendes Wendeſtrahlrohr für 70 mm Schlauchanſchluß beſchafft, um 
bei Dachſtuhl⸗ und Speicherbränden, bei denen ein Löſchangriff vom Treppenhaus unmöglich iſt, ohne 
Gefährdung von Wannſchaften erfolgreich Waſſer geben zu können. 


9. Schläuche. 
a) Druckſchläuche. 


Es ſind im Gebrauch: B-Schläuche mit einem Durchmeſſer von 70 mm und C-Schläuche von 
44 mm Durchmeſſer. Die einzelnen Schlauchenden find 20 m lang und mit Storz-Kuppelungen verſehen. 
Der Ab⸗ und Zugang an Druckſchläuchen iſt aus folgenden Tabellen erſichtlich. 


B- Schläuche. 


Vorhandene Gummierte Schläuche Ungummierte Schläuche Geſamt⸗ Freie 
Jahr Kuppelungs⸗ Abgang | Zugang Beſtand] Abgang | Zugang Beſtand] länge | Kuppe⸗ 


pa are = RER 8 > 1 lungen 
1920 181 400 340 2640 — 780 780 3420 10 
1921 181 240 — 2400 60 5 720 3120 25 
1922 183 600 800 2600 — = 720 3320 15 
1923 183 240 200 2560 20 — 700 3260 20 
192⁴ 183 680 500 2380 20 — 680 3060 30 
C⸗Schläuche. 
1920 387 ＋ 36 500 120 4180 360 480 3540 7720 37 
1921 387 + 36 220 1000 4960 440 — 3100 8060 20 
1922 387 ＋ 36 820 1100 5240 220 — 2880 8120 17 
1923 391 ＋ 34 120 260 5380 580 — 2300 7680 41 
1924 407 + 18 440 — 4940 520 — 1780 6720 89 


Die unter C⸗Schläuche in Spalte 2 hinter + beſonders angeführten Kuppelungspaare find 
Kuppelungen aus Kriegsmetall, die allmählich ausgemuſtert und durch andere erſetzt werden. 


b) Saugeſchläuche. 
Es ſind vorhanden: 
88 m Saugeſchlauch 105 mm & für Kraftſpritzen, 


165 „ 2 3 „ Ou, große Handdruckſpritzen, 
20 „ 3 73 „ S, Membranpumpen, 
13,5 „ 8 66 „ & „ kleine Handruckſpritzen, 
20 „ 5 45 „ O., Zubringer. 


Die Saugeſchläuche für Kraftſpritzen ſind mit Storzkuppelungen ausgerüſtet, die mit Stellringen 
zum Aufeinanderpreſſen der Dichtungsflächen verſehen ſind. Die übrigen Schläuche haben Verſchraubungen. 
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10. Waſſerverſorgung. 
An Hydranten für Feuerlöſchzwecke waren im Stadtbezirk vorhanden: 


Unterflurhydranten ] Oberflurhydranten 
Jahr Zuſammen 
ſtädtiſche private ſtädtiſche | private 


1920 1182 270 24 197 1673 
1921 1182 270 24 197 1673 
1922 1182 270 24 197 1673 
1923 1182 270 24 197 1673 
1924 1225 270 27 197 1719 


Der Druck in der Waſſerleitung beträgt je nach der Höhenlage der Stadtteile 2½ bis 4 Atm. 
Für die beſonders hochgelegenen Stadtteile in Langfuhr, Schidlitz und Zigankenberg beſteht eine beſondere 
Hochdruckzone, in der der Druck bis auf 7 Atm. ſteigt. 

Wegen der vielfachen Mängel der tiefliegenden Hydranten wird angeſtrebt, in Zukunft möglichſt 
nur Oberflurhydranten aufzuſtellen und die tiefliegenden Hydranten allmählich durch Oberflurhydranten 
zu erſetzen. 

Zur Verbeſſerung der Löſchwaſſerverhältniſſe in der Vororten ohne Waſſerleitung wurden durch 
den Haushaltsplan der Feuerwehr für 1924 zur Anlage von Tiefbrunnen 30 000 Gulden bereitgeſtellt. 
Es wurden angelegt in Bröſen je ein Brunnen in der Conzeſtraße, in der Auguſtaſtraße und am Kurhaus, 
in Krakau ein Brunnen vor dem Grundſtück Dünenweg Nr. 30, in Heubude je ein Brunnen an der 
Wegegabelung Heidſee-— Kl. Seebadſtraße und in der Spechtſtraße Ecke Dornſtraße. Außerdem iſt in 
Heubude an einen Teich durch Anlage eines Laufſteges, der die ſchnelle und bequeme Auslegung der 
Saugeleitung ermöglicht, eine weitere Waſſerentnahmeſtelle geſchaffen worden. Die Brunnen liefern im 
Dauerbetriebe genügend Waſſer (1600 bis 2000 Ltr. je Minute), um eine Kraftſpritze zu ſpeiſen. Die 
vorhandenen Mittel reichen aus, um außer den vorgenannten Brunnen noch einen weiteren Tiefbrunnen 
in Lauental anzulegen. 


11. Geſpanne. 
Die zur Beſpannung der Feuerwehrfahrzeuge notwendigen Pferde werden der Feuerwehr vom 


Städtiſchen Fuhrpark zur Verfügung geſtellt. Die entſtehenden Futterkoſten werden am Jahresſchluß 
verrechnet. Der Beſtand an Pferden war: 


Feuerwache I | Feuerwache II Feuerwache III 
Jahr Danzig Neufahrwaſſer Langfuhr Zuſammen 
1920 10 4 8 22 
1921 10 4 8 22 
1922 10 4 8 22 
1923 10 4 8 22 
1924 8 4 8 20 


Nach Indienſtſtellung des Automobiltenders im November 1923 wurden zwei Pferde von der 
Feuerwache in Danzig an den Fuhrpark abgegeben. Desgleichen gingen vier Pferde der Feuerwache in 
Neufahrwaſſer nach Indienſtſtellung der Autoſpritze mit aufgeprotzter Leiter an den Fuhrpark zurück. 
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In dem ſchneereichen Winter 1923/1924 mußten von der Hauptfeuerwache vom Städtiſchen Fuhrpark 
acht Pferde zum Vorſpannen angefordert werden, da infolge des ungewöhnlichen Schneefalls ein Vor— 
wärtskommen mit den ſchweren Automobilen nicht möglich war. 


Es waren krank: 
im Jahre 1920 6 Pferde an 84 Tagen 


ee TODE en 
TI. ee 
77. 
ag er u 


12. Feuermeldeweſen. 


Es beſteht eine Feuermeldeanlage nach dem Syſtem der Worſe-Sicherheitsſchaltung der Firma 
Siemens & Halske. Die Leitungen ſind mit Ausnahme einer kurzen Kabelſtrecke als Freileitungen 
verlegt. Die Geſamtlänge der Feuermeldeleitung beträgt zur Zeit 126 743 m. 


An das Leitungsnetz waren angeſchloſſen: 


davon Von den privaten 
ahr e e ſind gſſentich 
Benemelber öffentliche private zugänglich 
1920 82 49 33 2 
1921 84 49 35 > 
1922 88 52 36 2 
1923 90 52 38 3 
1924 92 52 40 4 


Folgende Feuermeldeſtellen wurden neu eingebaut: 


Im Jahre 1920 die Privat⸗Feuermelder 352 im Dampfſägewerk Rückfort, 353 im Fabrikgebäude der 
Danziger Textilvereinigung und 354 im Ein⸗ und Auswandererlager Troyl; 


im Jahre 1921 die Privat-Feuermelder 145 im Ein- und Auswandererlager Jakobswall und 355 auf 
dem Lagerplatz des Holzſyndikats der Holzinduſtriellen Danzig-Pommerellen am Kaiſerhafen; 


im Jahre 1922 die öffentlichen Melder 142 in Lauental, 642 am Kl. Hammerweg Ecke Warienſtraße und 
361 in Krakau, Dünenweg 2, ſowie ein Privat-Feuermelder 643 in Langfuhr, Haupt- 
ſtraße 71 e, Schupokaſerne, der öffentlich zugänglich iſt; 

im Jahre 1923 die Privat-Feuermelder 435 auf dem Fabrikgrundſtück der „Vernaka“, Altſchottland 48/49, 


645 in der Schokoladenfabrik Sarotti, Labesweg 2 und 354 in Spritwerke der Schmalen⸗ 
berg A.-G., Thornſcher Weg 12/13; 


im Jahre 1924 die Privat-⸗Feuermelder 352 Freihafen Schupowache, 534 Freihafen Nordſeite und 442 
Verwaltungsgebäude der Steuerverwaltung, Promenade 9. Letzterer iſt öffentlich zugänglich. 


Abgebaut wurden: 
im Jahre 1923 der Privat-Feuermelder 354, Ein- und Auswandererlager Troyl; 
im Jahre 1924 der Privat-Feuermelder 145, Ein- und Auswandererlager Jakobswall, ſowie zwei Neben⸗ 
melder im Freihafen. 


I 
! 
1 
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In der Berichtszeit ſind folgende Störungen vorgekommen: 


Drahtbruch Andere Störungen in 
Jahr durch Zer⸗Drahtbrüche Erdſchluß d. Apparaten, 


reißen der | (Blitzſchlag Feuer⸗ Zuſaumen 
Freileitung uſw.) meldern uſw. 
1920 9 2 3 2 16 
1921 4 — 2 6 12 
1922 3 2 — 3 12 
1923 14 — 2 4 20 
1924 2 — 15 4 7 


Außer den Arbeiten zur Beſeitigung dieſer Störungen mußten noch folgende größere Arbei 
ausgeführt werden. Bei Verlegung der Feuerwache in Neufahrwaſſer 855 5 le Bes 
Wache zum größten Teil erneuert werden, da die alten Einrichtungen den erhöhten Anforderungen nicht 
ax e Die ng ng neuen Feuermelder wurden eingebaut, die überflüffig gewordenen 

gebaut und mehrere Feuermelder infolge ungünſtige . ö 
7 folg günſtiger Lage verlegt. Außerdem wurden größere 

Neben der Feuermeldeanlage beſteht noch auf der Hauptfeuerwache in Danzig eine eigene 
Telephonanlage mit einem Klappenſchrank mit 28 Anſchlüſſen. Dieſe vermittelt den inneren Verkehr auf 
der Hauptfeuerwache, den Verkehr mit dem Spritzendampfer, dem Betriebsamt und dem Polizei⸗Präſidium. 

Sämtliche Arbeiten ſind ausſchließlich mit eigenem Perſonal ausgeführt worden. Hierzu ſtanden 
zur ausſchließlichen Verfügung ein Brandinſpektor als Leiter und ein Telegraphenmeiſter und ein 
Telegraphenmonteur. Das weitere Perſonal mußte dem Wachdienſt entnommen werden. 


Die Feuermeldunden erfolgten: 
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14. Sanitätsweſen. 


Sämtliche Beamte der Feuerwehr ſind als Samariter ausgebildet und werden von dem Ver⸗ 
trauensarzt der Feuerwehr im Anlegen von Notverbänden und in der Behandlung von Verunglückten 
unterwieſen. 

Im Jahre 1920 mußte zu dem bis dahin vorhandenen einen Krankenauto ein zweiter Wagen 
in Dienſt geſtellt werden. Da mit Rückſicht auf die finanziellen Verhältniſſe die Anſchaffung eines neuen 
Wagens nicht möglich war, wurde ein gebrauchter Wagen erworben. Auch dieſe beiden Wagen reichten 
infolge der ſich immer mehr erhöhenden Anforderungen nicht aus, ſo daß im Dezember 1920 noch ein 
dritter automobiler Krankenwagen, ebenfalls gebraucht, in Dienſt geſtellt wurde. Wit Rüdfiht auf die 
geringe Leiſtungsfähigkeit der alten Wagen mußte bei Eintritt normaler Geldverhältniſſe die Beſchaffung 
eines neuen leiſtungsfähigen Krankenautomobils ins Auge gefaßt werden. Im Jahre 1924 wurden die 
Mittel hierfür bewilligt und ein 30/35 PS Benz⸗Krankenautomobil mit Laſtkraftwagen⸗Fahrgeſtell bei 
der Firma Benz in Gaggenau in Auftrag gegeben und der Wagen am 22. Juli 1924 in Dienſt geſtellt. 

Für den Krankentransport ſtehen am Ende der Berichtszeit vier Krankenautomobile und ein 
pferdebeſpannter Reſerve-Krankenwagen zur Verfügung. Bei Unglücksfällen rückt der Krankenwagen 
der Feuerwehr auf Anfordern ſofort aus, während in Krankheitsfällen der Transport nur dann aus⸗ 
geführt werden kann, wenn eine ärztliche Beſcheinigung beſagt, daß eine anſteckende Krankheit nicht vorliegt. 
Erkrankte mit Anſteckungsgefahr werden durch einen beſonders hierfür vorgeſehenen Wagen befördert, für 
den der Fahrer von der Feuerwehr und die Bedienungsmannſchaften vom Städtiſchen Arbeitshaus. 


geſtellt werden. 
Es wurden folgende Krankentransporte ausgeführt: 


Jahr | Transporte davon nach außerhalb 
1920 3883 64 
1921 4059 130 
1922 3717 166 
1923 3566 75 
1924 3873 125 


Die Urſachen der Hilfsleiſtungen zeigt nachſtehende Tabelle: 


—ä. äää . . .....ĩĩv4·4“dH LõnF¼3nO fre e kkſ r — — ——- — 


i m. Jahre 


: durch dur oſt⸗ | mündli 

im Jahre Feuermelder Aa Pe der — zuſammen ae 
1920 197 92 7 360 30 
1921 203 130 42 375 27 
1922 214 103 48 365 36 
1923 175 138 38 351 43 
1924 143 116 38 297 23 


13. Feuerpolizei. 


Um der Brandgefahr vorzubeugen, wurden in den Berichtsj i j 
org ; jahren zahlreiche Projekte von Neu⸗ 
und Umbauten von dem Baupolizeiamt zur Begutachtung vorgelegt. Die Tätigkeit der Branddirektion in 
Sg hat ſich 15 u 7 geſteigert. Infolge des ſtändig anwachſenden Automobil- 
iebes iſt es immer mehr erforderlich geweſen, zu Projekten betr. Lagerung von leicht 
Stoffen (Benzin uſw.) Stellung zu nehmen. i 1 nr 


Auf dem Gebiete des Schornſteinreinigungsweſens trat im Jahre 1923 ei i 

Gebiete ne weſentliche Ver⸗ 
beſſerung durch die Einführung der Schornſteinfegerkehrbezirke ein. Auf Grund dieſer . hat 
eine fühlbare Abnahme der Schornſteinbrände ſtattgefunden, was die unter 3) aufgeführte Tabelle über 
die Inanſpruchnahme der Feuerwehr veranſchaulicht. 


Urſachen 

1920 1921 1922 1923 1924 

— . j—i.. ß ——— — —— ZB—6—— 
Erkrankungen, nicht anſteckennde . 2641 3004 2613 2580 2715 
5 end 780 531 381 356 379 
CCC 353 325 486 499 588 
ET a EEE IE 42 56 70 45 36 
EL u EEE I 3 13 1 11 30 
Auswärtige Transporte 64 130 166 75 125 


| 3883 31059 3717 3566 | 8873 
Die Gebühren für die Inanſpruchnahme des Krankenwagens der Feuerwehr ſind im Tarif 
feſtgelegt. Zur Zeit werden für jeden Transport innerhalb des Stadtbezirks 7,— Gulden und für jeden 
Transport nach außerhalb 1,50 Gulden für den km erhoben. 
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XXII. Straßenreinigung und Müllbeſeitigung. 


Die Abteilung Straßenreinigung hat folgende Aufgaben: 
für deren Reinigung ſie auf Grund von Verträgen zu ſorgen hat; 


e) Abfuhr des Straßenkehrichts; 
d) Beſprengen der Straßen; 
e) Aberwachung der Straßenreinigung, ſoweit ſie von den Anliegern ausgeführt wird; 
f) Veranlagung der Anlieger zu den Straßenreinigungsbeiträgen. 
Die Reinigungsfläche betrug im Jahre 191999999 485890 qm 


8 l FIRE 154 A, Su, ze 608593 „ 
BE. zn. ae, Vera 881 016 


* 


von rd. 1316 000 qm Straßenfläche. 


Die Geſamtmenge des Straßenkehrichts, ſoweit die Straßen der polizeimäßi ini 
r " 5 5 
liegen, beträgt jährlich rd. 10 000 ebm. d 5 e 


Das Sprengen der Straßen, das von der Witterung i ängig i 
das S f g im hohen Maße ab 
durchſchnittlich im Jahr an 110 Tagen. at a a 


Schneeabfuhr. Es wurden abgefahren im Jahre 1919 — 4073 ebm 


1920 = 15 482 „ 
1921 — 19131 „ 
1922 — 15677 „ 
1923 — 129834 „ 
1924 — 11466 


4 ber der ee von Hilfsarbeitern wird nach Vereinbarung mit dem Arbeitsamt darauf 
geſehen, das in erſter Linie Empfänger von Erwerbsloſenunterſtützung beſchäftigt werden. Von d = 
ſchäftigten waren 80% Erwerbsloſe. . „ 


Für die Zukunft wurde beabſichtigt, allmählich immer mehr Straßen zu übernehmen, eine Ver— 
beſſerung der Reinigung und der Staubbekämpfung durchzuführen und zu dieſem Zweck wirkſamere Neinigungs⸗ 
geräte zu beſchaffen. Es wurde im neuen Haushaltsplan für 1925 die Beſchaffung von zwei Automobil- 
kehrmaſchinen, denen ſpäterhin die Beſchaffung von Automobilſprengwagen folgen ſollte. Ferner wird 
eine Verbeſſerung der Reinigung möglich werden, wenn allmählich das Straßenpflaſter verbeſſert wird. 


Die Erziehung des Publikums zur Reinhaltung der Straßen durch Einwirku izei 
g g des ng der Polizei und 
die der Kinder durch Einwirkung der Schule iſt eine der wichtigſten Aufgaben. Die e e wird 
. m . — . haben, wenn eine ſtändige Einwirkung auf das Publikum erfolgt. Zur Erleich- 
erung dieſer Aufgaben wird beabſichtigt, für das ganze Stadtgebiet oder doch an lrei i 
Stadtgebiet Papierkörbe aufzuſtellen. a en 


Der Wüllbeſeitigung obliegt die Abfuhr des Hausmülls in dem Stadtgebiet Danzig mit Aus⸗ 


nahme der Vororte Zigankenberg (ſoweit er rein ländlichen Charakter trägt i ü i 
a ana Se ch 1) gt), Weichſelmünde, Rieſelfeld, 


Die Stadt iſt in 30 Reviere eingeteilt. Zu jedem Revier gehören etwa 12 bis 15 S ü 
Ar g traßenzüge 
- je 3 500 nt Die Abholung erfolgt nach Bedarf wöchentlich ein- bis fe N 
evier hat einen zweiſpännigen Müllwagen, der von drei Arbeitern bedient wi i 
durchſchnittlich 3½ ebm Müll, ee 


In den letzten vier Jahren find jährlich durchſchnittlich 70000 ebm Müll abgefahren worden. 


a) Reinigung der Straßen und Straßenteile, an denen die Stadtgemeinde Anliegerin iſt oder 


b) Reinigung der Straßen, deren Säuberung die Stadtgemeinde durch Ortsſtatut übernommen hat; 


Be 


Das Müll ift zur Aufhöhung von tiefliegendem Gelände verwandt worden. Soweit es möglich 
war, iſt es an Privatleute gegen Bezahlung abgegeben worden. An Privatleute wird das Wüll nur 
dann abgegeben, wenn ſtädtiſches Gelände zur Auffüllung nicht zur Verfügung ſteht. 

Schätzungsweiſe ſind folgende Flächen aufgehöht worden: 

a) Städt. Gelände b) Privatgelände 


1920 . . 2 000 qm 14000 qm 
197. 217200”, 10 700 „ 
1922 2900 9 700 „ 
1923. 1300 „ 12 000 „ 
1924. . 7400 „ 9100 „ 
15 000 qm 55 500 qm 


zuſammen 70 500 qm. 

Zurzeit wird folgendes Gelände aufgehöht: 

in Danzig a) ſtädtiſch: 1. Das Gelände hinter dem Kleinbahnhof. 

b) privat: 1. Das Pfeifferſche Gelände am Neuen Weg. 

2. Das Holzfeld der Hanſa-Sägewerke A.-G. an der Roten Brücke. 
in Langfuhr a) ſtädtiſch: 1. Das früher Saßſche Gelände an der Eiſenbahnunterführung am 
Ferberweg. 

b) privat: 1. Das Ehlertſche Gelände am Heiligenbrunner Weg. 
in Neufahrwaſſer a) ſtädtiſch: — — — 

b) privat: 1. Das Gelände der Brauerei Fiſcher am Fiſchmeiſterweg. 

Solange in der Nähe der Stadt Gelände zum Auffüllen zur Verfügung ſteht, wird das Auffüllen 
die billigſte und zweckmäßigſte Art der Beſeitigung des Mülls bleiben. Erſt wenn das nicht mehr möglich 
iſt, werden andere Wege beſchritten werden müſſen, 3. B. die Müllverbrennung. Ein geeignetes Fahrzeug, 
das ausſchließlich für Müllabfuhr benutzt wird, iſt bisher noch nicht gefunden; faſt jede Stadt hat ein 
beſonderes Syſtem. Verſuche mit einem Kippwagen haben ſich nicht bewährt. 

Während für die Straßenreinigung die Automobiliſierung von Vorteil ſein wird, iſt das bei der 
Wüllbeſeitigung vorläufig noch nicht der Fall. Der Hauptgrund iſt der, daß die Müllwagen von Haus 
zu Haus fahren müſſen, alſo unzählige Wale halten und wieder anfahren müſſen, ſodaß die Vor— 
teile des Automobils nicht zur Geltung kommen können. Ferner macht es Schwierigkeiten, mit Automo⸗ 
bilen auf die Wüllplätze zu fahren, da dieſe Plätze häufig gewechſelt werden und der Bau von Zufuhr⸗ 
ſtraßen zu teuer würde. Ernſtlich an die Automobiliſierung der Müllabfuhr zu denken iſt infolgedeſſen 
erſt möglich, wenn die Wüllverbrennung eingeführt wird. Die Wüllverbrennung, die vor dem Kriege in 
einigen Städten eingeführt worden iſt, iſt verſchiedentlich ſtill gelegt worden, da die Müllzuſammenſetzung 
während des Krieges und während der Inflationszeit eine andere geworden iſt. 

Die Zuſammenſetzung des Mülls wird dauernd weiter beobachtet werden, um zu ermitteln, ob eine 
Sortierung (Konſervenbüchſen, Metallteile, Glasſcherben, Tuchreſte) uſw. und der Verkauf der gewonnenen 
Waterialien den Betrieb etwas verbilligen kann. 

Im Betriebsjahre 1924/25 waren an Perſ onal beſchäftigt: 1 Fuhrpark-Oberinſpektor, 1 Fuhrpark⸗ 
Inſpektor, 5 Schirrmeiſter, 3 Aufſeher, 1 Aufſeher a. Pr., 1 Betriebsaſſiſtent, 1 Verwaltungsaſſiſtent, 
1 Verwaltungsgehilfe. 

Der Aufſeher Lemke wurde am 1. Oktober 1924 zum Schirrmeiſter, der Feuerwehrmann Borkowski 
am 1 Juli 1924 zum Betriebsaſſiſtenten befördert. Am 2. Februar 1925 wurde der Oberwachtmeiſter der 
Schutzpolizei Domanski zur Probedienſtleiſtung als Fuhrparkaufſeher überwieſen. 

Die Sollſtärke des Arbeiterperſonals betrug 215 Mann. Gegenüber dem Vorjahre ſind 6 Ar- 
beiter erſpart. 


Es entfallen auf: 
Müllbeſeitigung 7 Handwerker, 123 Mülleute, 3 Reiniger der Bedürfnis anſtalten; 


Straßenreinigung 1 Handwerker, 81 Straßenreiniger. 
b Im Berichtsjahre ſind verſtorben 3 Fuhrparkarbeiter (einer nach 17 jähriger Dienſtzeit). In den 
Ruheſtand find verſetzt 4 Fuhrparkarbeiter (davon einer nach 26 jähriger, die übrigen nach 9 bis 
10 jähriger Dienſtzeit). 
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ü Die Arbeitslöhne ſetzen ih am Jahresſchluß bei achtſtündiger Arbeitszeit zufammen aus: 1. Lohn 
je Stunde 0,74 G — täglich 5,92 G. 2. Frauenzulage 0.04 je Stunde — täglich 0,32 G. Außerdem 
erhält der Arbeiter für jedes Kind je Stunde 0,04 G. 
Ebenſo wie in den Vorjahren haben die Arbeiter ausſchließlich Hand 

a ; werker und Pferdepfleger, 
ra men 5 87 Franc einem Jahre in ihr Eigentum übergeht. Es wurden 210 Anzüge zum 

iſe von 24,75 je Stück von der Firma Friedländer geliefert. Die Mützen lieferte d ützen⸗ 
fabrikant Bauer zum Preiſe von 5, — G das Stück. = e 


5 Pferdebeſtand. 

m 1. April 1921 waren vorhanden 

))) ! 2 19. 
ccc 

als / w . u ei 

ee TRITT a ER 2 a 

0% ˙àA en 105 Pferde 


Die unbrauchbar gewordenen Pferde wurden verkauft i ä i 
zum Teil an Roßſchlächter, zum T 

Fuhrhalter, die Kadaver der verendeten Pferde an den Abdecker. es m 

Für die neugefauften Pferde wurde als niedrigſter Preis 1500,— G ö 2 
im ganzen 19 732,0 G gezahlt. er „ 

Der Geſundheits⸗ und Futterzuſtand der Pferde war im Laufe des Jahr i 

es gut 

Tagen waren Pferde wegen Krankheit dienſtunfähig. = ee 

Das Futter wurde frei gehandelt. Die Preiſe 30 i i ü 

- gen im Laufe des Jahres ftetig an. Für Hafer 
wurde am Ende des Jahres ſtatt 7,10 G im Vorjahre bereits 14, — G gezahlt, für Heu ſtatt 3,50 G im 
Vorjahre 4,50 G bis 4,75 G. Im Durchſchnitt wurde für jedes Pferd täglich verbraucht: 
beim Fuhrpark bei der Feuerwehr 


Hafer und Kraftfutter. . 7 kg 5 ½ kg 
A. RR 8 5 
. 5 De 
1 ER 3 3 


Fahrzeuge und Maſchinen. 


Beſtand am Beſtand am 


Benennung der Fahrzeuge Schluſſe des Schluſſe des 

Vorjahres | Berichtsjahres 
Staubfreie Müllwagen 24 24 
Anhängewagen 2 rädriiiiig g. 21 21 
dent . na en 24 28 
Segen Ten 24 23 
Schlammabfuhrwagen . . : > 2: 2 222. 6 6 
„ <a a ER 1 1 
F Stabi cn iz RT 1 1 
Sijneepflüge, tlfeme 1.25%. wi. ae 6 7 
Schneepflüge, hölzernen 8 8 
Schlammabzugmafchinen . . : 2» 2 2.2 20.. 2 2 
Kehrmaſchinen Arädrig mit Bürſten 5 3 
Handkarren ; Aust m ET ö 8 5 
Handkehrmaſch inen 2 2 
Handwagen 2 rädri g — — 
Schrubbermaſchi nen 1 1 
— ET AR g 1 1 


4 

2 

9 
8 
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Straßenreinigung. 


Am 1. Juni 1924 wurden laut Nachtrag zum Ortsſtatut über die Reinigung öffentlicher Wege 
und Plätze vom 5. Juli 1913 die Straßen: 
Portechaiſengaſſe, Ziegengaſſe, Beutlergaſſe, Korkenmachergaſſe, Goldſchmiedegaſſe, Scheibenrittergaſſe, 
Pfaffengaſſe, Kuhgaſſe, Altes Roß, Brockloſengaſſe, Zwirngaſſe, Tagnetergaſſe, Neunaugengaſſe, 
Rofengaffe, Gr. und Kl. Hoſennähergaſſe, Seifengaſſe, Bootsmannsgaſſe, Drehergaſſe, Peterſiliengaſſe, 
Fiſchmarkt, Burgſtraße, I. und II. Prieſtergaſſe, Promenade zwiſchen dem Kaiſer Wilhelm Denkmal 
und der Straße Silberhütte (Krebsmarkt), Verlängerung der Straße Sandgrube vom Karrenwall bis 
Heumarkt, Berholdſchegaſſe, Ankerſchmiedegaſſe zwiſchen Hundegaſſe und Vorſtädt. Graben, Hanſagaſſe, 
Bartholomäikirchengaſſe, Weißmönchenkirchengaſſe, Hühnerberg, Kaſtanienweg, Bahnhofſtraße zwiſchen 
dem Kaſtanienweg und der asphaltierten Bahnhofſtraße, 

rund 32 000 qm neu übernommen. Durch dieſe Abernahme ſtieg die geſamte zu reinigende Straßenfläche 

auf 909 175 qm. 

Die Abernahme dieſer Straßen erfolgte ohne Mehreinſtellung von Arbeitern, jedoch wurde eine 
dritte mit Pferden beſpannte Kehrmaſchine in Benutzung genommen und mit dieſer die Reinigung des 
Reviers Niederſtadt und Gr. Allee ausgeführt. 

Stärkerer Schneefall trat nur gegen Ende des Berichtjahres und zwar Mitte März ein. Zur 
Bewältigung der Schneeräumungsarbeiten wurden auch in dieſem Jahre vorzugsweiſe Empfänger von 
Arbeitsloſenunterſtützung herangezogen. 


Insgeſamt wurden abgefahren durch eigene Geſpannnne 2874 

„ fremde ne 8592 
zuſammen 11466 cbm Schnee. 
Soweit fremde Geſpanne hierfür verwendet wurden, wurde jede Fuhre mit 2,50 G bezahlt. Für die 
Abfuhr des Schnees durch Hilfsgeſpanne ſinndʒddz .. ee ee 12275 G 

gezahlt worden. 
An Ankoſten für die Hilfsarbeiter zur Schneebeſeitigung find entſtanden rd.. 11000 „ 
Mithin betragen die Geſamtkoſten für die Schneeräumung ?s 23 275 G 
Müllabfuhr. 


Der Pferdebeſtand befindet ſich noch nicht auf der Sollſtärke. Die Sollſtärke beträgt 114, wogegen 
am Jahresſchluß nur 105 Pferde vorhanden waren. 

Im Durchſchnitt wurden vier Geſpanne zur Müllabfuhr von Fuhrhaltern angenommen. Für ein 
Geſpann mit Kutſcher wurde am Schluſſe des Berichtsjahres 26, — G gezahlt, bei gleichzeitiger Geſtellung 
eines Wagens 27,— G. 


Im Berichtsjahre find 94866 ebm Müll und Straßenkehricht abgefahren. Hiervon entfallen auf 


Müll 79 066, auf Straßenkehricht 15800 cbm. 


Straßenſprengung. 


Es find im laufenden Jahre an 87 Tagen 17 675 Füllungen mit zuſammen 26 512 cbm Waſſer 
verſprengt worden. In Danzig erfolgte das Sprengen mit eigenen und mit Hilfsgefpannen, dagegen in 
Langfuhr, Neufahrwaſſer und Heubude nur mit Hilfsgeſpannen. Die Bedienung der Hydranten erfolgte 
wie im Vorjahre durch unſere Leute. 


— — 
3 N 
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XXIII. Städtiſcher Schlacht⸗ und Viehhof. 


J. Allgemeines. 

Der vorliegende Verwaltungsbericht ſtellt in neuer Faſſung den erſten ordentlichen Bericht ſeit 
dem Jahre 1914 dar. Dem Jahresbericht für 1924 werden nachſtehend einige Bemerkungen über die 
verwaltungs⸗ und betriebstechniſchen Vorgänge, ſoweit fie den Schlacht- und Viehhof bezw. den Fleiſch⸗ 
verkehr von 1919 bis 1924 betrafen, vorausgeſchickt. 

f Die im Jahre 1916 begonnene Rationierung des Fleiſches mußte infolge der geſchwächten deutſchen 
Viehbeſtände auch nach Beendigung des Krieges bis zum 1. September 1920 fortgeſetzt werden, umſomehr, 
als keine Mittel zur Verfügung ftanden, die fehlenden Fleiſchmengen in genügender Menge aus dem 
Auslande hereinzuholen. Wit dieſer ſtaatsſeitig unter entſprechenden Kontrollen durchgeführten Beſchränkung 
des Fleiſchkonſums auf eine beſtimmte Wochenkopfmenge waren zugleich Höchſtpreisfeſtſetzungen für den 
Ladenverkauf des Fleiſches verbunden. Das Urteil über dieſe bis zum Herbſt 1920 aufrecht erhaltenen 
Maßnahmen iſt geteilt. Zweifellos dienten ſie der Schonung und Stärkung der heimatlichen Viehbeſtände, 
lähmten jedoch in gleicher Weiſe die dringend notwendige neue Produktion, da niemand wußte, ob nicht 
der Staat von neuem die Hand auf den Nachwuchs des heimatlichen Viehſtapels legen würde, und zwar 
zu Preiſen, die eine Rentabilität ausſchloſſen. 

Für die Verwaltungen der Schlacht- und Viehhöfe bedeutete die verhältnismäßig lange Aus⸗ 
dehnung der Zwangsbewirtſchaftung des Fleiſches bis annähernd zwei Jahre nach Kriegsende einen 
Ausfall an Schlachtgebühren, der durch keine Nebengebühren auch nur annähernd ausgeglichen werden 
konnte. Zuſchüſſe aus allgemeinen Mitteln waren daher bei den meiſten Schlachthöfen zum Ausgleich 
der Etats nicht zu vermeiden. Nur in wenigen Städten gelang es den Schlachthofverwaltungen, Erſatz— 
einnahmen zu ſchaffen, um über den toten Punkt hinwegzukommen. Danzig gehörte zu den Städten, die 
die Aftivfeite ihrer Jahresbilanz ſo zu geſtalten vermochten, daß öffentliche Mittel nicht in Anſpruch 
genommen werden brauchten. Die mietweiſe Hergabe eines größeren Teils der Baulichkeiten für Nahrungs- 
mitteldepots, die Aufnahme einer Zentralſpeiſeküche für etwa 10 in allen Teilen Danzigs errichtete Volks⸗ 
ſpeiſehallen, die Einrichtung einer Schweinemäſterei und einer kommunalen Wurſtfabrik waren im weſentlichen 
die Quellen, aus denen es möglich war, die beim Schlachtbetrieb zu erwartenden Fehlbeträge bis zum 
Beginn des Jahres 1918 zu decken. Um dieſen Zeitpunkt herum führten diesſeitige Verhandlungen mit 
der Intendantur des IX. A.⸗K. zum Abſchluß, in Danzig Heeresſchlachtungen auszuführen. Neben den 
normalen Schlachtungen für die Danziger Bevölkerung wurde ein Schlachtauftrag in Höhe von 23876 Rindern, 
2554 Schweinen und 11000 Schafen übernommen, der an die Einrichtungen und das Perſonal des 
Inſtituts Anforderungen ſtellte, wie ſie ſeit ſeinem Beſtehen noch nicht zu verzeichnen waren. 

Nach der Aufhebung der Zwangsbewirtſchaftung des Fleiſches im Jahre 1920 ließ ſich eine 
langſame Erhöhung der Schlachtziffern feſtſtellen, wenngleich der Fleiſchkonſum zunächſt noch vielfach 
Schwankungen zeigte. Der Befriedigung des Fleiſchhungers der Bevölkerung ſtand einerſeits die dauernde 
Entwertung des deutſchen Zahlungsmittels entgegen, während andererſeits die verlangten Fleiſchmengen 
tatſächlich nicht immer vorhanden waren und erſt durch die neu einſetzende Fleiſcherzeugung im Inlande 
ſowie durch Einfuhr ausländiſchen Gefrierfleiſches in genügender Menge bereitgeſtellt werden konnten. 
IR Nach Ablöſung des Freiſtaates vom deutſchen Mutterlande gingen die Schlachtziffern merklich in 
die Höhe, da Pommerellen mit ſeinen großen Schlachtviehbeſtänden den Danziger Markt in ſteigendem 
Maße beſchickte. Beſonders die Einfuhr auswärts erſchlachteten Fleiſches aus den Landkreiſen des 
Danziger Freiſtaats und den umliegenden Landkreiſen Pommerellens nahm allmählich einen Umfang an, 
der über denjenigen der Vorkriegszeit weſentlich hinausging. Der Grund für dieſe Erſcheinung lag in 
den höheren Preiſen, die Danzig gegenüber dem platten Lande zahlte. Das Jahr 1924 zeigt hinſichtlich 
des Geſamtfleiſchkonſums der Danziger Bevölkerung nicht nur den Friedensſtand, ſondern übertrifft ihn 
in manchen Wochen nicht unerheblich. Dieſe reichlichen Anlieferungen von Schlachtvieh aus dem Freiſtaat 
und Pommerellen nach Danzig ermöglichten es, einen Export von geſchlachteten Tieren in die Wege zu 
leiten, wie er auch von Polen nach Deutſchland und außerdeutſchen Staaten ſeit längerer Zeit betrieben 
wird. Entſprechende im Entſtehen begriffene Erweiterungsbauten im Bereiche des Schlacht- und Viehhofes 
werden dieſem Umſtande in den nächſten Jahren beſonders Rechnung tragen. 
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II. Verwaltung. 


Nach der Auflöſung des Danziger Wagiſtrats wurde der Danziger Schlacht- und Viehhof der 
Abteilung Handel und Gewerbe des Senats verwaltungsmäßig eingefügt. Als erſter Senatsdezernent 
fungierte bis wenige Monate vor ſeinem am 3. April erfolgten Ableben Senator Karow. Zum Senats⸗ 
referenten wurde gleichzeitig Direktor Dr. Lauritzen ernannt. Nach der Neuwahl der nebenamtlichen 
Senatoren im Jahre 1924 wurde zum Dezernenten im Senat Senator Krauſe beſtellt. 

Die Leitung der Verwaltung und des Betriebes liegt ſeit 1. Wai 1918 in der Hand des Direktors 
Dr. Lauritzen. Als Stadttierärzte übten ihr Amt wie in den Vorjahren aus Obertierarzt Turski, 
Dr. Huſer und Dr. Naumann. Als Hilfstierarzt war außerdem Dr. Hinz an den Hauptſchlachttagen 
tätig. Die Büroleitung ſowie die Betriebsinſpektion lagen in der Hand des Oberinſpektors Märker, 
dem für die Kaſſenverwaltung Oberſekretär Karth, Sekretär Klann und die Buchhalterin Frl. Hintz 
beigegeben waren. Für die Bearbeitung der Angelegenheiten der Städtiſchen Induſtriebahn iſt eine 
beſondere Stelle innerhalb der Verwaltung eingerichtet. 

Auf eine dreißigjährige Tätigkeit am Städtiſchen Schlacht⸗ und Viehhofe konnten im Jahre 1924 
zurückblicken Obertierarzt Turski, Oberinſpektor Märker und Viehhofverwalter Scholz. 


III. Betrieb. 


Nach Beendigung des Krieges beſtand eine der erſten Aufgaben der Verwaltung darin, die 
während der verfloſſenen Jahre eingetretenen zahlreichen Schäden an den Gebäuden und den inneren 
Einrichtungen nach Maßgabe vorhandener Wittel zu beſeitigen. Eine Reihe baulicher Veränderungen 
innerhalb der Anlage, die durch die Erſtellung einer großen Zentralküche, einer kommunalen Wurſtfabrik, 
einer Schweinemäſterei und größerer Lebensmitteldepots geſchaffen waren, mußten einſtweilen noch beſtehen 
bleiben, bis die Beendigung der Zwangsbewirtſchaftung des Fleiſches auch dieſe Inſtitutionen überflüſſig 
machte. Unter Verwendung des eigenen Handwerker- und Arbeiter-Perſonals und mit Hilfe von Spezial⸗ 
handwerkern wurden die umgebauten Teile der Anlage in einem Zeitraume von ſechs Monaten wiederum 
ihrer früheren Beſtimmung zugeführt. Hierbei erfuhren verſchiedene Betriebsteile weſentliche neuzeitliche 
Verbeſſerungen und Erweiterungen. Zur Ausführung gelangten die Umſtellung der Beleuchtungsanlage 
ſämtlicher Schlachthallen vom Gas zur Elektrizität, die Inbetriebnahme eines dritten Eisgenerators für 
705 Zellen, die Einführung des Lokomotivbetriebes auf der Schlachthofbahn mit einer Erneuerung des 
geſamten Schienenoberbaues in Länge von 3 km. Der ſeit mehreren Jahren vor Kriegsausbruch gänzlich 
unterbliebene Voſtſchutz-Farbenanſtrich der Hochbahngleiſe, der Hallengerüſte, der Schlachtſtallbuchten, die 
Erneuerung eines großen Teiles der Dacheindeckung der Schlachthallen, die Regulierung des Pflaſters 
in den Betriebsſtraßen, die Modernifierung des Pferdeſchlachthauſes, ſowie eine lange Reihe von anderen 
notwendigſten Arbeiten wurden in gleicher Weiſe durch eigene Handwerker oder durch Danziger Firmen 
im Laufe der Jahre durchgeführt. 

Zu Beginn des verfloſſenen Betriebsjahres war das Notwendigſte in bezug auf Wiederherſtellung 
getan. Während des Jahres 1924 entſtand außerdem als Neubau eine hohe, luftige Unterſuchungs⸗ 
ſtation für auswärtiges Fleiſch, erbaut in Rohziegel unter Verwendung vorhandener Verblender im Stile 
der beſtehenden Hallenbauten. Ferner wurde ein beſonderer Aufgang mit Treppenpodeſten zum Schalter⸗ 
raum der Schlachthofkaſſe erbaut, der die Abfertigung der Gewerbetreibenden an den Kaſſenſchaltern 
weſentlich erleichtert. Eine anſehnliche Vergrößerung erhielt die Schloſſerei durch Einbeziehung „eine? 
neben ihr liegenden toten Raumes. Der Viehhofverwalter, deſſen betriebliche Aufgaben durch die ſtändige 
Entwicklung der Schlachthofeiſenbahn weſentlich umfangreicher geworden waren, erhielt ein vergrößertes 
Dienſtzimmer, das im Block der Kleinviehſtallungen ausgebaut wurde. 8 

Zur Aufnahme der für den Rangierbetrieb beſchafften vier 250 E S.-Lokomotiven mußte der vor⸗ 
handene Lokomotivſchuppen auf das Dreifache ſeines bisherigen Umfanges vergrößert werden. 

Das Beamtenwohnhaus Kielgraben 4/5 erhielt im Jahre 1924 eine vollſtändige Erneuerung ſeines 
geſamten Außenputzes, da dieſer ſeit vielen Jahren ſchadhaft war. Das Haus wurde auch im übrigen 
vollſtändig neu überholt, um die infolge des feuchten Untergrundes drohenden größeren Schäden abzu= 


11 


162 


wenden. Ferner ſoll noch die vollzogene ebenfalls notwendi 
l f a ge Inſtandſetzung der geſamten Geſchäfts⸗ 
räume im Verwaltungsgebäud ie di i ä 5 ä 
ae g3g e, ſowie die neue Herrichtung faſt aller Räume des Börſengebäudes 
Zu erwähnen iſt ſchließlich die Schaffung von neuzeitli ä i 
g ' zeitlichen Waſchräumen mit Warm⸗ und Kaltwaſſer 
für das 1 19151 und Heizperfonal, ſowie von Badezellen für Angeſtellte und Arbeiter. N 
m letzten Viertel des abgelaufenen Betriebsj i i jekti 
55 jahres wurde bereits mit der Projektierung der 

Vergrößerung der Schlachthofanlage begonnen. Nachdem die Staatl. Grundbeſitzverwaltung das einzig 
. in Frage kommende Gelände, d. h. den größeren Teil des früheren Kgl. Proviantamtes am Kiel⸗ 
— en, nach langjährigen diesſeitigen Bemühungen zur Verfügung ſtellte, entſtanden in knapp zwei Monaten 
85 nach den Angaben der Schlachthofleitung durch das Städt. Hochbauamt angefertigten Erweiterungspläne. 
A in drei Bauabſchnitte ſollen die geſamten vorgeſehenen Neubauten im Jahre 1928 beendet ſein. 
uf et einer öffentlichen Ausſchreibung erhielt die Danziger Firma Philipp Holzmann A.-G. den 
Zuſch ag für den erſten Abſchnitt, der ſich zuſammenſetzt aus der Erbauung einer Schweinevorkühlhalle 
einer neuen luftgekühlten Rindervorfühl- und Verkaufshalle, der Vergrößerung des Maſchinenhauſes, 
er dem Anbau anderer Nutzungsräume in mehreren Geſchoſſen. Dieſe letzteren werden vorwiegend 
. ae 5 1 zwei neue Eisgeneratoren zu je 300 Ztr. Leiſtung in 8 Stunden, 

K rieſelungskondenſator für eine Nutzleiſtung bis zu 1000000 Kalori ie ei 
größeren Trockenluftkühler aufnehmen. { a 


IV. Zahlenmäßige Angaben über Eintrieb, Abtrieb und 


Schlachtungen der Tiere im Berichtsjahre. 
A. Eintrieb zum Viehhof. 


Zu⸗ Zu⸗ 
8 ung⸗ i⸗ 
Jahr Bullen Ochſen Kühe ee. fammen| Kälber | Schafe 2 Ziegen ſammen 
Rinder er Tiere 
—:. p ̃²ĩ˙ ˙öL ee 
N 5870 | 1286 7598| 1294| 16048 | 11313 | 19503 | 71495 138 118 497 
r 5419 1423 5598 — 12440 | 10445 11957 85251 268 120 401 
Von dieſen Tieren wurden angeliefert: 
„| 3u- ; 
Bullen Ochſen Kühe Jung ſammen Kälber Schafe Schwei“ egen Zufammen 
rinder Rinder chafe ne Ziegen Tiere 
115 Luk dem Landwege . 299 92 345 154 890 | 1214 743 | 3309 | 43 6199 
2. Mit der Eifenbahn . | 5308 | 1190 | 6917 | 1042 | 14.257 | 9770 |18722 66 692 78 109 719 
3. Auf dem Waſſerwege 263 4 336 98 701 329 38 | 1494 17 2579 
Zuſammen | 5870 | 1286 | 7598 | 1294 10 0u8 1 313 19503 71 195 | 138 118497 


Ihrer Herkunft nach ſtammten: 


Rinder Kälber Schafe Schweine Ziegen e 
1. Aus dem SFreiftadt . . 2.2... 9192 8039 1439 17820 89 36 579 
2. Aus Pommerellen 6 701 3274 18 064 53 675 49 81 763 
meet 155 — — — 155 


Zuſammen 16048 | 11313 | 19503 71495 | 138 118 497 
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B. Abtrieb vom Viehhofe. 


Nun us 
Bullen Ochſen Kühe 8 fammen| Kälber 
rinder Rinder 
A. Zum Schlachthofe 5324 1235 7209 1218 14 98610 285 
B. Zum Sanitäts⸗ 
ſchlachthofe.“ — — — — — — 
C. Auf dem Landwege . | 546 51 | 387 76 | 1060 | 1028 
D. Mit der Eiſenbahn !“ — — 2 — 2 — 
Zufammen | 5870 | 1286 7598 1294 10 048 11 313 


Zuſammen 


Schafe Tiere 


Ziegen 


— —ͤ᷑ .—ä — .:23mEk ʃ.i!ᷣ 


19030 62 414 | 127 | 106 842 
5 2 — 32 
173 9039 11 11611 

— wi = 12 
19503 | 71 495 138 | 118 497 


C. Schlachtziffern auf dem Schlachthofe. 


Er 
Jahr 3 Küh 


1235 | 720 
1311 


5324 
5074 


1924/25 
(1914/15) 


€ 


Jung⸗ 
rinder 


Zuſammen 
Rinder 
— —[fñ — —ñ — — 
9 1218 

5087 — 


14 986 
11472 


Kälber Schafe 


19 030 
11793 


10 285 
9 920 


Zuſammen 
Tiere 


Schwei⸗ 


5 Ziegen Pferde 


— — (ük'ʒ - ꝝ:— —ͤ—ę— 


107 710 
110681 


62414 127 868 
76780 | 260 456 


Hiervon wurden nach iſraelitiſchem Ritus durch Kultusbeamte der jüdiſchen Gemeinde geſchächtet: 
421 Rinder, 1875 Kälber, 685 Schafe. 


V. Zahlenmäßige Angaben über das von auswärts (Freiſtaat und Pommerellen) 
der Unterſuchungsſtation des Schlachthofes zugeführte Fleiſch. 


— — — —— — ̃ — — 


Rinder⸗ g 2 Pferde⸗ 

viertel Kälber Schafe Schweine Reitel 
1924/25 | 15384 14 241 6 939 27 626 860 
(1914/15) 1788 3530 377 2722 — 


VI. Geſamtumſatz an Fleiſch auf dem Schlachthofe 
für die Zeit vom 1. April 1924 bis 31. März 1925. 


. ...t. ——— —— — —— . 


In Danzig erſchlachtet. .. 
Außerhalb 5 


i 5 Schweine- Hammel» Pferde⸗ 
Vindfleiſch Kalbfleiſch fleiſch fleiſch fleiſch Zuſammen 
. . . kg 2531200 257125 5618380 383140 170 975 8 960 820 
8 673050 356025 2486340 138780 43000 3 697 195 
Zuſammen kg | 3204250) 613150| 8104720| 521920 213975 12 658015 
kg 2981144 | 543156 | 6994984 | 249028 | 100092 10 868 404 


(1914/15) 


* 


14% 
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VII. Notierungen der Preisnotierungs⸗Kommiſſion im Berichtsjahre. 
Durchſchnittspreiſe für 50 kg Lebendgewicht. 


ung⸗ 
Ochſen Bullen Färſen und Kühe ei 
4 (Treſſer) 

a b c Ad a b 0 d a b e d 5 

2 8 o * — 8 © © 12 8 = 2 » 3 

Monat [23 „ 338 5 5 | 8 |8st#,|5 |& |5, 
„ S 2 3 A, 83 8 3 s S „ „ 

86 „ 4 d l n 

38 8 „ lese ee 

EEE e 

E 8 Jas|& |F |6 |” 

April 1924. — 42,1o(( — — 49,80 41,50 34,50 — 49,80 39,80 30,50 — 32,80 
Foo — 10,2 — — [28,0 38,88 31,25 — 47,88 37,62 28,25 — 30,63 
Se 49,— 39,50 — | — [246,63 | 37,50 | 29,—| — | 46,88 35,50 25,50 — | 30,25 
Sun ee, — 38,60 — — | 35,30 37,40 27,30 — | 45,20 | 35,70 | 21,70 — [30,10 
Auguft 48,50 | 41,50 | 36, | — | 47,63 | 40,88 | 29,50| — | 48,88 | 40,— 25,13 — | 34,63 
September . 48,17 39,50 — | — [46,50 38,70 27,70 — | 48,90 | 38,90 | 23,— | 18,— | 29,60 
dhe: 47,.— 39,25 — — [5,50 | 38,— 27,50 — [ 49,— 38,62 | 23,— 14,— 33,12 
November 48,— 38,88 — | — | 46,- | 38,— 26,88 — 49.12 39,38 | 23,— | 14,— 32,25 
Dezember 47,25 39,60 — — 147,20 38,90 | 28,- | — | 49,80 40,20 | 23,— 12,50 31,50 
Januar 1925 46,50 39,25 23,—| — [5,25 | 36,75 27,388 — | 46,75 37,38 22,13 | 12,— | 31,50 
Februar 43,67 | 35,75 24,50 — | 42,75 | 34,38 25,63 — | 46,50 36,25 20,62 12,— | 29,38 
NT Au,88 36,70 27,33 — 13,50 35,20 27,50 — | 46,25 | 37,- | 22,60| — | 27,90 
Durchſchnittspreiſe] 47,— 39,23 27,71 — | 46,20 | 38,.— 28,51 — [47,93 38,03 24,03 13,75 | 31,12 

Kälber Schafe S ch weine 

= b 2 d 5 FR d 8 b e d 0 

9 8 S 2 2 2 2 2 235 „ 3 3 

int e eeeens]sset se 
S8 5 | 8 3 „„ 95 8 8 8 232 

S 8 3 „ S 2 neee 

S 2 2 & F s les e b ss 

2 3 va — 2 38 = 2 D bo 8 

S S 3 W d S8 S 88 Pe S 8 

April 1924 73,— | 53,50 | 32,30 | 20,80 | 37,90 | 29,60 | 27,50 — [66,50 63,90 60,500 — | — 
Mai ter 66,— | 51,75 | 28,12 | 20,67 | 35,25 27,88 23,50 — [ 55,— 52,50 49,255 — | — 
Juni EN 64,50 | 50,— | 28,12 | 20,— | 33,75 | 25,63 19,50 — | 46,75 45,88 12,25 | 41, | — 
——— 71,80 59,30 40,0 — | 33,70 2,70 18,10 — 50,10 49,30 45,60 — — 
Aüg ut 97,50 75, — 55, | — | 42,- 33,88 24. - — 67,13 64,13 57,38 52,50 — 
September 90,— | 68,— | 44, | — [41,10 30,10 18,90 — | 79,20 73,60 66,90 62,50 — 
Oktober 97,50 75,— 15, — [39,25 28,25 18,17 — 77,38 72, — 64. — — 
November 92,50 73,75 12,88 — | 35,38 24,50 15,75 — 75, — 68,25 61,25 — — 
Dezember. . | 86,50 | 65,— 33,50 — | 34, — 21,60 13,25 — [71,10 66,20 | 60,50 — — 
Januar 1925 81,88 62,50 32,50 — 32, 21,25 13,50 — [65,13 61,88 57,1 — — 
Jebruar 78,75 57,25 | 32,50 | 23,— | 30,75 21,25 13,50 — 62,13 58,62 54,235 — — 
W ER 79,— | 55,— | 27,20 | 17,20 | 33,40 24,10 | 15,30 — | 64,60 | 60,— 54,90 — — 
Durchſchnittspreiſe | 81,58 | 62,17 | 36,82 | 20,37 | 35,71 | 26,06 | 18,11] — | 65,— | 61,37 | 56,16 | 59,— | — 
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VIII. Ergebnis der tierärztlichen Unterſuchungen.“ 


Die dem Schlacht- und Viehhofe zugeführten Tiere unterlagen ſämtlich in lebendem und geſchlach⸗ 
tetem Zuſtande der tierärztlichen Unterſuchung. f 
Als untauglich zum menſchlichen Genuſſe wurden beanſtandet: 
10 020 Organe, 1 120 kg Fleiſchteile, 3 Fleiſchviertel, 66 ganze Tiere. 
Der Freibank zum Verkauf in ſteriliſiertem, bezw. rohem Zuſtande wurden überwieſen: 
543 Organe, 32 Rinderviertel, 32 Schweineviertel 
75 ganze Rinder 


132 „ Schweine 
51 „ Kälber 
32 „ Schafe 

„ Ziegen 


IX. Kühl⸗ und Eiserzeugungsanlage. 


Bei ſämtlichen 280 Zellen des Kühlhauſes wurde eine umfaſſende notwendige Erneuerung vorge— 
nommen. Das geſamte Eiſenzeug ſowie die Umkleidung aus Drahtgewebe erhielten nach der Entroſtung 
neben einem Unteranſtrich mit Minium einen doppelten hellgrauen Anſtrich mit Noſtſchutzfarbe. Die 
Bezeichnung der Zellen durch Nummern erfuhr gleichfalls eine neue Anordnung. 

Die Kühlperiode begann am 1. April und fand ihren Abſchluß am 31. Dezember. In den warmen 
Sommermonaten wurde mit drei Schichten gefahren, während im Vorſommer und Spätherbſt zwei Schichten 
ſich als genügend erwieſen. 

Als Durchſchnittstemperatur wies das Zellenkühlhaus + 2,5 C auf, während im Vorkühlraum 
die durchſchnittliche Temperatur auf + 6 bis 8 C gehalten wurde. Die relative Feuchtigkeitskurve bewegte 
ſich zwiſchen 76“ und 92°. 

Zur Erzeugung von Kunſteis waren in der Bedarfszeit die vorhandenen drei Generatoren Tag 
und Nacht durchgehend in Betrieb. Trotzdem konnte an heißen Tagen die Nachfrage ſeitens der Eis 
verbrauchenden Gewerbe nicht annähernd befriedigt werden. Eine Aufſtellung von zwei neuen Eisgene⸗ 
ratoren für eine Leiſtung von je etwa 300 Ztr. pro Charge iſt daher für das Jahr 1926 vorgeſehen. 

Die Geſamterzeugung im Betriebsjahr 1924 betrug: 

154 099 Block zu 12,5 kg = 1 926 237,5 kg 


(Im Betriebsjahre 1914/15: 120656 „ „ 12,5 „ = 1508200 „) 


X. Maſchinenanlagen. 


In Betrieb befanden ſich abwechſelnd ſämtliche drei Keſſel, und zwar derart, daß ein Keſſel dauernd 
in Reſerve ſtand. An betriebsſchwachen Tagen, insbeſondere auch während der Generalreinigung des 
Kühlhauſes nach Beendigung der Kühlperiode wurde zeitweilig aus Sparſamkeitsgründen mit einem 
Keſſel gefahren. 

Bei den Dampfmaſchinen waren weſentliche Störungen nicht zu verzeichnen. Beide Maſchinen 
arbeiteten nach wie vor zur Zufriedenheit, trotzdem die erſte bereits ſeit 30 Jahren, die zweite ſeit 18 Jahren 
in Dienſt ſteht. Auch die Lindeſchen Kompreſſoren erwieſen ſich in vollem Umfange als leiſtungsfähig. 
Sie werden jedoch nach Aufnahme einer weſentlich erhöhten Eisproduktion im Jahre 1926 nicht mehr als 
ausreichend gelten können, ſodaß die Neubeſchaffung eines Doppel- oder Zwillingskompreſſors mit 
500 000 Kal. Stundenleiſtung für das Jahr 1926 vorgeſehen iſt. 

Die vorhandenen drei Tauchkondenſatoren, von denen zwei ebenfalls ſeit Eröffnung des Schlacht⸗ 
hofes und der dritte ſeit 18 Jahren in Benutzung ſind, ſollen im Jahre 1926 durch eine umfangreiche 
Berieſelungskondenſatorenanlage für eine Nutzleiſtung bis zu 1000000 Kal. die Stunde erſetzt werden. 


) Nähere Angaben über den Befund bei der Lebend- und Fleiſchunterſuchung bei den einzelnen Schlachttieren 
enthalten die Unterſuchungsjournale des Schlacht- und Viehhofes. ; 
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Von den beiden Trockenluftkühlern waren in der Regel nur der Kühlhausluftkühler in Betrieb. 
Der kleinere für das Gefrierhaus beſtimmte Luftkühler wurde nur in Gebrauch genommen, wenn in den 
Gefrierräumen Kühlgüter vorübergehend zur Einlagerung gelangten. 


XI. Fleiſchmehlerzeugung und Borſtentrocknerei. 


Die Erzeugung von Tierkörpermehl hielt ſich im Rahmen der zur Vernichtung gelangenden bezw. 
verendet auf dem Bahnwege eingetroffenen Schlachttiere. Die Ausbeute betrug im Jahre 1924 ca. 2000 kg 
Fleiſchmehl, ca. 300 kg technifches Fett. 


Zwecks beſſerer Vortrocknung der gewonnenen Schweinehaare erhielt die Dampfdarre eine neue 
Aufſtellung. Vor der Abgabe des Jahresanfalls wurde die Ware in geeigneten Räumen unter täglichem 
Lüften lufttrocken gemacht und alsdann für das günſtigſte Gebot in rohem Zuſtande zum Verkauf geſtellt. 
Im Jahre 1924/25 wurden insgeſamt 18 740 kg getrockneter Schweinehaare (Borſten) abgegeben. 


XII. Düngerverwertung. 


Die in früheren Jahren betriebene Abfuhr des Panſen-(Wampen)-Düngers durch ſchwere eiſerne 
Keſſelwagen, deren Transport der Verwaltung nicht unerhebliche Koſten verurſachte, iſt ſeit 1918 auf eine 
andere Baſis geſtellt. Viehhofdung und Panſendung werden nur im Verbande abgegeben und zwar gegen 
Zahlung eines entſprechenden Betrages an die Schlachthofkaſſe. Es ſind mit Landwirten aus der Umgebung 
Danzigs Verträge abgeſchloſſen, die ſie verpflichten, nach Abruf der Schlachthof-Direktion in kürzeſter Friſt 
mit eigenen Geſpannen, bezw. vermittelſt Eiſenbahnwaggons den Dung vom Schlachthof tel quel abzu⸗ 
nehmen. Das Verfahren hat ſich bisher gut bewährt. 


XIII. Die Schlachthofeiſenbahn. 
(Städtiſche Induſtriebahn.) 


Für die Schlachthofeiſenbahn bedeutete das Jahr 1918, in dem die erſte eigene kleine zweiachſige 
Lokomotive als Erſatz für den Pferderangierverkehr beſchafft wurde, den Anfang einer neuen Entwicklung. 
Eine Reihe von induſtriellen Betrieben, die im Zuge der Schlachthofbahn bis zum Bahnhof Lege Tor ihre 
Lager, bezw. Fabriken oder Werkſtätten hatten, ſuchten die Genehmigung zum Anſchluß an das Gleisſyſtem 
der Schlachthofbahn nach. Seitens der Schlachthofverwaltung wurde dem Ausbau des Eiſenbahnnetzes 
nach dieſer Richtung hin eine beſondere Aufmerkſamkeit geſchenkt. Unter Hergabe erheblicher Mittel erfuhr 
der geſamte Schienenkörper allmählich eine grundlegende Erneuerung, ſodaß auch dreiachſige Lokomotiven 
von einem Dienſtgewicht über 30 To., ſowie Holzwaggons von 30 To. und darüber die Strecke benutzen 
konnten. Die Zahl der Anſchlußteilnehmer ſtieg in ſchneller Folge, ſodaß ſelbſt die zwei im Laufe der Jahre 
1919 und 1920 beſchafften dreifach gekuppelten 250 P. S.-Staatsbahnlokomotiven den Nangierverkehr nicht 
mehr zu bewältigen vermochten. Es ergab ſich daher im Jahre 1922 die Notwendigkeit, die dritte und 


im folgenden Jahre noch eine vierte Mafchine zu beſchaffen. 


Das eigene Gleisſyſtem umfaßte bis zum Jahre 1922 bereits mehr als 3 km. Nach dem Neubau 
der Weſſelſtraße wurden ſämtliche dort neu errichteten großen Heringsmagazine auf Koſten der Anlieger 
an unſere Gleiſe angeſchloſſen. Zugleich übernahm die Schlachthofverwaltung die Zuſtellung und Abholung 
der Waggons für alle zwiſchen Strohdeich und Breitenbachbrücke liegenden Holzläger. Hierdurch erweiterte 
ſich das Rangiergebiet auf mehr als 5 km. 

Infolge dieſer Ausdehnung des Nangierverkehrs, dem inzwiſchen etwa 30 Firmen angeſchloſſen 
waren, gewann die Schlachthofbahn den Charakter einer ſtädtiſchen Induſtriebahn, deren Strecke eine Unter— 
teilung in Zonen mit einem beſonderen Tarif erforderlich machte. Die längeren Strecken und die größeren 
Waggons wurden hierin mit entſprechend höheren Gebühren belegt. 

5 Leider hat die geſchäftliche Depreſſion, an der Danzigs Induſtrie und Handel ſeit länger als 
Jahresfriſt leiden, ſich auch weſentlich im Rangierverkehr der Städtiſchen Induſtriebahn bemerkbar gemacht. 
Der bereits auf 1400 Waggons geſtiegene monatliche Umlauf ging im Laufe des Jahres 1924 auf etwa 
die Hälfte herunter, ſodaß Betriebseinſchränkungen erforderlich wurden, um den Ausgaben-Etat zu entlaſten. 
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Gegen das Ende des Berichtsjahres war in manchen angeſchloſſenen Werken und Betrieben eine leichte 
Belebung feſtzuſtellen, die mit geringen Schwankungen auch gegenwärtig noch anhält. 

Die Leiſtungsfähigkeit der Städtiſchen Induſtriebahn wird in jedem Falle in dem bisher erreichten 
Umfange aufrechterhalten, um unerwarteten höheren Anforderungen jederzeit genügen zu können. 

Der Wagenumlauf im Berichtsjahre geſtaltete ſich wie folgt: 


Induſtrie-Waggons: 
Zone 10 To. 15—20 To. 30 To. über 30 To. 
I 273 1266 473 — 
I 682 1780 499 — 
III 421 2601 795 — 
Zuſammen: 1376 5 647 1767 = Sa. 8790 Stück 


Hierzu Viehwaggons . . 2540 „ 
Geſamtumlauf. . . . 11330 Stück 
(Im Jahre 1914/15 Geſamtumlauf. .. 4518 Stück) 


Rechnungsabſchluß für das Geſchäftsjahr 1924. 
Vom 1. April 1924 ab wurde die geſamte Betriebsverwaltung gemäß den Beſchlüſſen des Senats 
und der Stadtbürgerſchaft nach kaufmänniſchen Grundſätzen umgeſtellt. 

Das Geſchäftsjahr 1924 kann den Verhältniſſen entſprechend als nicht ungünſtig bezeichnet werden, 
da es möglich war, für Werkunterhaltung und Erneuerung erhebliche Summen aufzuwenden, ſowie den 
Grundſtock für einen neuen Rücklagefonds zu ſchaffen. Außerdem leiſtete die Schlachthofverwaltung einen 
Zuſchuß in Höhe von 50000 Gulden für den ſtädtiſchen Haupthaushalt. Die Verwaltung der Städtiſchen 
Induſtriebahn wurde finanziell von der Verwaltung des Schlacht- und Viehhofes abgetrennt, da die 
Entwicklung dieſes Betriebszweiges dazu drängte, das Unternehmen auf eigene Füße zu ſtellen. Für die 
Unterhaltung und Erneuerung des geſamten Schienennetzes, das zum großen Teil als Tiefgleis im Straßen» 
profil liegt, mußten auf Anfordern der Eiſenbahndirektion im verfloſſenen Geſchäftsjahr ſehr erhebliche 
Koſten aufgewendet werden. Desgleichen erforderten die Unterhaltung der 4 Lokomotiven ſowie die Ver— 
größerung des Lokomotivſchuppens nicht unerhebliche Mittel. Dieſes Konto wird jedoch in den nächſten 
Jahren eine weſentlich geringere Belaſtung aufweiſen. Das von der Schlachthofverwaltung gegebene Darlehn 
in Höhe von DG 23 368,83 kann daher vorausſichtlich bereits gegen Ende des laufenden Geſchäftsjahres 
zurückgegeben werden, ſofern nicht beſondere Verhältniſſe im Betrieb der Städtiſchen Induſtriebahn Platz 
greifen ſollten. Nachſtehend geben wir die Gewinn- und Verluſtrechnungen, ſowie die Bilanzen für beide 
Betriebe per 31. März 1925. 


Städt. Schlacht⸗ und Viehhof. 
Gewinn⸗ und Verluſtrechnung per 31. März 1925. 


Debet Credit 
P 1 5 
Konto Verwaltung 267539 | 98 Konto Mieten 21235 77 
„ Werkunterhaltung.. 287077 70 „ Gebühren 3 720821 | 06 
3 Dertbetttehi rn 83517 | 23 „ Werkerzeugniſſe . 81596 75 
Goinn 215506 | 94 he 11608 | 84 
zur Verrechnung: „ Shiſiges 18379 | 43 
Rejervefonds I . . 108138,11 
5 I. . 34000,— | 
Haupthaushalt . . 50 000,.— 
Zuſchuß an die In⸗ 
duſtriebahn. . . 23 368,83 | 
215 506,94 
Summa 853 641 | 85 Summa 853 641 | 85 


169 


— 
2 
je} 


Bilanz per 31. März 1925. 


> 4 
Aktiva Paſſiva N N 
— ĩðV/d kö —— X XXIV. Marktverwaltung der Stadt Danzig. 
Konto Grundſtück N > 000 | — Konto Anleihe de 13 A 55 es. 11 Der letzte bekanntgegebene Verwaltungsbericht der Marktverwaltung umfaßte die Jahre 1914-1919. 
5 Gebäude F 2200000 — » Reſervefon = che 92 000 Er konnte beſonders über die letzten Kriegsjahre und die nächſte Zeit nach dem Kriege wenig Bemerkens— 
» Maſchinen a 000 | — 5 „ E 50 000 wo: wertes und vor allem nichts Erfreuliches jagen. Die behördliche Beſchlagnahme und Verteilung faſt aller 
” 5 e en 900 an „ 5 n 23308 83 wichtigen Lebensmittel wurde auch im Jahre 1920 aufrechterhalten. Von da ab wurde, wenn auch nur 
Kaſſa . = 338 | 11 N Induſtrie a 3102 250 ganz allmählich, durch Aufhebung der Kriegsverordnungen zur freien Wirtſchaft wieder übergegangen. Damit 
„ Induſtriebah n 23368 83 „ Kapital. - 10 2 beſſerte ſich der Verkehr in der Markthalle ſowie auf den übrigen Wochenmärkten der Stadt und der Vororte 
„ Haupthaus halt... 1 50000 | —_ — Firm - derart, daß die vorhandenen Verkaufsſtände und die angrenzenden freien Plätze ſelbſt mit den anſchließenden 
Summa 3517706 9 Summa 3517706 | 94 Straßenzügen der Nachfrage bei weitem nicht genügen. Beſonders an den Hauptmarkttagen macht der 
. — — — — Platzmangel ſich fühlbar, da die Marktbeſchickung ſich jetzt wieder nur auf dieſe Tage zuſammendrängt, während 
es im vergangenen Jahre ſchien, als wollten die Erzeuger und Händler aus Pommerellen den Verkauf ihrer 
| Waren auf alle Wochentage verteilen. Schon im Sommer 1920 war der größte Teil der Verkaufsſtände 
| in der Markthalle in allen Warengruppen beſetzt, und die Bewerberliſte um Verkaufsſtände ift ſeitdem ſtändig 
Städt. Induſtriebahn. gewachſen, ſodaß heute noch Vornotierungen aus dem Jahre 1921 vorliegen, die noch nicht berückſichtigt 
| 8 5 | werden konnten. Ein großer Verkaufsſtand, den der ſtädtiſche Großmarkt in der Kriegszeit zum Verkauf von 
| 3 Gewinn⸗ und Verluſtrechnung per 31. März 1925. ert Lebensmitteln benutzte, konnte bald eingehen, wodurch rund 42 qm beſetzbare Fläche für wartende Bewerber 
| re Sir } 3 — WS — Fr Bat uch verfügbar wurden. Seit dem Sommer 1921, als größere Lagerräume, die fo lange dem Ernährungsamt 
G p 8 p zur Verfügung ſtanden, frei wurden und an deren Stelle wieder Fleiſchverkaufsſtände im Keller eingerichtet 
f 8 = werden konnten, ift die Markthalle reſtlos in allen Teilen beſetzt geweſen. Die Zufuhr an Lebensmitteln 
Lonto Verwaltung s 5 150 457 40 ö f 51 0 
Konto Verzvaltung Rn Konto Aberführungögebühren a iſt ſeither andauernd geſtiegen, Fleiſch ſowohl als auch beſonders Butter, Eier und Geflügel kamen aus 
„ Unterhaltung 121836 55 „ Sonſtiges » 11763 | 25 j Pommerellen dauernd auf ſämtlichen Märkten in großen Mengen zum Verkauf, ſodaß zeitweiſe das An— 
Nette ee 25 a t eee 11368 83 1 gebot die Nachfrage erheblich übertraf. Dies wirkte auf die Preiſe in günftigem Sinne für die Verbraucher. 
N 5 ar er 2 Wiederholte Beſchwerden der Marktbeſucher und Artikel in den Tageszeitungen, die die Zuſtände auf den 
ala Marktplätzen neben der Markthalle als unhaltbar und lebensgefährlich bezeichneten mußten von der Markt⸗ 
9 S 173589 | 48 A 2 
a Pe 2 ee verwaltung zum Teil als berechtigt angeſehen werden. Vom Warktausſchuß wurde ernſtlich erwogen, auf 
welche Weiſe dem Platzmangel in der Markthalle abgeholfen werden könne, trotzdem eine räumliche Aus- 
= dehnung über die jetzigen Grenzen hinaus wegen der umliegenden, beſonders an den Markttagen einen 
2 überaus lebhaften Verkehr tragenden engen Straßen unmöglich iſt. Es wurde beſchloſſen, die Erweiterung 
Aktiva Bilanz per 31. März 1923. Paſſiva unter der Erde vorzunehmen, den ganzen ſüdlich der Markthalle gelegenen Platz zu unterkellern und hier 


an, Verkaufsſtände einzurichten. Außerdem wurde die Anlage einer Kühlanlage geplant, die für die Markt 


halle ſeit Jahrzehnten unbedingt notwendig und von den Standinhabern, beſonders von den Fleiſchern 
G P G x. ſeit langer Zeit gewünſcht wurde. Auch vom hygieniſchen Standpunkte wird eine ſolche Anlage für 
Konto Gleiſe, Schuppen .. 120000 | — Konto Anleihgihe 15050 | — unabweisbar erforderlich gehalten. Gleichzeitig ſollte durch den Anbau eines Seitenflügels im Zuge der 
„ Lokomotiven 15 000 — „ Schlacht- und Viehhof . 23368 83 N Junkergaſſe nach der Nikolaikirche die feit langen Jahren ſchwebende Frage der Aufſtellung einer Bedürfnis— 
anſtalt gelöſt werden. Zwei hier eingebaute Läden ſollten zur Rentabilität beitragen, während im Ober— 
„ 18000 | — „ Kapital 155950 | — geſchoß eine zeitgemäß eingerichtete Kaffeeküche, die den jetzigen Bedürfniſſen entſpricht, Platz finden konnte. 
„ Verluſt⸗Vortrag 11368 83 Der übrige Teil des Obergeſchoſſes ſollte zur Unterbringung unbedingt notwendiger, geräumiger und geſun⸗ 
der Verwaltungsbüros dienen. Auf Verfügung des Senats mußte in dieſem Jahre davon Abſtand 

Summa | 194368 83 Summa | 194368 83 genommen werben, 


Es ſeien hier nur einige Zahlen über die Beſetzung der Stände in der Markthalle und auf den 
Wochenmärkten genannt; eine Aberſicht über Einnahmen und Ausgaben der früheren Jahre erübrigt ſich, 
da die Inflation einen brauchbaren Aberblick nicht geben würde. Nach Einführung der Guldenwährung 
im Monat November 1923 wurden wieder genaue Notierungen über Einnahmen und Ausgaben für eine 
Statiſtik vorgenommen. Auch von ſtatiſtiſchen Feſtſtellungen der Preiſe für die auf den Märkten gehan⸗ 
delten Lebensmittel mußte bis zur Einführung der ſtabilen Währung abgeſehen werden. Erſt mit dem 
1. April 1924 wurden alle die Aberſichten und ſtatiſtiſchen Nachweiſungen wieder bearbeitet, ſodaß erſt 
von da ab ein klarer Verwaltungsbericht aufgeſtellt werden kann. Dem Berichtsjahr 1924/25 wird das 
Jahr 1914 zum Vergleich gegenübergeſtellt. 
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An Verkaufsſtänden waren in der Markthalle vorhanden: Diefen Einnahmen ſtehen Ausgaben im Jahre 1924 
1. umhegte Stände in der Markthalle: 1924 1914 gegenüber von zufammen . nn... ee en 130 290 G 
1. für Fleiſch, Wild und Geflügel . .. 89 Stände mit 356,0 qm 90 Stände mit 360,5 qm 8 ſodaß ein erh denn: ee te 216 869 G 
bend ce 16 Ar e l verblieben iſt. 
„ Jſchmmeß, Sehnde „ „ 28,7 „ 1 41 Im Laufe des Jahres 192 wurde von den im Samariterdienſt ausgebildeten Beamten und 
| 4. „ Grünkram und Rarlöffeln. . . 27 „ „ 92,1 „ E Angeſtellten in 97 Fällen erſte Hilfe geleiſtet. 
| 5. „ Blumen und Kränze FEE FFF N # & 3 4 
6. „ Butler, Male, Sierre P 3 Bericht über die Ausführung des Haushaltsplanes für das Geſchäftsjahr 1924. 
| e it und sosse Badwaren „ „ IT. r — T 3 = FRE 2 . 
FFF „ ac 2 is Eee 9898 ( RER FREE ge > Bezeichnung Soll nad | Iſt einſchl. Demnach 
zuſammen 180 Stände mit 647,3 qm 182 Stände mit 654,5 qm Äh Abſchnitt Stelle i der 55 dem Plan Reſte mehr weniger 
2. Offene Inſelſtändde . ee DB ar ee H Einnahmen oder Ausgaben G 0 G 6 
| — WA ˙— 3 ²˙ Bun „ TO 5 S n „ 388055 4 EZ RE ET i 
Bei monatlichen Vergebungen waren durchſchnittlich hiervon beſetzt in den Gruppen für: \ I. Einnahme 
1924 1914 0 1 T 32 100,— | 36 827.80 4 727, 80 — 
1. Fleiſch, Wild, Geflügel . . 89 Stände mit 356,0 qm 90 Stände mit 360,5 qm { HI Sn ðͤ 100 000,— 179 503,73 79 503,73 — 
2 Lebende Fiſche 4 1 13635 2 5 1 6,8 5 | III Vermiſchte Einnahmen. 3 700,— 9 831,10. 6 131,10 sn 
| 3. Fiſchwaren, Seefiſche uſw. 9 „ e Nec * 2, DU IV |1—3| Standgelder von den freien Märkten 88410,— | 120 798,9] 32 388,19 — 
A. Grünkram und Kartoffeln. 27 8 n 13 5 ein 6 V r 90,— 198,22 108,22 3 
5. Blumen und Kränze. . 14 53,4 11 41,7 oc 12 c ( 38 
; x 2 „ 5 7 „ 224 300,— | 347 159,34 | 122 859,54 
6. Butter und Käſe Dane BE e b. deen 5 
fr 8 und ſonſtige Backwaren 5 3 n 3 3 5 an 2 ! II. Ausgabe 
ee Be 7222777... 1-10 Perſönliche Ausgaben ... . 44578,— 73 133,37 20 555,7 — 
180 Stände mit 647,3 qm gegen 139 Stände mit 549,7 qm II 1-3 Sächliche Ausgaben 14 750,— | 22 038,.— 7 288,— er 
Dazu offene Inſelſtände 98 „ 194 , r | III 1-3] Freie Märkte 9300,— | 8850,25 — 449,75 
nn = ge nur IV Unvorgeſehenes 1072,.— 125,75 — 646,25 
onnabends im Abonne⸗ i | ** ; ar 7 — 2.66 — 5 757,34 
ment vergeben 10 . „ 320,0 „ 8 36 „ 288,0 „ V 1-4 Einmalige Ausgaben. 230 600, 24 842,66 | — —— 
Lager keller. 58 Keller „ 636,6 „ n 39 Keller „ 207,0 „ f zuſammen 100 300,— | 130 290,03 | __36 843,37 | 6853,34 
Gegen Tagesſtandſcheine wur⸗ 29 990,03 
den vergeben im Durch— 
ſchnitt täglich in der Markt⸗ A bſchlu ß. 
halle und in dem zu Ber» F 224 300, — | 347 159, | 122 859,34 — 
| Baujagweden eigen | ee ee rn 100 300,— | 130 29003 | 29 990. 
et e 105,0 „ ; 60,0 „ RE te 
Lagerkeller ee ee a: 160,0 3 R 100,0 7 Aberſchuß NN * | 124 000,— | 216 869,31 92 869,31 SurZ, 
Auf den freien Plätzen neben 
der Markthalle 1860,0 „ 1 874,0 „ 
zufammen 3923, qm gegen 5249,8 qm XXV. Seebäderverwaltung. 
An Einnahmen wurden insgeſamt erzielt: 1924 1914 n j 
richt von 1919/20 bis 1923/2. 
In der Warkthalle einſchl. der freien Plätze... 226 701 G gegen 93574 M N 50 ch 8 J 2 5 
Auf dem Wochenmarkt Niederſtad ee r zei Die Verwaltung der ſtädtiſchen Seebäder wurde bis zum 3. Juni 1920 von der Grundſtücks⸗ 
and . Sr 46330 „ „ 19136 M verwaltung durchgeführt; dann wurden die Geſchäfte mit der Bezeichnung „Seebäderverwaltung“ neben 
Ki 5 Hemm n e ET F ER — 9 denen des Wahlamts geführt. Für die Seebäder eine eigene Verwaltung zu ſchaffen war notwendig, 
Hai, 5 Langfuh r 2231755 , — weil die während des Krieges in einen ſchlechten Zuſtand gekommenen Bäder einer gründlichen Inſtand⸗ 
* 5 Neufahrwaſſee 3083 „5 „ ig ſetzung bedurften und das vor dem Kriege Geſchaffene, das völlig verſchwunden war, wieder neu auf— 
„ „ Dominiks⸗Weihnachtsmarfſdtrft kt 18 000 „ „ — gebaut werden mußte. 


Zunächſt mußten die Badeanſtalten neu errichtet werden. In einer Stadtverordnetenverſammlung 
am 24. April 1919 wurde ein Betrag aus ſtädtiſchen Mitteln für den Wiederaufbau der Seebadeanſtalt 
Bröſen bewilligt. Dieſe wurde noch im Jahre 1920 fertiggeſtellt. Ein weiterer Zuſchuß aus ſtädtiſchen 


zuſammen 347 159 G 


) Die Wochenmärkte auf der Niederſtadt, auf dem Heumarkt, in Langfuhr und Neufahrwaſſer und der Dominiks⸗ 
und Weihnachtsmarkt wurden erſt am 1. Oktober 1917 in eigene Verwaltung übernommen. 
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Mitteln wurde mit Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung vom 11. Mai 1920 dem Pächter 
Siedler zum Bau einer Badeanſtalt in Weichſelmünde bewilligt. Der Bau wurde von dem Pächter 
auch aufgeführt. Heubude wurde ebenfalls mit einer neuen Badeanſtalt bedacht. Am 27. u. 29. Auguſt 1920 
und am 27. Januar 1921 wurden die Badeanſtalten durch Unwetter ſchwer beſchädigt. Jedesmal 
waren große Unkoſten entſtanden. Die Reparaturen wurden aber immer ſo ſchnell gefördert, daß in der 
nächſten Badezeit der Betrieb wieder aufgenommen werden konnte. Auch die ſonſt in jedem Jahr ent— 
ſtandenen Schäden konnten ſtets beſeitigt werden, ſodaß die Badeanſtalten zu Beginn einer jeden Bade— 
zeit in betriebsfertiger Verfaſſung waren. 

Soweit es die Wittel erlaubten, mußte auch für die Verſchönerung der Badeorte geſorgt werden. 
Verbeſſerungen in dieſer Hinſicht waren während des Krieges nicht gemacht. Jedoch konnte man auf 
dieſem Gebiet noch nicht das erreichen, was nötig war. Infolge der immer größer werdenden Geld— 
entwertung konnte man ſich nur auf die Inſtandhaltung der beſtehenden Anlagen beſchränken, und nur 
die allernotwendigſten Neuerungen konnten durchgeführt werden. 

Ein Haupterfordernis war, den Stadtbewohnern zu ermöglichen, unſere Badeorte bequem zu 
erreichen. Die ſehr darniederliegenden Verkehrseinrichtungen gewährten eine völlig unzureichende Ver— 
bindung der Badeorte mit der Innenſtadt. Der Dampferverkehr war infolge Kohlenmangels faſt ganz 
eingeſtellt. Das Bad Heubude war dadurch faſt ganz von der Stadt abgeſchnitten. Verhandlungen mit 
der Aktiengeſellſchaft Weichſel im Jahre 1920 führten endlich wieder zu einem regelmäßigen Dampfer— 
verkehr nach Heubude. Auch für die Weſterplatte erzielte man, daß die Dampfer je nach Bedarf ver— 
kehren ſollten. Die Dampferfahrpreiſe waren jedoch ſo hoch bemeſſen, daß der Allgemeinheit nicht gedient war. 

Bröſen, das mit Straßen- und Eiſenbahn am ſchnellſten zu erreichen war, hatte immer den größten 
Beſuch aufzuweiſen. Dieſem Bade mußte demnach auch die größte Aufmerkſamkeit zugewandt werden. 
Am 24. November 1919 wurde die Pachtung des Bröſener Wäldchens und des in der Gemarkung 
Bröſen gelegenen Oſtſeeufers perfekt. Die Pachtzeit begann am 1. April 1920 und dauert 30 Fahre. 
Soweit die Mittel reichen, ſoll das Wäldchen in eine parkähnliche Anlage umgewandelt werden. Nach 
Glettkau zu wurde ein Promenadenweg geſchaffen. Damit ſollte erreicht werden, daß das ſich am Strande 
ergehende Publikum nicht die Dünen und deren Anpflanzungen zertritt. Schon im Jahre 1921 erwies 
ſich die Badeanſtalt Bröſen als zu klein. Um 27 Zellen wurde zu Beginn der Badezeit 1923 die Bade— 
anſtalt vergrößert. Der Kurhaus- und Strandhallenbetrieb war an den Pächter Ibold vergeben, der den 
hier geſtellten Anforderungen gerecht wurde. Die Gebäude wurden am 1. April 1921 wieder auf weitere 
5 Jahre an ihn verpachtet. Das Warmbad konnte wegen Kohlenmangels nicht eröffnet werden. Die 
ſteigende Wohnungsnot machte es notwendig, daß dieſes Gebäude, wie auch die ehemalige Kutſcherkneipe 
zu Wohnungen umgebaut wurde; für acht Familien wurden ſo Wohnungen geſchaffen. 

Ein großes Abel für Bröſen waren die Mücken. Dieſe Plage konnte noch nicht mit vollem 
Erfolge bekämpft werden, da die Brutſtätten noch nicht völlig beſeitigt werden konnten. Die Sumpf— 
ſtellen im Bröſener Wäldchen konnten wohl aufgehöht werden. Infolgedeſſen hat ſich eine Abnahme der 
Mückenplage bemerkbar gemacht. Jedoch iſt, ſolange der Saſper See beſteht, mit einer vollſtändigen Be⸗ 
ſeitigung der Mückenplage nicht zu rechnen. 

Weit ſchwieriger als Bröſen iſt die Weſterplatte zu erreichen. Dieſes vor dem Kriege volks— 
tümlich gewordene Bad hatte infolge der ſchlechten Dampferverbindung der Nachkriegszeit eine ſehr 
geringe Beſucherzahl aufzuweiſen. Erſt als die Straßenbahn und Eiſenbahn wieder leiſtungsfähiger 
wurden, zogen es immer mehr Ausflügler vor, über Neufahrwaſſer wieder dieſes Bad aufzuſuchen. Es 
wurde auch hier notwendig, für die Beſucher der Weſterplatte ſoviel Annehmlichkeiten wie möglich zu 
ſchaffen. Durch die Verteilungskommiſſion im Jahre 1920 wurde der größte Teil der Weſterplatte der 
Stadt Danzig zugeſprochen. Von der Grundbeſitzverwaltung wurde das für den Badebetrieb nötige Ge= 
lände der Seebäderverwaltung verpachtet. Die Anlagen gehörten bis dahin zum Hafenausſchuß. Außer⸗ 
ordentlich hohe Aufwendungen waren nötig, um das gepachtete Gebiet wieder in eine Erholungsſtätte 
umzuwandeln. Auch hier mußte gegen die Wückenplage etwas getan werden. Als die Vorbereitungen 
für die Arbeiten getroffen waren, wurde es laut, daß Polen die Weſterplatte zur Anlage eines Munitions⸗ 
lagers in Anſpruch nehme. Die Arbeiten kamen daher garnicht zur Ausführung. 
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In Heubude begnügte man ſich zunächſt mit dem Wiederaufbau der Badeanſtalt und 5 
eines Dünengeländes an Herrn Claaßen für die Zeit vom 1. April 1920 bis 31. März 2 zur 5 
richtung einer Strandhalle. Die mangelhafte Verbindung des Ortes mit der 5 er 5505 Be; 
weſentliche Erneuerungen unrentabel ſein würden, und erſt, wenn eine regelmäßige Verbindung 5 e A s 
bades mit der Stadt beſtehe, an einen großzügigen Ausbau von Heubude herangegangen werden könne. 

Der Ausbau des Bades Weichſelmünde mußte ebenfalls noch zurückgeſtellt werden. Der Beſuch 
war hier am ſchlechteſten. Aus dieſem Grunde wäre es unzweckmäßig geweſen, mit der Vergrößerung 
des Bades ſich in dem Waße zu befaſſen, wie es mit den anderen Bädern geſchehen iſt. 5 

Die nachſtehenden Zahlen, die die Anzahl der genommenen Bäder in den Badeanſtalten darſtellen, 
geben auch eine Aberſicht über den Betrieb in den einzelnen Badeorten. 


Männer Frauen Zuſammen 
I 5 58 347 
I. Bröfen: . . . . 190 32 178 27 169 850 
f 1921 52 908 43 831 96 739 
1922 50 172 45 809 95 981 
1923 37312 33 010 70 322 
51473 
II. Weſterplatte: . 1920 24 877 26 596 
5 1921 21270 22 725 43995 
1922 12 620 16 207 28 827 
1923 14041 12367 26 408 
i e 6 645 
III. Heubude . 1920 2 899 3746 
8 1921 5 709 7057 12 766 
1922 5349 7239 12 588 
1923 4362 9199 9517 
i ü ) 1165 
IV. Weichſelmünde: 1920 545 620 
x 1921 1053 1445 2498 
1922 807 747 1554 
1923 838 751 1589 


Der Beſuch der Badeanſtalten ift ſehr von der Witterung abhängig, weshalb die Jahresziffern 
ſehr von einander abweichen. Sind erſt wieder wirtſchaftlich normale Zeiten eingetreten, ſo iſt mit einem 
ſtändigen Aufſtieg der Bäder zu rechnen. 


Bericht von 1924/25. 

Mit Beginn des neuen Vechnungsjahres wurde die Seebäderverwaltung mit Herrn Oberſtadt— 
ſekretär Donner mit dem Büro der VI. Geſchäftsſtelle zuſammengelegt. Herr Branddirektor Elsner - 
ſchon feit dem 30. Januar 1924 durch Senatsverfügung als Referent beitellt. Durch 15 See 
legung der Geſchäftsſtellen wurde eine vorteilhaftere Arbeitsverteilung erreicht. Die Ange 1 6 55 
Straßenreinigung und Müllbeſeitigung wurden von dem Beamten der Seebäderverwaltung er erle 5 
und umgekehrt konnten die während der Badezeit umfangreicheren Arbeiten der Seebäderverwa — 5 
Neueinſtellung einer Hilfskraft unter Mithilfe des Büroperſonals der V I. Geſchäftsſtelle bewältigt 55 er f i 
Abwicklung der Geſchäfte beider Verwaltungen nebeneinander vollzog ſich reibungslos und wurde bei eha en. 

Aber die Wirtſchaftlichkeit der Seebäderverwaltung konnte auf Grund der neuen Guldenwährung 
wieder für das ganze Jahr eine klare Aberſicht aufgeſtellt werden. 


Tatſächliche Einnahmen Voranſchlag 
1. Unvorgeſehenes 109,20 Gulden 60, — Gulden 
2. Bröſen 45 827,71 1 28 090,— 9 
3. Weſterplatte 11 634,30 9 6 060,.— 9 
4. Heubude 4 641,50 1 2 840,— 5 
5. Weichſelmünde 600.— 1 300,— 5 


Summa 62 812,71 Gulden 37 350,.— Gulden 
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Tatſächliche Ausgaben Voranſchlag 
Allgemein 7 527,53 Gulden 9 562, — Gulden 
Bröſen 53 776,33 3 32 820,— 8 
Weſterplatte 10 441,03 6 12 778.— 5 
Heubude 11709, 9 „ 800 ge 
Summe der Ausgabe: 83 344,98 5 60 860,— 5 


Summe der Einnahme: 62812,71 Gulden 37 350,— Gulden 

Zuſchuß: 20 532,27 Gulden 23 530, — Gulden 
Der hohe Zuſchuß ergibt ſich aus der Abernahme der hohen Koſten für die Unterhaltung des 
Seeſteges in Bröſen auf den Etat der Seebäderverwaltung. Dieſe Koſten trug bis dahın die Tiefbau— 
verwaltung. Eine größere Rentabilität der Bäder dürfte mit Vervollkommnung ihrer Anlagen ſicher zu 
erwarten ſein. Würde man die Einnahme, die die indirekten Steuern aus dem Fremdenverkehr der 
Badeorte einbringen, hinzurechnen, fo würde für 1924 ſchon ein Ausgleich zwiſchen Einnahme und 
Ausgabe beſtehen. Das Kurhaus und die Strandhalle in Bröſen erbringen einen jährlichen Pachtzins 


von 10 000 Gulden. Beide Gebäude find auf 400600 Gulden geſchätzt. Die Verſicherungsprämie iſt 
vom Pächter aufzubringen. 


\ Die ſtädtiſchen Seebäder bilden zwar in der Hauptſache Erholungsſtätten für die Danziger Be— 
völkerung. Aber auch über Danzigs Grenzen ſind unſere Bäder bekannt, und eine nicht ganz unbeträcht⸗ 
liche Zahl Fremder hat hier Erholung geſucht. Bröſen konnte 1057, Weſterplatte 117, Weichſelmünde 47 
und Heubude 399 Auswärtige melden. 

Die Badeanſtalt Bröſen wurde insgeſamt von 94140, Weſterplatte von 31 140, Weichſelmünde 
von 1600 und Heubude von 8723 Perſonen benutzt. An Perſonal wurden in Bröſen während der Be— 
triebszeit 22, in Weſterplatte 16 und in Heubude 7 Perſonen beſchäftigt. Die Stellen des Bademeiſters 
und der Bademeiſterin für Aufſicht im Herren- und Frauenbad find, in jeder Anſtalt nach Vorſchrift beſetzt, in 
den angeführten Zahlen enthalten. Der Reft verteilt ſich auf die Kaſſierer, Wächter und Badebedienung. 

Ausſchlaggebend für den Umfang des Badeverkehrs iſt neben der Witterung auch im letzten 
Jahre die Verbindung der Badeorte mit der Innenſtadt geweſen. Bröſen hat aus dieſem Grunde den 
größten Zuftrom gehabt. Nach der Weſterplatte erfuhr die Dampferverbindung feine Aufbeſſerung, und 
daher blieb der Beſuch mäßig. Dieſes Bad wird für 1925 nicht wieder eröffnet, da der Platz der pol⸗ 
niſchen Regierung für ein Munitionsdepot zur Verfügung geſtellt werden mußte. Für die Weſterplatte 
ein Erſatzbad zu ſchaffen iſt allgemeiner Wunſch. 

Das Seebad Heubude erfuhr gegen Ende des Sommers eine Ver i i 
der Stadt durch Einrichtung des Antobusverkehrs „3 

In einer Sitzung des Seebäderausſchuſſes am 10. September 1924 wurde über den Ausbau der 
Badeorte beraten. Für Bröſen wurde vorgeſehen eine Erweiterung der Badeanſtalt; ferner ſollen die 
Gebäude einen neuen Anſtrich erhalten, die Wege im Wäldchen verbeſſert, die Blumen- und Pflanzen⸗ 
anlagen im Kurhausgarten und hinter der Strandhalle verſchönt werden. Die Promenade Bröſen — 
Glettkau ſoll ausgebeſſert, mit Bäumen beſetzt und Unterholz im Wäldchen angepflanzt werden. Für 


Heubude wurde eine Befeſtigung des Dünenweges und der allmähliche Ausbau des Weges vom Kurhaus 
zum Bad in Ausſicht genommen. 


XXVI. Städtiſche Sparkaſſe. 


Die Stellung, die die Sparkaſſe während der Inflationszeit und hauptſächlich ſeit Einführung der 

Danziger Währung im Danziger Wirtſchaftsleben einnahm, führte dazu, daß ſie im Intereſſe ihrer Kunden 
ſich immer mehr und mehr dem Bankgeſchäft zuwenden mußte, wollte ſie nicht ein für die Wirtſchaft 
unbrauchbares, verkümmertes Gebilde bleiben, das es nicht verſtand, den veränderten Wirtſchaftsver⸗ 
hältniſſen Rechnung zu tragen. 
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Nach der Inflation wurde der Perſonalbeſtand von 112 auf 90 Perſonen vermindert, mußte aber 
kurz darauf infolge der rapide anwachſenden Anforderungen, die an die Sparkaſſe geſtellt wurden, 


am 1. April 1924 auf 100, 
„ 1. Juli 23.921120, 
„ 1% Oltober „ 135 
„ 1. Januar 1925 „ 170, 
erhöht werden. 


Dieſe notwendig gewordene Vergrößerung des Perſonalbeſtandes brachte es mit ſich, daß Beamte 
und Angeſtellte in dem erſt im November 1923 fertiggeſtellten Erweiterungsbau der Sparkaſſe bereits im 
Jahre 1924 nicht mehr fo untergebracht werden konnte, daß eine ungeſtörte Abfertigung des Publikums 
und eine unbehinderte Arbeitsleiſtung möglich war. So wurden die Räume der früheren Hinterlegungs— 
kaſſe und der Kämmereikaſſe ebenfalls nach entſprechendem Umbau von der Sparkaſſe in Anſpruch 
genommen. Hinzugekauft wurde noch das Grundſtück Jopengaſſe 34/35. Für die Nebenſtelle in Lang⸗ 
fuhr wurde das Grundſtück Hauptſtraße 118, für die Nebenſtelle in Neufahrwaſſer das Grundſtück Olivaer 
Straße 53/54 käuflich erworben. In der inneren Stadt wurde neben der ſchon beſtehenden Nebenſtelle 
Altſtädt. Graben 93 am 20. November 1924 im Haufe Langgarten 14 eine weitere Nebenſtelle eingerichtet. 


Das Geſchäftsjahr 1924 ſchloß nach Abſchreibung der Aufwendungen für Bauten und Inventarien 
mit einem Gewinn von 847048 Gulden. Aber die Geſchäftsführung und das Geſchäftsergebnis im 
einzelnen gibt der im Druck erſchienene ausführliche Geſchäftsbericht Auskunft. 


XXVII. Der Stadtausſchuß. 


Die Tätigkeit des Stadtausſchuſſes erſtreckte ſich auch in der Berichtszeit insbeſondere auf die 
Konzeſſionierung der Gaſt⸗ und Schankwirte, ſowie der Kleinhändler mit Spirituoſen. 


Die Veränderungen im Beſtande der Gaſt- und Schankwirtſchaften uſw. find aus nad)» 
folgender Aberſicht zu erſehen. 


Gegenſtand des Konzeſſionsantrages 
Ausſchank von Bier, | aleinhandel mit Spiri⸗ 


Gaſt⸗ und ene Wein, Tee, Kaffee, tuoſen einſchl. Verkauf 
Herbergswirtſchaft einſchl. Ausſchank Wilch und Mineral-] von Spirituoſen in ver⸗ 
von Grog u. Likören waſſer ſchloſſenen Flaſchen 
Jahr Zu⸗ 
2 2 2 813 8 23 5 = & 8 8 5 & 8 
2 8 SS 2 8 S3 2 2 S3 2 2 |fammen 
S S |se8|5|5| [„ e8[8|5| |2/e8|32 8| |g8le$ 
„ * 3 3 30 
SSS 2 5 > 2 S 5 = 2 8 5 — 
S 5 8 S S es 
1920 12 12 —— 79938013 — 2201923 — 4 137 | 9 4 5 — 109 545 
1921 9 9I—|—| 79 1209822 — 2422532 — | 7| 13026 818 — 127 578 
1922 69 — 3| 768073 7 — 2491324 — 11 119 29 1514 — 141 585 
1923 3 3— — 76 4442 2 — 2511510 5 — 12412 8 4 — 145 596 
1924 | 3 3 (— — 7660 5010 — 26113 6 7 — 131118] 3 — 148 616 
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Hiernach iſt die Zahl der Gaſtwirtſchaften von 66 im Jahre 1913 auf 76 (76) ) im Berichts⸗ 
jahre 1924 erhöht. Die Zahl der Spirituoſenſchankwirtſchaften iſt von 210 im Jahre 1913 auf 261 (251), 
alſo um 51 erhöht. Die Anzahl der Schankwirtſchaften für Bier und Wein hat ſich um 17 vermindert. 
Während im Jahre 1913 148 Ausſchankſtätten vorhanden waren, verbleiben am Schluſſe 1924 uur 131, 
es find mithin 17 eingegangen. Die Zahl der Spirituoſenverkaufsſtätten — Kleinhandel mit Spirituoſen 
einſchl. Verkauf von Spirituoſen in verſchloſſenen Flaſchen — hat ſich ſeit dem Jahre 1913 hingegen 
um 44 vermehrt. 

Es handelt ſich hier in der Hauptſache darum, daß Geſchäften, die mit Kolonialwaren, Geflügel, 
Delikateſſen uſw. handeln, die Erlaubnis erteilt iſt, auch Liköre in Flaſchen zum Verkauf zu ſtellen. 

Nach der Fortſchreibung betrug die Einwohnerzahl Danzigs am 31. Dezember 1924 206 458. 

Es entfielen hiernach zu dieſer Zeit: 


1 Gaſt⸗ und Herbergswirtſchaft auf. 2 716 
1 Schankwirtſchaft mit Spirituoſen aur 752 
Wein und deen ͥ ½¹ een ER 1576 und 
1 Spirituoſen⸗-Kleinhandel einſchl. Verkauf von Spirituoſen in ver- 
ſchloſenen Jaſchen . „ Sul are Eee 1394 Bewohner. 


Demnach entfiel 1924 je eine Wirtſchaft einſchl. Flaſchenverkaufsſtellen auf 335 Einwohner 
gegen 337 im Vorjahr. 


Dampfkeſſelanlagen ſind genehmigt worden: 


EN ES ße TEN EHER SE 20 (Vorjahr 30) 
r . en, 1 i 3) 
fe ER 110 24) 


38 (Vorjahr 57) 

Erheblich war die Tätigkeit des Stadtausſchuſſes in Armenangelegenheiten. Im Berichts— 

jahre 1924 ſind 39 Anträge eingegangen. Hiervon wurden 0 Anträge abgelehnt, in 29 Fällen erfolgte 

Verurteilung zu Unterhaltsbeiträgen; in fünf Fällen wurde den Anträgen der Ortsarmenverbände auf 

Unterbringung arbeitsſcheuer Perſonen ins Arbeitshaus Folge gegeben; fünf Anträge ſind zurückgezogen 
bezw. wurde das Verfahren ausgeſetzt. 


XXVIII. Betriebsmittelverwaltung. 


In der Berichtszeit wirtſchaftete die Betriebsmittelverwaltung bis zum 31. Oktober 1923 mit der 
deutſchen Reichsmark und vom 1. November 1923 ab mit dem neu eingeführten Danziger Gulden. 


Reichsmarkzeit. 


Die Reichsmarkwirtſchaft ſtand unter dem Zeichen der in den Jahren 1920 und 1921 zuerſt 
langſam fortſchreitenden, dann ſich immer ſchärfer auswirkenden Inflation. 


Es iſt unter dieſen Verhältniſſen ohne weiteres verſtändlich, daß der Geldbedarf der Stadt— 
gemeinde Danzig, deſſen Beſchaffung und Verwaltung der Betriebsmittelverwaltung obliegt, ziffernmäßig 
ſtark anſchwoll. Dieſer Zuſtand wurde dadurch verſchärft, daß die Stadtgemeinde Danzig die Fortführung 
der bisherigen Reichs- und Staatsbetriebe (Werft, Artilleriewerkſtatt, Gewehrfabrik) übernehmen mußte, 
da ſonſt eine Schließung der Betriebe gedroht hätte, durch die Tauſende von Arbeitern brotlos geworden 
wären. Die von den ehemaligen Reichs- und Staatsbetrieben angeforderten Summen wurden nicht 
allein zur Weiterführung, ſondern auch zur Verbeſſerung der Betriebe verwendet. Es iſt alſo in dieſer 
Zeit der ſtädtiſchen Verwaltung zu weſentlichen Kapitalinveſtitionen gekommen. 


) Die eingeklammerten Zahlen beziehen ſich auf das Vorjahr. 
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Die Beſchaffung der zur Unterhaltung und Fortführung der Werke und der Betriebe notwendigen 
Summen war für die Betriebsmittelverwaltung außerordentlich ſchwierig. Um allen Anforderungen gerecht 
zu werden, war die Stadtgemeinde gezwungen, ihre Steuern in weiteſtgehendem Maße auszubauen und 
umzuſtellen. Auch die Einziehung der Steuern wurde weſentlich beſchleunigt. Durch dieſe Maßnahmen 
in Verbindung mit Vorſchüſſen, die beſonders von der Freien Stadt gewährt wurden, war es der 
Betriebsmittelverwaltung, wenn auch unter Schwierigkeiten, möglich, die notwendigen Mittel bereitzuſtellen. 
Es ſei hierbei erwähnt, daß in der letzten Zeit der Inflation die Zahlungsmittel für den allgemeinen 
Geſchäftsverkehr nicht mehr ausreichten, ſo daß die Stadtgemeinde gezwungen war, ſtädtiſches Notgeld 
zur Behebung dieſes unerwünſchten Zuſtandes herauszugeben. 

Es muß darauf verzichtet werden, für die Zeit der Inflation Zahlen anzugeben, da deren 
Wertung ohne genaue Goldvergleichsziffern nicht möglich iſt. Zu den Etatsanſätzen muß noch erwähnt 
werden, daß die zur Verfügung ſtehenden Einnahme- und Ausgabebeträge formell überſchritten wurden. 
Würden die Zahlen aber auf den Goldwert zurückgeführt werden, ſo iſt keine bzw. eine nur geringfügige, 
in normalem Rahmen ſich bewegende Aberſchreitung feſtzuſtellen. 

Bei der Einführung der Guldenwährung hatte ſich die Inflation zu einer Vernichtung des Wertes 
der Zahlungsmittel ausgewachſen, ſo daß trotz der phantaſtiſch hohen zu Buch ſtehenden Zahlen auf eine 
formelle Rechnungslegung für die Reichsmarkzeit des Wirtſchaftsjahres 1923 verzichtet wurde. 


Guldenzeit. 
Rechnungsjahr 1923. 


Nach der Einführung der Guldenwährung wurde die Etatswirtſchaft wieder ſtabil. Unter 
Zuhilfenahme eines von der Freien Stadt Danzig gewährten Guldenkredits konnte die Stadtgemeinde 
Danzig ihren Verpflichtungen nachkommen, bis die eigenen Einnahmen wieder reichlicher floſſen. Der 
Abſchluß der Betriebsmittelverwaltung, die auf Grund des in Gulden umgerechneten Reichsmark-Etats 
für 1923 geführt wurde, brachte einen Aberſchuß von 159 407,35 Gulden, der durch die zinsbare Anlegung 
der zeitweilig verfügbaren Betriebsmittel erzielt werden konnte. - 


Rechnungsjahr 1924. 


Einnahme Ausgabe 
Der Haushaltsplan ſah vor 200 000, — Gulden 300 000, — Gulden 
Der Rechnungsabſchluß ſtellt ſich auf. .. . 446 178,63 5 519 605, 24 „ 


Mithin nach dem Voranſchlage mehr 246 178,63 Gulden 219 605,24 Gulden 

Die Aberſchreitung der Etatsanſätze iſt darauf zurückzuführen, daß weſentlich höhere Betriebsmittel 
für die Kämmereihauptkaſſe angeliehen werden mußten. 

Der Vechnungsabſchluß ſtellt ſich gegen den Voranſchlag günſtiger um 26 573,39 Gulden. 


XXIX. Beſondere Bewilligungen. 


J. Größere Bewilligungen in den Nechnungsjahren 1920/1923. 
a) Im Rechnungsjahre 1920: ? 
für die Wiederherſtellung der Badeanſtalt Bröſen, 
„Errichtung einer Badeanſtalt Heubude, 
„ das Schulgebäude in Bröſen, 
„ den Bau von Turnhallen, 
Errichtung von Dienſträumen in der Kaſerne Wieben, 
„Reinigung des Strieß⸗, Jäſchkentaler und Königstaler Bachs, 
„Kinderbeſpeiſung der Quäker, 
Anlegung einer Promenade zwiſchen Bröſen und Glettkau; 


* 


» 


— —— — — ——— — — 
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b) im Rechnungsjahre 1921: 
für Beſchaffung von Wilchvieh für das Gut Weißhof, 
„Kinderbeſpeiſung, 
„Gehaltsaufbeſſerungen der Lehrperſonen an Privatſchulen, 
als Zuſchuß für das Diakoniſſen-Mutterhaus, 
5 » „ „ Stadttheater, 
für Beſchaffung von Verbandſtoffen uſw. für das ſtädtiſche Krankenhaus; 


c) im Rechnungsjahre 1922: 
für Weiterführung der Abmelkwirtſchaft auf dem Gut Weißhof, 
„Frühſtücksbeſpeiſung armer Schulkinder, 
als Zuſchuß für das Diakoniſſen⸗Mutterhaus, 
„ Zwecke der Kleinrentnerfürſorge, 
zur Unterſtützung von Nentenempfängern und Zivilblinden, 
für bauliche Verbeſſerungsanſtalten in den ſtädtiſchen Seebadeanſtalten, 
zur Beſchaffung eines Laſtautos für die Feuerwehr, 
für Linderung der Begräbnisnot der minderbemittelten Bevölkerung; 


d) im Rechnungsjahre 1923: 
zur Unterſtützung von Kleinrentnern, 
als Zuſchuß für das St. Marien-⸗Krankenhaus und für das Diakoniſſen-Mutterhaus, 
für Zuſchüttung der Sumpfſtellen in Bröſener Wäldchen, 
„Inſtandſetzung des Zufluchtsheims am Olivaer Tor, 
„ Inſtandſetzungsarbeiten bei den ſtädtiſchen Seebadeanſtalten, 
„ Wietbeihilfen, 
„Freilegung der Defenſionskaſerne Biſchofsberg. 


II. Bericht für das Rechnungsjahr 192. 


halt ſah o/) r 4 0  ee 379 570 Gulden 
Rr. BE 668 350 „ 


Als größere Bewilligungen ſind zu erwähnen: 
25 000 Gulden für die Beſchaffung eines vierten Krankenautos, 


37 000 „ — l von Keſſeln im Städtiſchen Krankenhauſe, 
25 000 1 „ „Einebnung der Schießſtände Heiligenbrunn, 
38 000 „ zur Beſchaffung eines Fährdampfers für die Wilchpeterfähre, 


25 000 „ für die Wiederherſtellung der Tiefbrunnenanlage im Krankenhaus, 
60 000 5 „ konſervatoriſche Arbeiten zur Erhaltung des Stadtbildes, 
30 000 1 „ den Bau einer Suppenküche in Langfuhr, 


25 500 1 „ Notſtandsarbeiten, 
60 000 „ als Zuſchüſſe von je 30 000 Gulden für das Diakoniſſen⸗ und das St. MWarien⸗ 
Krankenhaus, 


35 000 „ für Frühſtücksverteilung an bedürftige Schulkinder, 

27 000 5 „ Erneuerung der Schleuſenanlage an der Krebsmarktmühle, 
40 000 5 „ Vorarbeiten für den Zentralfriedhof, 

86 000 hr „ Beſchaffung eines Motor⸗Feuerlöſchbootes. 
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XXX. Schuldenverwaltung. 


a) Die Rechnungsjahre 1920/1923. 


Durch den Verfall der deutſchen Währung hat der Haushaltsplan der Schuldenverwaltung mit 
jedem Jahre an Bedeutung verloren, jo daß er im Nechnungsjahre 1923 faſt nur noch als ein Nachweis 
über die Markanleihe- Verpflichtungen der Stadtgemeinde Danzig angeſehen werden konnte. Erſt die 
geſetzliche Regelung der Aufwertungsfrage wird für die Warkſchulden der Stadt eine Anderung bringen. 


Nach dem Haushaltsplan betrug die Anleiheſchuld 


F k REN un 496 000 Mark 
CCT 13 238 00 „ 
V 66 930 000 „ 
ES 100 621000 „ 


b) Rechnungsjahr 1924. 


Soweit im Rechnungsjahre 1924 freihändige Aufkäufe und Rückzahlungen auf die im Haus⸗ 
haltsplan der Schuldenverwaltung aufgeführten Anleihen ſtattgefunden haben, iſt der Ablöſungsbetrag 
aus dem Abſchnitt „Ablöſung von Reichsmarkverpflichtungen“ des Haupthaushaltsplans gezahlt worden. 
Bei der Schuldenverwaltung ſind nur die Beträge für die Verzinſung der Goldmarkanleihe von 1923 
nachgewieſen worden. Dieſe betragen 76734 Gulden und find durch das ſtädtiſche Betriebsamt in voller 
Höhe erſtattet worden. 


c) Schuldenſtand Ende des Rechnungsjahres 1924. 


Bei Einführung der Guldenwährung ſchuldete die Stadt noch aus den Anleihen 1904, 1909, 
1911 und 1919 ſowie aus Schuldſchein- und Hypotheken-Darlehen rd. 45 Millionen Mark. Hiervon ſind mit 
den in den Nechnungsjahren 1923 und 1924 zur Verfügung geſtellten Mitteln bisher rd. 23½ Millionen 
Wark abgelöſt worden, ſo daß der alte Reichsmarkſchuldenſtand nur noch 21½¼ Millionen MWark beträgt. 
Zur Ablöſung dieſer noch reſtlichen Verpflichtungen iſt nach dem Geſetz über den Ausgleich der Geld— 
entwertung ein Betrag von etwa 3,6 Willionen Gulden erforderlich. Die Deckung der geſamten Ablöſung 
kann vorausſichtlich mit Hilfe der nächſtjährigen Etats in längſtens zwei Jahren erfolgen. 


Von der im Oktober 1923 aufgenommenen Goldmarkanleihe 1923 find insgeſamt 280 949 Dollar 
in den Verkehr gebracht worden. Hiervon find bereits rd. 136 000 Dollar zurückgekauft, ſo daß ſich nur 
noch Schuldverſchreibungen dieſer Anleihe im Nennbetrage von etwa 145 000 Dollar im Verkehr befinden. 
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